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(Beginn: 13.37 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Meine 
Damen und Herren! Ich eröffne hiermit die 
21. öffentliche Sitzung des 2. Untersu-
chungsausschusses der 15. Wahlperiode. 

Ich darf die Kollegen der Presse, soweit 
sie Film- und Tonbandaufnahmen machen, 
bitten, unseren Saal zu verlassen. 

Ich stelle die Beschlussfähigkeit fest. 
Wir haben heute die Vernehmung von 

fünf Zeugen auf der Tagesordnung: Herrn 
Vortragenden Legationsrat Nikolai von 
Schoepff, den ich hiermit herzlich begrüße. 
Grüß Sie Gott, Herr von Schoepff. Ihnen ist 
gesagt worden, dass Sie mir ein Signal ge-
ben, wenn Sie eine kurze Unterbrechung 
wünschen. Das ist alles schon abgespro-
chen. 

(Zeuge von Schoepff: Dafür danke 
ich Ihnen sehr, Herr Vorsitzender!) 

- Kein Problem. - Nächste Zeugen sind die 
Regierungamtsfrau Anita Maria Ohl-Meyer, 
als Drittes Botschaftsrat Dr. Oliver Schna-
kenberg, als Viertes Legationsrätin Susanne 
Fries-Gaier und schließlich Botschaftsrat 
Martin Huth.  

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, 
dass keine Ton- und Bildaufnahmen gemacht 
werden dürfen. Handys müssen ausge-
schaltet sein. 

Vernehmung des Zeugen  
von Schoepff 

Ich möchte darauf hinweisen, dass die 
Tonbandaufzeichnungen, die wir hier ma-
chen, nur dazu dienen, das Protokoll zu ferti-
gen.  

Eine Aussagegenehmigung liegt für Sie, 
Herr von Schoepff, ohne besondere Ein-
schränkungen vor. 

Ich komme gleich zur Belehrung, die bei 
jedem Zeugen sein muss. Sie sind als Zeuge 
verpflichtet, Herr von Schoepff, die Wahrheit 
zu sagen. Ihre Aussagen müssen daher rich-
tig und vollständig sein. Sie dürfen nichts 
weglassen, was zur Sache gehört, und nichts 
hinzufügen, was der Wahrheit widerspricht. 
Ich habe Sie außerdem auf mögliche straf-
rechtliche Folgen hinzuweisen. Bei Verstoß 
gegen diese Wahrheitspflicht können Sie 
nach § 153 Strafgesetzbuch bestraft werden.  

Sie können allerdings die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren Beantwor-
tung Ihnen selbst oder Angehörigen im Sinne 

des § 52 der Strafprozessordnung die Gefahr 
zuziehen würde, einer Untersuchung nach 
einem gesetzlich geordneten Verfahren aus-
gesetzt zu werden. Sollten Teile Ihrer Aus-
sage aus Gründen des Schutzes von Dienst-, 
Privat- oder Geschäftsgeheimnissen nicht für 
die Öffentlichkeit bestimmt sein, so bitte ich 
um einen Hinweis, damit wir in nicht öffentli-
cher Sitzung fortfahren können. 

Jetzt kommen wir zu Ihnen, Herr von 
Schoepff. Ich darf Sie bitten, sich zunächst 
einmal dem Ausschuss vorzustellen, und 
zwar mit vollständigem Namen, mit Alter, mit 
Beruf, mit Wohnort oder Dienstort. Bitte 
schön. 

Zeuge von Schoepff: Herr Vorsitzender, 
mein Name ist Gustav Nikolai von Schoepff. 
Ich bin 45 Jahre alt. Ich bin seit zwei Jahren 
stellvertretender Referatsleiter des EU-
Grundsatzreferats E01 und häufiger Gast 
hier. Wir haben das Ratifikationsgesetz von 
unserem Referat begleitet und haben da-
durch heute Großkampftag. Ich war von 93 
bis 96 Leiter RK in Kiew und habe danach 
verschiedene andere inhaltliche Positionen 
im Rahmen des Auswärtigen Dienstes aus-
gefüllt. 

Ich wohne privat in Berlin-Mitte. Meine 
formelle Dienstanschrift ist: Auswärtiges Amt, 
Referat E01, 11013 Berlin. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Es ist 
üblich, dass die Zeugen - wenn sie es wün-
schen - die Gelegenheit erhalten, die Dinge 
im Zusammenhang darzustellen. Wünschen 
Sie dieses? 

Zeuge von Schoepff: Herr Vorsitzender, 
das wünsche ich. Wie ich schon sagte: Bei 
mir liegt das relativ lange her, zehn Jahre. 
Kiew hat mich immer sehr bewegt. Ich habe 
den Posten sehr gern ausgefüllt und will 
umfassend Stellung nehmen. Ich will Ihnen 
jetzt schon sagen, dass es vermutlich relativ 
lange dauern wird. Ich habe das nicht in der 
Form einstudiert. Ich habe mir Aktenmaterial 
mitgenommen und werde mir erlauben, aus 
meinen vielen Berichten auch zu zitieren. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Bitte 
schön. 

Zeuge von Schoepff: Bevor ich in for-
mellem Sinne zu dem Beweisbeschluss 15-
125 Stellung nehme - da geht es bei mir um 



2. Untersuchungsausschuss  2 
[21. Sitzung am 12.05.2005] 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

den Punkt II, das heißt um die Aufklärung der 
Visaerteilungspraxis vor 1998 und im 
Speziellen um die Aufklärung der Frage, 
welche Vorgaben im Untersuchungszeitraum 
vor 1998 in Kiew für die Erteilung von Visa 
gemacht worden sind, und zweitens darum, 
ob es in diesem Zeitraum zu Visaerschlei-
chungen gekommen ist und wie darauf rea-
giert wurde -, möchte ich ein paar persönli-
che Bemerkungen machen.  

Wie ich eben schon sagte, war ich gerne 
in Kiew. Ich komme aus einer baltendeut-
schen Familie, die im 18./19. Jahrhundert 
lange in Russland gelebt hat. Ich habe eine 
starke persönliche Affinität zum slawisch-
jüdischen Kulturkreis Osteuropas; das will ich 
am Anfang hervorheben. Andererseits will ich 
sagen, dass Kiew meine bisher härteste be-
rufliche Herausforderung war. Sie werden 
das am Ende meiner Ausführungen vielleicht 
verstehen. 

Dann möchte ich vorausschicken: Ich bin 
als Leiter der Rechts- und Konsularabteilung 
eingeladen worden. Ich war in der Tat nur 
Leiter des Rechts- und Konsularreferates. 
Nach der damals schon gültigen und auch 
heute noch gültigen GOV, der Geschäftsord-
nung der Bundesregierung für die Auslands-
vertretungen, können Abteilungen nur einge-
richtet werden, wenn an einer Vertretung 
mindestens 14 Beamte des höheren Diens-
tes vorhanden sind. Das sind Großbotschaf-
ten. Kiew war in diesem Sinn ein kleiner La-
den. Das will ich nur sagen. Das ist sicherlich 
ein sympathisches Wunschdenken. Das war 
aber genau unser Problem, dass wir eben … 
(akustisch unverständlich), sondern auch 
Minderheitenreferent der Botschaft, was, 
wenn ich das so vortragen darf, im Grunde 
ein Widerspruch in sich war. Der Leiter des 
zweitgrößten Konsulates, das wir damals 
waren, hat am Platz zu sein. Ein guter Min-
derheitenreferent ist vor Ort bei den Minder-
heiten.  

Ich habe diesen Widerspruch relativ 
schnell erkannt und habe mich - das muss 
ich offen sagen - vornehmlich um das Kon-
sulat gekümmert. Ich bin nur ganz selten zur 
echten deutschen Minderheit, die vor allem in 
Transkarpatien war, gefahren; das muss ich 
Ihnen entschuldigend sagen. Die war relativ 
gut etabliert. Ich bin von der Voraussetzung 
ausgegangen, dass Leute, die sich - sagen 
wir - deklaratorisch als Deutsche bekannten 
und - um es offen zu sagen - Profit ziehen 
wollten, mich so oder so im Konsulat aufge-

sucht haben, was sie gemacht haben. Ich 
habe die im Konsulat sozusagen bedient.  

Im Weiteren möchte ich vorausschicken, 
wie ich mich vorbereitet habe. Ich hatte die 
Möglichkeit, den Aktenbestand Kiew einzu-
sehen, der Ihnen auch vorliegt. Ich habe 
darüber hinaus - Sie haben sicherlich gese-
hen, dass ich sehr viel berichtet habe, und 
ich konnte mich daran erinnern, dass ich 
weitaus mehr berichtet habe, als in den Ak-
ten ist, die Sie haben - noch andere Akten 
aus dem Referat 508 - das ist sozusagen das 
Nachfolgereferat des alten Visum- und Aus-
länderreferats 514 - in enger und freund-
schaftlicher Kooperation mit den Kollegen 
herangezogen und den einen oder anderen 
interessanten Bericht von mir gefunden, den 
ich hier ansatzweise vortragen möchte. Ich 
kann Ihnen dann gern die ganze Akte geben.  

Ich habe mich zur Vorbereitung insbe-
sondere mit drei ehemaligen Sachbearbei-
tern meiner RK-Stelle unterhalten, um Sach-
verhalte aufzuklären, die nicht vorgeladen 
sind. Dann habe ich mich mit einem ehema-
ligen Sachbearbeiter des Liegenschaftsrefe-
rates in Vorbereitung getroffen. Dann habe 
ich mich mit dem Bürosachbearbeiter Nesyt 
vor zwei Tagen mittags unterhalten, den Sie 
vorgeladen haben. Da liegt scheinbar kein 
genauer Vorladungstermin vor. Der war 
zweimal in Kiew und kann sicherlich Interes-
santes berichten. Er war sozusagen der erste 
Leiter der Visastelle, den ich noch erlebt 
habe in der Zeit vor mir. Dann habe ich mit 
Frau Flor, der Leiterin unseres Kabinetts- 
und Parlamentsreferats, das übliche Infor-
mationsgespräch geführt. 

Um jetzt in medias res zu gehen, nämlich 
auf die zentrale Fragestellung, ob es zu Vi-
sumerschleichungen im Zeitraum von 1993 
bis 1996 gekommen ist, kann ich nur mit 
einem ganz klaren und deutlichen Ja ant-
worten. Ich will diese Feststellung aber gleich 
spezifizieren. Diese Visumerschleichung galt 
nicht nur für diesen engen Bereich des Tou-
ristenvisums. Der galt genauso und eventuell 
in noch viel größerem Maße - das werde ich 
nachher ausführen - für den Bereich Kontin-
gentflüchtlinge und für den Bereich der Aus-
siedler nach dem Kriegsfolgenbereinigungs-
gesetz. Auch für diese beiden Bereiche ha-
ben wir natürlich Visa ausgestellt. Wir waren 
in unterschiedlicher Form an dem Aufnah-
meverfahren beteiligt. Wir haben - das muss 
ich aber gleich vorausschicken - in beiden 
Fällen den Aufnahmebescheid nicht getrof-
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fen. Wir haben diese beiden Verfahren nicht 
federführend betrieben. 

Weiter möchte ich klar herausstellen, 
dass ich in Person immer und jederzeit alles 
in meiner Kraft Stehende versucht habe, um 
Visumerschleichungen und die unberechtigte 
Ausreise nach Deutschland zu verhindern. 
Dasselbe gilt für meine entsandten Mitarbei-
ter in meiner Zeit mit der Ausnahme eines 
Kollegen, dem 1996 vom Auswärtigen Amt 
gekündigt worden ist. Das hatte prozessuale 
Folgen. Ich bin gern bereit, später dazu 
Stellung zu nehmen. 

Dass es unzweifelhaft zu Visumerschlei-
chungen kam, hatte aus meiner Sicht eine 
Reihe von strukturellen Gründen; auf die will 
ich später kommen. Auf diese Gründe habe 
ich sehr schnell meine jeweiligen Botschafter 
aufmerksam gemacht. Ich hatte in meinen 
drei Jahren drei Botschafter. Ich habe, wie 
Sie gesehen haben, darüber eine Vielzahl 
von Berichten gegenüber der Zentrale ver-
fasst. Ich habe immer versucht, offizielle 
Besucher vonseiten der damaligen Bundes-
regierung, die ich immer gern betreut habe, 
darauf aufmerksam zu machen.  

Dann wurde ich doch häufig von Parla-
mentsabgeordneten angerufen. Ich will hier 
jetzt keine Namen nennen. Ich habe dort 
auch immer sehr offen in diesen Gesprächen 
auf die Situation in Kiew hingewiesen. Der 
Offenheit halber möchte ich nur sagen: Mich 
haben nie grüne Abgeordnete angerufen und 
gedrängt. Mich haben in der Form auch nie 
CSU-Abgeordnete gedrängt, mit der einen 
Ausnahme, dass Abgeordnete des Bayeri-
schen Landtages von groben Missständen 
gehört hatten, von denen sie selbst schein-
bar Kenntnis erlangt haben. Die wollten mit 
mir am Telefon so Gespräche führen, dass 
sie meine Stellungnahme aufnehmen. Ich 
habe ihnen meine Gesamteindrücke geschil-
dert und sie nach Kiew eingeladen. Ich habe 
dann an solchen Sachen aber nicht mitge-
wirkt. Der Kontakt ist dann abgerissen. 

Ich habe dann auf die Probleme aufmerk-
sam gemacht und habe als Zweites, was in 
meiner Kraft stand, viele konkrete Maßnah-
men unternommen, um die Situation vor Ort 
zu verbessern; auf die werde ich nachher 
noch im Einzelnen kommen. Aber Sie kön-
nen sich vorstellen, dass ich als damaliger 
Legationssekretär, das heißt als Beamter auf 
Probe, selbst nicht in der Lage, nicht in der 
Position war, diese großen strukturellen 
Probleme, über die ich gleich sprechen 
werde, zu lösen. Bei diesen strukturellen 

Problemen oder Gründen dafür, wieso es zu 
Visumerschleichungen kommen konnte, 
handelte es sich aus meiner Sicht um fünf. 
Diese möchte ich Ihnen jetzt hintereinander 
überblicksmäßig vortragen. 

Der erste Grund ist die völlig unzurei-
chende räumliche Ausstattung des damali-
gen Konsulates zunächst im Bereich Visa. 
Da saßen die Sachbearbeiter, Bürosachbe-
arbeiter und Ortskräfte in zwei Räumen. Der 
eine Raum war 19 Quadratmeter, der andere 
circa 15 Quadratmeter groß. Die Spitzenzeit 
an Mitarbeitern in diesem Bereich, den ich im 
Visabereich betreut habe, waren 1996  25. 
Dazu kamen vier Ortskräfte, die als Sicher-
heitsleute draußen zum Einsatz kamen, die 
sich im Winter natürlich aufwärmen mussten, 
die Weisungen entgegennehmen mussten. 
Die mussten auch eine Möglichkeit haben, 
sich hinzusetzen. Das heißt, dass in dem 
einen zentralen Raum von 19 Quadratmetern 
zehn bis zwölf Arbeitsplätze waren. Das 
heißt, pro Person standen nicht ganz 
2 Quadratmeter zur Verfügung. Das will ich 
hier an den Anfang stellen. Das stellte für 
mich schon damals einen massiven Bruch 
deutscher Arbeitsschutznormen dar und war 
einfach völlig unmöglich. 

Sie werden mich jetzt wahrscheinlich fra-
gen wollen: Warum haben Sie da nichts ge-
macht? Da kann ich nur sagen: Mit dem Bot-
schafter, mit dem ich in dieser Zeit am meis-
ten zusammengearbeitet habe, Botschafter 
Arnot, und mit meiner Unterstützung - - Wir 
haben uns 20 bis 30 Prozent unserer ohne-
hin sehr großen Arbeitszeit kontinuierlich um 
die Unterbringungsfrage gekümmert, aber 
leider ohne jedes Resultat. Ich kann auf Fra-
gen danach gerne eingehen. 

Ein wichtiger Grund - das muss ich hier 
so offen sagen - war aus meiner Sicht ein 
gewisses politisches Desinteresse. In meiner 
Zeit gab es nach meiner Erinnerung keinen 
Besuch von Außenminister Kinkel. Auf jeden 
Fall gab es keinen Besuch in der Botschaft, 
der auch zu irgendwelchen Konsequenzen 
geführt hätte. Es gab einen Besuch von 
Bundesminister Waigel. Da liegt in den Un-
terlagen ein Drahtbericht vom 6. Fe-
bruar 1995 vor. Das ist Dokumentennum-
mer 0076. Bundesminister Waigel kam zur 
Einweihung der neuen Siedlung, die wir für 
zurückkehrende sowjetische Soldaten mit-
hilfe türkischer Firmen am Stadtrand von 
Kiew gebaut haben. Da hat uns auf der einen 
Seite sehr empört - - Da waren große von 
uns finanzierte Baukapazitäten vor Ort; aber 
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es hat nicht gereicht, uns sozusagen baulich 
zu helfen.  

Botschafter Arnot war immer ein sehr 
operativer, sich wahnsinnig einsetzender 
Botschafter, eine große, große Ausnahme im 
auswärtigen Dienst. Er hat sich den Bun-
desminister gegriffen. Wir haben ihn dann in 
die Visastelle geführt. Ich kann mich genau 
daran erinnern, dass Bundesminister Waigel 
erschüttert war. Er ist herumgegangen, sah 
die katastrophalen Verhältnisse. Ich will das 
nur vom Hörensagen hören. Wir haben dann 
meiner Erinnerung nach mit seinem Büro - 
weil die sich bei uns sehr gut betreut fühlten - 
gesprochen. Wir haben dann am Rande der 
nächsten Kabinettsitzung mit dem Bundes-
außenminister gesprochen. Der Bundes-
außenminister soll gesagt haben - so wurde 
uns das vermittelt -, es täte ihm Leid, aber da 
könne man nichts machen.  

Dann war in meiner Zeit Staatsminister 
Schäfer zweimal da. Wir wurden da sozusa-
gen wie die Affen demonstriert, aber auch 
ohne ein Follow-up. Es kam kein Staatsse-
kretär des Auswärtigen Amtes, obwohl das 
angekündigt war. Stattdessen kam Staats-
sekretär Schelter, den ich persönlich sehr gut 
kannte, als Altstipendiat der Hanns-Seidel-
Stiftung, der dort Vorträge hielt über die Be-
kämpfung OK. Ich habe versucht, ihm die 
Problematik der Visastelle und diese großen 
strukturellen Probleme mit der Mafia, auf die 
ich später zurückkommen werde, nahe zu 
bringen. Wir hatten persönlich ein sehr gutes 
Verhältnis. Ich habe versucht, ihm das immer 
mitzuteilen. Es gab da aber auch kein Fol-
low-up; das muss man so offen sagen. Der 
Besuch war meiner Erinnerung nach 95 oder 
96. Sehr schnell vorher oder später kam der 
damalige und, ich glaube, heutige Vizepräsi-
dent des Bundeskriminalamts Falk, der auch 
für keine weiteren Aktivitäten sorgte. 

Der Einzige, der sich wirklich bemühte, 
etwas zu machen, war der heutige Bot-
schafter in der Türkei, Herr Born. Das war 
der damalige Leiter des Referats 514. Der 
kam im September 1995. Er hatte damals 
alle großen Konsulatsstellen Osteuropas 
bereist und war entsetzt. Wir hatten davor - 
das muss ich offen sagen; das finden Sie 
auch in den Akten - ein gewisses Disagree-
ment. Er fand mich immer viel zu hart. Wenn 
Sie die Unterlagen anschauen, dann steht da 
immer in den persönlichen Notizen von ihm: 
Herr von Schoepff versteht das nicht. - 
Nachdem er die Schlange und die Verhält-
nisse vor Ort gesehen hatte, nachdem ihm 

ein Mafiamitglied in meiner Gegenwart, 
nachdem ich ihn angesprochen hatte, eine 
großkalibrige Waffe zeigte, die er dann, 
nachdem ich gesagt habe, wir würden nichts 
von ihm wollen, wieder einsteckte, da hat er 
mich sehr gut verstanden.  

Wie Sie dann sehen, hat er eine Vielzahl 
von Vermerken geschrieben. Ich habe einen 
mitgebracht. Ich will Ihnen den nur kurz vor-
lesen. Das ist ein Vermerk vom 
10. Oktober 1995 in Vorbereitung eines ge-
planten Besuches des Staatssekretärs von 
Ploetz, der dann aber selbst niemals er-
schien. Herr Born schreibt:  

Wir sind zur Zeit wohl die westliche 
Botschaft in Kiew, die sowohl hin-
sichtlich des Botschaftsgebäudes 
wie auch der Unterkunft für den 
Botschafter am schlechtesten un-
tergebracht ist. Die räumliche Enge 
der Visumstelle ist unzumutbar. Nur 
dank des Einsatzes aller Mitarbeiter 
und dank ihrer guten Zusammenar-
beit kann der Visumbetrieb rei-
bungslos aufrechterhalten werden. 
Das bauliche und innere Bild der 
Botschaft Kiew, in die die Visum-
stelle auf engstem Raume einge-
pfercht ist, ist keine Visitenkarte für 
Deutschland. 

Diese eben, wie Sie hören, schon nach 
objektiven Kriterien völlig unzureichende 
arbeitsmäßige Unterbringung der Visastelle 
wurde von den zwei anderen großen operati-
ven Arbeitseinheiten des Konsulats mit aus 
meiner persönlichen Sicht noch größerer 
migrations- und visapolitischer Bedeutung 
noch übertroffen. Es handelt sich bei diesen 
anderen Stellen um die Aufnahmestelle für 
das Verfahren für Kontingentflüchtlinge und 
die Arbeitsstelle, die sich mit den Aussiedlern 
nach dem Bundesvertriebenengesetz und 
nach dem Kriegsfolgenbereinigungsgesetz 
beschäftigt. Die Aufnahmestelle für das Ver-
fahren für Kontingentflüchtlinge - Sie werden 
das sicherlich häufig gesehen haben; es wird 
auch jetzt noch gezeigt - war ein ganz einfa-
cher Container ohne Heizung und ohne Toi-
lettenanlage. Er machte so den Eindruck, als 
ob es sich um eine vorübergehende Unter-
kunft für Arbeiter im Sommer im Bereich 
Straßenverkehr handelt. 

Zur Erhärtung der Arbeitsbedingungen 
dort muss ich sagen - weil wir den großen 
Visabetrieb hatten -, sind in einer gewissen 
Zeit die Antragsformulare im Bereich Kontin-
gentflüchtlingsverfahren wie auch im Visabe-
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reich dort noch ausgeteilt worden bei offenen 
Fenstern. Sie können sich vorstellen, in Kiew 
bei Temperaturen von minus 10, minus 15 
und minus 20 Grad. Das Austeilen ging über 
eine Stunde, anderthalb Stunden. In diesem 
Arbeitsbereich waren Minustemperaturen 
oder Temperaturen um den Gefrierpunkt.  

Zudem waren die Sicherheitsvorkehrun-
gen in dem Container gegen Einbruch und 
Diebstahl, was eben auch die Einflussnahme 
der Mafia anbelangte, völlig unzureichend. 
Wir haben häufig darüber berichtet. Meiner 
Meinung nach gab es Einbrüche und Fremd-
einwirkungen, um Etiketten zu bekommen 
und um sich an der Schlange vorbei Doku-
mente zu beschaffen von außen. Die waren 
jederzeit gegeben.  

Zusätzlich muss man zu den Arbeitsbe-
dingungen sagen: Der Container war im In-
neren so primitiv ausgestaltet, dass es keine 
Sicherheitsschalter gab. Die Mitarbeiter wa-
ren den Pressionen der Kunden, sage ich 
einmal, die selbst draußen über Stunden 
standen - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Zeuge, Entschuldigung. Wir haben eine 
Wortmeldung von Herrn Kollegen Königs-
haus. Einen Augenblick bitte. - Herr Königs-
haus, bitte. 

Hellmut Königshaus (FDP): Herr Zeuge, 
die Unterbringungsbedingungen waren 
schlecht; das haben wir jetzt verstanden. Der 
Untersuchungsauftrag bezieht sich auf die 
Frage, welche Vorgaben vor 98 waren. Wel-
che inhaltlichen Vorgaben? Meine Bitte wäre 
wirklich - - Das ist alles interessant. Das ha-
ben wir aber verstanden. Die Unterbrin-
gungsmöglichkeiten waren schlecht. 

(Zurufe) 

- Nein, das kann er nicht. Er kann auch nicht 
über die Bundesliga sprechen, sondern zum 
Untersuchungsauftrag. Der Untersuchungs-
auftrag lautet - ich habe ihn hier vor mir - 
unter Ziffer II: die Anwendung des geltenden 
Ausländerrechts auch - auch! - unter Einbe-
ziehung des Zeitraums vor 98 insbesondere 
prüfen, erstens und zweitens welche Vorga-
ben das waren, und drittens, wodurch die 
Entwicklung des Reise- und Besuchsver-
kehrs usw. bestimmt war. Darum geht es. 
Das ist genau die Form der Bepackung, die 
Sie immer bestritten haben, die jetzt hier 
eintritt. Dass wir uns wochenlang darüber 
streiten, wie weit der Untersuchungsauftrag 

gefasst wird, dann aber ein Zeuge darüber 
bestimmt, ob er hier im Rahmen einer sol-
chen Anhörung erweitert wird, wäre nicht 
korrekt. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Neumann, bitte. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Der 
Untersuchungsausschuss umfasst auch, ob 
in sonstiger Weise das dazu geführt hat, was 
Sie der Bundesregierung vorwerfen, nämlich 
Verstoß gegen geltendes Recht, Förderung 
der Migration - ich sage das jetzt einmal mit 
meinen Worten -, in sonstiger Weise. Dazu 
gehört auch die räumliche Unterbringung. Es 
ist nach meiner Auffassung Ihr gutes Recht, 
das auch ausführlich darzustellen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Es 
war ganz hilfreich, dass Sie - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Entschuldi-
gung, das ist aber nicht II. Das bezieht sich 
auf die Zeit seit Oktober 98. Wir sind ge-
nauso korinthenkackerisch wie Sie. Wir ach-
ten darauf, dass wir uns an den Auftrag hal-
ten. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das scheint Ihnen nicht 

zu passen!) 

- Das passt mir auch in der Tat nicht, weil 
wir - - Entschuldigung. Wir haben im Plenum 
über die Frage der Bepackung gesprochen. 
Dort haben Sie die Bepackung nur in dieser 
eingeschränkten Form durchbekommen. Es 
geht doch wohl nicht, dass wir im Plenum 
darüber diskutieren, dann aber setzen wir 
uns darüber hinweg. Dort ist die Grenze ge-
zogen worden. Die Grenze ist hier erreicht. 
Der Zeuge hat erzählt, dass die Unterbrin-
gung schlecht war. Herr Kinkel war nicht dort. 
Ein schlechter Betriebsrat offenbar. Er war 
aber Außenminister. Der Einzige, der dort 
war, war offenbar der zuständige Referats-
leiter. Der war auch zuständig. Der hat sich 
bemüht. Das alles haben wir gehört und fest-
gestellt. Jetzt sollten wir zum Thema kom-
men. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Zeuge, Sie haben, glaube ich, verstanden, 
wie das Meinungsbild hier ist. Der Prüfungs-
gegenstand ist Ihnen bekannt. Sie haben im 
Zusammenhang sicherlich noch Weiteres zu 
erklären. Der Hauptpunkt des Zusammen-
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hangs ist natürlich die Erlasslage. Die Um-
stände, die in sonstiger Weise auch Auswir-
kungen haben können, haben Sie schon 
umfangreich dargestellt. Ich möchte Sie ganz 
gern bitten, dass Sie jetzt fortfahren. Bitte 
schön. 

Zeuge von Schoepff: Ich möchte gern in 
dem Sinne fortfahren, weil ich die räumli-
chen - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Fah-
ren Sie ruhig fort. 

Zeuge von Schoepff: Danke sehr. - Ich 
hatte jetzt die Arbeitsstelle für die Kontin-
gentflüchtlinge beschrieben und wollte als 
Letztes noch die Arbeitsstelle erwähnen, die 
für die Aussiedler zuständig war. Die war in 
einer Privatwohnung ungefähr 500 Meter von 
der Botschaft entfernt untergebracht, wo 
auch Dokumente und Siegel untergebracht 
waren. Ich habe mich mit den beiden Sach-
bearbeitern, die dort tätig waren, unterhalten. 
Die sagten, ihrem Eindruck nach - obwohl wir 
da auch entsprechende Berichterstattungen 
machten - konnte der KGB in der Form des 
SBU jederzeit eindringen. Diese Arbeitsstelle 
war nicht näher bewacht. Es war eine große 
Gefahr, dass sich Außenstehende, nicht 
Befugte in Verfahren einklinkten. Das will ich 
ausdrücklich erwähnen.  

Ich will einfach auch noch erwähnen - das 
bat mich der eine Sachbearbeiter, der heute 
in Taipeh ist und mit dem ich darüber sprach, 
zu machen; ich hatte diese Arbeitsstelle auch 
selbst in katastrophaler Erinnerung -: Seiner 
Erinnerung nach stand im Inspektionsbericht 
der Botschaft vom Herbst 1993: Die Außen-
stelle der Botschaft war nur über eine mit 
Exkrementen übersäte Treppe zu errei-
chen. - Das will ich einfach so sagen. Der 
Inspekteur hat es so aufgenommen und hat 
es auch im Amt berichtet. Es geschah 
nichts. - Es tut mir Leid, dass ich das in 
dieser Härte so darstelle. Es war einfach 
schauerlich. 

Zusammenfassend - was das Räumliche 
anbelangt - will ich nur sagen: Gerade der 
Botschafter, der häufig in Berlin war, hat 
meiner Erinnerung nach nie mit dem Minister 
gesprochen, aber immer mit den Staatsse-
kretären. Er hat sich für räumliche Verbesse-
rungen eingesetzt. Er hat auch mit Politikern 
gesprochen und hat gesagt, wenn sich die 
Voraussetzungen nicht ändern, müsste die 
Botschaft geschlossen werden. Die Botschaft 

kann so nicht betrieben werden, auch nicht 
mit dem Visumaufkommen. - Seine hochran-
gigen Interventionen hatten aber nie Erfolg. 

Zweitens möchte ich auf die mangelnde 
personelle Ausstattung zu sprechen kom-
men, die meiner Ansicht nach völlig unzurei-
chend war. Als ich im Juni 1993 eintraf, war 
für die Visavergabe des damals zweitgrößten 
Konsulats der Welt nur ein Beamter des 
mittleren Dienstes zuständig, der sieben 
ukrainische Ortskräfte führen sollte. Die hat 
eben um die 100 000 Visa ausgegeben. 
Dann kommt erschwerend hinzu - das zu 
sagen, ist wirklich ganz wichtig -: Dieser Mit-
arbeiter - da handelt es sich um Herrn Nesyt, 
den Sie ja noch hören werden - war aus mei-
ner Sicht - ich hatte es in den Anfangsmo-
naten ja selbst erlebt - in der Hand des 
ukrainischen Sicherheitsdienstes SBU, und 
zwar in der Version - da gab es ja unter-
schiedliche Richtungen -, die sozusagen 
moskautreu war, weil die ganzen ukraini-
schen Ortskräfte, die damals in der Vertre-
tung unkontrolliert gearbeitet haben - - Ein 
Mann konnte sieben bis zehn Ortskräfte nicht 
kontrollieren. Falscherweise - so muss ich 
sagen - war denen, bis ich kam, auch er-
laubt, am Wochenende und am Abend ohne 
Kontrolle zu arbeiten. Alle diese Ortskräfte 
waren uns von der damaligen Diplomaten-
betreuungsagentur gestellt worden. Sie wa-
ren sozusagen von staatlicher Seite gestellt. 
Man kann einfach davon ausgehen, dass die 
für die entsprechenden Dienste arbeiteten.  

Ich will das an zwei wirklich demonstrati-
ven Beispielen erläutern. Ich habe dann nach 
relativ kurzer Zeit in Absprache mit dem Bot-
schafter fast alle entlassen. Der Erste, den 
ich entlassen habe, war zwei Wochen später 
Chef des Sicherheitsreferates mit dem Spe-
zialauftrag, sich um die Sicherheit der 
deutschsprachigen Botschaften zu kümmern 
im ukrainischen Außenministerium. Der hatte 
einen Arbeitsraum - das habe ich durch Zu-
fall gesehen - von über 100 Quadratmetern. 
So groß ist vermutlich das Arbeitszimmer des 
Bundeskanzlers. Das war eine Ortskraft - Sie 
müssen sich vorstellen - bei uns in der Vi-
sastelle, die sozusagen federführend agiert 
hat. Der Zweite, den ich entlassen habe - 
man glaubt es gar nicht - war zwei Wochen 
später der persönliche Referent des damali-
gen ukrainischen Außenministers. Der Erste 
war ein hartgesottener Bruder, muss ich sa-
gen. Er hat später versucht, mich zu be-
kämpfen. Er sollte dann - auch das muss 
man sich vorstellen - als Botschaftsrat an die 
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Ukrainische Botschaft in Bonn gehen. Er war 
formell viel höherrangig als ich. Ich war an-
gemeldet als Zweiter Sekretär. Er war da-
mals im Rang eines Oberst. 

(Zuruf: Was hat das jetzt mit der 
Sache zu tun?) 

- Ich spreche über die Zeit 93 bis 96 und 
möchte nicht unterbrochen werden. Das ist 
mein gutes Recht. - Augenblick mal! Ich 
möchte hier vortragen.  

(Hellmut Königshaus (FPD): Jetzt 
möchte ich eine förmliche Bean-

standung vorbringen!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Königshaus, bitte. 

Hellmut Königshaus (FDP): Der Zeuge 
ist natürlich berechtigt, im Zusammenhang 
zum Untersuchungsgegenstand vorzutragen, 
zum Untersuchungsgegenstand. Der Unter-
suchungsgegenstand ist klar umschrieben. 
Alle die Umstände, die Sie hier schildern, 
sollen wir seit Oktober 1998 untersuchen. 
Seit Oktober 1998! Wir sollen für den Zeit-
raum davor prüfen - Ziffer II -, welche Vorga-
ben für die Ermessensentscheidungen in 
Visaerteilungsverfahren gemacht wurden und 
welche Vorgaben für die Zusammenarbeit 
der Auslandsvertretungen mit den zuständi-
gen Ausländerämtern bestanden. Ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn Sie im Zusammenhang 
vortragen wollen, dass Sie zu diesen 
Themen, die Gegenstand dieses Untersu-
chungsausschusses sind, im Zusammen-
hang gern vortragen, uns aber nicht darüber 
belehren, was unser Auftrag hier ist. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Jetzt 
kommt Herr Neumann. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Ich 
lese die Ziffer II einmal ganz vor: 

Der Untersuchungsausschuss soll 
zur Aufklärung der Visaertei-
lungspraxis der deutschen Aus-
landsvertretungen und dabei der 
Anwendung des geltenden Auslän-
derrechts auch unter Einbeziehung 
des Zeitraums vor 1998 insbeson-
dere prüfen ... 

Jetzt kommen die Ziffern, die Sie nur ge-
nannt haben. Es geht im Obersatz aber um 
die Aufklärung der Visaerteilungspraxis. 
Dazu gehört nach meiner Einschätzung und, 

ich glaube, auch nach Einschätzung der 
Mehrheit auch das dazu.  

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Da 
steht nichts von „Sonstiges“! Das 
bezieht sich auf Ziffer I, Herr Neu-
mann! Das, was Sie eben vorgele-

sen haben, war falsch!) 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): 
Jetzt hat sich Herr Grindel gemeldet. - Wol-
len Sie etwas sagen, Herr Grindel? 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Nein!) 

- Das ist nicht der Fall. Wer will noch etwas 
sagen? - Dann würde ich jetzt ganz gern mit 
dem Zeugen fortfahren. - Gut. Herr Zeuge. 

Zeuge von Schoepff: Es tut mir Leid, 
dass ich Sie wirklich zeitlich belaste. 

(Zurufe) 

- Ich will es nur noch einmal kurz zusam-
menfassen. - Wenn ein Oberst des ukraini-
schen Sicherheitsdienstes letztendlich über 
die Visavergabe entscheidet, dann ist das 
eine Sache, die ich mitteilen muss. Ich halte 
das wirklich für dramatisch. Dann über ab-
straktes deutsches Ausländerrecht zu spre-
chen, das hat nichts mit der Realität zu tun. 
Ich will Ihnen über die Realität berichten, 
wirklich in gutem Sinne. Ich will hier nieman-
den anklagen oder beschuldigen. Ich per-
sönlich habe zum damaligen Außenminister - 
ich habe sehr gern Wirtschaftsförderung 
gemacht - gute Beziehungen. Das tut mir 
wirklich Leid. Man muss aber die Realitäten 
auf den Tisch legen. Ich will hier keine 
schmutzige Wäsche waschen. Mir als Mitar-
beiter des Auswärtigen Amtes zerreißt es 
das Herz, wirklich. Es tut mir wirklich Leid. 
Aus meiner Sicht ist es ein zentraler Be-
standteil der Visavergabe, was für ein Perso-
nal da ist. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
von Schoepff, können Sie mir noch Folgen-
des sagen? - Sie haben da Missstände vor-
gefunden. Sie haben zwei Personen ge-
nannt, die später in hohen Staatsämtern der 
Ukraine wieder aufgetaucht sind und mit dem 
Geheimdienst offensichtlich gar nichts zu tun 
hatten. In welchem Jahr haben Sie diese 
beiden Herrschaften beseitigt? 



2. Untersuchungsausschuss  8 
[21. Sitzung am 12.05.2005] 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Zeuge von Schoepff: Ich bin im 
Juni 1993 gekommen. Ich habe die entlas-
sen - - Den Ersten, den Oberst, habe ich auf 
jeden Fall, vermute ich, im November 93 
entlassen. Ich kann Ihnen das genau be-
richten. Die Weisung des Botschafters war - - 
Ich hätte ihn sofort entlassen, nachdem man 
das erkannte. Der Botschafter sagte: Lassen 
Sie ihn noch bis Freitag arbeiten. Holen Sie 
ihn dann zu sich hoch und drängen Sie ihn 
aus der Arbeit. Setzen Sie ihn unter Druck. 
Sagen Sie ihm, wir hätten ihn erkannt. Halten 
Sie ihm Sachen vor. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut, 
keine Details. 

Zeuge von Schoepff: Ich will nur sagen: 
Er zuckte nicht mit den Augenbrauen, son-
dern sagte nur: Kann ich an den Weih-
nachtsgeschenken - von daher weiß ich, 
dass es vor Weihnachten 93 war - partizipie-
ren? Dann verschwand er. Den anderen 
habe ich vielleicht zwei Wochen später ent-
lassen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Also 
im November oder im Dezember. 

Zeuge von Schoepff: Ja, meiner Erinne-
rung nach. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut, 
das wollte ich wissen. - So, fahren Sie jetzt 
bitte fort. 

Zeuge von Schoepff: Um das zusam-
menzufassen, will ich eben sagen: Für mich 
war ein zentrales Kriterium der Visavergabe 
eine sinnvoll gehandhabte Ermessensent-
scheidung nach Ausländerrecht. Trotz all 
dieser Bemühungen - die habe ich, weil ich 
eben unterbrochen worden bin, noch nicht 
alle dargestellt - bei der Zahl der großen 
Antragsteller - - Wir hatten ungefähr 20 000 
bis über 20 000 im Monat. Wir haben in mei-
ner Zeit ungefähr 15 000 Visa im Monat aus-
gegeben. 

(Zuruf: Wie viel?) 

- Das war saisonabhängig. Meiner Erinne-
rung nach und nach dem, was ich hier in den 
Unterlagen gesehen habe, wurden im Schnitt 
um die 15 000, manchmal aber auch deutlich 
mehr Visa im Monat ausgegeben.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: In 
welchem Jahr? 

Zeuge von Schoepff: In all den Jahren. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Nein, 
das ist völlig unterschiedlich. - Aber machen 
Sie bitte weiter. 

Zeuge von Schoepff: Meiner Erinnerung 
nach. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: In den 
Unterlagen, die Sie haben - - Ich werde Sie 
nachher gleich dazu fragen. 

Zeuge von Schoepff: Aber was ich ge-
macht habe - - Die Zahl der Antragsteller war 
im Verhältnis zur Zahl der ausgegebenen 
Visa erheblich höher. Wir haben in meiner 
Zeit Ablehnungsquoten von 20 bis 
60 Prozent geführt.  

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das 
stimmt doch nicht! Von welcher 

Botschaft reden Sie denn jetzt? - 
Sebastian Edathy (SPD): Lassen 

Sie den Zeugen doch reden! - Ge-
genruf des Abg. Reinhard Grindel 
(CDU/CSU): Verzeihen Sie, Herr 
Edathy, Sie kennen die Ableh-

nungsquoten genauso gut wie wir 
aus den Akten! Wenn der Zeuge 

hier sagt, 20 bis 60 Prozent, dann 
wissen Sie, wie das einzuschätzen 
ist! Sie kennen doch die Zahl! Ver-
zeihen Sie! Wir haben sie doch in 

den Unterlagen! - Olaf Scholz 
(SPD): Herr Vorsitzender, ich würde 
Sie bitten, dafür zu sorgen, dass es 
keine Unterbrechung des zusam-
menhängenden Vortrags, der das 
Recht des Zeugen ist, mehr gibt! - 
Reinhard Grindel (CDU/CSU): So-

fern er zur Sache redet!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
von Schoepff, Sie fahren fort. Wenn es sich 
vom zeitlichen Zusammenhang her einiger-
maßen in Grenzen hält - - Wie lange brau-
chen Sie Ihrer Meinung nach so ungefähr 
noch? Was meinen Sie? 

Zeuge von Schoepff: Ich kann es nicht 
genau sagen. Eine halbe oder dreiviertel 
Stunde sicher noch.  

(Zurufe) 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: 
Bitte? - Ich kann den Zeugen nicht verste-
hen. 

Zeuge von Schoepff: Ich sagte, meiner 
Meinung nach kann ich hier endlos sprechen. 
Eine dreiviertel Stunde. Ich möchte eine 
umfassende Darstellung machen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Zeuge, passen Sie auf, dass wir uns da rich-
tig verstehen: Sie haben das Recht, zu Be-
ginn der Befragung durch uns im Zusam-
menhang die Dinge darzustellen. Wenn Sie 
jetzt auf meine Frage, wie lange Sie denn 
noch ungefähr brauchen werden, antworten, 
dass Sie hier endlos reden könnten - - 

Zeuge von Schoepff: Das habe ich jetzt 
nur als Spaß gemeint. Entschuldigen Sie. 
Das habe ich aus Spaß gemeint. 

(Zuruf: Wir sind hier aber kein 
Spaßgremium!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wir 
wollen Sie nicht mehr unterbrechen. Sie fah-
ren bitte in aller Ruhe fort. Ich würde Sie aber 
bitten - - In der Frage und Antwort können 
Sie noch alles unterbringen. Das ist über-
haupt kein Problem. Wir werden Ihnen kein 
Wort abschneiden. Fahren Sie bitte fort und 
kommen Sie irgendwann zum Schluss. 

(Zuruf: Zum Thema! - Gegenruf: 
Das ist zum Thema! Sie begreifen 

es nicht!) 

- Das Thema ist mehrfach vorgetragen wor-
den. Das Thema ist dem Zeugen bekannt. Es 
liegt ihm schriftlich vor. Er wird sich daran 
halten. 

(Zurufe) 

- Jetzt bitte ich aber auch Sie, den Zeugen 
nicht weiter davon abzuhalten, weiterzure-
den. Können wir das so machen? Danke 
schön. - Herr von Schoepff. 

Zeuge von Schoepff: Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Um es noch einmal kurz zu-
sammenzufassen: Ich habe auf der einen 
Seite die Situation beschrieben, wie ich sie 
vorgefunden habe. Ich habe ukrainische 
Sicherheitskräfte entlassen. Ich habe dann 
gesagt, wie groß diese Antragszahlen meiner 
Erinnerung nach waren. Im Bereich Personal 
will ich hervorheben, dass ich dann versucht 

habe, das umzusteuern - auf der einen Seite 
habe ich gegenüber der Zentrale mehr Per-
sonal eingefordert - und auch vor Ort etwas 
zu ändern. Ich bin auf potenzielle Ortskräfte 
zugegangen, auf junge Leute von Universi-
täten, Sprachhochschulen und so. Ich habe 
sie mir nicht mehr ins Haus schicken lassen. 
Ich habe aktiv versucht, deutsche Ortskräfte 
einzustellen. Das waren Studenten aus der 
ehemaligen DDR, weil ich die für sicherer 
gehalten habe. Die habe ich mit Werksver-
trägen beschäftigt.  

Die Zahl der Ortskräfte im Visabereich 
wuchs in meiner Zeit von sieben meiner Er-
innerung nach über 14 im Jahr 1994 auf 20 
im Jahr 1995 und letztendlich auf 25 im Jahr 
1996 an. Im Verhältnis will ich nur sagen: 
Heute sagte mir der Kanzler der Botschaft 
Kiew, dass im Bereich Visa 61 Ortskräfte 
beschäftigt seien. Das heißt, wir hatten nur 
ein Drittel. Auch die Leitung der Visastelle 
wuchs in meiner Zeit sukzessive von einem 
Deutschen auf insgesamt vier Entsandte. 

Zusammenfassend will ich sagen: Trotz 
all dieser Bemühungen blieb eben, weil es 
nicht ausreichend viele deutsche Konsular-
beamte waren, die Ermessensentscheidung 
in der Hand von Ukrainern, zwar von Ukrai-
nern, die wir uns selbst ausgesucht haben - 
von deutschen Ortskräften -, aber nicht in der 
Hand von deutschen Konsularbeamten - 
einfach aufgrund der großen Antragszahlen. 
Darauf komme ich später noch. 

Die dritte große strukturelle Schwierigkeit, 
die ich nennen möchte, ist einfach die sehr 
schwierige Lage auf der Straße vor dem 
Konsulat, die eine strukturierte Einfluss-
nahme der organisierten Kriminalität Tag für 
Tag zur Folge hatte. Der Grundsatz der Ma-
fia war: Zu uns wurde nur vorgeladen, wer 
der Mafia beliebte. Ich habe darüber fortlau-
fend berichtet. Ich will Ihnen nur einmal zwei 
oder drei Berichte kurz vortragen. Die blieben 
immer ohne Konsequenz. Wir hatten zum 
Beispiel anlässlich des Besuches des ukrai-
nischen Staatspräsidenten in Bonn am 
26. Juni 1995 berichtet:  

Die Arbeit der Visastelle der Bot-
schaft wird in den letzten Monaten 
wieder verstärkt von Vertretern der 
ukrainischen Mafia bedroht, die 
rund um die Botschaft postiert sind. 
Diese ca. 50 jungen Männer ver-
langen von ukrainischen Visa-Pe-
tenten Standgebühren in der Visa-
Schlange von bis zu 200 US-Dollar. 
Auch versuchen sie, Leute zu 
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schleusen, indem sie Petenten, die 
bezahlt haben, vordere Plätze in 
der Visa-Schlange vermitteln. Die 
ukrainisch-deutschen Ortskräfte, die 
vor der Botschaft Dienst tun, wer-
den zunehmend von diesen Banden 
unter Druck gesetzt. 

Dann berichte ich, was wir gemacht 
haben: 

Die Botschaft hat in mehreren No-
ten die Entsendung von ukraini-
schen Spezialeinheiten gefordert, 
die verdeckt oder offen an der Visa-
Schlange patrouillieren und die Ein-
flussnahme der Mafia verhindern. 
Diese Noten sind von ukrainischer 
Seite nie beantwortet worden. Bei 
mündlichen Nachfragen wird immer 
lachend von ukrainischer Seite be-
schieden, dass man in dieser Sa-
che machtlos sei und nichts tun 
könne. Bei bedrohlichen Situationen 
in den letzten Wochen, wo die Ma-
fia massiert in der Uliza Tschkalowa 
vor der Botschaft auftrat, wurde bei 
Anrufen des RK-Referenten beim 
Leiter der Konsularabteilung des 
ukrainischen Außenministeriums, 
beim stellvertretenden Leiter des 
Protokolls des ukrainischen 
Außenministeriums sowie beim zu-
ständigen Beamten des ukraini-
schen Innenministeriums Hilfe für 
die Botschaft entschieden abge-
lehnt. 

Unser Petitum war dann: Wir haben 
darum gebeten, dass die Sicherheitslage vor 
der Botschaft auch im Rahmen des 
Staatsbesuchs von Präsident Kutschma in 
Bonn angesprochen wird. Wir haben 
geschrieben: 

Botschaft bittet weiterhin, die Si-
cherheitslage vor der Botschaft ak-
tiv in die Zusammenarbeit im Rah-
men des Abkommens zur Be-
kämpfung der organisierten Krimi-
nalität vom Februar 1995 einzube-
ziehen. 

Das habe ich mehrfach gemacht, auch in 
anderen Berichten. Darauf erfolgte aber nie 
eine Besserung.  

Der vierte große Bereich, den ich schil-
dern will, ist die aus meiner Sicht nicht reali-
tätsorientierte Visumspolitik im Bereich Tou-
ristenvisum hinsichtlich der Vorgaben des 
Auswärtigen Amtes, die angesichts dieser 
Verhältnisse vor Ort die Ermessensentschei-
dungen noch weiter einschränkten. Meine 

Vorstellung war es, im Sinne unserer auslän-
derrechtlichen Vorschriften, später im Sinne 
der Schengen-Konsularinstruktionen, unserer 
völkerrechtlichen Verpflichtungen - der Mi-
nister hat ja über den OSZE-Vertrag berich-
tet -, nach strenger Prüfung im Sinne des 
Art. 7 Abs. 1 Ausländergesetz Visa zu verge-
ben, und zwar auf der einen Seite nach 
schematischen Anforderungen. Weil wir so 
viele Ortskräfte einsetzen mussten, habe ich 
denen immer Vorgaben gegeben, dass ein 
Krankenversicherungsnachweis vorgelegt 
werden musste, und zwar von einer Kran-
kenversicherung, die leistungsfähig ist. Ich 
habe immer gesagt: am besten eine große 
deutsche Krankenversicherung. Dann habe 
ich zum Beispiel pauschal vorgegeben: mög-
lichst eine Begrenzung der Aufenthaltsdauer. 
Die Regel war ja: Einladungen drei Monate. 
Ich weiß nicht, wer von uns in der Regel drei 
Monate verreist. Ich habe immer gesagt: 
Befragt die Leute, dass es sozusagen ein 
vernünftiger Zeitraum ist. 

Diese sozusagen mehr schematischen 
Anforderungen von mir - - Da gibt es in Ihren 
Unterlagen Merkblätter, die ich unterschrie-
ben habe; eins zum Beispiel vom Ja-
nuar 1994, wo das im Einzelnen aufgeführt 
worden ist. Da wollte ich, dass das verbun-
den wird im Grunde mit einem Interview; 
denn meiner Ansicht nach ist ein Interview 
das beste Mittel, eine Ermessensentschei-
dung herbeizuführen. Nur da kann man näm-
lich die subjektiven Elemente herausfiltern: 
Wie ist die Verankerung im Heimatland? Wie 
ist die Bonität des Einladenden? Kennt er 
den? Wie sind die Beziehungen und auch die 
Plausibilität des Reisegrundes und die 
Dauer? 

Eine solche Form der Ermessensent-
scheidung wäre aus meiner Sicht wichtig 
gewesen, vor allem aufgrund der schwierigen 
gesamtpolitischen und gesamtwirtschaftli-
chen Lage der Ukraine. Der Minister hat das 
hier meiner Erinnerung nach ziemlich genau 
beschrieben. Ich will hier nur vier Beispiele 
nennen: auf der einen Seite die starken 
Mafiastrukturen, die damals nicht nur die 
Straße vor der Botschaft beherrscht haben, 
sondern das Land insgesamt, dann keine 
Reformperspektive. Meiner Erinnerung nach 
durchlief die Ukraine in diesen Jahren eine 
gravierende wirtschaftliche Rezession von 5 
bis 7 Prozent. Das Durchschnittseinkommen 
des Durchschnittsukrainers betrug meiner 
Erinnerung nach ungefähr 100 bis 150 Dollar 
pro Monat. Unter diesen Voraussetzungen 
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war klar, dass die Menschen zu uns kommen 
wollten und dann am besten für drei Monate. 

Aus diesem Grunde - - Wenn man den 
§ 84, die Verpflichtungserklärung, nicht ein-
geschaltet hätte und nicht ein vernünftiges 
Interview als Grundlage der Ermessensent-
scheidung geführt hätte, wären das meiner 
persönlichen Einschätzung nach alles Regel-
versagungsgründe nach Art. 7 Abs. 2 ge-
wesen - im Schnitt für die Ukrainer -, weil die 
Gefahr, dass sie in Deutschland bleiben, 
dass sie nicht ausreichend über Einkommen 
verfügen, nach meiner persönlichen Einsicht 
und Annahme sehr groß war.  

Statt angesichts dieser schwierigen Ver-
hältnisse restriktiv vorzugehen, hat das Aus-
wärtige Amt uns zusätzliche Weisungen und 
Vorgaben gemacht und diesen eigentlich 
vernünftigen Prozess der Ermessensent-
scheidung massiv eingeschränkt. Ich will 
Ihnen dazu den Grundsatzerlass der Refe-
rats 514 vom 2. Mai 1994 nur in Auszügen 
zitieren. Da schreibt Herr Born mir: 

Unsere Visumspolitik steht unter 
dem Motto „So viel Reiserfreiheit 
wie möglich; so viel Kontrolle wie 
nötig“. In diesem Rahmen ist jede 
Auslandsvertretung aufgerufen, in 
Kenntnis der örtlichen Lage grund-
sätzlich selbst zu entscheiden und 
ihr Ermessen bei der Prüfung von 
Visumsanträgen voll auszuschöp-
fen. Hierzu gehört vor allem die 
Prüfung der Rückkehrbereitschaft. 

Dann aber kommt der Hinweis: 
Es sollte dabei der Grundsatz gel-
ten: „Im Zweifel für den Antragstel-
ler“. Lediglich bei begründetem 
Zweifel sollen Visa versagt werden. 
Geringe Verdachtsmomente alleine 
sind nicht ausreichend. Vielmehr 
müsste sich der Verdacht verdich-
ten und plausibel begründet werden 
… 

Dann dazu genommen die weiteren Ein-
schränkungen, die er mir auf der zweiten 
Seite macht.  

Wenn ich die Ukrainer die Prüfungen 
vorwegnehmen lasse und denen sage: In der 
Regel ist es vernünftig, dass wir nur zwei 
ukrainische Gäste für eine normale Reise 
akzeptieren, wenn die Bonitätsprüfung nicht 
eindeutig feststeht, oder dass ich die 
Zeitdauer der Reise begrenze und sage: 
Brich die runter auf zwei oder drei Wochen. 
Unter Punkt 4 - das haben Sie in Ihren Un-
terlagen - hat er mir das als zu schematisch 

und nicht angebracht zurückgewiesen. Das 
habe ich als wahnsinnige Einschränkung 
unserer Ermessensentscheidung vor Ort 
angesehen. 

Ich will hier als Sonderbereich - weil das 
in den Diskussionen später für Sie eine Rolle 
spielt - noch den Bereich Prostitution nen-
nen. Da gab es schon damals einen intensi-
ven Berichtsverkehr der Botschaft mit dem 
Auswärtigen Amt. Wir hatten beispielsweise 
im Jahr 1994 berichtet, dass sich in der letz-
ten Zeit Einladungen an junge Frauen in der 
Ukraine häufen. Einladungen werden von 
Import-Export-Firmen in Deutschland oder 
von einzelnen Männern - neuerdings insbe-
sondere von Türken - ausgesprochen. Dann 
berichten wir weiter: Die Betreffenden laden 
junge, nicht alte Frauen ein. Diese jungen 
Frauen sind der deutschen Sprache nicht 
mächtig. Die Einladenden ihrerseits sprechen 
weder Ukrainisch noch Russisch. Obendrein 
kennen die Einladenden die jungen Frauen 
nicht. - Dann schreiben wir: Nach der allge-
meinen Lebenserfahrung lädt niemand wild-
fremde Menschen aus dem Ausland zum 
Besuch in sein Haus ein. Schon gar nicht tut 
das irgendjemand für so lange Perioden wie 
drei Monate. - Dann schreiben wir: Vielleicht 
kommt dieser oder jener Sonderling einmal 
auf eine so abstruse Idee. Keineswegs aber 
ist das ein vernünftiges Phänomen. Vollends 
abwegig sind diese Einladungen, wenn der 
Einladende mit seinem angeblichen Gast gar 
nicht kommunizieren kann. 

Wir haben dann eben schlussgefolgert, 
dass man bei solchen Einladungen ange-
sichts der verheerenden Bedingungen vor 
Ort pauschal ablehnen sollte. Dann schreibt 
uns das Auswärtige Amt als Erlass - das 
haben Sie auch in Ihren Unterlagen - am 29. 
November 1994:  

Eine pauschale Ablehnung der Vi-
sumanträge junger Mädchen und 
Männer, die auf Einladung von Im-
port-Export-Firmen in die Bundes-
republik Deutschland reisen wollen, 
ist problematisch und sollte deshalb 
nicht (nicht) 

- „nicht“ ist noch einmal wiederholt worden -  
erfolgen. Es ist darauf zu achten, 
dass Ablehnungsgründe, die sich 
durch eine Einzelfallprüfung erge-
ben, in einem Verwaltungsgerichts-
verfahren Bestand haben. Bei pau-
schalen Ablehnungen ist dies nicht 
sichergestellt.  
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Wohl wissend, dass bei zwei oder drei deut-
schen Entsandten wir doch in irgendeiner 
Form pauschal vorgehen konnten - - Wir 
konnten ja gar keine richtigen vernünftigen 
Ermessensentscheidungen machen. Ich 
hatte vorhin ja dargelegt, dass im Wesentli-
chen Ukrainer die Gespräche mit den ukrai-
nischen Petenten am Schalter machen 
mussten. Man muss eben wissen, dass die 
Ukrainer, die ihrerseits über keinen diploma-
tischen Status verfügten, auch in meiner Zeit 
massiv unter Druck gesetzt wurden. Mir ha-
ben Ortskräfte berichtet, dass der SBU 
abends zu ihnen nach Hause gegangen ist, 
an die Tür geklopft, geschlagen und sie unter 
Druck gesetzt hat, dass natürlich Nachbarn 
gekommen sind und so. Ich hatte ja vorher 
gesagt: Um eine vernünftige Politik zu ma-
chen, hätten wir an jeden Schalter einen 
deutschen Konsularbeamten setzen müssen. 

Dies alles war aber noch nicht genug. Um 
das Visaverfahren noch großzügiger - ich will 
hier bewusst nicht sagen: liberaler - zu ge-
stalten, wurden aus meiner Sicht zahlenmä-
ßig weitere große zusätzliche Ausnahmetat-
bestände geschaffen, die noch weiter in den 
Ermessensspielraum vor Ort eingegriffen 
haben und die dann zusammengenommen 
natürlich keine Ausnahme mehr darstellten, 
sondern unvernünftigerweise aus meiner 
Sicht die tägliche Praxis waren. Da will ich 
Ihnen jetzt noch einmal drei oder vier große 
Fallgruppen nennen: 

Die erste sind die Messebesucher. Das 
mag zwar irgendwie komisch klingen, ist aber 
sehr wichtig. Das war eine große Reisezahl. 
Diese Unterlagen - das habe ich festgestellt - 
haben Sie leider nicht in den Akten. Es fing 
meiner Erinnerung nach im Jahr 1994 an, 
dass die Hauptgeschäftsführer der großen 
deutschen Messen Osteuropa betourten und 
auch zu mir kamen. Als Erster kam der 
Hauptgeschäftsführer der Hannover-Messe 
und sagte: Der Kundenkreis aus Osteuropa 
ist zunehmend wichtig. Es ging ihm nicht um 
Aussteller, sondern um Besucher. Wir sollten 
für Visumserleichterungen sorgen. Ich habe 
gesagt: Wenn Sie die nach § 84 und so 
formell einladen, ist mir das Recht. Sagen 
wir: Die bisschen Vorprüfungen, da ist ein 
wirtschaftlicher Hintergrund - - Da sagte der 
mir: Das ist nicht möglich. Es müsse 
Ausnahmen geben hinsichtlich 
Wirtschaftsförderung. - Ich persönlich bin 
sehr für Wirtschaftsförderung. Man muss 
aber offen sagen: Ich habe mich da 
geweigert. 

Dann gab es aus meiner Erinnerung ent-
weder 1994 oder 1995 zumindest einen Plu-
rez in Schriftform, also einen Schrifterlass, 
dass man Messebesuchern, die einfach nur 
Messe-Voucher vorlegen konnten, ohne for-
melle Einladung und entsprechender Kos-
tenübernahmebestätigung und ohne größe-
res Verfahren, was die Buchung der Reise 
anbelangte, Visa im Einzelfall vergeben 
sollte. Ich halte das für einen gravierenden 
Vorgang. Das liegt Ihnen leider nicht vor. Ich 
hoffe, es wird noch zur Verfügung gestellt. Es 
kann sein - weil es ein Vierer-Aktenzeichen 
hat -, dass federführend ein Referat der Ab-
teilung 4, der Abteilung, die für Wirtschafts-
förderung zuständig war, damit befasst war. 

(Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 
Verzeihung, liegt Ihnen das vor? Ich 

habe das eben nicht verstanden!) 

- Nein, ich hab ihn gesehen. Ich habe ihn 
gedanklich noch in Erinnerung. Deshalb 
habe ich das so vorgetragen. - Ich selbst 
habe sehr gesucht. Ich war in verschiedenen 
Archiven. Ich habe Ihre ganzen Unterlagen 
durchgeschaut, was Kiew anbelangt. Ich 
habe gesehen, dass Sie es nicht haben. Ich 
habe es auch nicht gefunden. Ich habe dann 
mit dem entsprechenden Kollegen, der die 
Unterlagen für Sie vorbereitet hat, gespro-
chen. Da kamen wir gemeinsam auf die Idee, 
dass es ein Vierer-Aktenzeichen haben 
könnte - Messe macht heute das Refe-
rat 402 - und dass es dort gelaufen ist. Es ist 
ein Verfahren, das ausschließlich Visa an-
belangt. Mir kommt es auch komisch vor. Ich 
kann Ihnen aber versichern: Ich kann mich 
an die Besuche erinnern. Es hat für uns eine 
große Rolle gespielt. Es gab mindestens 
einen grundlegenden Erlass, wenn nicht 
mehrere Einzelerlasse. 

Der zweite große Ausnahmebereich, den 
ich Ihnen schildern möchte, sind die Reise-
büros. Auch da gab es einen Grundsatzer-
lass, der aus meiner Sicht eine sinnvolle 
Einzelprüfung nicht mehr hat möglich werden 
lassen. Das ist ein Plurez vom 8. Februar 
1993. Das habe ich leider auch nicht in Ihren 
Unterlagen gefunden. Das habe ich mir 
selbst an Land gezogen. Das kann ich Ihnen 
nachher gern geben. Da schreibt Herr Born 
an verschiedene Vertretungen in Osteuropa: 

Die Einführung von Verpflichtungs-
erklärungen nach § 84 AuslG ge-
mäß Bezugs-Plurez hat hier zu 
zahlreichen Anfragen und Be-
schwerden auch aus dem parla-
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mentarischen Bereich geführt. AA 
und Auslandsvertretungen sehen 
sich konfrontiert mit der Abwägung 
zwischen Reisefreiheit und der Ver-
hinderung des illegalen Aufenthalts. 
Problematik wurde erneut mit BMI 
mit folgendem Ergebnis erörtert: 

Jetzt kommt es: 
BMI stimmt nunmehr der Erteilung 
von Aufenthaltsgenehmigungen für 
Pauschalreisende grundsätzlich zu. 
Visa können ohne Auflagen gemäß 
§ 14 AuslG, insbesondere ohne 
Verpflichtungserklärung gemäß 
§ 84 AuslG erteilt werden. 

Da werden alle anderen Bezugserlasse vor-
her abgeändert und die Vertretungen werden 
gebeten, so zu verfahren. Nachgewiesen 
werden muss nur ein ausreichender Versi-
cherungsschutz. 

Zu diesem Erlass müssen Sie noch Fol-
gendes nehmen: Wenn Gruppen reisen, ist 
es aus meiner Sicht nur vernünftig, dass sie 
eben als Gruppen reisen, was ja theoretisch 
möglich sein kann. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ent-
schuldigen Sie bitte, Herr Zeuge. Hier 
herrscht gerade Verwirrung, über welchen 
Erlass Sie gerade reden. Sie haben jetzt 
gerade über einen vom 8. Februar 1993 ge-
sprochen, vorher von einem vom 
2. Mai 1994. Haben wir beide? 

(Zuruf: Nein!) 

Zeuge von Schoepff: Ich habe jetzt über 
das Reisebüro - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Den 
einen haben wir komischerweise. Das ist 
MAT A 77 usw. usf. Der liegt hier vor mir. Ob 
den anderen jemand hat, weiß ich nicht. 
Sonst müssten wir Frau Dr. Flor bitten, zu 
klären, warum der eine ihn hat, der andere 
aber nicht. Wir klären das schon. Wir müssen 
dann von dem Exemplar, das Sie hier ha-
ben - ich rede vom 8.Februar 1993, von dem 
Plurez -, eine Kopie für alle fertigen. 

Olaf Scholz (SPD): Der Zeuge hat am 
Anfang aber doch gesagt, er lässt uns den 
ganzen Ordner. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
hat ja keinen Sinn. Wir wollen jetzt Fragen 
stellen, Herr Scholz, und nicht hinterher 

einen Ordner kriegen. - Machen wir es also 
so, wie besprochen. Brauchen Sie das Plu-
rez jetzt für Ihren weiteren Vortrag? Sonst 
könnten wir es, während Sie weiterreden, 
kurz vervielfältigen lassen. 

Zeuge von Schoepff: Gerne. Ich habe 
eben vorgetragen von diesem 
8. Februar 1993. Da bin ich mir eben sicher, 
dass Sie das nicht haben. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wa-
rum? 

Zeuge von Schoepff: Als Praktiker war 
mir klar, dass es große Grundsatzerlasse, 
was die Reisebüros anbelangt, gegeben hat. 
Ich habe dann die Kollegen gefragt, die sich 
jetzt damit beschäftigen. Die sagten: Da gab 
es nichts. - Ich sage: Da muss es was gege-
ben haben. - Dann habe ich Ihre ganzen 
Sachen durchgeschaut. Da war in der Tat 
nichts drin. Dann bin ich, wie ich eingangs 
sagte, in die Akten von 514 alt eingestiegen 
und habe nur ein bisschen gesucht. Ich bin 
dann gleich auf den Grundsatzerlass gesto-
ßen, den ich auch noch in Erinnerung hatte, 
der sozusagen das Reisebüroverfahren - - 
Der Minister hat ja auch immer vom Reisebü-
roverfahren gesprochen. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Von 
welchem Minister sprechen Sie, 
wenn Sie immer von „Minister“ 

sprechen?) 

- Fischer. 
(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber 
Ihr Minister war damals Herr Kinkel! 
Oder nicht? Wieso reden Sie immer 

von Herrn Fischer?) 

Wir reden doch - - 
(Zuruf - Gegenruf des 

Abg. Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Ich möchte den Zeugen verstehen! 
Dann darf ich wohl fragen, was er 

damit meint!) 

- Augenblick mal! Ich rede jetzt von Minister 
Fischer. Minister Fischer spricht immer vom 
Reisebüroverfahren. Das muss ja seinen 
Ursprung, seinen Grundsatz haben. Auch Sie 
haben ja gesehen, dass in Ihren Unterlagen 
nichts ist. Man hätte Praktiker - das muss ich 
ganz offen sagen - fragen sollen, die in der 
Zeit tätig gewesen sind. Ich habe relativ 
schnell den Grundsatzerlass gefunden. Der 
stammt - da bin ich mir jetzt nicht sicher - 
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entweder von Bundesminister Kinkel oder 
Genscher. Das habe ich jetzt nicht - - Ver-
mutlich Kinkel. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Vorsitzender, könnte man den nicht gleich 
kopieren? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ja, 
natürlich.  

Zeuge von Schoepff: Den kann ich 
Ihnen gern geben.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Er 
wird jetzt bitte abgeholt, kopiert und jedem 
vorgelegt, sodass wir auf der Basis weiter 
debattieren und fragen können. Frau Dr. Flor 
erklärt uns zu gegebener Zeit, wie es dazu 
kommen konnte, dass er es ganz rasch fin-
det und wir es immer noch nicht haben. Kön-
nen Sie etwas dazu sagen? 

VLR’n Dr. Flor (AA): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Wir haben dem Ausschuss 
die Akten vollständig zur Verfügung gestellt, 
die unter Angabe bestimmter Aktenzeichen 
angefordert waren. Wie Sie selbst wissen, 
gibt es natürlich umfangreiche Aktenver-
zeichnisse, die darüber hinausgehen. Es ist 
sehr wohl möglich, dass sich beispielsweise 
dieser Erlass in einem der Aktenzeichen 
befindet, die der Ausschuss bisher nicht an-
gefordert hat.  

Im Anschluss an den Vortrag von Herrn 
von Schoepff können wir aber gerne jeweils 
herausfinden, wo sie sich befinden und dem 
Ausschuss das noch mitteilen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut, 
alles klar. Wir haben nicht alle Aktenzeichen. 
Wir haben alle Erlasse angefordert - das ist 
richtig - nicht aber alle Aktenzeichen. Wenn 
man aber alle Erlasse anfordert, dann hätte 
er doch in diesem Bündel von Erlassen viel-
leicht mit drin sein müssen. 

VLR’n Dr. Flor (AA): Ich hatte bei der 
Gelegenheit, bei der der Ausschuss die 
Erlasse angefordert hat, darauf hingewiesen, 
dass es sich um Tausende solcher Erlasse 
handelt. Aus diesem Grund sind wir immer 
noch dabei, diese Erlasssammlung zu 
vervollständigen. Sie liegt dem Ausschuss in 
der Tat noch nicht vor. Sie ist, glaube ich, 

das letzte verbleibende Stück der 
angeforderten Materialien. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut, 
nun sagt aber der Zeuge, dass es sich hier 
seiner Meinung nach um einen Grundsatz-
erlass handelt, nicht also um einen von Tau-
senden irgendwelcher Erlasse, sondern um 
einen Grundsatzerlass. Von daher wäre es ja 
nahe liegend, dass man wenigstens die meh-
rere Dutzend, sagen wir einmal, Grundsatz-
erlasse zusammenträgt. 

(Zuruf: Einen, den man gleich findet 
vor allem!) 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich finde, 
wir sollten aber positiv hervorheben, dass 
dies der nahezu erste Zeuge aus dem Aus-
wärtigen Amt ist, der sich bis ins Jahr 1993 
präzise an alle möglichen Erlasse und Vor-
gänge erinnern kann. Ich muss sagen: Das 
finde ich ungewöhnlich löblich und das ist ein 
Fortschritt. Insofern sollten wir den Zeugen 
weiter vortragen lassen. Das ist der Zeuge, 
der sich bisher am präzisesten an die Sach-
verhalte über viele Jahre hinweg erinnert. 

(Zurufe) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Grindel, ich lasse den Zeugen ganz gern 
weiter vortragen. Ich brauche dazu auch 
keine Ermunterung, Herr Grindel. - Jetzt hat 
sich noch der Herr Kauder gemeldet. Bitte. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Ich habe eine verfahrens-
technische Bitte. Der Zeuge kennt unsere 
Akten, die wir zur Verfügung haben. Dann 
gibt es aber noch Akten, die nur er kennt, die 
wir aber nicht kennen. Wenn er uns sagt, 
welche Akten er über die hinaus, in die wir 
einsehen konnten, durchgesehen hat, würde 
ich die Frau Flor bitten, dass man uns diese 
zur Verfügung stellt. Dann haben wir den 
Kreis geschlossen. Das führt möglicherweise 
dazu, dass wir Sie dann noch einmal hören 
müssen. 

Zeuge von Schoepff: Ich helfe Ihnen 
gerne. Ich bedanke mich für das Lob. Das ist 
ja auch ein Grund, wieso ich so ausführlich 
vortrage. Sie sehen, ich habe es gern ge-
macht. Ich habe mich die letzten Tage inten-
siv vorbereitet. Ich habe die letzten acht bis 
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zehn Jahre in völlig anderen inhaltlichen 
Zusammenhängen gearbeitet. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wir 
können doch Folgendes machen, Herr 
Zeuge. Wir haben aus unserer Annahme 
heraus, dass wir bei diesen Speziellen fündig 
werden, aus dem Aktenverzeichnis, das uns 
vom Auswärtigen Amt zugestellt wurde, an-
gekreuzt, welche Akten wir gern als Erstes 
haben wollen. Jetzt scheint es so zu sein, 
dass Sie als Praktiker uns helfen können, an 
anderen Stellen noch mehr zu finden, was 
etwas zum Prüfungsgegenstand aussagt. Wir 
werden Ihnen das Aktenverzeichnis zustel-
len. Sie sagen uns dann: Ja, wenn ihr noch 
da und dort und hier sucht, dann findet ihr 
garantiert noch mehr. - Können wir das so 
machen? 

Zeuge von Schoepff: Auf jeden Fall. Ich 
beschaffe Ihnen alle einschlägigen Akten für 
den zentralen Zeitraum, für den ich zuständig 
war. Darauf können Sie sich verlassen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
ist gut. Dann sind wir uns ja einig. - Jetzt 
fahren Sie bitte fort. 

Zeuge von Schoepff: Vielen Dank. - Um 
noch einmal den Zusammenhang herzustel-
len: Ich habe eben also aus dem meiner 
Ansicht nach Grundsatzerlass, was Reise-
unternehmen anbelangt, aus dem Jahr 1993 
zitiert, der jetzt verteilt wird und der, wie ich 
sagte, unsere Prüfungsmöglichkeiten sehr 
stark eingeschränkt hat, indem er den § 84 
Ausländergesetz praktisch völlig außer Kraft 
gesetzt hat.  

Erschwerend kam hinzu: Wenn aus mei-
nem Verständnis eine Reisegruppe reist, 
dann reist sie zusammen, um - wie hier 
schon häufiger gesagt worden ist - sich zum 
Beispiel den Kölner Dom anzusehen.  

Dann gab es aber einen weiteren Erlass 
des Amtes vom 21. Juni 1994. Ich glaube, 
dass Sie den haben. Dort wird unter 
anderem darauf hingewiesen, dass 
Sammelvisa eingeschränkt werden sollen. Es 
heißt sogar ausdrücklich: Vermeidung von 
Sammelvisa für Staatsangehörige aus der 
GUS. - Und zwar wird dann vom Auswärtigen 
Amt ausgeführt: 

Rückreise ist von Reiseunterneh-
men oft überhaupt nicht vorgese-
hen. Gemeinsame Reise endet oft 

hinter der Grenze. Die dann ge-
trennt weiterreisenden Touristen le-
gen den Ausländerämtern Kopien 
des Sammelvisums vor. 

Das ist aus meiner Sicht im Reisebüroverfah-
ren eine Öffnung für völlige Willkür. Da kön-
nen Leute massiv einreisen, praktisch wie als 
Einzeltouristen. Ich habe vorher immer 
Sammelvisa ausstellen lassen für Gruppen. 
Das heißt, die bleiben auch zusammen - 
nicht, wenn einer einmal in der Kölner Alt-
stadt ein Bier trinken geht und so. Man orien-
tiert sich und versucht dann doch zusam-
menzubleiben. Hier wird vom Auswärtigen 
Amt ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 
das gar nicht vorgesehen ist. Das ist ein To-
talwiderspruch in sich und ist zu subsumieren 
unter diesen massiven Eingriff in die Ermes-
sensspielräume der Botschaft vor Ort. 

Als Drittes will ich anführen, dass es kei-
nen Grundsatzerlass des Amtes gibt, der 
überhaupt definiert, was ein Reisebüro ist. 
Sie werden vielleicht wissen - ich habe mich 
damals erkundigt -, dass es damals in 
Deutschland möglich war, ein Reisebüro 
zugelassen zu bekommen mit einer reinen 
Gewerbeanmeldung. Man musste nicht be-
sonders geschult sein und nur ein ganz ge-
ringes Kapital haben. Ich habe vor Ort in 
Kiew als Mindeststandard immer einen 
GmbH-Mantel gefordert, das heißt ein nach-
weisbares Firmenkapital von 50 000 DM, auf 
das man hätte zurückgreifen können im Fall, 
dass bei solchen Einzelreisenden als Teil 
einer Reisegruppe etwas passiert. Das hat 
das Auswärtige Amt auch immer bemängelt. 
Es war ein ewiger Kampf. 

Ich will Ihnen meine schwierige Situation 
an einem Fall, an einem illustrativen Beispiel, 
erläutern, was ich noch gut in Erinnerung 
habe. Das betrifft die heutige Bundesfami-
lienministerin, Frau Schmidt, die damals 
Bundestagsvizepräsidentin war. Ich kann 
mich einfach noch erinnern. Die setzte sich 
ein als Bundestagsvizepräsidentin für ein 
solches Reisebüro. Ich habe da immer nach-
gehakt. Dann kam raus, dass das eine Se-
kretärin war, die halbtags bei der Gewerk-
schaft irgendwo arbeitete und ein sehr gerin-
ges Einkommen hatte - es war eben nur eine 
Halbtagsstelle -, ich sage mal: 1 500 DM 
meiner Erinnerung nach. Die durfte ein Rei-
sebüro gründen. Frau Schmidt - die ganze 
Situation vermutlich nicht im Griff habend - 
setzte sich ein - - 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Zeuge, Entschuldigung. Wir suchen schon 
wieder Erlasse, die Sie zitieren. Wir sind uns 
uneinig darüber, ob wir sie haben oder nicht, 
weil da keine MAT-Nummer darauf steht. 
Also: Wir reden jetzt vom 21. Juni 1994, von 
einem Erlass. Ich habe hier einen in den 
Händen. Ich weiß nicht, ob das der ist, von 
dem Sie reden. Betreff: Missbrauch von Be-
suchervisa zu längerem illegalen Aufenthalt 
in Deutschland - hier: Erkenntnisse der Län-
der zur Rückkehrkontrolle. - Ist das der Er-
lass, über den auch Sie reden? 

Zeuge von Schoepff: Ja, über den habe 
ich vorhin gesprochen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ja, 
über den haben Sie vorhin gesprochen.  

Zeuge von Schoepff: Ja. - Da sehen Sie 
unter Punkt 2: Vermeidung von Sammelvisa. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wir 
müssen nur schauen, dass jeder die gleichen 
Erlasse hat und wir über die gleichen Erlasse 
reden. Sie überraschen uns hier mit neuen 
Erlassen, die ein Teil hat, ein anderer Teil 
aber nicht, aus welchen Gründen auch im-
mer. 

Zeuge von Schoepff: Sie können sich 
darauf verlassen: Ich helfe Ihnen gern. Ich 
habe mir viele Akten bei E01 sozusagen an 
Land gezogen. Wenn ich Ihnen für diese Zeit 
da helfen kann, jederzeit. Das ist überhaupt 
keine Frage. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Zeuge, Entschuldigung. - Uns wäre lieber, 
wenn Sie hier wirklich auch aus Ihrer Erinne-
rung und Wahrnehmung heraus wiederge-
ben - Sie haben damals ja in diesem Bereich 
gearbeitet; Sie mussten mit den Erlassen 
arbeiten - und sich jetzt nicht ein Bild aus 
herangezogenen Erlassen zusammenzim-
mern würden. 

Zeuge von Schoepff: Aber ich versuche 
ja gerade, ein komplettes Bild und die Lage 
vor Ort zu schildern, die durch die Erlasse 
eingeschränkt war. Deshalb muss ich ja die 
Erlasse zitieren. Ich will einfach nicht sagen: 
Da gab es irgendwelche Erlasse. - Ich will sie 
in ihrer Eindeutigkeit, in ihrer gravierenden 
Form vortragen. Wenn ich einfach nur sage, 

da gab es irgendwelche Erlasse, dann weiß 
ich nicht, ob das weiterhilft. Gerade zum 
Schluss habe ich Ihnen ja ein Beispiel aus 
der konkreten Erinnerung gebracht. Die 
Bundestagsvizepräsidentin, die ich hier jetzt 
nicht negativ hervorheben möchte, ist einfach 
so ein Fall, den ich so in Erinnerung habe. 
Die hat sich massiv für ein Reisebüro 
eingesetzt, das gerade von jemandem ge-
gründet worden war, der 1 500 DM verdiente 
und der dann - ich unterstelle jetzt einmal in 
gutem Sinne; ich kann mich noch genau 
erinnern - alle zwei bis drei Wochen Gruppen 
aus Charkow, der Partnerstadt von 
Nürnberg, 20 bis 30 Mann, einladen wollte. 
Da habe ich dem Auswärtigen Amt gesagt: 
Wenn wir zulassen, dass jemand mit 
1 800 DM Einkommen unter dieser Erlass-
lage praktisch immer 20 Mann einlädt, dann 
können wir die Visastelle einstellen. Ich habe 
massiv - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, Entschuldigung, dass ich Sie 
noch einmal unterbreche. Was uns hier sehr 
verwirrt, auch so, wie Sie vortragen, ist der 
Umstand, dass Sie immer nur einzelne Sätze 
aus einem Erlass zitieren, den wir zum Teil 
haben, zum Teil nicht, und ihn sofort mit 
einer Bewertung versehen. Bei den Erlassen, 
die mir hier vorliegen, auch aus dem Jahr 
1994, stellt sich die Sache längst nicht so 
dramatisch dar, wie Sie sie hier beschreiben, 
zum Teil sogar falsch. Deshalb will ich Sie 
bitten, sich zumindest mit Bewertungen zu-
rückzuhalten oder komplett zu zitieren. 

(Widerspruch der Abg. Jelena 
Hoffmann (Chemnitz) (SPD)) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Also: 
Wir haben jetzt ein Problem.  

(Zurufe) 

- Können wir in Ruhe fortfahren? - Der Zeuge 
ist insoweit eine Besonderheit im Vergleich 
zu den bisherigen Zeugen, als er sich ers-
tens verblüffend gut erinnert. Das ist schon 
einmal löblich. 

(Volker Neumann (Bramsche) 
(SPD): Das haben andere Zeugen 

auch gemacht!) 

Zweitens, Herr Neumann, serviert er uns 
Erlasse, die wir offensichtlich nicht haben 
können. Das heißt, ich als Vorsitzender muss 
darum bemüht sein, dass wir in den gleichen 



2. Untersuchungsausschuss  17 
[21. Sitzung am 12.05.2005] 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Informationsstand kommen. Wir müssen 
feststellen, ob wir die Erlasse haben oder 
nicht. Wenn wir sie nicht haben, müssen sie 
kopiert werden. Sie müssen verteilt werden, 
sie müssen gelesen werden. Wir können 
auch eine Sitzungsunterbrechung machen, 
weil ich für mich als Vorsitzender diese Er-
lasse, die Sie jetzt neu in das Verfahren ein-
geführt haben, in aller Ruhe lesen möchte. 

(Zuruf des Abg. Volker Neumann 
(Bramsche) (SPD)) 

- Ja, Herr Neumann, ist ja alles notiert. Herr 
Montag hat sich auch gemeldet. 

Das dritte Besondere an Ihnen, Herr 
Zeuge, ist, dass Sie doch beachtlich lange im 
Zusammenhang vortragen, was Ihnen nicht 
zum Vorhalt zu machen ist, sondern das 
provoziert natürlich ständig Fragen. 

Zeuge von Schoepff: Dagegen habe ich 
nichts. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Zu 
den Fragen kommen wir natürlich später in 
aller Ruhe. Deswegen bin ich hier darum 
bemüht, Ihren Vortrag möglichst nicht unter-
brechen zu lassen. Auf der anderen Seite 
bitte ich aber um Verständnis Ihrerseits, dass 
bei einem so langen einführenden Vortrag 
natürlich der eine oder andere Abgeordnete 
zu Fragen animiert ist.  

Jetzt möchte ich ganz gern zunächst 
Herrn Neumann und dann Herrn Montag zu 
Wort kommen lassen. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Ich 
möchte nur Folgendes sagen: Solange ich 
Untersuchungsausschussteilnehmer bin - 
das bin ich jetzt das fünfte Mal -, habe ich 
noch nicht erlebt, dass ein Vorsitzender in 
dieser Art und Weise Zeugen abqualifiziert, 
die nicht anwesend sind, indem er sagt, sie 
hätten sich nicht so erinnert wie Sie, sie hät-
ten sich nicht so um Erinnerung bemüht wie 
Sie, wie auch Zeugen qualifiziert. Das 
möchte ich rügen und hier auch zu Protokoll 
geben. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
ist Ihre Einschätzung der Dinge. - Herr Mon-
tag. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Vorsitzender, ich bin jetzt erst 
beim zweiten Untersuchungsausschuss 
dabei. Was ich heute aber festgestellt habe, 

ist für mich auch einmalig: in einem solchen 
Ausmaß einen Zeugen zu unterbrechen, 
fortwährend das Wort abschneiden zu 
lassen, wie Sie das jetzt gerade seit einer 
halben oder einer dreiviertel Stunde 
ausschließlich von Kollegen Ihrer Fraktion 
und dem hochverehrten Vertreter der FDP 
geschehen lassen. Das rüge ich ganz, ganz 
ausdrücklich, dass Sie da nicht einschreiten, 
um tatsächlich dem Zeugen zu gestatten, 
zusammenhängend zu sprechen.  

Was aber ungeheuerlich ist, ist, dass der 
Kollege Binninger in Richtung dieses Zeugen 
und ihm ins Gesicht hier erklärt, er lasse sich 
nicht anlügen. Das übergehen Sie mit Ihrer 
berühmten Feinfühligkeit. Auch das erkläre 
ich ganz ausdrücklich ins Protokoll: ein un-
glaublicher Vorgang. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Jetzt 
hat sich zur Geschäftsordnung gemeldet - 
sehe ich das recht? - Herr von Klaeden. 
Bitte. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ich 
glaube, es ist dem Zeugen nicht zuzumuten, 
dass wir diese Diskussion in seiner Anwe-
senheit führen. Deswegen schlage ich vor - - 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Jemand muss ihn schüt-

zen!) 

- Herr Kollege Montag, deswegen schlage 
ich vor, dass wir die Zeugenvernehmung 
unterbrechen, dass uns der Zeuge freundli-
cherweise die Aktenstücke zur Verfügung 
stellt, von denen er selbst weiß, dass wir sie 
nicht haben, sodass wir die Möglichkeit be-
kommen, diese Aktenstücke zur Kenntnis zu 
nehmen, und dass wir dann die Zeugenver-
nehmung fortsetzen. Es hat für uns und auch 
für Ihre Befragung - das werden Sie nach-
vollziehen können - in der Tat relativ wenig 
Sinn, wenn wir auf die Dinge, die Sie zitieren 
und darstellen, nicht mit den Aktenstücken 
reagieren können.  

Es ist Ihnen umgekehrt auch nicht zuzu-
muten, seitenlange Erlasse hier vollständig 
vorzulesen. Deswegen müssen wir jetzt ein-
fach ein Verfahren finden, das der Beweis-
aufnahme dient. Das ist eben - da Urkunden 
und die Zeugen zusammen die Beweisauf-
nahme darstellen - notwendig, damit wir auf 
einen gemeinsamen Sachstand kommen; 
denn sonst wird hier gegenseitig Manipula-
tion unterstellt. Das ist ja nicht im Sinne des 
Ausschusses. 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
bedanke mich, Herr von Klaeden. - Ich 
glaube, dass das ein zielführender Vorschlag 
ist, dass wir hier kurz unterbrechen. Vielleicht 
hat der Zeuge noch weitere Erlasse - ich 
weiß es nicht -, von denen er weiß, dass wir 
sie nicht haben können. Das kann ja alles 
sein. Dann könnten wir bei der Gelegenheit 
kopieren, lesen und dann in aller Ruhe fort-
fahren, und zwar in der Weise, dass der 
Zeuge, ohne unterbrochen zu werden, sei-
nen Vortrag zu Ende bringt. Das würde ich 
vorschlagen. - Bitte schön. 

Olaf Scholz (SPD): Ich bin selbstver-
ständlich damit einverstanden, würde aber 
vorschlagen, dass Sie Herrn von Schoepff 
einmal kurz befragen, ob er meint, dass er 
von sich aus jetzt durch Durchblättern wahr-
nehmen kann, um welche es sich jeweils 
handeln würde. Andernfalls hätte ich den 
Vorschlag - aber nur, wenn das einvernehm-
lich ist -, dass wir Herrn von Schoepff einmal 
zusammenhängend vortragen lassen, dass 
wir dann unterbrechen, die Sachen kopiert 
werden, wir das lesen und mit der Befragung 
weitermachen, wenn das so ist. Das muss 
ein bisschen pragmatisch gehandhabt wer-
den. Ich bin mit jeder Lösung einverstanden, 
damit es da gar keine angestrengte Diskus-
sion gibt. Ich möchte Sie also bitten, Herrn 
von Schoepff kurz zu befragen, weil das nur 
so funktioniert, dass er ahnen kann, was wir 
nicht wissen. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ich 
stelle den Antrag, jetzt zu unterbrechen, weil 
wir die Ausführungen des Zeugen sonst gar 
nicht vernünftig würdigen können. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Zeuge, Sie wollten ja ohnehin immer wieder 
einmal kurze Unterbrechungen haben. Es ist 
also auch in Ihrem Sinn, wenn wir das jetzt 
gleich machen. Muss ich darüber abstimmen 
lassen? - Nein, okay. 

Ich möchte jetzt aber eines wissen, bevor 
wir jetzt unterbrechen. Jetzt flattert mir wie-
der ein Erlass auf den Tisch. Haben Sie noch 
mehr, dass wir nicht noch einmal unterbre-
chen müssen? 

Zeuge von Schoepff: Ich habe mir hier 
eine Handakte zusammengestellt, sozusa-
gen meine Argumente unterstützend. Ich 
weiß von ein paar Erlassen bzw. Berichten 
von mir, dass Sie sie meiner Meinung nach 

nicht haben. Ein oder zwei haben wir jetzt ja 
genannt. Ich müsste jetzt noch zwei oder drei 
hier aus der Akte heraussuchen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dafür 
wäre ich Ihnen dankbar. 

Zeuge von Schoepff: Was wir gerne 
auch machen können, damit Sie dem Ge-
samtvortrag folgen können: dass wir meine 
Akte nehmen. Ich will hier nicht alle Sa-
chen - - Ich habe hier irgendwo persönliche 
Bemerkungen gemacht. Das stört mich nicht 
weiter, dass Sie die komplett kopieren. Dann 
haben Sie alles, was ich in der Tasche habe. 
Ich weiß aber, dass Sie große Bereiche nicht 
haben, die ich jetzt hier nicht dabei habe. 
Das sind die großen Missbrauchstatbestände 
im Bereich Kontingent und auch Aussiedler, 
über die ich später sprechen wollte.  

Im Bereich Aussiedler habe ich Berichte. 
Da habe ich meine eigenen Berichte auch 
nicht gefunden. Ich habe mich intensiv be-
müht. Im Bereich Kontingent über große 
Missbrauchsfälle sind sie Ihnen nicht vorge-
legt worden. Da sind einzelne Vermerke, die 
sozusagen Rückschlüsse zulassen, Gesprä-
che zwischen Staatssekretären, die ich zitie-
ren wollte, die sind da. Aber die ganzen Be-
richte, die dahin führen und die sozusagen 
einen Großteil der Arbeit darstellten und die 
aus meiner Sicht große Missbrauchstatbe-
stände waren, sind Ihnen auch überhaupt 
nicht zur Verfügung gestellt worden. Das 
habe ich hier nicht dabei. Das kann ich Ihnen 
nur sagen. Da kann ich Ihnen gerne helfen, 
das zu beschaffen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut, 
das machen wir in der zweiten Stufe. Jetzt 
geht es aber erst einmal um die Befragung. 
Wir müssen dann nachher unterbrechen, 
dass Sie uns diese Erlasse, die Sie uns jetzt 
noch nicht zum Kopieren übergeben haben, 
noch geben. Dann können wir die auch 
gleich kopieren und verteilen. Jetzt frage ich 
in die Runde, bevor wir - - 

(Zuruf des Abg. Reinhard Grindel 
(CDU/CSU)) 

- Bitte, Herr Grindel. Ich rufe Sie doch gleich 
auf. Sie können hier doch nicht ständig da-
zwischenrufen. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das 
mache ich doch nicht!) 
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- Doch. Ich habe ja Ohren zum Hören. Was 
soll das denn? - Also: Ich frage jetzt in die 
Runde - inklusive Herrn Grindel -, ob es noch 
weitere Anregungen vor der Unterbrechung 
gibt, was wir noch machen können. - Herr 
Kauder, bitte schön. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Meine Damen und Herren, 
so können wir nicht miteinander umgehen. 
Da stellen wir fest, dass der Zeuge aus an 
Land gezogenen Akten - wie er sich ausge-
drückt hat: Ich habe Akten an Land gezo-
gen - Beweismittel erhebt und uns diese 
nach seinem selektiven Gutdünken vorlegt. 
Und damit geben wir uns zufrieden.  

Ich muss selbst entscheiden, welche Ur-
kunden mir aus den vom Zeugen an Land 
gezogenen Akten wichtig erscheinen und 
welche nicht. Das heißt, ich werde mich nicht 
damit zufrieden geben, dass ich Auszüge 
aus dem Empfinden des Zeugen vorgelegt 
bekomme und nicht nachprüfen kann, in 
welchem Zusammenhang sie stehen. Ich 
finde es auch ein Armutszeugnis, dass mir 
eine Vertreterin des Auswärtigen Amtes sagt: 
Wir sind noch dabei, die Erlasse zusammen-
zustellen. - Das kann es ja wohl nicht sein. 
Es gehört zu Ihrer verdammten Pflicht, uns 
hier eine komplette Liste der vorhandenen 
Erlasse vorzulegen. 

(Dr. Bärbel Kofler (SPD): Wie war 
das mit dem Umgang?) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Grindel, bitte. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Nur, weil 
der Kollege Montag hier das mit dem Wort 
„Lüge“ gerügt hat, möchte ich gerne darstel-
len, dass der Zeuge hier gesagt hat, er habe 
bis zu 20 000 Anträge in einem Monat zu 
bescheiden gehabt und er habe Ableh-
nungsquoten von 20 bis 60 Prozent gehabt. 
Wir wissen aus den Zahlen des Auswärtigen 
Amtes, dass es im Jahr 1993 insgesamt 
120 000, 1994 150 000, 1995 119 000, 1996 
70 000 Visaanträge gegeben hat und dass 
die Ablehnungsquoten in der Zeit seiner 
Dienstzeit zwischen 2,1 Prozent und - in 
einem Jahr waren es in der Tat 13 Prozent - 
6 Prozent waren. Die Angaben, Herr Montag, 
die er hier gemacht hat, sind nicht richtig. Wir 
kennen das aus den Zahlen. Insofern finde 
ich, ist es vertretbar, wenn der Kollege Bin-
ninger - ich habe mich dem angeschlossen - 

dazwischengerufen hat: Das ist nicht in Ord-
nung. Diese Zahlenangaben würden ja be-
deuten, dass er 240 000 Anträge im Jahr 
hätte haben müssen. Das ist nie erreicht 
worden. Insofern wird hier ein falsches Bild 
gezeichnet. 

Das Zweite ist, dass wir hier aus den zwei 
Erlassen, die wir eben bekommen haben, 
durch grobe Übersicht schon gesehen ha-
ben - um es wirklich einmal zurückhaltend 
auszudrücken -, dass selektiv daraus zitiert 
worden ist. Ich finde, es geht nicht, dass wir 
hier keine Aktenkenntnis haben und dass 
dann auch noch für die Öffentlichkeit, die das 
überhaupt nicht nachvollziehen kann, sehr 
selektiv zitiert wird. Dagegen haben wir uns 
gewehrt. Deswegen empfehle ich jetzt wirk-
lich, dass wir unterbrechen, alle Akten be-
kommen, sie zur Kenntnis nehmen und dann 
mit der Vernehmung fortfahren. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Montag, bitte. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nur ein Wort, Herr Kollege Grindel. 
Das, was Sie gerade gesagt haben, können 
Sie dem Zeugen nachher in der Runde mit 
vollem Recht vorhalten. Ich bin selber 
gespannt auf seine Antwort. Vielleicht klärt 
es sich auf, vielleicht nicht. Darum geht es 
mir nicht. Es geht mir auch nicht darum, dass 
Sie vielleicht einwerfen, dass Sie das nicht in 
Ordnung finden. Auch das ist okay. Herr 
Binninger hat laut und deutlich in Richtung 
des Zeugen gesagt 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Ich habe Sie angeguckt!) 

- natürlich, Sie haben mich angeschaut; es 
hat aber ihm gegolten -: Ich lasse mich nicht 
so anlügen. - Das finde ich nicht in Ordnung. 
Der Zeuge hat gerade angefangen mit seiner 
Vernehmung. Das wird noch länger dauern. 
Dass Sie eine solche Bewertung über diesen 
Mann abgeben, finde ich nicht in Ordnung. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Angeguckt habe ich Sie und die 

ganze Bank!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Frau 
Dr. Flor hat sich noch gemeldet. Frau 
Dr. Flor, bitte. 

VLR’n Dr. Flor (AA): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Ich wollte auf mein Schreiben 
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hinweisen, mit dem ich die Statistik zu den 
Visazahlen seit 1990 überwiesen habe. In 
dem Schreiben wird im Anschreiben 
ausgeführt:  

Für die Jahre 1990 bis 1997 liegen 
keine Zahlen bezüglich der zurück-
gewiesenen Antragsteller mehr vor, 
da die Visumzahlen für diesen Zeit-
raum den Geschäftsübersichten der 
Auslandsvertretungen entnommen 
wurden, die eine gesonderte Auf-
schlüsselung der zurückgewiese-
nen Antragsteller nicht enthalten. 

Das heißt, dass die Zahlen, die dort in der 
Statistik erfasst sind, nur diejenigen Zahlen 
der erteilten und der formal abgelehnten 
Visaanträge enthalten. Das wollte ich an 
dieser Stelle klarstellen. 

Zweitens ist es auch aus meiner Sicht 
notwendig, das formale - - 

(Zurufe) 

- Entschuldigung, darf ich bitte ausreden, 
Herr Abgeordneter? - Danke. - Auch wir le-
gen Wert auf das formale Verfahren, das für 
die Vorlage von Beweismitteln ja auch fest-
gelegt ist. Insofern: Wenn der Ausschuss 
bestimmte Aktenzeichen zusätzlich möchte, 
dann würde ich vorschlagen, dass das formal 
per Beweisbeschluss beschlossen wird. 

Gleichzeitig möchte ich - - 
(Siegfried Kauder (Villingen-

Schwenningen) (CDU/CSU): Tar-
nen, Tricks und Täuschen!) 

- Halt! - Gleichzeitig möchte ich, um jedem 
Vorwurf entgegenzutreten, hinzufügen, dass 
selbstverständlich keine Einwände bestehen, 
dass die Erlasse, die Herr von Schoepff da-
bei hat, jetzt kopiert und an den Ausschuss 
verteilt werden.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
wäre auch noch mal schöner.  

VLR’n Dr. Flor (AA): Ich wollte nur darauf 
hinweisen, dass dann, wenn zusätzliche 
Aktenzeichen angefordert werden sollen, wir 
das im normalen Verfahren machen sollten. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ja, ja, 
also, bitte: Diese Statistik werden wir nach-
her in Frage und Antwort in aller Breite be-
handeln. Es geht offensichtlich um einen 
Dissens beim Thema abgelehnte Anträge 
und zurückgewiesene Antragsteller. Offen-
sichtlich gibt es keine Statistik über die zu-

rückgewiesenen Antragsteller in den Jahren 
vor 1997. - Gut.  

(Zuruf des Abg. Clemens Binninger 
(CDU/CSU)) 

- Gut, anscheinend gibt es unterschiedlich 
informierte Stellen, um mich ganz neutral 
auszudrücken. 

Jetzt möchte ich aber ganz gern zur 
Pause und zur Unterbrechung kommen. Ich 
frage ein letztes Mal: Gibt es noch weitere 
Anregungen, wie wir die Pause nutzen kön-
nen, um den gleichen Informationsstand bei 
allen Beteiligten herzustellen? - Herr von 
Schoepff. 

Zeuge von Schoepff: Ich glaube, es war 
Herr Grindel, Herr Binninger oder Herr Kau-
der, einer hat mich eben massiv angegriffen, 
dass ich hier falsche Visazahlen nenne. 

(Siegfried Kauder (Villingen-
Schwenningen) (CDU/CSU): Wem 

halten Sie das jetzt vor?) 

- Ich kann mich jetzt nicht erinnern. Einer 
sagte, ich würde lügen, was die Visazahlen 
anbelangt. - War es Herr Grindel? - 

(Zurufe) 

- Einer von Ihnen dreien - -  
(Zuruf: Das steht im Protokoll!) 

Ich will nur sagen: Wenn Sie sich die Unter-
lagen sehr sorgfältig anschauen, dann tau-
chen in den Unterlagen insgesamt sehr un-
terschiedliche Zahlen auf. Ich habe hier eben 
eine Zahl - - Ich will sie jetzt nur nennen, die 
der Referatsleiter 514 - das war im Grunde 
der bestinformierte Mann -, Dr. Born, als 
Ergebnis seiner Dienstreise geschrieben hat. 
Das war die Dienstreise vom 27. September 
bis zum 9. Oktober 1995. Er schreibt: 

Kiew erteilt zwischen 150 000 und 
200 000 Visa pro Jahr. 

Sie werden - das suche ich Ihnen für das 
nächste Mal raus - von einem Höherrangi-
gen - - Ich glaube, vom Leiter der Konsular-
abteilung bzw. vom D5 gibt es eine Unterlage 
auch aus der Zeit, die sagt: Kiew erteilt 
250 000 Visa. - Ich will das jetzt nur so in den 
Raum stellen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: In 
welchem Jahr? 
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Zeuge von Schoepff: Born schreibt: 
1995. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: 1995? 

Zeuge von Schoepff: Ja. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
ist ja ein grotesker Gegensatz zu dem, was 
wir an Zahlen hier haben. 

Zeuge von Schoepff: Ich will das hier 
nur sagen. Dass mir hier vorgeworfen wird, 
ich lüge - verstehen Sie? -, ist ein dickes Ei.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Jetzt 
aber noch mal. Dann müssen wir dieses 
Schreiben auch kopieren; denn das ist ein 
grotesker Gegensatz zu den Zahlen, die mir 
hier vorliegen. Sie sagen, Herr Born schreibt, 
Kiew erteilt zwischen 150 000 und 200 000. 

Zeuge von Schoepff: Schreibt der Herr 
Born. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Jetzt 
sage ich Ihnen, was das Auswärtige Amt an 
Statistik vorlegt: Kiew erteilt 1990 nicht 
150 000 bis 200 000, sondern 20 000. Kiew 
erteilt 1991 60 000. Kiew erteilt 1992 89 000. 
Kiew erteilt 1993 123 000. Kiew erteilt nach 
dieser Statistik erstmals im Jahr 1994 
157 000.  

Dann kommt schon wieder eine ganz 
große Besonderheit. Dann geht es wieder 
um 50 000 runter auf 102 000. Dann geht es 
noch weiter runter auf 88 000 im Jahr 1996. 
Das alles sind hochinteressante Zahlen, die 
übrigens im krassen Gegensatz zu Ihrem 
Vortrag stehen, worauf ich nachher noch 
zurückkommen werde. 

(Zuruf: Wir sind doch noch gar nicht 
bei der Befragung!) 

Wir werden das dann noch behandeln. Nur 
brauchen wir dieses Schreiben von Herrn Dr. 
Born jetzt auch noch. 

(Zurufe: Wir sind doch noch gar 
nicht bei der Befragung! - Eckart 

von Klaeden (CDU/CSU): Ich hatte 
doch eine Unterbrechung vor eini-
ger Zeit beantragt! Ich war der An-
sicht, dass wir uns darauf geeinigt 

hatten!) 

Jetzt noch einmal - letzter Aufruf -: Wer will 
noch was kopiert haben? - Frau Hoffmann, 
wollten Sie noch was kopiert haben? 

Jelena Hoffmann (Chemnitz) (SPD): 
Nein, ich möchte etwas sagen, wenn ich darf. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
hat jetzt aber keinen Sinn. Das wird uferlos. 
Wenn Sie jetzt noch was sagen, dann kommt 
der Nächste, der noch was sagen möchte. 
Dann kommen wir nie zu der Unterbrechung, 
die wir dringend brauchen, um das zu kopie-
ren. 

(Jelena Hoffmann (Chemnitz) 
(SPD): Ich wollte nur sagen, dass 
ich mich schäme, hier zu sitzen!) 

Also: Keiner will noch was sagen. - Wie 
lange wollen wir unterbrechen? Bis 16 Uhr? - 
Bis 16 Uhr wird unterbrochen. Einverstan-
den? 

(Zuruf: Ja!) 

- Gut. Wir nutzen die Zeit und das Sekretariat 
kopiert das, was bisher angesprochen wor-
den ist. Danke schön.  

Die Sitzung ist unterbrochen. 
(Unterbrechung von 15.05 bis 

16.00 Uhr) 

Fortsetzung der Vernehmung des 
Zeugen von Schoepff 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Meine 
Damen und Herren, wir setzen die Zeugen-
einvernahme fort, obwohl wir noch nicht die 
kopierten Unterlagen haben. - Jetzt werden 
sie mir, noch handwarm, überreicht. Ich weiß 
nicht, ob ich der Einzige bin. 

Jetzt ist genau das eingetreten, was ich 
befürchtet habe. Ich weiß nicht, wie viele 
Seiten es sind. Vom Gewicht her 200, 
schätze ich. Jetzt kann man Kenntnis neh-
men durch Handauflegung, Frau Dr. Flor, ja? 

Ich schlage Folgendes vor: Wir haben die 
Möglichkeit, mit dem Zeugen noch mal dort 
fortzufahren, wo wir stehen geblieben sind. 
Sie haben uns drei Erlasse präsentiert und 
bewertet, Herr Zeuge. Das war einmal der 
Erlass vom 2. Mai 94. Es war dann der Er-
lass vom 21. Juni 94 und davor noch der 
Erlass vom 8. Februar 93. Dann noch das 
Plurez vom 08.02.93. Das sind Erlasse, die 
wir hier haben. Sie sollten bitte die gleich 
noch mal bewerten. 
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Bevor wir jetzt in die Diskussion einstei-
gen, sollten wir, meine ich, noch einen Punkt 
klären, der vorher im Eifer des Dialogs zu 
dem Wort „Lüge“ geführt hat, wie immer es 
gemeint und an wen immer es adressiert 
war. Deswegen möchte ich dem Herrn Bin-
ninger Gelegenheit geben, sich zu dem 
Punkt noch mal zu äußern, damit das Thema 
möglicherweise gleich vom Tisch gebracht 
werden kann. Herr Binninger, bitte. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Vorsitzender, vielen Dank. - Wir sind ja 
schon einige Sitzungen zusammen und es ist 
nicht das erste Mal, dass es etwas 
emotionaler wird. Ich möchte aber eines 
schon klarstellen: dass ich bei meiner 
Aussage vorhin Herrn von Schoepff weder 
genannt noch gemeint habe und 
körpersprachlich ich meine Aussage in diese 
Richtung getroffen habe. Insofern wäre mir 
an dieser Klarstellung gelegen. Sie ist auch 
wichtig. Ich glaube, es ist in unser aller 
Interesse, zu sagen, dass wir hier nur die 
Wahrheit hören wollen. Ich habe ihn weder 
genannt noch gemeint. 

Michael Hartmann (Wackernheim) 
(SPD): Herr Binninger, heißt das, Sie bezich-
tigen uns der Lüge? Was meinen Sie damit? 
Was hat denn das eben geklärt, was Sie 
gerade gesagt haben? Sagen Sie doch, dass 
Sie ein bisschen über das Ziel hinausge-
schossen sind. Das wäre auch gut. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
bitte ich jetzt zur Kenntnis zu nehmen, was 
Herr Binninger sagt: „weder gemeint noch 
gesagt“. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): 
Herr Uhl, also ich möchte mich nicht gern der 
Lüge bezichtigen lassen. Wenn Sie uns nicht 
gemeint haben, dann sagen Sie das bitte 
offen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
habe niemanden der Lüge bezichtigt. So war 
es auch nicht gemeint und so habe ich es 
auch nicht gesagt. 

Michael Hartmann (Wackernheim) 
(SPD): Dann mag es an mir liegen, Herr Bin-
ninger. Ich habe nicht verstanden, was Sie 
eben erklärt haben. Vielleicht können Sie es 

für mich mit meinem beschränkten Horizont 
noch einmal erklären. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
müssen Sie nicht tun, Herr Binninger. Wenn 
Sie das wollen - - Ich sage: Wir können jetzt 
hier nicht einen Dialog über dieses Thema in 
Anwesenheit des Zeugen beginnen. Wir 
müssen jetzt langsam zur Sache zurückkeh-
ren. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Sie erlauben trotzdem 

einen Satz von mir?) 

- Bitte. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Kollege Binninger, Sie haben in 
meine Richtung geschaut. Ich akzeptiere Ihre 
Erklärung. Lassen wir es gut sein? - Okay.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: So, 
jetzt kehren wir zurück zum Zeugen. Herr 
von Schoepff, bitte. Ich habe Sie gebeten, zu 
dem Erlass vom 21. Juni 94 - haben Sie den 
vor sich liegen? - noch mal Stellung zu neh-
men. Sie haben vorhin den Erlass zitiert. Ich 
möchte Sie ganz gern darum bitten, dass Sie 
wiederholen, was Sie mit dem Erlass ge-
meint haben. 

Zeuge von Schoepff: Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Ich würde aber gern doch noch 
eine Sache zu Herrn Binninger sagen. Mich 
hat es schon getroffen, weil ich subjektiv den 
Eindruck hatte, er meint mich mit „Lüge“. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Aber 
er hat jetzt geklärt, dass er Sie nicht meinte. 

Zeuge von Schoepff: Wenn ich das so 
kurz sagen kann: Ich fand, er hat das bezo-
gen auf diese Zahlen, dass die Zahlen eben 
anders waren. Die Zahl, die ich da nannte, 
200 000, ist eben auch eine Zahl, die in den 
Dokumenten genannt wird, die in Ihren Un-
terlagen waren. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
haben wir schon besprochen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Die 
Zahlen hat Ihnen dann anschließend der 
Kollege Grindel vorgehalten. Das war nicht 
ich. Also kann ich nur das sagen, was ich 
gerade gesagt habe: Sie waren nicht ge-
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meint. Ich habe Sie auch nicht genannt, ganz 
bewusst. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: So, 
jetzt kommen wir zu dem Erlass vom 21. Juni 
94, wo wir vorhin stehen geblieben sind. 

(Michael Hartmann (Wackernheim) 
(SPD): Der Zeuge ist doch noch im 

Zusammenhang!) 

Den Punkt vom Zeugen, der über diesen 
Erlass gesprochen hat. 

Zeuge von Schoepff: Wenn ich dazu sa-
gen kann: Ich habe ihn als Folgeerlass gese-
hen zu dem Erlass, den ich davor genannt 
habe. Das war der Erlass, der in der ersten 
Sitzung verteilt wurde, und zwar der grundle-
gende, was Reisebüros anbelangte, vom 
08.02.1993, der sozusagen vorschlägt, von 
dem § 84 Ausländergesetzverfahren abzu-
weichen, und eben von Reisegruppen 
spricht. Unter Reisegruppen verstehe ich 
Gruppen, die, sagen wir, eine, zwei Wochen 
oder drei Wochen lang geschlossen durch 
Deutschland touren. Dann nannte ich das 
Beispiel, das hier im Ausschuss laut Presse 
schon häufiger im Ausschuss gefallen ist: 
den Kölner Dom besuchen. 

Nach meinem Gefühl wird dieser schon 
äußerst liberale und aus meiner persönlichen 
Sicht nicht zu verantwortende Erlass noch 
weiter aufgeweicht durch diesen Teilerlass. 
Das ist ein Erlass, so wie er geschickt wor-
den ist vom 21. Juni 1994; der eben rügt die 
Ausgabe von Sammelvisa für solche Touris-
tengruppen. Ich in Person habe meine Mitar-
beiter häufig angewiesen, Sammelvisa zu 
erteilen, weil das ein Mittel ist, eine Gruppe 
zusammenzuhalten. Das ermöglicht einer 
Gruppe oder das zwingt die Gruppe quasi, 
für zwei, drei Wochen, wenn sie durch 
Deutschland als Touristengruppe, als Ein-
kaufsgruppe tourt, zusammenzubleiben.  

Wenn man uns dann als Erlass gibt, Ver-
meidung von Sammelvisa für Staatsangehö-
rige aus der GUS - dieser Erlass ist auch an 
Kiew gegangen -, und uns dann sagt, wir 
sollen es nicht machen, weil die Rückreise 
von Reiseunternehmen oft überhaupt nicht 
vorgesehen ist, eine gemeinsame Reise 
hinter der Grenze endet, und dann wird ge-
trennt weitergereist, kann ich nur sagen: Das 
ist heller Wahnsinn, weil hinter diesen Einla-
dungen, wie wir vorher gesehen haben, 
keine 84er-Verpflichtungserklärung steht. Da 
steht überhaupt niemand. Das heißt, da wird 

diesen im Grunde Einzelreisenden die Mög-
lichkeit gegeben, quer durch Deutschland zu 
reisen. Das ist keine Touristenreise mehr. 
Das ist einfach irgendwo eine Reise nach 
Nirgendwo. Keiner kann sagen, wo die Leute 
landen. So verstehe ich das.  

Ich habe mich immer gewehrt. Ich habe 
Ihnen vorher zu meinem Verhältnis zu Herrn 
Born gesagt - das war nämlich am 21. Juni 
1994 -, dass da eine völlig weltferne Politik 
gemacht wurde. Ich habe immer persönlich 
gesprochen von diesen schönen Reisebüros 
in Bonn, von diesen schönen Büroräumen im 
DKV-Gebäude mit Blick auf den Rhein, wo 
diese Leute völlig weltfern entschieden ha-
ben. Sie werden sehen: In Akten ändert sich 
das grundlegend, als Herr Born dann im 
September 95 bei mir war. Den Vermerk 
über diese Reise habe ich am Anfang zitiert. 
Er ist auch unter den Unterlagen. Wir haben 
dann im Anschluss eine Konsularkonferenz 
für den gesamten GUS-Raum in Kiew ge-
macht, weil ihm Kiew so gut gefallen hat und 
er den Eindruck hatte, wir haben die Visa-
vergabe in Kiew relativ gut im Griff. Dann 
ändert sich die gesamte Tonlage uns gegen-
über. Dann ist dieses Drängende nicht mehr. 
Dann wird von realistischeren Tatsachen 
ausgegangen. Er hat gesehen, dass man mit 
solchen Erlassen angesichts dieser Armuts-
lage, die ich vorher beschrieben habe, der 
Willkür Tür und Tor öffnet. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
würde ich vorschlagen - wir sind immer noch 
nicht beim Befragen angekommen -, dass 
Sie Ihren Vortrag langsam zum Abschluss 
bringen und dass wir dann zum Fragen 
kommen können. 

Zeuge von Schoepff: Dazu will ich sa-
gen: Sie sehen ja, dass es sinnvoll ist, dass 
ich das umfassend präsentiert habe. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ja, ja. 

Zeuge von Schoepff: Was ich aber auch 
nicht verstanden habe, ist, dass mir vorhin 
vorgeworfen worden ist, dass ich selektiv 
zitiert habe. Natürlich, als Zeuge trete ich hier 
subjektiv auf. Ich bin nicht aufgefordert, einen 
Fachvortrag zu halten: 93 bis 96. Ich zitiere 
subjektiv, was mir in Erinnerung ist und wie 
ich die Lage sah. Das ist ein völlig natürli-
ches, quasi auch wissenschaftliches Vorge-
hen, selektiv zu zitieren. Ein Zitat ist immer 
ein selektiver Vorgang. Sonst lese ich Er-
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lasse von A bis Z vor und muss dann auch 
einen subjektiven Schluss ziehen. Vorher 
beklagte man sich aus der Richtung, dass ich 
zu viel vortrage. Ich finde, meinem Ge-
schmack nach habe ich da den richtigen Ton 
gefunden. Oder sagen wir: Ich weiß, dass ich 
hier viel Zeit in Anspruch nehme; aber drun-
terzuhalten, halte ich aus meiner subjektiven 
Sicht für unverantwortlich. 

Wenn ich jetzt noch mal anknüpfen darf: 
Ich war vorher bei dem großen vierten 
strukturellen Problem. Das war diese Ein-
griffsnahme des Auswärtigen Amtes im Be-
reich Touristenvisa in die Ermessensent-
scheidung vor Ort. Da hatte ich diese großen 
Ausnahmetatbestände genannt: Messe, Rei-
sebüroverfahren haben wir jetzt besprochen. 
Dann wollte ich der Vollständigkeit halber, 
nur weil das für Ihre anderen Diskussionen 
eine Rolle spielt, das Carnet de Touriste 
nennen. Das hat für Kiew faktisch keine Rolle 
gespielt. Da habe ich jetzt erst in Erlassen 
gesehen, da gab es Einzelerlasse ab 96. Das 
kann ich verneinen. Der größte Ausnahme-
tatbestand, durch den wir unter Druck ge-
setzt worden waren, war die wirklich mas-
senweise Vorlage von so genannten Pro-
forma-Einladungen, diesen Einladungserklä-
rungen nach § 84 Ausländergesetz, die mei-
nem Gefühl nach in der damaligen Zeit ohne 
wirkliche Überprüfung der Bonität des Einla-
denden ausgesprochen worden sind.  

Dieser massenhafte Prozess hat erst 
diese riesigen Schlangen in Kiew und aus 
meiner Sicht auch in anderen Auslandsver-
tretungen in Gang gesetzt. Wir konnten da-
mals nicht klar erkennen, ob die Bonität ge-
prüft war oder nicht. Sie werden sich erin-
nern: Ich habe einleitend ja lange vorgetra-
gen: Mafia draußen, äußerst schlechte räum-
liche und personelle Bedingungen. Wir vor 
Ort konnten dann in Einzelfällen, die uns 
schwierig erschienen, doch nur unter größten 
Anstrengungen dann beim Ausländeramt 
nachfragen und sagen: Überprüft den oder 
die noch mal bei diesem Massengeschäft. - 
Sie sehen, in den riesigen Unterlagenbergen, 
die Ihnen zur Verfügung stehen zur Diskus-
sion der Ausländerreferenten in den Jahren 
93 bis 96, dass die immer gesagt haben, sie 
können das nicht leisten, weil die Personal-
stellen nicht ausreichend wären und sie unter 
schwierigen Bedingungen arbeiten. Diese 
Bedingungen der deutschen Ausländerämter 
waren nun aber ganz sicher besser als diese 
Arbeitsbedingungen, die ich Ihnen einleitend 
zu Kiew geschildert habe. Das war ein Ab-

drängen des Problems an die Auslandsver-
tretung, die damit völlig überfordert war. 

Ich will aus meiner Praxis erinnern: Es 
gab ganz bestimmte Ausländerämter, die 
meinem Kenntnisstand nach eben auch So-
zialhilfeempfängern in Massen bis zu zehn 
Einladungen pro Tag ausgestellt haben, 
ohne die Bonität zu prüfen. Das war meiner 
Erinnerung nach insbesondere das Auslän-
deramt Berlin. Ich habe da selbst mit Sach-
bearbeitern gesprochen, weil wir einfach 
festgestellt haben, dass an bestimmten Ta-
gen - zu der damaligen Zeit gab es zweimal 
die Woche Flüge von Air Ukraine direkt von 
Berlin-Schönefeld nach Kiew - - dass wir am 
nächsten Tag quasi überschwemmt waren 
von so genannten Berliner Einladungen und 
dann festgestellt haben, dass ein Herr XY 
zehn, 15 Ukrainer und eben am selben Tag 
beglaubigte Berliner Einladungen ausge-
sprochen hat an einen Herrn aus der Ost-
ukraine, an einen Herrn aus der West-
ukraine. Im Gespräch oder im Interview, in 
das ich mich selbst eingeschaltet habe - ich 
konnte damals ziemlich gut Russisch - kam 
klar heraus, dass überhaupt keine Verbin-
dungen zu dem Einladenden bestanden.  

Ich habe dann nachgefragt. Dann wurde 
mir auf Nachfrage zugegeben - - Ich habe 
gesagt: Überprüft bitte Herrn XY. - Es ist 
doch völlig absurd. Schon überhaupt die 
Zahl, dass einer an einem Tag zehn aus 
völlig unterschiedlichen Regionen der 
Ukraine einlädt, die sich auch untereinander 
gar nicht kennen. Das haben wir alles fest-
gestellt. Dann kam raus, dass es in der Tat 
Sozialhilfeempfänger sind.  

Ich kann aus meinen Erfahrungen heraus 
nur das bestätigen, was im „Spiegel“ in die-
sem ersten großen Artikel stand, als diese 
ganze Sache aufgerührt wurde, ich glaube, 
im Februar. Dort wird beschrieben, wie vor 
dem Ausländeramt in Köln so ein Markt ist. 
Ich selbst war nie vor so einem Ausländer-
amt. Aber in den Rückschlüssen aus dem, 
was ich in Kiew erlebt habe - ich habe viel 
mit den Leuten draußen auf der Straße 
selbst gesprochen -, kann ich das aus meiner 
Sicht nur bestätigen. Das war aus meiner 
Sicht das Grundübel, dass eine deutsche 
Behörde im Inneren quasi ungeprüft so ein 
offizielles Einladungsdokument, so eine 84er-
Erklärung in die Welt gesetzt hat, dass dann 
aber eine andere völlig überforderte deut-
sche Behörde 2 000 Kiliometer weit weg das 
wieder außer Kraft setzen wollte.  
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Die Großzahl der Dokumente, die uns 
vorgelegt worden waren, war echt. Da gab es 
natürlich Fälschungen. Die Ukrainer kamen 
zu uns und verstanden nicht, dass wir dann 
doch häufig gesagt haben, das ist nicht vala-
bel, wenn wir dann Interviews durchgeführt 
haben. Man merkte sehr schnell: Du weißt ja 
gar nicht, wohin du reist. - Wir haben dann 
einfach gefragt: Wohin reist du? - Er konnte 
dann nicht sagen, er reist nach Kassel. So 
völlig banale Sachen. Dass ein solcher 
künstlicher Kreislauf in großem Stil in Gang 
gesetzt worden war, war aus meiner Sicht 
völlig unverantwortlich. 

Zusammengenommen will ich sagen, 
dass diese Ausnahmetatbestände meiner 
Meinung nach bis zu 80 Prozent der Ge-
samtvisavergabe wirklich ungünstig beein-
flusst haben. 

Jetzt komme ich zum fünften, zum letzten 
großen strukturellen Problem, das aus mei-
ner subjektiven Sicht eines der komplexesten 
ist, und zwar sind das Missbrauchstatbe-
stände in den Bereichen Kontingentflücht-
linge und Aussiedler, wo die Botschaft zwar 
nicht selbst federführend zuständig war, aber 
im Rahmen der Amtshilfe, und zwar bei den 
Kontingentflüchtlingen, durch die Vorprüfun-
gen beteiligt war und in beiden Verfahren 
immer für die Visavergabe zuständig war. 
Mein Eindruck schon damals in Kiew vor Ort 
war, dass im gesamten Bereich Touristenvi-
sum kriminelle Machenschaften am Werke 
sind. Das war völlig klar. Das kommt nach 
meinem Eindruck als Ergebnis dieses Aus-
schusses auch heraus. Aber völlig klar war, 
dass sozusagen für interessiertes Klientel die 
ständige Ausreise nach Deutschland zehn-
mal interessanter war. Ein Dreimonatsvisum 
nach Deutschland ist zwar gut; aber letztend-
lich einen Daueraufenthalt in Deutschland zu 
haben oder einen deutschen Pass, ist viel 
interessanter. Da hatte ich subjektiv vor Ort 
viele Hinweise. Die wohlhabendsten Kiewer - 
das wusste man oder es wurde einem la-
chend gesagt - hatten ständige Aufenthalts-
titel für Deutschland. In die Unterlagen, die 
Sie jetzt haben, habe ich hineingelegt - das 
ist hier Fach 17 - eine Annonce. Im Russi-
schen heißt es dort: Приглашения в 
Германию - Einladungen nach Deutsch-
land. - Евровизы - EU-Visen. Und: ПМЖ в 
Германии - also: постоянное место 
жительства - ständiger Aufenthalt in 
Deutschland, mit einer Telefonnummer, zu 
verkaufen. - Da muss ich sagen: Mein zu-
sammenfassender Bericht - ich war da unter 

Druck; das ist Abs. 2 - ist nicht sehr gut 
formuliert. Das haben wir in Massen, wirklich 
in größter Stückzahl ans Auswärtige Amt 
geliefert.  

Der geeignete Ansatzpunkt für die organi-
sierte Kriminalität, da zuzuschlagen, war die 
Tatsache, dass wir in den Jahren, die ich zu 
vertreten habe - 93 bis 96 - in beiden Verfah-
ren nur öffentliche Dokumente geprüft und 
keine Interviews durchgeführt haben.  

Im Aussiedlerverfahren noch schlimmer. 
Da wurden wir nur eingeschaltet in Ausnah-
mefällen, wenn uns der Antrag zur Überprü-
fung vom Bundesverwaltungsamt zurückge-
geben worden ist. Da war die Regelung so - 
ich bin nicht sicher, ob das nur für die 
Ukraine galt -, dass potenzielle Teilnehmer 
an dem Verfahren ihre Anträge direkt an das 
Bundesverwaltungsamt senden konnten. 

Das ganze Ausmaß der kriminellen Ma-
chenschaften, finde ich, liefert einer meiner 
Berichte. Der war auch nicht in Ihren Unter-
lagen. Den habe ich hier reingelegt. Das ist 
aber nur ein selektiver Bericht unter vielen. 
Das ist mein Drahtbericht als citissime, 
nachts, vom 18.06.1996, wo ich schreibe: 

Der Leiter der Konsularabteilung 
des ukrainischen Außenministe-
riums, Kowal, hat anlässlich der bi-
lateralen Konsularkonsultationen in 
Kiew, die am 22. und 23. April d. J.  

- das heißt 1996 - 
stattfanden, gegenüber dem Leiter 
RK bestätigt, dass bei der Ausstel-
lung von Personenstandsurkunden 
mit unwahrem Inhalt große Dollar-
beträge im Spiel sind. Man müsse 
verstehen, dass die Mitarbeiter von 
Standesämtern wenig verdienen. Er 
habe keine Möglichkeit, dagegen 
vorzugehen. Bei den Konsularver-
handlungen wurde die ukrainische 
Seite eingehend auf das Problem 
der gefälschten oder unechten öf-
fentlichen Urkunden angesprochen. 
Die ukrainische Delegation konnte 
jedoch keine Lösungsmöglichkeit 
ihrerseits vorschlagen. Es wurde 
lediglich bestätigt, dass bei der Le-
galisierung auf dem Dienstweg vor-
gelegter Personenstandsurkunden 
durch das ukrainische Justizminis-
terium und die Konsularabteilung 
des Außenministeriums der Inhalt 
nicht überprüft wird. Wegen dieser 
fehlenden Prüfung ist die Botschaft 
gezwungen, ihrerseits sowohl die 
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materielle Urkunde als auch deren 
Inhalt zu untersuchen. 

Was wir natürlich in dem einen Verfahren 
laufend gemacht haben.  

Dann berichte ich weiter - das will ich hier 
unbedingt vortragen - auf Seite 2 des Folge-
berichtes, und zwar des Drahtberichtes 
Nr. 711 vom 18.06.1996, unter Punkt 3: 

Darüber hinaus ist der Weg der 
Emigration nach Deutschland im 
Rahmen das o. g. Aufnahmeverfah-
rens auch von ukrainischen staatli-
chen Stellen missbraucht worden. 
So sagte der Stv. Leiter der ukraini-
schen Ausländerämter (Ovire) im 
ukrainischen Innenministerium, Fi-
liptschuk, einem Botschaftsmitar-
beiter, dass es einen Beschluss der 
ukrainischen Sicherheitsbehörden 
gebe, unerwünschte und einfluss-
reiche Mafia-Mitarbeiter, die hier 
nicht wirkungsvoll bekämpft werden 
können, mit gefälschten Dokumen-
ten auszustatten, um ihnen die 
Möglichkeit der Ausreise nach 
Deutschland zu geben. Auf diese 
Gefahr ist die Botschaft auch durch 
Erlass des Referats 118 hingewie-
sen worden.  

Den habe ich jetzt nicht. 118 ist unser Ge-
heimschutzreferat.  

Es ist mit Sicherheit davon auszu-
gehen,  

-  schreibe ich - 
dass ukrainische Ortskräfte, die in 
der Emigrationsstelle tätig waren 
und sind, unter Druck gesetzt wer-
den, um die Aufnahme möglich zu 
machen oder zu erleichtern. Aus 
diesem Anlass ist der Mitarbeiter ... 

- den ich jetzt namentlich nicht nennen 
möchte - 

bereits vor einiger Zeit entlassen 
worden. Er hatte mitgeteilt, dass er 
größere Geldzahlungen von der 
Mafia im Rahmen des Aufnahme-
verfahrens angenommen habe.  

Da finden Sie in Massen Berichte über die-
sen Missbrauch in den Unterlagen, die ich 
Ihnen gern zur Verfügung stelle.  

Weil es in der Gesamtfragestellung an 
mich heißt „Was haben Sie gemacht?“, will 
ich der Vollständigkeit halber nur zitieren, 
dass meine Meldungen über Berichte schrift-
licher Art und mündlicher Art in der Zentrale 
angekommen sind. Ich erlaube mir einfach, 

zwei Sachen, zwei Vermerke kurz zu zitieren, 
die zeigen, dass die Zentrale über das Aus-
maß des Missbrauchs informiert war. Es gibt 
in Ihren Unterlagen - das habe ich hier jetzt 
nicht noch einmal abgelichtet - einen Ver-
merk des Abteilungsleiters 5, des Abtei-
lungsleiters Recht, vom 22. Februar 1996. 
Das ist das Dokument 134 aus dem Ord-
ner 134, so wie das bei uns untergebracht 
ist. Da heißt es: 

Beide Staatssekretäre 

- sowohl der des BMI als auch der des Aus-
wärtigen Amtes - 

nahmen Bezug auf das von BM 

- das heißt Kinkel - 
für den 8. März 

- das muss 1996 gewesen sein - 
vorgesehene Frühstück mit BM 
Kanther. Das fast zweistündige Ge-
spräch hatte folgende Ergebnisse: 

1. Zuwanderung von Juden aus der 
ehemaligen Sowjetunion. Staats-
sekretär von Ploetz nahm den 
Wunsch der Länder nach Vermei-
dung des öffentlichen Missbrauchs 
bei Einreise jüdischer Emigranten 
zum Anlass einer Erörterung. Es 
bestand Einigkeit, dass der Anteil 
missbräuchlicher Anträge, in etwa 
50 %,  

- das ist die Zahl, die ich immer berichtet 
habe - 

zu hoch ist. Staatssekretär Schelter 
bot wie im Visabereich personelle 
Unterstützung an. Staatssekretär 
von Ploetz bezweifelte, dass die 
personelle Ausstattung der ent-
scheidende Punkt sei. 

Das ist für mich der klare Hinweis. Das ist 
das, was ich immer berichtet habe. Es han-
delt sich eben um einen systematisch fal-
schen Ansatz, weil wir nur öffentliche Doku-
mente geprüft haben, die sozusagen einen 
unwahren Inhalt verkörpert haben. Öffentli-
che Dokumente konnten Sie in den Oviren, in 
den ukrainischen Ausländerämtern, im ukrai-
nischen Außenministerium gegen Geld kau-
fen.  

In dem Vermerk heißt es weiter: Wenn 
man da etwas machen sollte, sollte man als 
Schwerpunkt die Botschaft Kiew nehmen. - 
Das ist ein Hinweis auf uns. Ich will das nur 
eben vermerken, weil man mich fragt: Was 
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haben Sie gemacht? - Ich habe meine Vor-
gesetzten informiert. 

Das Zweite, was auch in Ihren Unterlagen 
ist - das will ich jetzt nicht zitieren - ist ein 
Vermerk des DG 51. Das war der damalige 
Leiter der Konsularabteilung. Das war der 
höchste Beamte des Auswärtigen Amtes, der 
sich mit konsularischen Sachen zu befassen 
hatte. Der war bei mir in Kiew. Er berichtet in 
einem Vermerk vom 25. April 1996 im 
Grunde dasselbe. Er schlägt dann vor:  

Die Botschaft hat zwar im ukraini-
schen Justizministerium Verbindung 
zu einer Mitarbeiterin, die bei der 
Aufdeckung einiger Schwindeleien 
hilft. Man müsste aber in das Milieu 
eindringen, etwa durch vertrauens-
würdige Anwälte, um dieses Skan-
dals Herr zu werden.  

Die Bekämpfung dieses Unwesens 
würde zwar Geld kosten, aber eine 
Menge unerwünschter und illegaler 
Einwanderung verhindern. 

Ich will das nicht weiter bewerten. Es war 
dann aus meiner Sicht kein Follow-up. Dieser 
Vermerk ist so gefasst, dass er nur an die 
zuständigen Referatsleiter geht. Das war es. 

Ich will nur der Vollständigkeit halber zitie-
ren. In dem anderen Verfahren - Aussiedler -, 
das ist prinzipiell an uns vorbeigelaufen. Wir 
sind nur in wirklichen Ausnahmefällen einge-
schaltet worden. Ein Ausnahmefall war dann 
die teilweise Übergabe oder Aushändigung 
von diesen Aufnahmebescheiden. Da ist mir 
ein Vorgang in Erinnerung, der mich damals 
wahnsinnig geärgert hat. Mein zuständiger 
Sachbearbeiter rief mich und sagte: Hier ist 
ein Aufnahmebescheid. Die Familie ist da. - 
Ein nettes Ehepaar war das in den 30ern und 
in den 40ern mit drei Kindern. Ich fing an, 
Deutsch mit ihnen zu sprechen, um sie zu 
beglückwünschen. Ich fragte: Wohin gehen 
Sie? - Sie sprachen kein Wort Deutsch. Sie 
waren so ablehnend, was deutsche Sprache 
oder - - Die haben es geradezu als unhöflich 
empfunden, dass ich sie angesprochen 
habe.  

Mich hat das damals wahnsinnig geär-
gert, weil ich gesehen habe, in dem anderen 
Verfahren läuft das noch viel schlimmer. Wir 
haben denen das Dokument ausgehändigt. 
Das muss 94 oder 95 gewesen sein. Daran 
kann ich mich jetzt nicht genau erinnern. Auf 
jeden Fall habe ich entweder über meinen 
Sachbearbeiter oder direkt mit dem zustän-
digen Sachbearbeiter im Bundesverwal-

tungsamt Kontakt aufgenommen, habe ihm 
den Vorgang geschildert und habe ihm ge-
sagt, ich würde gern den Antrag von denen 
sehen, die direkt eingereicht haben. Dann 
hat der mir entweder den kompletten Antrag 
oder den Teil des Antrages zugeschickt, wo 
sozusagen über Sprachkenntnisse berichtet 
wurde. Da habe ich gesehen: Der Antrag, 
den ich gesehen habe, war in perfektem 
Deutsch ausgefüllt. Bei den Sprachkenntnis-
kategorien hatten die sich selbst die höchs-
ten Kategorien - das war sehr im Detail aus-
zufüllen - ausgestellt. Diese Personen waren 
nicht eines Wortes mächtig.  

Ich habe mich dann weiter erkundigt. Es 
gab eben entsprechende Strukturen, die 
solche Anträge systematisch besser ausge-
füllt haben als unsere eigenen Sachbearbei-
ter. Wir als Botschaft wurden in der Regel 
nur angewiesen, Sprachprüfung in der Zeit 
zu übernehmen bei wirklichen Volksdeut-
schen, also schwäbischen Mütterchen, die 
sich selbst eben mittelgute deutsche Sprach-
kenntnisse als Dialekt attestiert haben. Ich 
will Ihnen nur einmal diese wahnsinnige 
Missbrauchsquote, die meiner Ansicht nach 
zahlenmäßig in dem einen Verfahren zu be-
legen ist, demonstrieren und dann nur ab-
schließend wieder auf das Touristenverfah-
ren zurückkommen. Unserem Eindruck nach 
damals waren diese Leute, die im Bereich 
Missbrauch ausgereist sind, aus meiner Sicht 
stark tätig dann wieder einladend im Bereich 
Touristenvisa. Mich haben häufig Leute in 
der Botschaft angesprochen. Die kamen 
meistens um 17 Uhr, praktisch nicht Deutsch 
sprechend. Sie sagten, sie wollten eine Ein-
ladung ausfüllen, und wedelten mit ihrem 
deutschen Pass. Ich habe mir dann den Pass 
zeigen lassen. In der Regel war in dem deut-
schen Pass nie ein ukrainisches Visum. Das 
heißt, sie hatten auch einen ukrainischen 
Pass. Den habe ich mir zeigen lassen und 
habe die Leute natürlich herausgeworfen.  

Ich habe über diesen Vorgang noch mal 
mit einer Sachbearbeiterin gesprochen. Wir 
beide sind der Meinung, dass ungefähr ein 
Drittel der schwierigen Einladungen, das 
heißt der Missbrauchseinladungen im Tou-
ristenbereich aus diesen Quellen stammt, mit 
unseren 84er-Erklärungen, die über Berlin zu 
uns gekommen sind, die wir damals vor Ort 
außer Kraft zu setzen versucht haben. 

Ich wollte diesen Bogen nur schlagen, 
weil ich finde, das muss einfach gesagt wer-
den. Da gibt es meiner Ansicht nach in die-
sem Missbrauchsbereich einen großen Zu-
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sammenhang. Damit wollte ich es aus mei-
ner Sicht bewenden lassen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
kommen wir jetzt zur Befragung. 

Sie hatten Dr. Born zitiert. Ich komme zu-
rück auf das Thema: Wie viele Visa wurden 
in Ihrer Zeit erteilt, als Sie in Kiew waren, 
also in den Jahren 93 bis 96? Diese Jahre 
interessieren uns ja hier, wenn Sie als Zeuge 
vernommen werden. Da ist erstaunlich, dass 
Sie bei der Detailkenntnis diese Gesamtzahl 
für die paar Jahre nicht größenordnungsmä-
ßig in Erinnerung haben. Oder haben Sie 
das, nachdem ich vorher die Dinge vorgele-
sen habe, wieder rekapitulieren können? Das 
waren ja ganz unterschiedliche Zahlen in den 
Jahren, in denen Sie zuständig waren. 

Zeuge von Schoepff: Wir haben ja eben 
gesagt: Es gibt diese eine Auflistung des 
Amtes, die geringere Zahlen nennt; die ist 
auch in meinen Unterlagen. Es gibt aber 
andere Zahlen. Eine Zahl ist die in dem Ver-
merk von Herrn Born. Da kann ich nur noch 
einmal sagen, das war der Referatsleiter, 
zuständig für Visavergabe weltweit, der ja 
diese ganzen Zusammenstellungen gemacht 
hat. Da steht drin, dass Kiew eben bis zu 
200 000 Visa ausgegeben hat. Ich habe jetzt 
im Rahmen der Vorbereitungen gelesen, 
dass wir in Spitzenzeiten auch scheinbar bis 
zu 250 000 Visa vergeben haben. Das habe 
ich jetzt im Rahmen der Vorbereitungen ge-
lesen; ich habe das nicht bei mir, aber ich bin 
mir da ziemlich sicher. 

Ich weiß, dass - sagen wir es einmal so - 
die Straße vor der Botschaft jeden Tag ram-
melvoll war in völlig unzivilisierten Verhältnis-
sen. Jeden Tag waren vor der Botschaft, 
sage ich einmal, 2 000 bis 2 500 Mann. 
Meine Politik war - das finden Sie auch in 
den Unterlagen -: Diese Leute sind von der 
Mafia in enormer Weise unter Druck gesetzt 
worden. Ich fand das eine Schande. Ich habe 
mich regelmäßig an das BMI gewandt. Das 
BMI hatte kein Interesse, in Umsetzung des 
bilateralen Abkommens zur Bekämpfung OK 
da verdeckt Leute hinzuschicken. Meiner 
Ansicht nach wäre das ein sinnvoller Vor-
gang gewesen, um Kooperation zu demons-
trieren. Stattdessen sind völlig wahnsinnige 
Vorgänge gewesen - darüber können wir 
auch sprechen -, sinnlose Formen der Ko-
operation. 

Ich will jetzt nur schlussfolgern: Es waren 
jeden Tag 2 000 bis 3 000 Mann vor der Bot-

schaft. Meine Politik war im Kampf gegen die 
Mafia, diese Leute möglichst alle anzuneh-
men. Ich habe meine Mitarbeiter wahnsinnig 
arbeiten lassen. Wir haben in der Regel von 
vor acht bis in der Regel - - Wir haben zwölf 
Stunden gearbeitet mit der Zielrichtung, 
diese Leute eben anzunehmen, aber dann 
abzulehnen, also mit der Zielrichtung, abzu-
lehnen, aber sozusagen diesen Prozess in 
Gang zu halten, statt sozusagen strukturiert 
Mafia draußen zu haben, weil Sie dann ir-
gendwelche Warteschlangen produzieren 
und dann anfangen, sich mit Ausnahmen zu 
beschäftigen, was noch viel schlimmer ist. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Kön-
nen wir noch einmal zu meiner Frage zu-
rückkehren? 

Zeuge von Schoepff: Nein, ich will nur 
sagen - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
habe die Frage nicht nach den Umständen 
auf der Straße gestellt, - 

Zeuge von Schoepff: Nein, nein. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: - son-
dern eine Frage nach Zahlen. 

Zeuge von Schoepff: Genau. Ich will sa-
gen: Sie haben ungefähr 2 000 Mann, die ich 
ja jetzt so nicht gezählt habe, nach meiner 
Erinnerung auf der Straße. Deswegen kommt 
die große Zahl der Annahme zustande und 
deswegen kommt auch die große Zahl der 
Ablehnungsquote zustande. Meiner Erinne-
rung nach haben wir in meiner Zeit über die 
Jahre 15 000 bis 20 000 Visa pro Monat 
ausgegeben, meiner Erinnerung nach, und 
zwar steigend, leider steigend, und zwar 
aufgrund dieser großen Ausnahmetatbe-
stände, über die ich berichtet habe. 

Ich persönlich habe überhaupt kein Inte-
resse an dieser Visavergabe unter diesen 
Bedingungen gehabt. Ich habe mich ge-
zwungen gefühlt. Herr Born hat mich regel-
mäßig eben bis zu diesem Datum, was ich 
nannte, September oder so im Herbst 95, 
angerufen und wegen irrer Einzelfälle unter 
Druck gesetzt. Ich kann mich erinnern - - Ich 
will nur sagen: Dadurch kamen diese großen 
Zahlen zustande. 

Ich will Ihnen nur einen Einzelfall nennen. 
Er hat sich - - 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Mo-
ment. Herr Zeuge - - 

Zeuge von Schoepff: Ich will Ihnen das 
nur erläutern. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Nein, 
nein, noch einmal: Ich möchte Sie jetzt wirk-
lich bitten, auf die Frage konkreter einzuge-
hen. 

Wir haben gemeinsam herausgearbeitet, 
dass Sie völlig andere Zahlen aus dem einen 
Papier zitieren und wir ganz andere Zahlen 
haben. Erste Feststellung. 

Zeuge von Schoepff: Ja. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: 
Zweite Feststellung: Sie sagen jetzt gerade, 
die Tendenz wäre steigend gewesen. 

Zeuge von Schoepff: Meiner Erinnerung 
nach war sie steigend. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Und 
wir haben Zahlen mit der Tendenz fallend. 
Das ist das Gegenteil von steigend. Jetzt 
noch einmal: Wenn Sie sich so präzise erin-
nern können, welche Zahlen halten Sie für 
die realistischen? Halten Sie das für eine 
völlig falsche Zahlenkolonne? Ich halte es 
Ihnen noch einmal vor, dass Sie genau wis-
sen, wovon ich rede. 

Zeuge von Schoepff: Ja. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: In 
Ihrem Amtsjahr, Ihrem Jahr in Kiew, 94, wur-
den 157 000 - ich lasse jetzt die kleinen 
Zahlen weg - Visa erteilt. Ein Jahr später 
waren es 50 000 weniger - weniger, nicht 
mehr. Sie sagten gerade, Tendenz steigend. 
Hier ist die Tendenz krass abfallend. Noch 
ein Jahr später, 96, Ihr Jahr in Kiew, waren 
es nicht 102 000, sondern sogar nur noch 
88 000. Wie können Sie sich so falsch erin-
nern? 

Zeuge von Schoepff: Da muss ich wirk-
lich sagen: Können Sie sich - - Sie waren 
Leiter eines - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Oder 
sind die Zahlen falsch? Ist das vielleicht die 
Antwort? 

(Rita Pawelski (CDU/CSU): Nicht 
richtig zugehört!) 

Zeuge von Schoepff: Diese Vorgänge 
sind zehn Jahre her. Also, da muss ich mir 
zugute halten: Ich habe seit zehn Jahren 
etwas völlig anderes gemacht. Ich habe vor-
her in New York gearbeitet, Wirtschaftsförde-
rung gemacht. 

(Zurufe) 

Ich will nur einmal sagen: Ich bin zehn 
Jahre nicht in diesem Bereich tätig gewesen. 
Meiner wirklich entschiedenen Meinung wa-
ren die Zahlen steigend. Ein Grund, den ich 
nennen kann, ist: Die Zahlen meiner Orts-
kräfte sind ja auch deutlich steigend. Das 
Auswärtige Amt hätte - das habe ich Ihnen ja 
eingangs vorgetragen; die sind immer prak-
tisch in großen Stückzahlen mehr geworden - 
nach meiner Logik mir nicht Ortskräfte im 
großen Stil sozusagen gegeben, wenn die 
Visazahlen gesunken wären. 

Ich habe sozusagen diese Zahlen jetzt 
nicht zusammengestellt. Diese Zusammen-
stellung sozusagen erfolgte durch das Refe-
rat 514. Ich habe nur Ihnen gesagt: Ich sehe 
den Vermerk des zuständigen Referatslei-
ters, der schreibt von bis zu 200 000 Visa. 
Ich kann mich erinnern - da muss ich jetzt 
suchen -, im Rahmen meiner Vorbereitungen 
las ich von einem wirklich federführend Zu-
ständigen aus der Abteilung 5, bis zu 
250 000 Visa. Die haben ja sozusagen die 
Gesamtzahlen gehabt und haben auch den 
Vergleich gehabt. Das ist das, was ich jetzt 
sagen kann. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Noch 
einmal - das ist für uns sehr wichtig; hier geht 
es nicht um einzelne Zahlen -, weil Sie hier 
den Eindruck vermitteln, als wäre in Ihrer 
Amtszeit die Zahl der erteilten Visa ständig 
gestiegen und sie hätte sich in einer Grö-
ßenordnung von circa 200 000, 220 000, 
bewegt. Wenn diese Zahlen, die wir hier vom 
Auswärtigen Amt geliefert bekommen haben, 
das krasse Gegenteil von dem, was hier 
steht - - Das ist für uns ein ganz entschei-
dender Punkt. Entweder das Zahlenwerk ist 
eine völlige Falschinformation oder Sie ha-
ben einen völlig falschen Eindruck. 

Ich glaube, Herr Montag hat das auch in 
seinem Internet. Oder? Herr Montag, ich 
hoffe, Sie widersprechen mir, wenn ich da 
falsche Zahlen vortrage. 
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Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nachdem Sie mich jetzt zigfach 
ansprechen, will ich Sie in einem Punkt, in 
einer Zahl korrigieren, Herr Vorsitzender; 
danke, dass Sie mir Gelegenheit geben. 

1993 haben wir nach dieser Liste 
123 000 - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Rich-
tig. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): - und 94 157 000. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Rich-
tig. Und von da an? 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Langsam. - In Ihrem Zeitraum gibt es 
nach der Liste, die wir haben, einen Anstieg 
und dann einen Rückgang. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: So. 
(Hellmut Königshaus (FDP): Break-

even!) 

Also, das ist der Punkt. Vielleicht erklärt 
sich das so: Ich will einmal zu Ihren Gunsten 
jetzt einmal eine Vermutung anstellen. Sie 
haben ja übrigens in Ihren Unterlagen auch 
konkrete Zahlen, die weitgehend gleich sind 
mit denen hier, und zwar die Zahlen von 91 
bis 94. 

Zeuge von Schoepff: Ja. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Sie 
waren ab 93 in Kiew. 

Zeuge von Schoepff: So ist es. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: In der 
Zeit von 91 bis 94 kam es zu dem Anstieg, 
von dem der Kollege Montag gerade spricht. 
Da ging es rauf. Jetzt kommt nämlich gleich 
meine nächste Frage: 

Zeuge von Schoepff: Kann ich noch 
einmal schauen? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Mo-
ment, Herr Zeuge. Bis 94 ging es rauf und 
dann ging es dramatisch runter: 95 runter, 96 
runter, 97 dann um 20 000 wieder hoch, aber 
immer noch weit unter 94, 98 weit runter, 99 
sogar auch noch darunter. Dann erst, im Jahr 

2000, aus Gründen, die wir hier stundenlang 
erörtert haben - Plurez - und Volmer-Erlass 
und wie das Zeug alles heißt -, ging es dra-
matisch wieder rauf. 

Jetzt geht es mir um die Frage, Herr 
Zeuge: Sie haben hier eine völlig falsche 
Erinnerung. Das nehme ich Ihnen nicht 
übel, - 

Zeuge von Schoepff: Nein. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: - aber 
die Zahlen sprechen das Gegenteil von dem 
aus, was Sie sagen. 

Zeuge von Schoepff: Nein, Augenblick 
mal! Wirklich - - 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): So geht das nicht, Herr 

Vorsitzender!) 

- Augenblick mal! 
(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN): Sie haben etwas unter-
stellt!) 

- Da bin ich verärgert. Augenblick mal! 
Als gut vorbereiteter Beamter des Aus-

wärtigen Amtes, der sich wirklich bemüht, will 
ich jetzt einmal - das ist auch in Ihren Unter-
lagen - den Bericht des Botschafters Arnot 
Nr. 1411 vom 22.11.1994 zitieren. Da 
schreibt Arnot: 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wo ist 
das, bitte? 

Zeuge von Schoepff: Das haben Ihre 
Leute zusammengestellt. Augenblick mal! Ich 
erwarte, dass Sie sich auch vorbereiten, so 
wie ich. 

(Widerspruch des Abg. Siegfried 
Kauder (Villingen-Schwenningen) 

(CDU/CSU)) 

- Augenblick mal! 
In dem Bericht - - 

(Anhaltender Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

- Nein, weil mir hier Sachen unterstellt wer-
den. 

(Zurufe von der CDU/CSU - Gegen-
rufe von der SPD) 

- Ich will - - Augenblick mal! 
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In diesem Bericht steht: Die Botschaft hat 
„zwischen 15 und 20 tausend Visa monatlich“ 
ausgegeben. Das schreibt der Botschafter. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wer 
hat das vorbereitet? Der RK-Refe-

rent?) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Kön-
nen wir noch einmal festhalten, dass jeder 
weiß, woraus Sie jetzt vorlesen? Ist das in 
Ihrem neuen Bündel oder ist das in den Ak-
ten, die wir schon haben? 

Zeuge von Schoepff: Ich stelle keine 
Bündel zusammen. Ich habe mich vorberei-
tet; das ist meine Pflicht. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wir 
wollen das doch nur wissen - Herr Zeuge, 
das können wir doch in aller Ruhe klären; Sie 
lesen jetzt aus einem Papier vor -, damit wir 
nachvollziehen können, wo wir das finden 
können. 

Zeuge von Schoepff: Das ist ein Papier, 
was Ihnen von Referat 011 zur Verfügung 
gestellt worden ist. Und ich stelle fest, Sie 
unterstellen mir Sachen. Ich bin vorbereitet 
und wir haben es Ihnen gerade noch einmal 
kopieren lassen. Da steht unter Punkt 1 
drin, - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wo 
denn? 

Zeuge von Schoepff: - vom Botschafter 
Arnot unterschrieben - ich bin gar nicht der 
Verfasser - „zwischen 15 und 20 tausend 
Visa monatlich“ im Jahre 94. Er stellt diesen 
Vergleich gegenüber der amerikanischen 
Botschaft dar. 

Dann haben wir das Schreiben von Herrn 
Born, dem federführend Zuständigen, bis zu 
200 000 Visa im Jahr. Das kann ich nur sa-
gen und mehr sage ich dazu jetzt nicht. 

Sebastian Edathy (SPD): Herr Vorsit-
zender, darf ich vielleicht ergänzend auf die 
Drucksache Mat A 51/1, Ordner 6 - das ist 
ein Vermerk des Auswärtigen Amtes vom 
August 96 - hinweisen? Da wird verglichen, 
jeweils der Zeitraum Juni bis Mai 93/94, 
94/95 und 95/96. Auch dort haben wir einen 
Anstieg. Es heißt also dort: 

Juni 93 bis Mai 94: 150 000 Visa, 
Juni 94 bis Mai 95: 156 000 Visa. 

Und dann heißt es dort: 
Juni 95 bis Mai 96: 105 000 Visa. 

Das deckt sich also auch mit dem, was der 
Kollege Montag hier dargestellt hat. 

Vielleicht können wir ein bisschen Mäßi-
gung im Umgang mit dem Zeugen üben. Ich 
finde das hier schon hart über die - - 

(Zuruf: Er hat doch gerade das 
Wort!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
merke ich auch gerade, ja. - Darum habe ich 
ihm auch das Mikrofon abgeschaltet. 

Nein, das Problem ist: Wir müssen bei 
den vielen Zahlen, die hier in den Raum ge-
worfen werden, hier im Untersuchungsaus-
schuss feststellen können - ich glaube, das 
muss machbar sein unter Zuhilfenahme des 
Auswärtigen Amtes -, wie viele Visa in Kiew 
in welchem Jahr nun wirklich erteilt worden 
sind. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich bestehe darauf; Frau Dr. Flor, Sie brau-
chen sich noch nicht zu Wort zu melden. Ich 
möchte jetzt nur einmal dazwischen wissen, 
ob diese Statistik, die mir hier vorliegt - die 
hat leider keine Mat-Nummer und nichts; 

(Volker Neumann (Bramsche) 
(SPD): A 79!) 

A 79 -, ob man die als wahr unterstellen 
kann. - Ich sehe keinen Widerspruch. Frau 
Dr. Flor, kann ich die als wahr unterstellen? 

(VLR’n Dr. Flor (AA): Darf ich etwas 
sagen?) 

- Bitte schön. 

VLR’n Dr. Flor (AA): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. - Ich hatte vorhin schon auf die 
von mir in dem Übersendungsschreiben ge-
gebenen Erläuterungen hingewiesen. Der 
Stand der Dinge ist der, dass in dem Zeit-
raum vor 98 keine systematischen Visasta-
tistiken geführt wurden, sodass wir auf die 
Nachfrage des Ausschusses bezüglich der 
Visazahlen in dem Zeitraum von 1990 bis 
1997 gezwungen waren, uns diese Zahlen 
aus den vorhandenen Akten zu suchen. Wir 
haben uns überlegt, wie wir das tun können. 

Sie werden verstehen, dass wir eine sys-
tematische Suche veranstaltet haben. Sie hat 
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dazu geführt, dass wir als einzige belastbare 
Grundlage für diese Zahlen die Geschäfts-
übersichten der Auslandsvertretungen ge-
wählt haben, das heißt, nicht einzelne Be-
richte, die über das Jahr hinweg von einzel-
nen Vertretungen geliefert wurden, sondern 
die jeweils einmal im Jahr erstellten Ge-
schäftsübersichten der Auslandsvertretun-
gen. Das waren die Zahlen, die uns die Aus-
landsvertretungen für das jeweilige Jahr ge-
meldet haben. Die haben wir als Grundlage 
genommen und das sind die Zahlen, die Sie 
in dieser Tabelle finden. Das ist die Grund-
lage, die wir dafür gewählt haben. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
heißt, ich schließe daraus, dass diese Zahlen 
möglicherweise nicht genau stimmen, aber 
die Tendenz auf jeden Fall richtig sein muss. 

VLR’n Dr. Flor (AA): Ich kann Ihnen nur 
sagen, dass sie genau mit den von den 
Auslandsvertretungen gemeldeten Zahlen im 
Rahmen der Geschäftsübersichten überein-
stimmen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. 

VLR’n Dr. Flor (AA): Das ist das, was ich 
Ihnen sagen kann. Ob sich einzelne Hin-
weise oder Schätzungen von zum Beispiel 
Vertretern der Auslandsvertretungen in den 
Akten finden - das mag möglich sein, aber, 
wie gesagt, das sind die Zahlen aus den 
Geschäftsübersichten, die uns die Auslands-
vertretungen übermittelt haben. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
sind sie realistisch. Das heißt, wir müssen 
dann nur noch klären, Herr Zeuge, worin der 
Widerspruch bestehen kann zwischen dem 
von Ihnen zitierten Brief des Herrn Bot-
schafters vom - - Von wann ist der Brief? 
Vom November 2004, wenn ich das recht 
sehe. 

(Volker Neumann (Bramsche) 
(SPD): 94!) 

- 22. November 94. - Dort sagt er, dass wir 
„... je nach Jahreszeit, zwischen 15 und 20 
tausend Visa, monatlich ...“ erteilen. Je nach 
Jahreszeit stimmt auf jeden Fall, weil man im 
Sommer mehr erteilt als im Winter. 15 000 
bis 20 000 dürfte, wenn man das Jahr nimmt, 
in dem der Brief verfasst wurde, 94, leicht 
übertrieben sein, aber nicht völlig falsch sein; 
denn im Jahre 94 - steht in Ihrer Statistik - 

wurden 157 000 Visa erteilt. Wenn Sie das 
Jahr 94 durch zwölf teilen, kommen Sie bei 
leichter Übertreibung des Botschafters auf 
circa 10 000 bis 15 000 im Monat, nicht auf 
15 bis 20, sondern 10 bis 15. 

Damit ist das Thema geklärt, Herr Zeuge. 
Das heißt, was Sie hier vortragen, ist für die 
Jahre danach falsch - nicht, weil Sie uns hier 
falsch informieren wollen, sondern es ist 
objektiv falsch. Ich mache Ihnen keinen Vor-
wurf; ich stelle das hier nur fest, weil das für 
uns wichtig ist. 

Zeuge von Schoepff: Wenn ich da nur 
einfach eine Gegenfrage stellen kann. 

Olaf Scholz (SPD): Herr Uhl, wir sind 
nicht in irgendeinem - - 

Zeuge von Schoepff: Sie waren Leiter 
praktisch in der vergleichbaren Zeit eines 
Kreisverwaltungs- - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Sie 
können sich zu Wort melden. 

(Olaf Scholz (SPD): Hier wird ein 
Sachverhalt ... (akustisch unver-

ständlich) 

- Sie können sich nachher zu Wort melden. 
Wollen Sie jetzt etwas zu dem Thema sa-
gen? 

Olaf Scholz (SPD): Ich wollte Sie einfach 
bitten, dass Sie ein bisschen aufpassen, - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wie 
bitte? 

Olaf Scholz (SPD): - dass Sie ein biss-
chen versuchen, ein rechtsstaatliches Ver-
fahren auch in der Art der Schlussfolgerun-
gen zu wahren. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Aha. - 
Wenn Sie Probleme haben, dann nennen Sie 
es ganz konkret. Wenn ich die rechtsstaatli-
chen Prinzipien verletzen sollte, wollen wir 
das gern prüfen. 

Also, jetzt noch einmal - - 
(Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 

Das hat mit dem Rechtsstaat nichts 
zu tun!) 

- Wir sind bei Zahlen, die man klären können 
muss. Das will ich jetzt wissen. 
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Zeuge von Schoepff: Kann ich - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
habe noch einmal gesagt, ich mache Ihnen 
keinen Vorwurf, sondern ich mache einen 
Erklärungsversuch, wie der Dissens zu-
stande kommen kann zwischen dem, was 
Sie hier vorgetragen haben, und dem, was 
uns vom Auswärtigen Amt an Zahlenmaterial 
geliefert wird. Halten Sie es für denkbar, 
dass das so erklärbar ist, wie ich es gerade 
vorher getan habe? 

Zeuge von Schoepff: Ich will es noch 
einmal aus meiner Sicht erläutern, mit einer 
kurzen, einfach rhetorischen Gegenfrage. Sie 
waren quasi meiner Erinnerung nach in der 
vergleichbaren Zeit Leiter des Kreisverwal-
tungsreferats München, einer riesigen Be-
hörde. Das will ich jetzt nicht vergleichen mit 
meiner Tätigkeit. Aber wenn man Sie jetzt 
fragen würde, wie viele 84er Erklärungen, 
diese Verpflichtungserklärungen, in dieser 
Zeit ausgefertigt worden sind - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: 
Würde ich niemals sagen. 

Zeuge von Schoepff: Das können Sie 
niemals sagen, aber - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Aber 
wenn ich als Zeuge im Untersuchungsaus-
schuss erscheine und mich vorbereite, so 
wie Sie es auch richtigerweise getan haben, 
und ein Aktenbündel mitbringe, dann kann 
ich das sagen. 

(Hellmut Königshaus (FDP): Wenn 
er es nicht sagen kann, dann sagt 
er es eben nicht! Sie haben etwas 

gesagt, obwohl Sie es uns nicht sa-
gen können!) 

Zeuge von Schoepff: Also, mein - - 
(Weiterer Zuruf des Abg. Hellmut 

Königshaus (FDP)) 

- Ich sprach von meinem Eindruck und mein 
Eindruck war, dass der stark steigend war, 
denn - da werden mir die Kollegen des Aus-
wärtigen Amtes Recht geben - eine solche 
Steigerung an Ortskräften zu bekommen bei 
sinkenden Visazahlen, kann ich mir nicht 
erklären. 

(Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 
Das ist aber ein ganz anderes 

Thema!) 

- Nein, aber das ist ja gekoppelt an die Visa-
vergabe. Das ist immer gekoppelt an die 
Visavergabe. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
stelle jetzt nur einmal fest: Diese Zahlen 
können wir jetzt weiter als Arbeitsgrundlage 
zur weiteren Befragung nehmen, die wir hier 
haben. Das heißt, stark fallende Zahlen nach 
94 auf 95, noch weiter fallend auf 96, leicht 
ansteigend auf 108 000 in 97, weiter anstei-
gend auf 133 000 in 98, aber immer noch 
unter 94 mit 157 000. Und jetzt meine Frage 
an Sie: Sie haben vorher die mafiosen Zu-
stände bei den Ortskräften dargestellt und 
ich habe Sie sofort gefragt: Wann haben Sie 
die beiden Haupttäter entlassen? Dann ha-
ben Sie gesagt, im November und im De-
zember 93 haben Sie diese beiden entlas-
sen. 

Wenn es so war, müsste man doch logi-
scherweise sich vorstellen, dass danach die 
Umstände besser werden, das heißt, in 94 
besser werden als in 93. Wenn ich mir jetzt 
aber die 94er Zahlen vornehme zu den 93er 
Zahlen, dann haben Sie 30 000, über 
30 000 Visa mehr erteilt nach dieser Entlas-
sung dieser mafiosen Ortskräfte. Können Sie 
mir dafür eine Erklärung geben? 

Zeuge von Schoepff: Erst einmal: Diese 
beiden, die ich da entlassen habe, waren nur 
der Anfang. Ich sprach ja anfangs, dass 93 
ungefähr sieben - - Da gibt es auch keine 
definitiven Darstellungen des Auswärtigen 
Amtes; es mögen auch vielleicht zehn Orts-
kräfte gewesen sein 93. Die waren alle aus 
meiner Sicht Teile des ukrainischen Sicher-
heitsdienstes. Ich habe nicht alle gleichzeitig 
entlassen, sondern schrittweise, und habe 
dann schrittweise eben andere Ortskräfte 
eingestellt. Ich kann da nur auf meine Erläu-
terung vorher zurückverweisen, dass an den 
Schaltern sozusagen fehlerhafterweise in der 
Regel Ortskräfte standen, mit Einwilligung 
des Auswärtigen Amtes, die natürlich nicht in 
der Lage waren, sozusagen eine Ermes-
sensentscheidung zu fällen, wie es eigentlich 
nach Ausländergesetz möglich ist. Das ist so 
ein Usus des Auswärtigen Amtes, den ich 
bedaure, den ich nicht ändern kann. Um 
sozusagen das Verfahren korrekt zu gestal-
ten, müsste an jedem Schalter sozusagen 
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immer ein deutscher Konsularbeamter ste-
hen. Das ist ein Grund. 

Ein zweiter Grund ist diese Sache mit den 
Reisebüros, dann insgesamt mit den mafio-
sen Strukturen. Ich habe sozusagen nicht 
systematisch geplant, die Visazahlen steigen 
zu lassen - davon können Sie ausgehen -, 
sondern was ich in meiner Kraft tun konnte, 
war, den Missbrauch zu stoppen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Okay. 
Aber Sie haben Ende des Jahres 93 zwei 
Schlüsselkräfte oder führende Leute entlas-
sen und in der Folge davon - kalendarisch, 
im Jahr 94 - gab es dennoch, trotzdem 
33 000 mehr erteilte Visa als im Jahr davor. 
Das halten wir fest. Sie sagen, weil es noch 
weitere gab; die haben Sie danach entlas-
sen. 

Eine letzte Frage von mir noch: Die vielen 
Erlasse, die Sie da zitiert haben - - Können 
Sie sich an einen Erlass erinnern, bei dem 
Ihnen gesagt wurde, bei dem wichtigen Krite-
rium der Finanzierbarkeit der Reise - - Kann 
der überhaupt eine Reise zahlen oder kommt 
der nicht in Wahrheit zu Schwarzarbeitszwe-
cken? Ist Ihnen vom Auswärtigen Amt in 
irgendeinem Erlass gesagt worden, Sie sol-
len zur Finanzierbarkeit der Reise keine Be-
lege anfordern, in der Regel anfordern? 

Zeuge von Schoepff: Keine Belege von 
welcher Seite? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Von 
dem Ausländer, ob er die Reise überhaupt 
bezahlen kann, ob der die Reise vielleicht 
schon bezahlt hat, zum Beispiel eine Hotel-
buchung in Deutschland bezahlt hat oder so 
etwas. Dass Ihnen das verboten wurde, da-
nach zu fragen und Belege einzufordern? 

Zeuge von Schoepff: Ein so expliziter 
Erlass ist mir nicht in Erinnerung. 

(Hellmut Königshaus (FDP): Ist 
Ihnen ein weniger expliziter be-

kannt?) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Der 
kam ja später dann schon; da waren Sie aber 
schon weg von Kiew; 15.10.99 kam dieser 
Erlass. 

Zeuge von Schoepff: Also, ein so expli-
ziter Erlass ist mir nicht in Erinnerung. 

(Hellmut Königshaus (FDP): Was 
heißt denn „so explizit“?) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Bitte! 
15. - - 

Zeuge von Schoepff: Ist mir nicht in Er-
innerung. 

(Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 
Ein weniger expliziter?) 

Zeuge von Schoepff: Ich habe Ihnen ja 
verschiedene Erlasse zitiert, die mir in Erin-
nerung waren. 

(Zuruf des Abg. Sebastian Edathy 
(SPD)) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Es 
geht um eine ganz wichtige Frage. Es geht 
um die Frage: Sind Sie in Ihrem Ermessen 
durch die Erlasse des Auswärtigen Amtes 
beeinträchtigt worden in einer gewissen 
Richtung, dass Sie großzügiger entscheiden 
sollten? Das haben Sie ja möglicherweise 
vorher herausarbeiten wollen; ich will Ihnen 
nichts unterstellen. 

Jetzt frage ich Sie deswegen noch ein-
mal: Gab es einen Erlass, vergleichbar dem 
Plurez vom 15.10.99? Ich weiß nicht, ob Sie 
den Plurez kennen. 

Zeuge von Schoepff: Nein, den habe ich 
mir nicht näher angesehen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
sage ich es Ihnen noch einmal mit meinen 
Worten, sodass Herr Montag nicht wider-
sprechen muss: In der Regel sollte nach dem 
Plurez auf die Vorlage weiterer Belege zur 
Finanzierbarkeit der Reise von den Beamten 
verzichtet werden. 

(Hellmut Königshaus (FDP): Und 
zum Reisegrund und zur Rückkehr-

bereitschaft!) 

- Und zum Reisegrund, zur Rückkehrbereit-
schaft und zur Finanzierbarkeit verzichtet 
werden. 

Gab es einen solchen Erlass tendenziell, 
der Ihnen und Ihren Beamten so etwas auf-
erlegt hat, einen solchen Prüfungsverzicht? 

Zeuge von Schoepff: Ich kann nur noch 
einmal sagen: Das ist mir nicht in Erinnerung. 
Ich kann nur noch einmal sagen - das habe 
ich ja auch ausgeführt -, dass der Durch-
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schnittsukrainer, der reiste, in schlechten 
finanziellen Verhältnissen war 

(Zuruf des Abg. Hellmut Königs-
haus (FDP)) 

- Augenblick mal! - in der Kombination, dass 
er aus Deutschland eine Dreimonatseinla-
dung hatte. Sie sehen ja auch in den Einla-
dungen in den Unterlagen, die ich Ihnen ge-
geben habe: Das Auswärtige Amt hat im 
Grunde gedrungen, dass so eine Dreimo-
natseinladung auch umgesetzt wird. Ich habe 
tendenziell immer versucht, diese Einladun-
gen herunterzubrechen auf einen viel kürze-
ren Zeitraum, sprich zwei oder drei Wochen. 
Das wollte das Auswärtige Amt nicht. 

Ich kann nur noch einmal sagen: Die 
Leute, die am Schalter waren, die sozusagen 
mit den Leuten gesprochen haben, waren 
Ortskräfte, was im Grunde nicht zulässig ist; 
da bin ich der Erste, der da zustimmt. Orts-
kräfte können nach meinem Verständnis 
Dolmetscherdienste leisten, Kopien machen, 
was weiß ich. Aber diese Sache, sozusagen 
zu prüfen, das Interview zu führen und dann 
zu entscheiden, das können nur deutsche 
Konsularbeamte. Da läuft das bei uns 
grundlegend falsch und diesen Schuh ziehe 
ich mir überhaupt nicht an. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: ... 
(akustisch unverständlich) 

Zeuge von Schoepff: Augenblick mal! 
Da können Sie mir von Erlassen erzählen, 
was Sie wollen. Das Interview, um sozusa-
gen eine vernünftige Ermessensentschei-
dung in einem so bettelarmen Land zu fällen, 
muss ein deutscher Konsularbeamter ma-
chen. Und es läuft in deutschen Auslands-
vertretungen so, dass dieses Gespräch in 
der Regel eine Ortskraft macht, die zwar 
erfahren ist, aber im Grunde nicht ermächtigt 
ist und auch keinen diplomatischen Status 
hat, natürlich aus dem Heimatland unter 
Druck gesetzt wird. Die führt das Interview, 
macht einen Vorschlag und der deutsche 
Konsularbeamte schaut sich das acht Stun-
den später an und weiß im Grunde gar 
nichts. Verstehen Sie? Das ist das Grund-
problem. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Zeuge, ich verstehe das alles, was Sie über 
Ortskräfte und über deutsche Kräfte sagen; 
aber meine Frage war ja eine völlig andere. 
Sie erinnern sich? 

Zeuge von Schoepff: Ich habe Ihnen klar 
geantwortet, - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Meine 
Frage war: ... (akustisch unverständlich) 

(Zuruf von der SPD) 

Zeuge von Schoepff: - dass ich mich an 
den Erlass nicht erinnern kann, 

(Weiterer Zuruf von der SPD) 

an einen solchen tendenziellen ich mich nicht 
erinnern kann. Damit - der Höflichkeit hal-
ber - bitte ich es bewenden zu lassen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Sie 
können sich also - - Halten Sie es für ausge-
schlossen? 

Zeuge von Schoepff: Vermutungsfragen 
und so - - Ich habe Ihnen da klar geantwor-
tet. Mehr will ich dazu nicht sagen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Sie 
können sich nicht erinnern. Sonderbar ist 
das. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie wissen genau, Herr Vorsitzender, 
dass die Fragen: „Halten Sie es für 
ausgeschlossen?“, höchst problematisch 
sind. 

Zeuge von Schoepff: Ja. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wenn der Zeuge definitiv sagt, an so 
etwas kann er sich nicht erinnern, und das 
zweimal, dann bitte ich Sie, das zu ak-
zeptieren. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Kollege Montag und Herr Zeuge, ich kann mit 
dieser Auskunft, sich nicht erinnern zu kön-
nen an so einen Erlass, deswegen gut leben, 
weil ich mir sicher bin: Wenn es ihn gäbe, 
würde Herr Montag ihn präsentieren. 

(Jelena Hoffmann (Chemnitz) 
(SPD): Was soll denn das, Herr 

Vorsitzender?) 

Das Wort hat jetzt Herr Scholz. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
Vorsitzender, ich will nur zu dem Vorhalt von 
Herrn Montag sagen: Der Zeuge hat, jeden-
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falls nach meinem Empfinden, vorher in sei-
nem Einleitungsstatement geradezu den 
Eindruck erweckt, als habe es diese Erlasse 
gegeben, die die Ermessensausübung ein-
schränken. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: ... 
(akustisch unverständlich) 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Doch. 
Deswegen waren die Frage und auch das 
Insistieren richtig, damit es im Protokoll steht. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Natür-
lich. 

Zeuge von Schoepff: Das ist richtig. Das 
habe ich in der Tat gemacht. Aber ich kann 
mich nur an die Erlasse - - Es hat eine Reihe 
von Erlassen gegeben, die das Ermessen 
massiv eingeschränkt haben. 

(Zuruf des Abg. Clemens Binninger 
(CDU/CSU)) 

Das habe ich ja vorgetragen. An diesen Er-
lass kann ich mich nicht erinnern. So ist es 
einfach. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Die Er-
lasse werden wir gleich besprechen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. 
Alle Erlasse werden besprochen. - Sie fan-
gen an; Herr Scholz, bitte. 

Olaf Scholz (SPD): Ich habe nur ganz 
kurz ein paar Fragen am Anfang, weil das mit 
den Visazahlen ja eine gewisse Rolle ge-
spielt hat und nur der Neugier wegen: Die 
technische Ausstattung zu dieser Zeit war ja 
insgesamt noch anders. Ich weiß gar nicht, 
ob es überhaupt schon zahlreiche Computer 
gab. Wie sind denn die erteilten bzw. nicht 
erteilten Visen gezählt worden, in der Bot-
schaft, in der konsularischen Vertretung? Ist 
da überhaupt eine systematische Erfassung 
erfolgt oder hat man geschätzt am Ende? 

Zeuge von Schoepff: Sie meinen letzt-
endlich die Ablehnungsquote? 

Olaf Scholz (SPD): Na ja, ich meine - - 
Wir entnehmen ja aus dem, was wir gehört 
haben, dass irgendwann immer einmal Be-
richte gegeben worden sind vom Auswärti-
gen Amt, wie viele Visen da so erteilt worden 

sind. Heutzutage gibt es Computer; da wird 
das immer besser erfasst. Vielleicht war das 
früher so, dass da einmal angerufen wurde: 
Wie viele sind es denn bei euch? Ich weiß 
nicht: Wie ist das gemacht worden? 

Zeuge von Schoepff: Also, daran kann 
ich mich jetzt im Detail auch nicht mehr so 
erinnern. Ich weiß, dass wir computermäßig 
äußerst schlecht ausgestattet waren. Ich 
kann mich erinnern, dass wir am Anfang 
überhaupt nur einen Drucker hatten, um so-
zusagen Visa auszudrucken, und dass wir 
enorme technische und Stromschwierigkei-
ten hatten. Wie jetzt die Statistik geführt 
wurde, daran kann ich mich einfach nicht 
mehr erinnern. Da müssten Sie sozusagen 
die zuständige Sachbearbeiterin fragen; die 
ist ja nach mir dran. 

Olaf Scholz (SPD): Okay, dann mache 
ich das einmal da. Ich will Sie auch nicht mit 
Wertungsfragen behelligen, ob möglicher-
weise im Auswärtigen Amt die Zahlen für die 
Öffentlichkeit noch einmal umgestaltet wor-
den sind. - Meine Kollegin fragt weiter. 

Monika Heubaum (SPD): Herr von 
Schoepff, Sie haben in Ihrem Eingangs-
statement, was dankenswerterweise sehr 
ausführlich die Hintergründe und die näheren 
Umstände der Arbeit erhellt hat, was für un-
sere Ansichten sicherlich sehr wichtig ist - 
noch einmal vielen Dank dafür -, auch aus-
geführt, dass es Korruptionsfälle gegeben 
hat, die zu Entlassungen geführt haben. Sie 
wollten auch noch ein bisschen nähere Er-
läuterungen zu den Hintergründen für diese 
Entlassungen geben. Können Sie das bitte 
noch tun? 

Zeuge von Schoepff: Also, es hat eben 
im Grunde - - Sie meinten den einen großen 
Korruptionsfall, den ich ganz am Anfang 
nannte? 

Monika Heubaum (SPD): Ja. 

Zeuge von Schoepff: Korruption hat es 
durchweg gegeben; das habe ich auch ge-
schildert, vornehmlich in der ersten Zeit so-
zusagen durch eine Mischung von Mafia und 
ukrainischem Sicherheitsdienst, dann bei 
ukrainischen Ortskräften, die natürlich - ich 
will ein bisschen weiter ausholen - kontinu-
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ierlich von der ukrainischen Mafia unter 
Druck gesetzt wurden. 

Ich will nur ein Beispiel sagen. Ich bin ja 
dann auf die neuen Ortskräfte - - Die habe 
ich mir selbst gesucht. Ich bin in Dolmet-
scherschulen oder so gegangen. Ich habe 
mir sozusagen Leute vorstellen lassen und 
habe sie interviewt. Dann erschienen mir 
zwei, drei vernünftig. Sie habe ich dem Bot-
schafter vorgestellt und der hat dann ent-
schieden. Ich kann mich an ein Mädchen 
erinnern, eine junge Dame, vielleicht 30 oder 
so. Da kam der Botschafter eines Morgens 
zu mir und sagte, er hätte die gerade aus 
einer schwarzen Limousine steigen sehen, 
irgendwo an der Ecke. Er kam etwas später 
als die. Dann haben wir die uns näher ange-
sehen und so. Ich habe andere Ortskräfte 
gebeten, die zu verfolgen, und dann kam 
heraus: Die traf sich in der Mittagspause mit 
irgendjemandem. Ich will nur sagen: Die 
ukrainische Mafia hat eben mit der Zeit auch 
die Leute, die wir auf vernünftigem Wege 
gesucht haben, systematisch durch hohe 
Geldbeträge umgedreht. Das war ein ständi-
ger Kampf gegen Windmühlen. 

Ein ganz bedauerlicher Fall war aus mei-
ner Sicht ein Korruptionsfall eines deutschen 
Entsandten, der mit einer deutschen Orts-
kraft zusammengearbeitet hat. Ich habe ja 
gesagt, ich habe versucht, deutsche Orts-
kräfte heranzuziehen, weil ich immer den 
Eindruck hatte: Gegen die können wir ganz 
anders rechtlich vorgehen, da sind wir siche-
rer und so. Im Schnitt habe ich mit denen 
auch gute Erfahrungen gemacht. Ich war 
eben in der Tendenz sehr restriktiv und habe 
hohe Ablehnungsquoten gefahren. Ich 
meine, dass wir im Sommer - - Also: Ich 
habe viel annehmen lassen und habe 
dann - - Wir haben also riesige Zahlen ange-
nommen, um sozusagen die Leute der Mafia 
zu entreißen, haben dann natürlich Visa er-
teilt, aber haben sozusagen hohe Ableh-
nungsquoten gefahren.  

Ich kann mich an eine bestimmte Zeit im 
Sommer 95 erinnern, als dieser Mitarbeiter 
zu mir kam und eben ganz stolz sagte: Wir 
haben jetzt eine hohe Ablehnungsquote; er 
nannte da 60 Prozent. Wir hatten das Ge-
schäft ziemlich gut im Griff. Das war immer 
eben ein Kampf gegen Windmühlen, gegen 
die Mafia. Die haben uns dann mal phasen-
weise wieder sehr viele Leute zugeführt. Ich 
war da sehr stolz und dachte, wir hätten es 
durch geeignete Maßnahmen im Griff. Später 
habe ich dann festgestellt, dass gerade in 

dieser Zeit, als wir eine besonders günstige 
personelle Situation hatten - das war eben 
dieser Sommer 95 meiner Erinnerung nach -, 
eben dieser Mitarbeiter sehr viele Ausnah-
mevisa erteilt hat, die er mir nicht gesagt hat, 
und zwar - das ist ja in den Unterlagen; das 
muss ich hier so nennen - mit der Firma 
Siemens. Wir haben natürlich bei diesen 
großen Zahlen sozusagen Bona-fide-Berei-
che gehabt. Das war eben ein Bereich. Er 
war für Wirtschaftsvisa zuständig und, sagen 
wir mal, es kam dann heraus, dass diese 
deutsche Ortskraft mit einer ukrainischen 
Ortskraft bei Siemens engere Kontakte hat. 
Dann wurden sozusagen in großer Stückzahl 
Visa erteilt, von denen ich nichts erfahren 
habe. 

Ich stellte dann mit der Leiterin der Vi-
sastelle fest - - Die kam dann mal zu mir - 
das war im Dezember 95 - und sagte: Bei 
Siemens scheint das nicht richtig zu laufen. 
Wir hatten einen Hinweis, dass ein oder zwei 
aus diesem Siemens-Kontingent in 
Deutschland polizeilich auffällig geworden 
sind. Ich konnte mir nicht vorstellen, dass 
jemand, der von Siemens geschäftsmäßig 
eingeladen wird, polizeilich auffällt. Dann 
sind wir der Sache nachgegangen. Ich habe 
selbst bei der örtlichen Siemens-Vertretung - 
der Vorgang ist, glaube ich, auch hier in 
diesen Unterlagen; das war eine kleine 
Firma, die aber Siemens gehörte, im 
zahntechnischen Bereich irgendwo im 
Schwäbischen - angerufen. Ich rufe an, weil 
der eine, der sozusagen polizeirechtlich 
aufgefallen ist, dort war, und sagte: Können 
Sie mir das erläutern? Der XY macht da 
solche Sachen. Wie ist das möglich? - Da 
hob eine Dame ab, kann ich mich erinnern, 
die eben selbst Ukrainisch, Russisch sprach; 
die war keine Deutsche, war ganz entsetzt 
und nahm mich in die Warteschleife. 
Zufälligerweise hörte ich das Gespräch, was 
sie dann parallel führte. Da sprach sie 
vermutlich mit dem Geschäftsführer, mit 
einem Deutschen, und sagte ihm: Die 
Kriminalpolizei ist da und so. Ich habe mich 
als Botschaft Kiew ausgegeben. Da habe ich 
gemerkt, dass da etwas im großen Stil mas-
siv schief läuft, und habe mir die Sachen 
selbst angesehen. Wir haben dann selbst - 
ich war in meinem letzten halben Jahr sehr 
damit beschäftigt - in umfangreichem Stil 
Ermittlungen gegen diesen Deutschen und 
gegen den Ukrainer angestellt. Die wurden 
dann gekündigt. Diese Sachen sind, glaube 
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ich, VS-V eingestuft. Das ist dann eben auch 
zur Kündigung gekommen. 

Aber subsumierend muss ich sagen: Der 
hat sozusagen - - Da ist meine im Grunde 
restriktive Tendenz ausgenutzt worden, in-
dem mal mehr, mal weniger Visa unter der 
Hand meinem Eindruck nach zu ganz hohen 
Preisen verkauft worden sind. Also, wenn Sie 
sozusagen insgesamt so ein System haben 
und restriktiv sind, dann kann es Leute ver-
leiten. Verstehen Sie? Sie machen es 
schwieriger; aber es wurden dann für hohe 
Preise nur wenige Visa ausgegeben. So ein 
Fall war das. 

Monika Heubaum (SPD): Sie haben ja 
auch ausgeführt, dass Sie auf der einen 
Seite einen sehr hohen Andrang von An-
tragstellern managen mussten, auf der ande-
ren Seite eben diese kriminellen Strukturen 
existierten. Haben Sie Unterstützung von der 
Zentrale erhalten? Hat es beispielsweise 
Sonderinspektionen gegeben? Wenn ja: Was 
waren die Ergebnisse und die Konsequen-
zen? 

Zeuge von Schoepff: Das habe ich ja 
ziemlich ausführlich dargestellt. Also, auf gut 
Deutsch: null Unterstützung. Ich habe ja so-
zusagen zitiert, dass ein Staatsminister da 
war, Staatssekretär Schelter und so; null. Die 
kamen ja eben auch im Bereich Bekämpfung 
OK oder um sich die Sache anzusehen. Es 
kamen sozusagen Delegationen im Bereich 
Liegenschaften, die uns helfen sollten, ge-
eignete Räumlichkeiten zu finden. Von all 
diesen Delegationen, die kamen - das sehen 
Sie auch immer an diesen hilflosen Vermerke 
da in den Unterlagen -, gab es kein Follow-
up. 

Wenn Sie in die Unterlagen schauen: Es 
gibt, nachdem ich weggegangen bin, irgend-
wie eine Ressort- oder Hausbesprechung bei 
Staatssekretär von Ploetz. Und da, aus mei-
ner Erinnerung zitierend, schreibt der Kollege 
Blomeyer - das muss im September 96 ge-
wesen sein -: Das Beste für gute Visaver-
gabe sind angemessene räumliche Verhält-
nisse. - So beschreibt er das. Da kann ich 
nur sagen: Was soll ich da sagen? Drei 
Jahre haben wir darüber berichtet, nach drei 
Jahren kommen die zu solchen Ergebnissen. 
Und dann hat es noch mehrere Jahre ge-
dauert, bis dann gehandelt worden ist. Das 
ist alles, was ich dazu sagen will. 

Ich werde hier gefragt: Was habe ich ge-
tan? Ich habe sehr viel berichtet. Ich kann 

nur noch mal sagen: Ich habe null Komma 
null Interesse gehabt, diese Strukturen zu-
zulassen. Das sehen Sie an der gesamten 
Berichterstattung. Wenn Sie in der Berichter-
stattung das Stichwort Bekämpfung OK 
schauen - ich habe das ja jetzt gesehen -, da 
lag die Botschaft Kiew in meiner Zeit mit 
Unterschrift des Botschafters nun ganz si-
cher an der Spitze. Das sehen Sie, wenn Sie 
Moskau anschauen. Die haben auch berich-
tet, aber viel weniger. Also, wir haben uns 
von unserer Seite bemüht, wir haben einen 
14-Stunden-Tag jeden Tag gehabt und die 
Zentrale hatte meiner Ansicht nach da sehr 
wenig Interesse. 

Monika Heubaum (SPD): Ist die Sicher-
heitslage auf den Straßen vor der Botschaft 
denn vielleicht aktiv in die Zusammenarbeit 
im Rahmen dieses Abkommens zur Be-
kämpfung der organisierten Kriminalität mit 
einbezogen worden? 

Zeuge von Schoepff: Ja, eben gerade 
nicht. Das haben wir immer gefordert. In den 
Unterlagen, die Sie jetzt kopiert haben, sind 
drei Berichte von mir, wo ich dreimal for-
dere - nicht eine Antwort. Was ich zum Bei-
spiel nicht gesagt hatte, betrifft die Sache 
dieser Berliner Einladungen, die mit Air 
Ukrain zweimal die Woche nach Kiew trans-
portiert wurden. Da haben wir auch an das 
Büro Kanther berichtet, doch bitte sozusagen 
die Strukturen in Schönefeld zu kontrollieren. 
Uns ist gesagt worden, da gibt es ein, zwei 
Mafiakuriere, die sozusagen diese unsaube-
ren Einladungen vor dem Ausländeramt Ber-
lin einsammeln und dann so mit der Aktenta-
sche eben nach Kiew fliegen. Vom Büro 
Kanther kam eben auch nie eine Antwort, 
stattdessen - das finden Sie auch in den 
Unterlagen - aus meiner Sicht völlig unsin-
nige Abkommen und Projekte der Koopera-
tion im Bereich der Innenministerien. 

In einer der Unterlagen steht ja drin, dass 
wir sozusagen die Technologie der Schen-
gen-Visa an das ukrainische Innenministe-
rium verkauft haben. Dagegen hat sich die 
Botschaft gewandt. Das war ein Projekt der 
Kooperation Bekämpfung OK. Da haben wir 
gesagt: Diese Technologie an das wirklich 
hoch korrupte ukrainische Außenministerium 
zu verkaufen ist völliger Wahnsinn. Den 
Drahtbericht finden Sie. Das war ein Projekt 
der Zusammenarbeit. 

Ein zweites Projekt war - da kann ich 
Ihnen die Unterlagen heraussuchen - die 
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Hilfe bei Ausrüstung. Da kann ich mich erin-
nern: 94, ohne die Botschaft zu fragen, wur-
den, glaube ich, Schilder für die Polizei, also 
für die Bereitschaftspolizei oder so, in gro-
ßem Stil zur Verfügung gestellt. Die Ukraine 
wurde gar nicht gefragt, ob sie es brauchte. 
Ich wurde per Erlass aufgefordert, sozusa-
gen die Transaktion dieses sehr wertvollen 
Geschenks zu übermitteln. Ich schrieb eine 
Note an das ukrainische Innenministerium, 
habe nie eine Antwort bekommen. Dann 
drängte mich das BMI, wieso ich da nicht 
tätig werde. Ich sagte: Mein Eindruck ist, 
dass die ukrainische Seite nicht interessiert 
ist und wir sozusagen drängten, denen etwas 
zu schenken. Dann haben wir das übermit-
telt. Aber sozusagen in den wirklich drän-
genden Bereichen, das heißt Bekämpfung 
OK vor unserer Botschaft - das sehen Sie an 
der Berichterstattung: Wir schreiben, nie eine 
Antwort -, ist nichts geschehen. Das habe ich 
persönlich als eine wahnsinnige Schande 
empfunden. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ihre 
Fragezeit ist zu Ende. - Wir haben uns - das 
habe ich vergessen zu berichten - gestern in 
der Obleuterunde geeinigt, dass wir halbe 
Berliner Stunden als Fragestunden nehmen 
und dann gleich in eine offene Runde über-
gehen. Wenn Sie sich also nachher noch 
einmal zu Wort melden wollen, herzlich gern.  

Dann sind wir jetzt bei der CDU/CSU-
Fraktion. Wer meldet sich da? - Herr Kauder, 
bitte. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Herr von Schoepff, können 
Sie uns bitte sagen, mit wem Sie zur Vorbe-
reitung dieser Zeugenvernehmung gespro-
chen haben? 

Zeuge von Schoepff: Das habe ich ein-
gangs gesagt. Ich habe gesprochen - - Ich 
habe mir die Akten da angesehen, habe da 
mit den beiden Sachbearbeiterinnen gespro-
chen, die diese Akten verwalten, die Sie 
auch haben. Dann habe ich mit drei ehemali-
gen Sachbearbeitern meiner RK-Stelle ge-
sprochen. Das ist Herr Weiß, der heute im 
Büro der Gleichstellungsbeauftragten arbei-
tet. Dann habe ich mit Herrn Gertz in Taipeh 
und mit Frau Henge (?) gesprochen. Das war 
sozusagen in meiner Hauptzeit die Leiterin 
der Visastelle; die macht jetzt RK in Pretoria. 
Dann habe ich gesprochen mit Herrn Po-
schenrieder. Der war damals der zuständige 

Sachbearbeiter bei 111 im Liegenschaftsre-
ferat. Den habe ich gestern oder vorgestern 
zum Mittagessen eingeladen und der sagte 
mir, so was wie Kiew - wir sprachen über 
Kiew - hätte er eben noch nie gesehen in 
seinem langen Dienstleben. Das wäre mit ein 
Grund gewesen, wieso er aus diesem Refe-
rat vorzeitig ausgeschieden ist, weil er gese-
hen hat: Da ist nichts geschehen. Er hat un-
sere Verzweiflung gesehen und hat mir viel 
Glück für den heutigen Tag gewünscht. Dann 
habe ich Herrn Nesyt zum Mittagessen ein-
geladen - einen Tag vorher, glaube ich. Den 
haben Sie vorgeladen. Das ist der - - 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Entschuldigen Sie, wir 
können es abkürzen. Mich interessieren nicht 
Zeugen, mit denen Sie gesprochen haben, 
sondern, wer Sie auf dieses Gespräch vorbe-
reitet hat. 

Zeuge von Schoepff: Ich habe mich 
selbst vorbereitet. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Haben Sie nicht mit einem 
Rechtsanwalt gesprochen? 

Zeuge von Schoepff: Ja, das ist dieses 
formelle Verfahren. Also, ich habe mit Frau 
Flor gesprochen und - das habe ich nicht 
erwähnt - Rechtsanwalt Zieger. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Mit Frau Flor. 

Zeuge von Schoepff: Frau Flor habe ich 
genannt; Herrn Zieger - das stimmt - habe 
ich vergessen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Könnten Sie jetzt mal be-
richten, was Sie mit Frau Flor zur Vorberei-
tung dieser Vernehmung gesprochen haben? 

Zeuge von Schoepff: Das war ein allge-
mein gehaltenes Informationsgespräch da-
rüber, was ich hier zu erwarten habe, wo ich 
sitzen werde, dass ich zum Beispiel hier un-
ter Ihnen sitzen werde, wie die Sitzordnung 
zum Beispiel ist - - 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Darf ich Ihnen mal etwas 
zum Inhalt des Gesprächs vorhalten, denn 
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dankenswerterweise haben Sie uns einen 
Vermerk über dieses Gespräch im Konvolut 
zur Kenntnis gegeben? Ich darf Ihnen vor-
halten: 

Frau Flor wies darauf hin, dass Herr 
von Schoepff eventuell mit Sugges-
tivfragen oder Fragen zu ihm nicht 
bekannten Vorgängen konfrontiert 
werde. Es könne auch versucht 
werden, ihn zu Einschätzungen, 
eigenen Auffassungen und Meinun-
gen sowie Vermutungen oder Inter-
pretationen von Vorgängen zu be-
fragen. In diesen Fällen habe er als 
Zeuge jederzeit das Recht, die Fra-
gestellung zu korrigieren bzw. mit 
„dies ist mir nicht bekannt“ oder 
„hiervon weiß ich nichts“ zu ant-
worten. 

Sind Sie so vorbereitet worden? 
(Monika Heubaum (SPD): Was ist 

daran falsch?) 

Zeuge von Schoepff: Ich muss ehrlich 
sagen, ich finde, ich habe Ihnen hier diese 
Unterlagen zur Verfügung gestellt und hatte 
vergessen, dass ich natürlich meine persön-
lichen da hinten dran hatte. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Das dachte ich mir schon. 
Jetzt habe ich es aber nun mal. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Glückssache, ja!) 

Sind Sie so auf Fragen vorbereitet worden? 

Zeuge von Schoepff: Sie haben ja ge-
merkt, dass ich - - 

(Zuruf des Abg. Olaf Scholz (SPD)) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Mo-
ment mal bitte! - Haben Sie den Eindruck, 
dass die Frage unzulässig ist? Wenn ja, wa-
rum? 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Nun 
lasst doch mal die Befragung zu!) 

Olaf Scholz (SPD): Sie müssen jetzt als 
Vorsitzender -  

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Er 
muss gar nichts! - Zuruf: Herr 

Abgeordneter, ich mache Sie darauf 

aufmerksam, dass dies keine Kritik 
an dieser Vorbereitung ist!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Halten 
Sie die Frage für unzulässig? 

Olaf Scholz (SPD): Ich halte es für un-
zulässig, wenn Sie jetzt nicht darauf hinwei-
sen, dass der Zeuge sich völlig korrekt ver-
halten hat und dass an dem Berichteten 
und - - 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Ich bin doch noch gar nicht 
zu Ende mit meiner Befragung. 

(Monika Heubaum (SPD): Warten 
Sie doch erst mal!) 

Olaf Scholz (SPD): Ich weise Sie darauf 
hin, dass es sich hier um einen Rechtsstaat 
und nicht um einen Polizeistaat handelt. 

(Siegfried Kauder (Villingen-
Schwenningen) (CDU/CSU): Oi, oi, 
oi! - Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
halte es für eine völlig abwegige Anmerkung, 
die Sie hier gerade gemacht haben. 

Olaf Scholz (SPD): Nein. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
halte die Frage des Kollegen Kauder nicht für 
eine Frage aus einem Polizeistaat und aus 
diesem Grund habe ich mich auch in keiner 
Weise eingemischt, weil es völlig überflüssig 
ist, ihm hier das Fragerecht durch solche 
Anmerkungen, die völlig unpassend sind, 
abzuschneiden. 

Olaf Scholz (SPD): Wir werden uns da-
rüber nachher unterhalten. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Kauder, fahren Sie bitte fort. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Herr Zeuge, sind Sie der 
Meinung, dass Sie auf eine Suggestivfrage 
antworten dürfen „dies ist mir nicht bekannt“ 
oder „ich weiß das nicht“? 

Zeuge von Schoepff: Das ist mir so nicht 
erinnerlich. Ich habe mich selbstständig - - 
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Wir haben im Auswärtigen Amt sozusagen 
ein dreistufiges Verfahren: Sie schauen sich 
die Akten an. Ich habe mir ein bisschen mehr 
Akten angeschaut. Dann sprechen Sie mit 
Frau Flor, die sozusagen allgemeine Hin-
weise gibt, dann habe ich in der Tat ein Ge-
spräch mit diesem Rechtsanwalt geführt und 
dann habe ich mich selbstständig vorbereitet. 
Sie merken, für zehn Jahre zurück - haben 
Sie ja selbst gesagt - habe ich das im Ver-
hältnis zu anderen Kollegen sozusagen noch 
relativ gut im Griff. Mehr will ich dazu nicht 
sagen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Jetzt war ja aber das Ge-
spräch mit der Frau Flor am 06.05. Das kön-
nen Sie doch nicht vergessen haben, was 
Sie da als Inhalt des Gespräches hatten. 

Zeuge von Schoepff: Das war sozusa-
gen ein angenehmes Informations-, grundle-
gendes Gespräch, was aber mich sozusagen 
auf die zentralen Fragestellungen überhaupt 
nicht vorbereitet hat, weil Frau Flor sozusa-
gen auch was völlig anderes macht. Sie mer-
ken doch, dass ich mich völlig selbstständig 
inhaltlich hier vorbereitet habe und sozusa-
gen über das hinausgegangen bin, was so-
zusagen im Grunde von mir gefordert worden 
ist. Also, ich habe da - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Also 
noch mal: Es geht darum - das ist das Anlie-
gen von Herrn Scholz -, dass Sie durch sol-
che Fragen nicht den Eindruck gewinnen 
sollen, dass es unzulässig gewesen ist, mit 
der Frau Dr. Flor zu sprechen. Das ist der 
Punkt. Das ist nicht unzulässig und das ist 
hiermit vor allen noch einmal festgestellt 
worden. Sie durften mit Frau Dr. Flor spre-
chen. Jetzt ist der Herr Kollege Kauder dran, 
weil er wissen will: Was haben Sie mit Frau 
Dr. Flor besprochen? Dass es erlaubt ist, ist 
hiermit festgestellt. 

Zeuge von Schoepff: Es war ein allge-
meines Informationsgespräch. Eine für mich 
ganz wichtige Rolle spielte bei dem Ge-
spräch, was Sie auch wissen: Ich bin seit 
25 Jahren insulinpflichtiger Diabetiker und 
muss ständig meinen Blutzucker kontrollie-
ren. Das war mir im Grunde im Gespräch mit 
der Frau Flor das Allerwichtigste, das Ihnen 
kommuniziert wird, dass, wenn es mir mal 
nicht so gut geht, ich hinausgehen und den 
Blutzucker testen kann. Das war mir in dem 

Gespräch mit Frau Flor das wichtigste Anlie-
gen. 

Wir haben uns sonst, weil ich natürlich 
das erste Mal vor so einem Untersuchungs-
ausschuss auftrete, über das allgemeine 
Prozedere unterhalten. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Herr Zeuge, ich finde in 
Ihrem Konvolut eine Bestätigung über Akten-
einsicht. Von wem die ist, kann ich nicht fest-
stellen; das ergibt sich aus dem Kopfbogen 
nicht, weil es kein Kopfbogen ist. Da wird 
lediglich bestätigt, dass Sie zwei Akten zur 
Einsicht hatten, nämlich zwei Ordner der 
Botschaft Kiew, 52 und 134. Waren das die 
einzigen Akten, die Sie an Land gezogen 
haben? 

Zeuge von Schoepff: Nein, es gibt - - 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Das war Ihr Sprach-
gebrauch. 

Zeuge von Schoepff: Unter Freunden, 
um uns richtig zu verstehen: Ich habe nicht 
gewusst - - Verstehen Sie, ich habe Ihnen 
sozusagen einen Freundschaftsdienst ge-
leistet, indem ich Ihnen meine Unterlagen zur 
Verfügung - - 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Wir sind keine Freunde. 

Zeuge von Schoepff: Das merke ich in 
der Tat. - Sozusagen hier meine persönli-
chen Akten mir vorzuhalten - - Sie haben 
mich unterbrochen in meinem Gesamtvor-
trag. Verstehen Sie, mein Recht war, einen 
Gesamtvortrag zu halten. 

(Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 
Jetzt müssen Sie die Frage beant-

worten!) 

Nein, ich finde das sozusagen - -  

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Warum bestätigen Sie den 
Empfang von zwei Ordnern und von dem 
Rest der Akten - 

Zeuge von Schoepff: Ich habe es so 
nicht ausgeführt. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): - erfahren wir nichts? 
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Zeuge von Schoepff: Ich habe mir an 
einem Tag zwei Akten angeschaut. Ich habe 
mir an einem anderen Tag 50 Akten ange-
schaut und habe auch so eine Bestätigung 
unterschrieben; die habe ich im Auswärtigen 
Amt, die habe ich da nur nicht hineinkopiert. 
Darüber hinaus habe ich mir noch viel mehr 
Akten angeschaut, wie ich Ihnen gesagt 
habe. Da war ich eigentlich bereit, Ihnen zu 
helfen. Verstehen Sie? Das war ein dreistufi-
ges Verfahren. Was Sie hier haben, das sind 
nur die Kiew-Akten, das sind nicht die Akten 
des Auswärtigen Amtes. An Kiew-Akten habe 
ich mir in der Tat praktisch zwei Akten ange-
schaut. Verstehen Sie, das ist jetzt hier eine 
völlig unsinnige Fragestellung. Das ist nicht 
der komplette Vorgang, das ist ein Teil mei-
ner Vorbereitungen, die Sie hier haben. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Und warum kopieren Sie 
gerade diese Bestätigung hinein und die 
anderen nicht? 

Zeuge von Schoepff: Ich habe ge-
dacht - - 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Weil es Unsinn ist, oder? 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Kollege, der Vor-
halt ist wieder falsch! Es handelt 

sich nicht um eine Kopie!) 

- Sie können meine Fragen beanstanden. 
(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Der Zeuge hat nichts 

kopiert, sondern dies ist ein Doppel, 
das man ihm in die Hand gedrückt 

hat!) 

- Herr Kollege, ist das nicht eine Kopie, was 
ich hier in diesem Aktenordner habe? 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das ist auch nicht eine 
Bestätigung über alle Akten, son-
dern es ist eine Bestätigung über 
den Aktenbestand der Botschaft 
Kiew! Es ist alles richtig, was der 

Zeuge sagt!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
Wort hat der Herr Kauder. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Ich bitte, mich nicht zu un-
terbrechen mit falschen Vorhalten. Das ist 
eine Bestätigung über Akteneinsicht. Lesen 

kann ich noch und Sie können es nicht an-
ders lesen als ich. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vollständig! Ist es voll-

ständig?) 

- Es ist die Bestätigung, dass er zwei Akten 
über die Botschaft Kiew bekommen hat. Ge-
nau das habe ich vorgehalten. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Nein!) 

Herr Zeuge, letzte Frage - - 

Zeuge von Schoepff: Kann ich noch mal 
etwas zu den Akten Kiew sagen? Wie Sie ja 
insgesamt gesehen haben, habe ich sehr viel 
berichtet. Vom Gros meiner Berichte ist ja 
nichts in den Akten Kiew drin. Die Akten 
Kiew sind völlig unwesentlich; die habe ich in 
fünf Minuten durchgeschaut. Wieso die Bot-
schaft Kiew keine Akten von mir hat, da ist 
sozusagen diese wahnsinnig schlechte 
räumliche Lage schuld. Wir - - 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Herr Zeuge, mich interes-
siert doch nur, warum Sie selektiv genau 
diese Bestätigung in Ihrem Konvolut vorle-
gen. 

Zeuge von Schoepff: Das habe ich doch 
nicht bewusst - - Wenn Sie sagen „Konvolut“, 
weise ich das zurück. Ich habe Ihnen gehol-
fen, was ich sozusagen nie wieder tun 
würde. 

(Sebastian Edathy (SPD): Sie ha-
ben Recht!) 

Das war ein Akt der Hilfestellung, weil Sie 
sozusagen nicht ausreichend vorbereitet 
waren. Mir das vorzuhalten, halte ich gera-
dezu für absurd. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Erlauben Sie mir noch 
einen Vorhalt. Sie haben gesagt, Sie hätten 
Akten eingesehen, die wir nicht haben. In 
diesem Vermerk über das Gespräch mit der 
Frau Flor steht am Ende drin: 

Auf Nachfrage erklärte Frau Flor, 
Herr von Schoepff könne die Akten-
stücke, die für die Vorbereitung auf 
seine Zeugenaussage auf seinen 
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Wunsch hin für ihn kopiert worden 
seien, ... 

Also haben Sie jetzt von der Frau Flor Akten 
bekommen, mitnehmen dürfen, oder haben 
Sie von der Frau Flor Aktenteile kopiert be-
kommen? 

Zeuge von Schoepff: Frau Flor ist eine 
viel zu beschäftigte Kollegin, als dass sie 
sozusagen im Bereich Kopieren und Durch-
schauen von Akten tätig ist. Frau Flor ist 
sozusagen eine unserer am meisten be-
lasteten Kolleginnen. 

Es gibt zwei Sachbearbeiterinnen oder 
drei Sachbearbeiter, die in einem Extraraum 
diese Akten, die Sie scheinbar haben, ver-
walten. Die habe ich gebeten, selektiv Draht-
berichte von mir oder Erlasse, die sozusagen 
für die Vorbereitung wichtig waren, zu kopie-
ren. Die habe ich nicht herumgetragen. Das 
sind im Wesentlichen ja die, die Sie haben, 
die ich zur Vorbereitung in meinem Dienst-
zimmer benutzt habe. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Und die Akten, die wir 
nicht haben, wo haben Sie die herbekom-
men? 

Zeuge von Schoepff: Also, da muss ich 
Ihnen sagen, wenn Sie zugehört haben: Da 
bin ich an das ehemalige Referat 514, über 
das ich spreche, das federführende Referat, 
das heute 508 heißt, herangegangen, weil 
ich gemerkt habe, dass die Akten sozusagen 
nicht alles widerspiegeln. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, 
das ist ja interessant!) 

- Na, darüber rede ich doch. 
(Weitere Zurufe) 

Da habe ich sozusagen, weil ich vor allem 
mein - - Mir ging es um meine eigenen Be-
richte. Ich wollte mich auf meine Berichte 
stützen und diesen einen langen Bericht - 
citissime -, den ich zitiert habe, den habe ich 
eben in den Akten von 508, früher 514, ge-
funden. Das ist ja das, über was ich spreche. 
Es tut mir Leid, da - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, das Fragerecht hat zwischen 
uns gewechselt. Wenn Sie mir gestatten, 
würde ich Ihnen, solange die Zeit noch läuft, 
zum Thema Erlasse noch zwei Fragen stel-

len und nachher noch einmal darauf zurück-
kommen, weil wir nicht viel Zeit haben. 

Es gibt ja eine Fülle an Schriftverkehr 
zwischen der Botschaft in Kiew und dem 
Auswärtigen Amt. Ich glaube, verwaltungs-
intern wird fast alles, was da hin- und her-
geht, einfach mal als Erlass bezeichnet. Ist 
das richtig? Also auch reine Informations-
schreiben gelten als Erlass vom Begriff her? 

Zeuge von Schoepff: Also, nach der Ge-
schäftsordnung der Bundesregierung - da bin 
ich mir ganz sicher - bzw. der GOV, die ich 
vorher zitiert habe, ist es so, dass praktisch 
alles, was schriftlich von der Zentrale an eine 
Auslandsvertretung geht, ein Erlass ist. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. 

Zeuge von Schoepff: Deshalb habe ich 
gesagt, diese eine Sache mit Sammelvisa ist 
ein Erlass, obwohl es da nicht so explizit 
drinsteht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Genau. 
Das wollte ich nur klar - - 

Zeuge von Schoepff: Alles, was eine 
Vertretung macht, ist ein Bericht. Eine Ver-
tretung kann prinzipiell nie einen Erlass he-
rausschicken. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
stimmen Sie mir zu, dass nicht jeder Erlass 
eine Weisung enthalten muss? Wenn alles 
ein Erlass ist, was von der Zentrale kommt, 
muss nicht immer eine Weisung drin sein. 
Das kann ja unterschiedlichen Charakter 
haben. Stimmen Sie mir da zu, jetzt einfach 
als Praktiker? 

Zeuge von Schoepff: Nein. - Also, es ist 
so: Dann muss das explizit - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Dann 
muss es drinstehen? 

Zeuge von Schoepff: Dann muss es ex-
plizit drinstehen. Also, sozusagen ein Schrift-
stück, was von der Zentrale herausgeht, was 
rein informatorischen Charakter hat, darüber 
müsste korrekterweise stehen „Zur Informa-
tion“. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Gut. - 
Dann haben Sie uns vorhin Erlasse be-
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schrieben, die Ihr Ermessen, etwas strenger 
die Visumvergabe zu prüfen, massiv einge-
schränkt haben und die Sie als unsinnig 
empfanden, und haben dabei auf einen Er-
lass vom 21. Juni 94 abgehoben, wo es um 
die Sammelvisa geht. Da muss ich Ihnen 
jetzt einfach vorhalten, wie Sie dazu kom-
men, diesen Erlass auch nur im Entferntes-
ten als Weisung zu verstehen, weil, wie Sie 
gerade selber gesagt haben, dieser Erlass 
nicht die Formulierung enthält „Weisung“, 
sondern die Überschrift „Nur zur Unterrich-
tung“, und es bei diesem Erlass nicht darum 
geht, dass Sie irgendeine Prüfung weglassen 
sollen oder irgendetwas beim Thema Sam-
melvisa verändern sollen, sondern nur 
darum, dass man bei den Innenbehörden 
eine Umfrage gemacht hat, was die denn 
vorschlagen würden, und diese Umfrage hat 
man Ihnen einfach nur zur Kenntnis gege-
ben. Wie kommen Sie darauf, dass dieser 
Erlass, der keine Weisung enthält, der nur 
eine Information von Innenbehörden, nur zur 
Kenntnis und nur zur Unterrichtung, weiter-
gibt, Sie in Ihrem Ermessen eingeschränkt 
hätte, wie Sie es vorhin beschrieben haben? 

Zeuge von Schoepff: Gut, da gebe ich 
Ihnen Recht. Das ist ja ein exemplarisches 
Schriftstück. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
Sie haben es als Beispiel genannt. Sie sind 
so gut vorbereitet hierher gekommen.  

Zeuge von Schoepff: Ich habe es in der 
Tat als Beispiel genannt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also 
das stimmt nicht? Das hier ist keine Wei-
sung? Dieses Beispiel vorhin war dann 
falsch? 

Zeuge von Schoepff: Das will ich nicht 
sagen. Es ist - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja was 
denn? Wenn hier steht „Nur zur Unterrich-
tung“ und „Nur zur Kenntnisnahme“ und 
Ihnen nur das Ergebnis einer Umfrage der 
Innenbehörden mitgeteilt wird, dann können 
Sie daraus doch keine Weisung ableiten, wie 
Sie bei Sammelvisa verfahren sollen. Noch 
einmal die Frage - - 

Zeuge von Schoepff: Es kann so sein, 
dass sozusagen Erlasse nicht korrekt formu-
liert worden sind und sozusagen - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Der ist 
aber so formuliert, wie Sie es vorher selber 
gesagt haben, nämlich: Wenn er keine Wei-
sung enthält, müsste darauf stehen „Zur In-
formation“ oder - das sage ich jetzt - „Zur 
Unterrichtung“. Genau das steht hier drauf; 
auf dem Erlass vom 21. Juni 94, den Sie 
vorhin noch als Beleg für falsche Weisungs-
lagen zitiert haben, steht „Nur zur Unterrich-
tung“ und es geht nur um Ergebnisse von 
Innenbehörden - 

Zeuge von Schoepff: Nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - und 
„Nur zur Kenntnisnahme“. 

Zeuge von Schoepff: Jetzt schauen Sie 
mal: Da steht unten drin - das ist eine typi-
sche - - Das ist sozusagen die Standard- - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wo ist 
der Textteil in diesem Erlass, wo Sie sagen 
können, das wäre eine Weisung? 

Zeuge von Schoepff: Sehen Sie, unten 
lesen Sie im letzten Satz: 

Es wird gebeten, diesen Runderlaß 
allen Mitarbeitern der Visastelle zur 
Kenntnis zu geben. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, 
und?) 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Zur 
Kenntnis! 

Zeuge von Schoepff: Ja, aber es ist als 
Runderlass - - Der Runderlass ist die grund-
legende Form des Erlasses. 

(Hellmut Königshaus (FDP): Nein!) 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
entscheidend war doch die Frage - - Sie ha-
ben selber gesagt -  

Zeuge von Schoepff: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - des-
halb habe ich etwas ausgeholt -: Alles, was 
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von der Zentrale kommt, heißt Erlass. Da-
raus kann man noch nicht ableiten, - 

Zeuge von Schoepff: Nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - ob es 
eine Weisung ist, die Sie in Ihrer Arbeit ein-
schränkt. 

Zeuge von Schoepff: Nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Sie ha-
ben aber diesen Erlass als Beleg dafür ge-
nommen, obwohl er nur zur Kenntnis ist. 

Zeuge von Schoepff: Ich bin ein sehr 
pedantischer Mensch. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Sagen 
Sie mir bitte die Stelle, wo es - 

Zeuge von Schoepff: Moment mal! 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - Ihr 
Ermessen einschränkt in diesem Erlass. 
Dann folge ich Ihnen gerne; aber zeigen Sie 
mir die Stelle. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Le-
sen Sie uns die Stelle vor, wo es 

eingeschränkt wird!) 

Zeuge von Schoepff: 
Es wird geben, diesen Runderlaß 
allen Mitarbeitern der Visastelle zur 
Kenntnis zu geben. 

Damit ist sozusagen dieser obere Teil aufge-
hoben. Das steht hier eindeutig drin. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Kennt-
nisnahme heißt doch nicht Weisung! Kennt-
nisnahme heißt Information. 

Zeuge von Schoepff: Das ist sozusa-
gen - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Bitte, 
Herr von Schoepff, zeigen Sie mir die Stelle, 
wo dieser Erlass eine Weisung enthält, die 
Ihr Ermessen einschränkt, so wie Sie es 
vorhin gesagt haben. 

Zeuge von Schoepff: Das ist ein Schrift-
stück von vielen. 

(Hellmut Königshaus (FDP): Er hat 
behauptet, das ist eine Weisung! - 
Reinhard Grindel (CDU/CSU): Le-
sen Sie es vor! Lesen Sie vor, wo 

es eingeschränkt wird! Einfach vor-
lesen!) 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
folge Ihnen ja gerne, Herr von Schoepff, aber 
ich möchte die Stelle haben. 

Zeuge von Schoepff: Der Satz hat doch 
Weisungscharakter: 

Vermeidung von Sammelvisa für 
Staatsangehörige aus der GUS 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nein, 
nein, dieser Satz stammt doch nicht vom 
Auswärtigen Amt. Dieser Satz ist das Ergeb-
nis einer Umfrage bei den Innenbehörden in 
Deutschland, die nur Anregungen gegeben 
haben. Das gibt Ihnen die Zentrale nur zur 
Kenntnis. Das ist überhaupt keine Weisung. 
Wo enthält dieser Erlass die Weisung, die 
Sie vorhin angeführt haben? 

Zeuge von Schoepff: Nach Verfahren 
des Auswärtigen Amtes - - Wenn man das 
explizit nicht machen sollte, würde explizit 
erwähnt werden: Setzen Sie das nicht um! - 
Der Fehler ist - das räume ich ein; das ist 
unsauber formuliert -, dass man oben „zur 
Unterrichtung“ und unten „Runderlass“ 
schreibt. Das ist ein Fehler, den Sie dem 
Verfasser vorhalten. Runderlasse werden in 
eine grundlegende Sammlung der zentralen 
Erlasse sozusagen aufgenommen. Wenn Sie 
mich fragen, ist das Wahnsinn. Das zeigt die 
schlampige Art, wie in der Zentrale gearbeitet 
worden ist. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wenn 
wir das jetzt gemeinsam Wort für Wort 
durchlesen würden - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Binninger, Ihre Redezeit ist vorbei. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
komme nachher noch einmal darauf zurück. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wir 
werden genau diesen Punkt noch einmal 
sehr sauber herausarbeiten. Darauf lege ich 
größten Wert. - Jetzt kommt Herr Montag 
dran. 
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Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr von Schoepff, ich habe Ihre 
einführenden Worte im Wesentlichen so ver-
standen, dass Sie uns nahe bringen wollten, 
welche immensen Probleme des Miss-
brauchs, der Lüge, des Betruges und der 
schriftlichen Fälschung es in der Zeit, in der 
Sie in Kiew waren, 93 bis 96, auf verschie-
densten Ebenen gegeben hat, dass Sie 
durch organisatorische, personelle und an-
dere Maßnahmen den Versuch unternom-
men haben, dessen irgendwie Herr zu wer-
den. Den Akten und auch Ihren Aussagen 
entnehme ich, dass Sie mit der Weisungs-
lage des Auswärtigen Amtes und mit der 
Anleitung durch die Zentrale bei Ihrem Kampf 
gegen den Missbrauch nicht immer einver-
standen waren. Genau zu diesem Problem 
wollte ich Ihnen ein paar Fragen stellen. 

Die erste ist: Sie haben 93 angefangen. 
Es gibt vom Auswärtigen Amt vom 
20. August 1993 einen Leitfaden zur Visum-
erteilung durch die deutschen Auslandsver-
tretungen. Ist Ihnen das bei der Vorbereitung 
in die Hände gekommen? 

Zeuge von Schoepff: Das „Handelsblatt“ 
hat einen guten Überblick, was an wichtigen 
Erlassen geschrieben worden ist. Da habe 
ich das gelesen. Ich hatte ihn nicht mehr im 
Kopf. Ich habe nach diesem Erlass in Ihren 
Unterlagen gesucht. Den habe ich nicht ge-
funden. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Er ist bei unseren Unterlagen. Ich 
zitiere Ihnen daraus. 

Zeuge von Schoepff: Ich habe ihn nicht 
gefunden. Ich wollte ihn sehen. Den habe ich 
mir nicht angesehen. Das muss ich zugeben. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dann ist es um so wichtiger, wenn ich 
Ihnen daraus jetzt den Satz zitiere, der sich 
auf diese Ermessensprobleme bezieht: 

Leitfaden zur Visumerteilung durch 
die deutschen Auslandsvertretun-
gen 

Da heißt es auf Seite 5 unter VI - Aussich-
ten -: 

Das Auswärtige Amt entscheidet 
über alle Visumanträge so rasch, 
wie es die technischen und perso-
nellen Möglichkeiten jeder Vertre-
tung zulassen. 

Dann heißt es: 
Bei der Entscheidung, ob ein Visum 
erteilt wird, sind die Vertretungen 
angewiesen, von ihrem Ermessen 
positiv zugunsten der Antragsteller 
Gebrauch zu machen. 

(Zuruf des Abg. Clemens Binninger 
(CDU/CSU)) 

- Langsam, Freunde! - 
Die gesetzlichen Auflagen bei der 
Prüfung müssen eingehalten wer-
den. 

Also dort, wo Ermessen ist, soll davon positiv 
zugunsten der Antragsteller Gebrauch ge-
macht werden. 

(Zurufe) 

- Langsam! - War das die Erlasslage, mit der 
Sie sich konfrontiert sahen und die Ihnen bei 
Ihrer Arbeit in Kiew Probleme bereitete? 

Zeuge von Schoepff: Ich habe diesen 
Erlass so nicht mehr in Erinnerung. Ich habe 
ihn nicht komplett durchgelesen. Aber es 
geht in die Richtung. Es ist - das habe ich 
darzustellen versucht - ein ständiger Eingriff 
in die Ermessensentscheidung vor Ort gewe-
sen. Die Erlasse habe ich gar nicht einmal 
als das Schlimmste empfunden. Das 
Schlimmste war die personelle Ausstattung. 
Verstehen Sie? Sie können Erlasse produ-
zieren, wie Sie wollen. Eine andere Sache ist 
die Realität. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das haben wir verstanden. Ich muss 
Ihnen trotzdem noch einen Erlass vorhalten. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
Kollege Montag, wenn der Zeuge sagt, dass 
er den Erlass nicht kennt, und Sie einen Satz 
nun wirklich sinnentstellend aus dem Zu-
sammenhang reißen, dann müssen Sie bitte 
auch zitieren, wann es zu dem Ermessen 
kommt. Dazu gehört unter anderem auf 
Seite 4 - wenn Sie die Freundlichkeit ha-
ben -, dass ein Visum nicht erteilt werden 
darf, wenn die Vertretung den Eindruck ge-
winnt, dass der Antragsteller den Besuch zu 
einem anderen Zweck als beantragt nutzen 
will. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das ist doch klar. 
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Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Nein, 
das ist nicht klar. Wenn allein der Eindruck 
der Möglichkeit einer Visumerschleichung 
besteht, dass es dann nicht erteilt werden 
darf, und Sie mit Ihrem Vorhalt insinuieren, 
dass eine ähnliche Beweislastumkehr oder 
eine ähnliche Ermessensleitung wie in dem 
so genannten Fischer-Erlass vorhanden ist, 
dann ist das falsch. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dass Ihnen das nicht passt, verstehe 
ich. Aber auch in dem Volmer-Erlass steht 
etwas von § 7 und danach erst von der 
Ermessensausübung. Ich erlaube mir, diesen 
Satz zu zitieren, und überlasse es Ihnen, 
Herr Kollege - wenn Sie das für richtig hal-
ten -, die gesamten Weisungen durchzule-
sen. 

Es gab ausweislich der Akten, Herr von 
Schoepff - - 

Zeuge von Schoepff: Darf ich eine kleine 
Ergänzung zu diesem Wortwechsel machen? 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nicht so gern, weil das von meiner 
Zeit abgeht. In der zweiten Runde gern. 
Vielleicht notieren Sie sich das. Ich will das 
nicht unterdrücken. 

Aus der Akte ergibt sich, dass Sie sich am 
18. April 94 telefonisch mit jemandem unter-
halten haben, der RL 514 heißt. Wer das ist, 
weiß ich nicht. Das können Sie mir bestimmt 
erklären. 

Zeuge von Schoepff: Das ist Herr Born. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dazu gibt es, von Ihnen verfasst und 
von Ihrem Botschafter, Herrn Arnot, un-
terschrieben, folgenden Vermerk: 

1. RL 514  

- das ist Herr Born -  
wies RK-Referenten 

- das sind Sie - 
im o. g. Gespräch darauf hin, dass 
es die Politik von 514 wäre, lieber 
einen „Ukrainer mehr auf Besuch in 
Deutschland zu haben als einen zu 
wenig“. Botschaft wartet bis heute 
auf den angekündigten Erlass, der 
diese mündliche Weisung in der 
praktischen Umsetzung erläutert. 

Dann will ich Ihnen noch etwas aus dem 
Erlass vorhalten, der bei dem Telefonat noch 
vermisst wurde. Der kam dann gleich. Das ist 
der Erlass vom 2. Mai 94. In dem heißt es - 
Zitat -: 

Unsere Visumpolitik steht unter 
dem Motto „soviel Reisefreiheit wie 
möglich; soviel Kontrolle wie nötig“. 
In diesem Rahmen ist jede Aus-
landsvertretung aufgerufen, … ihr 
Ermessen bei der Prüfung … voll 
auszuschöpfen. 

Dann kommt folgender Satz: 
Hierzu 

- also zu der Ermessensausschöpfung - 
gehört vor allem die Prüfung der 
Rückkehrbereitschaft. Es sollte da-
bei der Grundsatz gelten: „Im 
Zweifel für den Antragsteller.“ 

- Bei der Rückkehrbereitschaft: „im Zweifel 
für den Antragsteller“. - 

Lediglich bei begründetem Zweifel 
sollen Visa versagt werden. 

„Lediglich bei begründetem Zweifel“.  
Irgendjemand hat mit der Hand dazuge-

schrieben: 
ohne Bonitätsprüfung bei 150 Euro 
Durchschnitt. 

Zeuge von Schoepff: Das habe ich ge-
schrieben. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr Kol-
lege Montag, lesen Sie bitte einmal den 
Punkt 4 vor. Dann wird das nämlich klar. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie können den Punkt 4 gerne auch 
noch zitieren, Herr Kollege. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das ist 
ein falscher Vorhalt, den Sie hier machen. 
Der Punkt 4 gehört dazu. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ob das dazu gehört, können Sie 
feststellen, wenn Sie Fragen zu stellen ha-
ben. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie ma-
chen hier falsche Vorhalte. 
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Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Meine Frage an Sie, Herr von 
Schoepff, ist, ob diese Auseinandersetzung, 
das Telefonat „lieber ein Ukrainer mehr als 
ein Ukrainer weniger“ und dann dieser Er-
lass, worin steht: „nur bei begründetem 
Zweifel ablehnen und im Zweifel für den An-
tragsteller entscheiden“, Ausdruck des von 
Ihnen empfundenen Zwiespalts zwischen 
den Weisungen der Zentrale und Ihren Ver-
suchen, Missbrauch einzudämmen, ist. 

Zeuge von Schoepff: Genau so ist es. 
Dieses große Zitat - das hatte ich selbst vor-
getragen - war für mich ein entscheidender 
Eingriff in die Ermessensentscheidung vor 
Ort. Ich kann mich an das Gespräch mit dem 
Referatsleiter 514 genau erinnern. Er hat 
wegen aus meiner Sicht völlig unsinniger 
Einzelfälle angerufen. Er setzte sich zum 
Beispiel ein - - Da gab es eine Einladung von 
zwei jungen Ukrainerinnen, Studentinnen, 
irgendwo in Berlin, die selbst nur noch einen 
Aufenthaltstitel für zwei Monate hatten. Die 
haben einen weiteren Studenten für drei 
Monate eingeladen. Das habe ich abgelehnt. 
Ich habe gesagt: Wenn ich dem zustimme, 
kann ich alle reisen lassen. - Wenn der zu-
ständige Referatsleiter des Auswärtigen 
Amtes wegen einer solchen Sache anruft - - 
Dem habe ich prinzipielle Bedeutung beige-
messen. Ich habe gesagt: Dann stelle ich 
hier die Arbeit ein. 

Der zweite Fall - ich kann mich genau 
daran erinnern -, den er an diesem Tag 
nannte, war, dass er sich für ein wirklich un-
mögliches Reisebüro aus dem Münsterland 
einsetzte, wo - das kann ich jetzt nicht mehr 
genau sagen - der Geschäftsführer selbst nur 
einen befristeten Aufenthaltsstatus hatte und 
der, der eingeladen hat, sozusagen keine 
Ermächtigung hatte, nicht im Handelsregister 
eingetragen war und im großen Stil einladen 
wollte. Ich sagte: Wenn ich dem zustimme, 
kann ich alle durchwinken. Daraufhin kam 
dieser Briefwechsel zustande. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Okay. Ich bin Ihnen - das ist meine 
letzte Frage an Sie, Herr von Schoepff - und 
damit natürlich auch dem Vorsitzenden noch 
den Hinweis auf eine Weisung, einen Erlass, 
schuldig, der genau dies zu Ihrer Zeit 
bedeutete, nämlich Absehen von der Vorlage 
von Unterlagen für die Bonitätsprüfung. Ist 
Ihnen ein Erlass des Auswärtigen Amtes vom 
29. Dezember 95 

Betr.: Visumerteilung  
hier:  Datenschutz im Visum-
verfahren, Forderung nach Unterla-
gen, über die Bonität des Gastge-
bers 

aus dem Kopf erinnerlich? Ich darf Ihnen das 
vorhalten; da heißt es: „Enthält Weisung:“ 

2. Zwar ist bekannt, daß die Aus-
länderbehörden die Bonität der 
Gastgeber nicht immer bereits an-
läßlich der amtlichen Beglaubigung 
der Unterschrift prüfen oder über 
die durchgeführte Prüfung einen 
Vermerk … anbringen. 

Gleichwohl kann die Auslandsver-
tretung aus datenschutzrechtlichen 
Erwägungen die Visumerteilung 
nicht im Regelfall von der Vorlage 
derartiger Nachweise abhängig ma-
chen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Montag, Ihre Redezeit ist längst vorbei. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das ist auch meine letzte Frage. 
Wenn Sie zugehört hätten, hätten Sie wahr-
genommen, dass das der von Ihnen er-
wünschte Hinweis auf eine entsprechende 
Erlasslage von 95 ist. Erinnern Sie sich an 
einen solchen Erlass, an diesen hier? 

Zeuge von Schoepff: Jetzt konkret nicht. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Danke. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Königshaus, bitte. 

Hellmut Königshaus (FDP): Herr Zeuge, 
uns wurde hier immer wieder sehr beredt 
geschildert, wie restriktiv, geradezu inhuman, 
wie kaltherzig die Visumpraxis gewesen ist, 
bevor Rot-Grün die Regierung übernommen 
hat. War das diese kaltherzige, restriktive, 
inhumane Praxis, von der Sie gerade be-
richtet haben? 

Zeuge von Schoepff: Inhuman empfand 
ich vor allem die Bedingungen, unter denen 
die Visavergabe stattfand; das habe ich 
Ihnen geschildert. Sie müssen sich das ein-
mal vorstellen: 3 000 Mann vor einer Vertre-
tung - - 
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Hellmut Königshaus (FDP): Entschuldi-
gung. 

Zeuge von Schoepff: Augenblick mal! 

Hellmut Königshaus (FDP): Nein, Ent-
schuldigung. Bitte antworten Sie auf meine 
Frage! Uns wurde vorgehalten, die Visapra-
xis sei inhuman gegenüber den Antragstel-
lern. Wir reden jetzt nicht über das Betriebs-
klima. Wir reden auch nicht - - 

Zeuge von Schoepff: Augenblick mal! 
Ich habe Sie ganz genau verstanden. Sie 
war inhuman gegenüber den Antragstellern. 
Darüber brauche ich nicht groß nachzuden-
ken: 2 000 Mann auf der Straße - keine Toi-
lette, gar nichts - in der Hand der Mafia. Sie 
haben drei große Berichte von mir in den 
Unterlagen, wo ich schildere, wie diese Leute 
von der Mafia ausgenommen worden sind, in 
was für Situationen sie sich befunden haben. 
Eine Visastelle, die sozusagen nicht geeignet 
war, in irgendeiner Form Touristenvisa aus-
zugeben, und wo Sie dann diese Erlasse 
haben, die uns gedrängt haben, doch Tou-
ristenvisa auszustellen, war im Grunde nur 
darauf ausgerichtet, streng diplomatische 
Visa auszuteilen und nur den ganz offiziellen 
Besucherverkehr, Sport, Kultur usw. - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Herr Zeuge, 
bitte! 

Zeuge von Schoepff: In dem Sinne war 
es inhuman. 

Hellmut Königshaus (FDP): Der Vorhalt 
und die Aussage von Staatsminister Volmer 
und auch von Bundesminister Fischer war: 
Vorher gab es eine inhumane Praxis. Das 
war inhaltlich, nicht aber hinsichtlich der Be-
dingungen - ob dort genügend Toiletten wa-
ren - gemeint. Es ging darum, dass die Pra-
xis zu restriktiv war, dass zu wenig Vi-
saanträge erteilt wurden. Danach frage ich. 
War das, was Sie jetzt geschildert haben, die 
Praxis, die zu restriktiv war, dass zu wenige 
Visa erteilt wurden, oder war das eine andere 
oder gab es mehrere nebeneinander? 

Zeuge von Schoepff: Um darauf ant-
worten zu können, müssten Sie mir die Aus-
sagen des Ministers, die ich so nicht im Kopf 
habe, vollständig zitieren. Ich gebe keine 
Stellungnahmen zu irgendwelchen - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Meine 
Frage war: War die Praxis, die Sie gerade 
geschildert haben, zu restriktiv oder war sie 
zu weitherzig? 

Zeuge von Schoepff: Diese Praxis war 
unvernünftig, sie war inhuman, sie war sozu-
sagen - - 

Hellmut Königshaus (FDP): War sie zu 
weitherzig? Hat sie Visaerteilung zu sehr 
erleichtert oder hat sie sie zu sehr er-
schwert? 

Zeuge von Schoepff: Sie hat Missbrauch 
gefördert. Die Gesamterlasslage hat sozusa-
gen nicht die richtigen Kunden gefunden. Ich 
will das einmal ganz einfach sagen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Sie war zu 
weitherzig oder nicht? 

Zeuge von Schoepff: Augenblick mal! 
Nehmen wir einen normalen Professor, einen 
alten Professor aus Lemberg - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Reden Sie 
jetzt bitte nicht in Bildern! 

Zeuge von Schoepff: Augenblick mal! 

Hellmut Königshaus (FDP): Entschuldi-
gung, solange die Uhr läuft, kann der Zeuge 
nicht meine Fragezeit nach Belieben - - 

Zeuge von Schoepff: Der normale Pro-
fessor aus Lemberg ist nicht in dieser Vi-
saschlange erschienen, die nur von der Ma-
fia kontrolliert wurde. In der Regel waren vor 
unserer Botschaft, wie ich vorgetragen habe, 
junge Leute, junge Frauen und junge Män-
ner, Export-Import. Für so einen wirklichen 
Scheiß - so muss ich sagen - haben wir uns 
eingesetzt. Wir haben nicht die Leute im 
Kultur- oder Sportbereich, die Deutschland 
für zwei oder drei Wochen besuchen sollten, 
in vernünftigem Maße gefördert. 

Hellmut Königshaus (FDP): Aus der 
Praxis, aus dem, was Sie hier beklagen, 
ergibt sich, wenn ich das recht verstanden 
habe, nicht der geringste Anlass, die Boni-
tätsprüfung in den Fällen, in denen ein Car-
net de Touriste vorliegt, sozusagen abzu-
schaffen. Daraus ergibt sich nicht der ge-
ringste Anlass, auf Unterlagen zu Reisean-
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lässen oder Ähnlichem zu verzichten. Nichts 
davon hat etwas mit Ihrem Professor zu tun. 
Habe ich das richtig verstanden oder meinen 
Sie, dass das an dieser Situation irgendet-
was ändert? Das ist der Punkt, über den wir 
uns hier unterhalten. 

Zeuge von Schoepff: Ich habe ausführ-
lich dargestellt, dass die größte Quelle des 
Missbrauchs die 84er-Erklärungen der Aus-
länderämter waren, wo das nicht klar war, die 
einfach in großer Stückzahl erschienen sind 
und die diesen ganzen Prozess möglich ge-
macht haben. Das war sozusagen die Quelle 
des Missbrauchs, weil ich nicht überprüfen 
konnte: Steckt ein Sozialhilfeempfänger da-
hinter oder wer steckt dahinter? Ich sah nur: 
In großem Stil sind in deutschen Kommunen, 
die finanziell klamm sind, irgendwelche Leute 
willkommen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Die Boni-
tätsprüfung ist klar. 

Zeuge von Schoepff: Ich habe verstan-
den, dass das Versicherungswesen ge-
schaffen worden ist, um den Schadensfall 
von den Kommunen, von der öffentlichen 
Seite, wegzunehmen. Dass in diesem Be-
reich ein unglaublicher Missbrauch ge-
herrscht hat, ist für mich ohne Frage. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ich frage ja 
gerade, ob diese von Ihnen geschilderten 
und beklagten Zustände dadurch behoben 
werden konnten oder dadurch behoben wer-
den sollten, dass man die Bonitätsprüfung in 
den Fällen, in denen die Ausländerämter sie 
nicht vorgenommen haben, einfach ignoriert 
und den Außenvertretungen verbietet, sie 
überhaupt noch vorzunehmen, oder ob man 
etwa, wie durch den Plurez vom 15.10.99, 
den Außenvertretungen die Weisung erteilt, 
im Regelfall auf die Vorlage von Unterlagen 
zu verzichten und einfach schlicht auf die 
pure Erklärung zu vertrauen? Ist das die 
Antwort auf die von Ihnen beklagten 
Zustände? Ist das eine aus Ihrer Sicht zu 
fordernde Konsequenz gewesen? 

Zeuge von Schoepff: Ich muss Ihnen 
sagen: Die Erlasse außerhalb meiner Zeit, 
99, habe ich mir nicht angesehen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ich frage 
nicht nach Erlassen, sondern ich frage, ob 

das eine vernünftige Konsequenz war. Was 
ist denn Ihre Antwort? Sie haben hier sehr 
beredt, sehr ausführlich geschildert, was Sie 
alles beklagen, wie schrecklich die Zustände 
waren, wie groß der Missbrauch war. Sie 
haben sich entgegen dem, was Herr Fischer 
hier immer beklagt hat, auch sehr ausführlich 
mit der Frage der Mafia und Ähnlichem be-
fasst. Sie haben auch ein bestimmtes Minis-
terium in der Ukraine ziemlich klar beschrie-
ben. Meine Frage ist: Was ist die Konse-
quenz daraus? Was ist genau das, was Sie 
fordern? Dass man nicht mehr prüft? Oder 
was ist Ihre Konsequenz? 

Zeuge von Schoepff: Ich kann nur sa-
gen: Ganz sicher ist größter Reformbedarf 
gegeben. Das stand für mich fest. 

Hellmut Königshaus (FDP): Aber wel-
cher? 

Zeuge von Schoepff: Ich bin kein Politi-
ker; ich bin auch kein Experte. Ich habe na-
türlich meine private Meinung. Ich kann nur 
sagen: Nach diesen Erfahrungen Sachen zu 
systematisieren, zu klären und vor allem 
Verantwortung klar zu machen war sicherlich 
richtig. Die Erlasse im Einzelnen möchte ich 
nicht kommentieren. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wir 
sind jetzt in der freien Runde. Ich habe schon 
eine ganze Reihe von Wortmeldungen.  

Ich möchte, dass Sie aus gegebenem 
Anlass auf das Thema zurückkommen, das 
Sie hier zentral angesprochen haben. Sie 
haben gesagt, dass die Prüfungsmöglich-
keiten der Visabeamten durch Erlasse des 
Auswärtigen Amtes massiv eingeschränkt 
wurden. Das haben Sie gesagt. Sie haben 
Erlasse zitiert - Messebesuche -, die Sie 
nicht mehr gefunden haben. Aber Sie wis-
sen: Da gibt es einen Erlass. - Das können 
wir nachher behandeln.  

Ich möchte den anderen Erlass anspre-
chen. Sie haben den Erlass zitiert, auf den 
der Kollege Binninger eingegangen ist und 
den wir noch einmal vertiefen müssen, den 
Erlass vom 21.06.94. Der habe in Ihr Ermes-
sen massiv eingegriffen. Dieser Erlass ist ein 
Schreiben, an alle diplomatischen Auslands-
vertretungen zur Kenntnis gegeben. Der 
Punkt, um den es Ihnen geht, heißt:  

2.) Zur besseren Rückkehrkontrolle 
machten die Ausländerbehörden 



2. Untersuchungsausschuss  51 
[21. Sitzung am 12.05.2005] 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

- in Deutschland - 
unterschiedliche Vorschläge. 

- Solche und andere. - 
Es wurden genannt:  

- Jetzt kommen verschiedene Vorschläge. 
Einer davon, den Sie besonders kritisieren, 
ein Vorschlag von vielen der Ausländerbe-
hörden in Deutschland, heißt: 

Vermeidung von Sammelvisa … 

Am Schluss heißt es: Das wird zur Kenntnis 
gegeben. 

Jetzt sagen Sie - das läuft schon über den 
Tickerdienst, Herr Zeuge -, dass dieses Pa-
pier Ihr Ermessen massiv eingeschränkt hat. 
Können Sie das noch einmal erläutern? Das 
läuft bereits über den Tickerdienst. 

Zeuge von Schoepff: Für Tickerdienste 
bin ich der letzte Verantwortliche. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Sie 
sind verantwortlich für Ihre Aussagen, nicht 
für den Tickerdienst. 

Zeuge von Schoepff: Ich habe gesagt, 
dass grundlegend für den Bereich Pau-
schaltourismus aus meiner Sicht der Erlass 
vom 08.02.1993, den Sie nicht hatten, ist, der 
sozusagen die 84er-Verpflichtungserklärung 
abschafft. Den hatten wir ausgeteilt. Das ist 
der grundlegende Erlass. Ich habe gesagt: 
Hier ist ein weiterer Erlass, der noch zusätz-
lich eine Praxis geschaffen hat, die wirklich 
unsinnig ist. Das ist nicht die einzige Quelle. 
Es gibt noch viele andere. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Blei-
ben Sie bitte bei diesem Erlass. Wo werden 
Sie in diesem Schreiben angewiesen? Wo 
werden Sie zur Vermeidung von Sammelvisa 
angewiesen? Wo steht das? 

Zeuge von Schoepff: Wir müssen in der 
Geschäftsordnung für die Auslandsvertretun-
gen und der Bundesregierung definieren, 
was „Runderlass“ ist. Das ist so. Ein Rund-
erlass ist eine Extrasammlung. Das sind die 
grundlegenden Erlasse für das Amt. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wer-
den Sie hier angewiesen oder nicht? 

Zeuge von Schoepff: Wenn das ein 
Runderlass ist, werde ich angewiesen. Das 
liegt an dem Wort „Runderlass“. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wer-
den Sie mit der Formulierung: 

Zur besseren Rückkehrkontrolle 
machten die Ausländerbehörden 
unterschiedliche Vorschläge. Es 
wurden genannt: … Vermeidung 
von Sammelvisa … 

angewiesen, Sammelvisa zu vermeiden? 
Werden Sie dazu durch die Mitteilung ange-
wiesen, dass irgendeine Ausländerbehörde 
irgendwo in Deutschland diesen Vorschlag 
gemacht hat? Werden Sie so angewiesen? 

Zeuge von Schoepff: Wenn die Auslän-
derbehörden direkt an mich geschrieben 
hätten, dann in keinster Weise. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Die 
Ausländerbehörden können Sie auch nicht 
anweisen. Sie können nur vom Auswärtigen 
Amt angewiesen werden. 

Zeuge von Schoepff: Die Ausländerbe-
hörden haben natürlich ab und zu auch an 
uns direkt geschrieben. Es gab einen direk-
ten Verkehr. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
will wissen, ob Sie sich durch dieses Schrei-
ben mit der Formulierung angewiesen fühl-
ten. 

Zeuge von Schoepff: So ist es, vor allem 
gestützt auf das Wort „Runderlass“. Das hat 
für uns grundlegende Bedeutung. Es stellt 
dar, dass es eine Diskussion mit unter-
schiedlichen Meinungen gegeben hat. Die 
drei zentralen Punkte der Diskussion sind 
quasi als Erlass herausgekommen. Den 
zweiten Punkt halte ich für wahnsinnig. Ich 
kann mich daran nicht im Einzelnen erinnern. 
Es gibt - wenn Sie nachschauen - noch eine 
ganze Reihe von Dokumenten. Es gab vor 
allem Anrufe, dass wir keine Sammelvisa 
ausstellen sollen.  

Ich habe mich eine beschränkte Zeit 
vorbereitet. Wir dürfen nicht vergessen: Das 
war vor zehn Jahren. Sie müssen mich mit 
Kollegen vergleichen, die sozusagen weiter 
im RK-Geschäft tätig sind. Ich bin mir sicher: 
Wenn Sie mir etwas Zeit geben, beschaffe 
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ich Ihnen noch andere Erlasse, die dies noch 
näher ausführen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
müssen Sie auch tun. Denn nach allen Ge-
setzen der Logik können Sie so niemals an-
gewiesen worden sein.  

Zeuge von Schoepff: Das ist eine Logik 
des Auswärtigen Amtes, die ich nicht zu ver-
treten habe. 

Hellmut Königshaus (FDP): Vielleicht 
gleich dazu, weil das gerade passt. Ich will 
das jetzt geklärt haben, weil es dazu passt. 
Ist Ihnen aus Erlassen die Formulierung 
„Enthält Weisung unter 1.), unter 2.), unter 
5.)“ bekannt? 

Zeuge von Schoepff: Das ist die Regel. 
Das ist aber ein Einzelerlass. Das Grundle-
gende ist ein Runderlass. 

Hellmut Königshaus (FDP): Das wissen 
wir; so gut sind wir vorbereitet. Wenn Sie 
sich angewiesen fühlen und Sie eine Wei-
sung bekommen haben, und zwar auch, 
wenn sie grundsätzlich ist, auch der Plurez 
vom 15.10. - - 

Zeuge von Schoepff: Das ist kein Rund-
erlass. 

Hellmut Königshaus (FDP): Auch der 
Volmer-Erlass enthält eine Weisung.  

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Wie bitte?) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
muss jetzt die Rednerliste bekannt geben: 
Herr Edathy, Herr von Klaeden, Herr Montag, 
Herr Binninger usw. 

Brauchen Sie eine Pause? Ich brauche 
ein Signal von Ihnen. 

Zeuge von Schoepff: Wenn ich noch 
einmal fünf Minuten bekommen könnte. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
machen wir eine Pause.  

(Unterbrechung von 17.55 bis 
18.07 Uhr) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Die 
Sitzung ist wieder eröffnet.  

Fortsetzung der Vernehmung des 
Zeugen von Schoepff 

Herr Edathy, bitte sehr, Sie haben das 
Wort. 

Sebastian Edathy (SPD): Herr von 
Schoepff, Sie waren von 1993 bis 1996 an 
der Botschaft in Kiew. Ich will Ihnen vor die-
sem Hintergrund einige Vorhalte aus der Zeit 
machen, in der Sie in Kiew waren. Das eine 
ist das, was Sie uns eingangs in Kopie zur 
Verfügung gestellt haben: der Drahterlass 
vom 8. Februar 1993. Sie haben darauf hin-
gewiesen, dass dieser Erlass mit Blick auf 
die reguläre Visavergabe an Pauschalrei-
sende hochproblematisch sei. Es heißt in 
diesem Erlass unter Punkt 1 im zweiten Ab-
satz - ich zitiere -: 

BMI 

- also Bundesinnenministerium - 
stimmt nunmehr der Erteilung von 
Aufenthaltsgenehmigungen für 
Pauschalreisende grundsätzlich zu. 
Visa können ohne Auflagen gemäß 
§ 14 AuslG, insbesondere ohne 
Verpflichtungserklärung gemäß 
§ 84 erteilt werden. 

Handschriftlich haben Sie daneben geschrie-
ben: 

Damit Tür und Tor geöffnet. 

Können Sie noch einmal erläutern, was 
dieser Erlass bedeutet hat? 

Zeuge von Schoepff: Das, was in meiner 
handschriftlichen Notiz steht, wenn Sie das 
so insgesamt nehmen: In Deutschland war 
es phasenweise so, dass jemand einladen 
konnte, der ein Reisebüro mit einer Gewer-
beanmeldung besaß und kaum über Ein-
kommen verfügte. Ich hatte das Beispiel mit 
der Bundesfamilienministerin, der damaligen 
Vizepräsidentin des Deutschen Bundesta-
ges, genannt. So jemand lädt 20 Ukrainer 
ein, wobei völlig klar ist, dass er seiner Ver-
pflichtung nicht nachkommen kann. Das ist 
für mich ein grober Missbrauch. Dieser Er-
lass steigert das meiner Ansicht nach noch, 
weil er § 84 sozusagen völlig abschafft. Das 
heißt, wir sprechen auf der einen Seite von 
einem touristischen Verfahren. Dahinter steht 
aber keiner, der das garantiert. Ich habe 
eingangs die schwierige wirtschaftliche Lage 
der Ukraine dargestellt. Sie können wirklich 
von einem Durchschnittseinkommen - sagen 



2. Untersuchungsausschuss  53 
[21. Sitzung am 12.05.2005] 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

wir einmal - zwischen 100 und 200 Dollar 
ausgehen. Wenn Sie 100 oder 200 Dollar 
verdienen, werden Sie in der Regel nicht 
reisen. Kein normaler Mensch reist dann. 
Das so zu erleichtern, nicht einmal eine Ver-
pflichtungserklärung nach § 84 zu fordern, 
heißt für mich: Reisen eo ipso in die Illegali-
tät. So verstehe ich das. 

Sebastian Edathy (SPD): Ausdrücklich 
ist nachher genannt, was mit § 14 Auslän-
dergesetz und § 84 gemeint ist, worauf also 
künftig verzichtet werden soll. Es soll auf den 
Finanzierungsnachweis und auf eine nähere 
Nachfrage verzichtet werden, was die Rück-
kehrbereitschaft betrifft. Ist das richtig? 

Zeuge von Schoepff: Ja. 
(Hellmut Königshaus (FDP): Wo 

steht das?) 

Sebastian Edathy (SPD): In dem Text 
heißt es weiter: 

Nach § 14 kann - Ermessen - eine 
Aufenthaltsgenehmigung von dem 
Nachweis abhängig gemacht wer-
den, daß ein Dritter - hier der Rei-
severanstalter der Pauschalreise - 
den Unterhalt des Ausländers für 
einen bestimmten Zeitraum, der die 
vorgesehene Aufenthaltsdauer nicht 
überschreiten darf, ganz oder teil-
weise - z. B. beim Nachweis hinrei-
chender Eigenmittel für einen Rest-
bedarf - zu tragen bereit ist. 

Vorher heißt es: 
Visa können ohne Auflagen gemäß 
§ 14 AuslG … erteilt werden. 

Darauf soll künftig verzichtet werden können. 
(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 

Nein!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Fal-
scher Vorhalt! 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das 
andere müssen Sie auch vorlesen!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Lesen 
Sie bitte alles vor! 

Sebastian Edathy (SPD): Ich habe alles 
vorgelesen. Wie ist der Satz: „Visa können 
ohne Auflagen gemäß § 14 AuslG, insbe-

sondere ohne Verpflichtungserklärung ge-
mäß § 84 erteilt werden“ zu verstehen, Herr 
von Schoepff? Wie haben Sie das verstan-
den? 

Zeuge von Schoepff: Eine andere Sache 
ist - das muss ich sagen -, wie ich es ge-
handhabt habe. 

Sebastian Edathy (SPD): Wie, meinen 
Sie, wäre das zu verstehen gewesen? 

Zeuge von Schoepff: Ich verstehe das 
so, dass man selbst auf den § 84 verzichtet, 
sozusagen als letzte Sicherung. Ich sagte 
vorhin, dass jemand in Deutschland ein Rei-
sebüro mit einer einfachen Gewerbeanmel-
dung betreiben kann. Ich nannte das Beispiel 
von der Frau Schmidt - daran kann ich mich 
noch sehr genau erinnern -, von einer Se-
kretärin mit 1 500 DM Einkommen. Die kann 
20 Leute einladen. Im Normalfall, wenn wir 
Pauschalreise und Reisebüro wegdenken, 
würden wir bei einem Normalbürger mit 
1 500 DM Einkommen doch niemals zulas-
sen, dass er 20 Mann einlädt. Auch ich 
könnte mir niemals leisten, 20 Mann einzula-
den. Das heißt, jeglicher Bezug zur Realität, 
zu etwas Vernünftigem angesichts des ar-
men Landes, der Mafiastrukturen, der arm-
seligen Verhältnisse ist da außer Rand und 
Band geraten.  

Dann kommt noch hinzu, dass wir sehr 
wenige, wie ich eingangs sagte, deutsche 
Konsularbeamte hatten, die das bearbeitet 
haben. In der Regel haben Ukrainer mit 
Ukrainern gesprochen. Verstehen Sie? Der 
deutsche Konsularbeamte hat das abge-
zeichnet. Sie können sich vorstellen: Wenn 
300 oder 400 solche Fälle vorbesprochen 
worden sind und die ukrainische oder deut-
sche Ortskraft Vorschläge macht, dann ist es 
für den Deutschen, wenn die nicht mehr da 
sind, für den Konsularbeamten am Abend, 
doch sehr schwierig, das noch einmal aufzu-
rollen.  

Ich bitte, die gesamte Erlasslage auch 
anhand der Realität zu prüfen, die ich ein-
gangs geschildert habe, dass für die Umset-
zung in der Regel wahnsinnigerweise Ukrai-
ner zuständig waren, dass der deutsche 
Konsularbeamte - ich schilderte Ihnen den 
Fall von Herrn Nesyt - für 100 000 zuständig 
war. Dafür brauchen Sie keine Erlasse; das 
ist der Wahnsinn in sich. 
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Sebastian Edathy (SPD): Es ist, wenn 
ich das richtig wiedergebe, nach Ihrem Da-
fürhalten so zu verstehen gewesen, dass für 
eine ganz wesentliche Gruppe von Vi-
saantragstellern, nämlich für Pauschalrei-
sende, nicht mehr von ganz zentralen Prü-
fungsvorgaben Gebrauch gemacht werden 
sollte. 

Zeuge von Schoepff: So ist es. Damit 
sind wir durch Anrufe von Herrn Born und so 
unter Druck gesetzt worden. Ich habe Ihnen 
in meinem Statement eingangs gesagt, dass 
ich mich bemüht habe, für deutsche Reisebü-
ros einen GmbH-Mantel von 50 000 DM zu 
fordern. Ich bin vom Auswärtigen Amt dafür 
wahnsinnig kritisiert worden, wie ich auf eine 
solch unsinnige, blödsinnige Idee käme. 

Sebastian Edathy (SPD): Ich würde 
dann gerne zum Jahr 1994 weitergehen und 
zum 13. Dezember 1994 kommen. Das be-
findet sich in dem Konvolut, das uns vorhin in 
der Sitzungspause zur Verfügung gestellt 
worden ist. Da gibt es ein Schreiben von 
Ihnen an das Auswärtige Amt in Bonn, Da-
tum: 13. Dezember 1994. Das Thema ist - 
das steht so ausdrücklich in der Betreff-
zeile -: Förderung der Prostitution. Sie wei-
sen relativ ausführlich darauf hin, dass es 
offenkundig nahe liegt, dass sich eine ganze 
Reihe von Einladungen so genannter Import-
Export-Firmen darauf richtet, unter sehr fa-
denscheinigen Begleitumständen junge 
Frauen einzuladen. 

Zeuge von Schoepff: Entschuldigung, ist 
das der Erlass vom - - 

Sebastian Edathy (SPD): Kein Erlass, 
sondern Ihr Schreiben aus Kiew an Bonn. 

Zeuge von Schoepff: Vom 13.12.? 

Sebastian Edathy (SPD): Vom 
13.12.1994. Da findet sich zwei Blätter davor 
die Stellungnahme des Auswärtigen Amtes. 

Zeuge von Schoepff: Genau. 

Sebastian Edathy (SPD): Sie ist vom - 
das sehe ich jetzt hier - - 

Zeuge von Schoepff: Vom 29.11. 

Sebastian Edathy (SPD): Das heißt, sie 
ist davor gewesen. 

Zeuge von Schoepff: Ich habe das nur 
beispielhaft beigefügt. Ich sprach in meinem 
Eingangsstatement von einem intensiven 
Schriftverkehr. Ich hatte davor schon einen 
Bericht gemacht, wo ich auf das Problem 
hingewiesen habe. Dann kam dieser Erlass. 
Dann haben wir wieder einen Bericht ge-
macht. Wir haben uns mit diesem Wahn-
sinnsthema über Wochen, über Monate be-
schäftigt, ohne im Grunde zu klaren, ver-
nünftigen, realitätsbezogenen Ergebnissen 
zu kommen. 

Sebastian Edathy (SPD): Das Auswär-
tige Amt stellt in diesem Drahterlass vom 
November 1994 fest: 

Eine pauschale Ablehnung der Vi-
sumanträge junger Mädchen und 
Männer, die auf Einladung von Im-
port-Export-Firmen in die Bundes-
republik Deutschland reisen wollen, 
ist problematisch und sollte deshalb 
nicht (nicht)  

- das wird also noch einmal betont - 
erfolgen. Es ist darauf zu achten, 
dass Ablehnungsgründe, die sich 
durch eine Einzelfallprüfung erge-
ben, in einem Verwaltungsgerichts-
verfahren Bestand haben. Bei pau-
schalen Ablehnungen ist dies nicht 
sichergestellt. 

Haben Sie das für eine lebensnahe, wirklich-
keitsnahe Vorgabe gehalten? 

Zeuge von Schoepff: Das habe ich für 
schieren Wahnsinn gehalten. Ich kann mich - 
das muss ich wirklich so sagen - an abendli-
che Idiotengespräche mit Mitarbeitern des 
Referats 514 erinnern. Der Botschafter war 
höchst empört - die Gespräche hat er selbst 
geführt -, weil er sagte: Wie kann ich bei 
einer jungen Prostituierten, die sozusagen 
noch nie als Prostituierte in Deutschland 
gearbeitet hat, bei der aber der Verdacht 
nahe liegt - ein junges, harmloses Mädchen 
vom Land, das solchen Import-Export-Firmen 
zugeführt wird - - Wie soll ich in der Ukraine 
gerichtsfest nachweisen, dass die so etwas 
später macht? Wie soll ich das feststellen? 
Vor allem angesichts der Tatsache, dass der 
Botschafter und ich nicht jedes Gespräch mit 
jedem jungen Mädchen führen konnte und 
auch nicht jeder dieser ein, zwei, drei Kon-
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sularbeamten, sondern wieder Ukrainer unter 
sich! 

Sebastian Edathy (SPD): Ein Letztes, 
Herr von Schoepff. Es findet sich auch ein 
Vermerk vom 25. April 1996 weiter hinten in 
der Zusammenstellung, ein Vermerk offen-
kundig aus dem Auswärtigen Amt. Obendrü-
ber steht: Dg 51. Ich weiß nicht, ob Sie uns 
weiterhelfen können. Unterschrieben ist er 
von einem Herrn Scheil oder - - 

Zeuge von Schoepff: Scheel. - Eine Se-
kunde, das muss ich suchen. 

Sebastian Edathy (SPD): Er ist in dem 
vorderen Drittel, aber ziemlich weit hinten. Er 
fängt an mit:  

Anlässlich der deutsch-ukrainischen 
Konsular-Konsultationen, die ich ... 

Zeuge von Schoepff: Können Sie mir 
sagen, was davor kommt? Ich finde das jetzt 
nicht. 

Sebastian Edathy (SPD): Darin wird be-
schrieben - - 

Zeuge von Schoepff: Nein, nein. Ich 
finde ihn eben nicht. Eine Sekunde. Ich kann 
Ihnen schon einmal aus dem Kopf sagen: 
Das war anlässlich der deutsch-ukrainischen 
Konsularkonferenz. 

Sebastian Edathy (SPD): Ich darf Ihnen 
daraus einmal einen Vorhalt machen. Viel-
leicht gucken Sie in der Zeit noch einmal, ob 
Sie ihn doch noch finden. Sonst stelle ich 
Ihnen gern mein Exemplar zur Verfügung. Da 
heißt es in diesem Vermerk aus dem Aus-
wärtigen Amt - ich zitiere -: 

Unsere auf der Straße tätigen Orts-
kräfte müssen mit der Mafia koope-
rieren, wollen sie nicht Nachteile 
erleiden. 

Weiter heißt es: 
Nach Auskunft der Botschaft ist es 
schon zu Schießereien vor der Bot-
schaft gekommen. 

Manche Kollegen hier würden das vielleicht 
als übelsten Rechtsbruch beschreiben oder 
bezeichnen, was hier als faktische Realität 
aus dem Jahre 1996 geschildert wird. 

Am Ende des Vermerks heißt es:  

Die Bekämpfung dieses Unwesens 
würde zwar Geld kosten, aber eine 
Menge unerwünschter und illegaler 
Einwanderung verhindern. 

Haben Sie den Eindruck, dass im Nach-
gang zu diesem doch sehr drastischen - ich 
würde sogar sagen „alarmierenden“ - Ver-
merk hinreichend weitgehend gehandelt 
worden ist? 

Zeuge von Schoepff: Eben nicht. Herr 
Scheel - ein sicherlich ehrenwerter Mann - 
hat das am 25. April 1996 unter dem Ein-
druck der Konsular-Konsultationen, die kurz 
vorher waren, verfasst. Ich muss sagen: Ich 
bin dann im Juni/Juli 96 gegangen. Ich habe 
das ganze Follow-up nicht. Aber Sie sehen 
ja: Die Verfügung des Vermerkes ging nur an 
den Referatsleiter 510. Das war damals Herr 
Ohlraun. Das war der, der mit ihm da war. Da 
ist natürlich nichts geschehen. Wenn Sie 
schauen - ich wollte das nur exemplarisch 
darstellen -: Das war 96. Mein erster Bericht - 
den haben Sie auch - war der Drahtbericht 
vom 17.02.94, wo ich von Schießereien be-
richte - das ist ganz am Anfang -, wo ich 
schreibe: 

Am 16. Februar hat am frühen 
Nachmittag etwa 100 m vom Kanz-
leigebäude der Botschaft entfernt in 
der Uliza Tschkalowa eine Schieße-
rei zwischen zwei sich rivalisieren-
den Mafiabanden stattgefunden, bei 
dem ein ukrainischer Staatsbürger 
zu Tode kam. Eine Auseinander-
setzung zwischen Kriminellen hatte 
bereits eine Woche zuvor auf einem 
benachbarten Hinterhof zu einem 
Toten geführt. Botschaft sieht en-
gen Zusammenhang zwischen die-
sen Morden und den in der Ul. 
Tschkalowa in der Nähe des Kanz-
leigebäudes bzw. der Botschaftsba-
racke postierten jungen Mafiamit-
gliedern, die hier versuchen, ukrai-
nische bzw. deutsche Bürger beim 
Betreten des Botschaftsgeländes zu 
behindern. 

Dann habe ich Ihnen die Berichte vorge-
lesen, wo ich immer gesagt habe: Wir schlie-
ßen ein bilaterales Abkommen zur Bekämp-
fung organisierter Kriminalität und machen 
nichts. - Ich kann nur sagen: Drei Jahre ist 
sträflicherweise nichts geschehen. Das habe 
ich als eine solche Schande empfunden, wie 
ich das gar nicht ausdrücken kann. Das mer-
ken Sie ja. Das erregt mich noch heute so. 
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Sebastian Edathy (SPD): Haben Sie 
dafür eine Erklärung? 

Zeuge von Schoepff: Das habe ich am 
Anfang gesagt: totales Desinteresse. Totaler 
geht das nicht. Ich habe Ihnen gesagt: Der 
Bundesminister Waigel war da, den ich so 
sehr schätze. Der war sozusagen erregt. Das 
waren extreme Situationen. Er hat keine 
Schießerei gesehen; aber er hat gesehen, 
was für ein Wahnsinn das war. Es ist nichts 
geschehen. Ich sagte: Staatssekretär Schel-
ter war da, den ich persönlich sehr schätze. 
Er hat bei einer Konferenz zur Bekämpfung 
OK gesprochen. Aber die waren an diesen 
Verhältnisse nicht interessiert. Das sind die 
Verhältnisse, die jenseits der Erlasslage die 
Situation vor Ort in negativer Weise behin-
dert haben. Da können Sie per Erlass 
schreiben, was Sie wollen. Das ist die Reali-
tät. 

Sebastian Edathy (SPD): Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
von Klaeden, bitte. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, ich würde mit Ihnen gern noch 
ein paar Fragen zu den Erlassen bespre-
chen. Die erste Frage bezieht sich auf die 
angebliche - - auf die Vermeidung pauscha-
ler Ablehnungsbegründungen. Habe ich Sie 
richtig verstanden, dass pauschale Ableh-
nungsbegründungen deswegen vermieden 
werden sollten, damit die Ablehnung ge-
richtsfest ist? 

Zeuge von Schoepff: Ja. Das war immer 
in den Gesprächen die Angst von 514. Die 
hatten wahnsinnige Angst. Da gibt es auch 
Vermerke in den Unterlagen - ich weiß nicht, 
ob sie hier sind -, dass sie sagen: Wir wollen 
auf keinen Fall einen Prozess verlieren. Sie 
verwiesen meiner Ansicht nach immer auf 
einen Prozess, den sie verloren hätten, und 
sagten: Das muss sozusagen gerichtsfest 
bewiesen werden. Wir haben gesagt, wie ich 
Ihnen vorher sagte: Ein junges Mädchen, das 
zu einer solchen Import-Export-Firma - - 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Das ist 
klar. Sie hatten bloß diese Erwägung für 
unrealistisch gehalten. Ich finde, ehrlich ge-
sagt, wenn ich Ihnen das so vorhalten darf, 
die Erwägung, dass die Ablehnung eines 

Visums - - wenn gegen die Ablehnung der 
Rechtsweg eröffnet wird, dass man sagt, die 
Ablehnung müsse so begründet sein, dass 
sie vor einem Verwaltungsgericht Bestand 
hat, sehr realistisch. Ich verstehe nicht, wie 
Sie dazu kommen, wenn in dem Erlass vom 
20. August 1993 steht - der Leitfaden zur 
Visumerteilung durch deutsche Auslandsver-
tretungen -:  

Ein Visum wird demnach nicht er-
teilt, wenn die Vertretung den Ein-
druck gewinnt, dass der An-
tragsteller den Besuch zu einem 
anderen Zweck, als beantragt, nut-
zen will. 

Wenn Sie diesen Eindruck gewinnen, 
dann schließe ich aus dem Hinweis, dass die 
Begründung nicht pauschal erfolgen soll, 
damit sie gerichtsfest ist, dass die Begrün-
dung sozusagen nicht pauschal, sondern 
individuell - - also etwas mehr als den pau-
schalen Hinweis ergeben muss, dass sozu-
sagen die Qualität der Begründung höher 
sein muss, aber nicht, dass Sie das Visum 
erteilen sollen. Wann Sie das Visum zu er-
teilen haben oder nicht, steht doch in dem 
Erlass. In dem Erlass steht eindeutig: wenn 
die Vertretung den Eindruck gewinnt, dass 
der Antragsteller den Besuch zu einem ande-
ren Zweck, als beantragt, nutzen will. 

Zeuge von Schoepff: In der Regel ist es, 
ich meine, bis heute so: Wenn sie das Visum 
ablehnen, dann begründen sie das nicht. 
Das wird einfach zurückgegeben. Erst dann, 
wenn - meiner Erinnerung nach - re-
monstriert wird, wird das schriftlich begrün-
det. Die Praxis war aber so, dass aufgrund 
organisierter Strukturen, die ich vorhin ver-
sucht habe zu schildern, wenn wir sozusagen 
einem solchen Export-Import-Unterneh-
men - - Eine solche krasse Situation, die la-
den ukrainische Mädchen ein - - Wenn wir da 
gesagt haben, praktisch das Mädchen am 
Schalter - - Die haben ja ziemlich schnell 
gemerkt, dass wir das pauschal ablehnen. 
Was wir uns dabei gedacht haben, haben wir 
denen ja gar nicht mitgeteilt. Dann hat das 
Auswärtige Amt in Form der Kollegen - an 
der Spitze Herr Born - angerufen und hat 
sehr schnell Druck auf uns ausgeübt. Was 
ich bisher noch nicht geschildert habe, ist, 
dass ich - so würde ich sagen - 20 bis 
25 Prozent meiner Arbeitszeit am Telefon 
hing und sozusagen reaktiv Anfragen des 
Amtes beantworten musste, wieso ich solche 
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krassen Visafälle nicht positiv entscheide. 
Natürlich - - Das schriftlich zu begründen ist 
nur in ganz großen Ausnahmefällen gesche-
hen, wo dann wirklich schriftlich remonstriert 
wurde. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, die Beweislast liegt doch aber 
beim Antragsteller. Hier heißt es ja, dass das 
Visum nicht erteilt werden soll, wenn die 
Vertretung den Eindruck gewinnt, dass der 
Antragsteller den Besuch zu einem anderen 
Zweck, als beantragt, nutzen will. Ich habe, 
ehrlich gesagt, den Eindruck, dass mit dem 
Hinweis darauf, dass die Begründung nicht 
pauschal stattfinden soll, nicht, wie Sie es 
verstanden haben, verbunden ist, dass man 
das Visum erteilen soll, sondern lediglich, 
dass man sich bei der Begründung, wenn ich 
das so sagen darf, mehr Mühe geben soll. 
Dass das unter den Arbeitsbedingungen 
schwierig ist, kann ich nachvollziehen. Aber 
mir geht es um die Erlasslage. 

Zeuge von Schoepff: Ich verstehe Sie. 
Der Erlass ist im Grunde nicht ganz korrekt 
und entspricht nicht der wahren Praxis. In 
dem großen Schwung - - Es erfolgt die An-
tragstellung. Bei ganz krassen Fällen, wo der 
Pass ungültig ist oder so, wird das gleich 
zurückgegeben. In der Regel haben wir an-
genommen. Dann haben letztendlich erst 
einmal Ukrainer vorgeprüft und der deutsche 
Kollege oder die deutsche Kollegin hat das 
abgezeichnet. In den Ablehnungsfällen 
wurde der Pass wieder zurückgegeben. Das 
wurde nicht begründet. Schriftlich hätten wir 
erst Stellung genommen, wenn schriftlich 
remonstriert worden wäre. So ist zur damali-
gen Zeit vorgegangen worden. In all diesen 
Fällen, die hier geschildert werden, ist es nie 
zu einem solchen schriftlichen Remonstra-
tionsverfahren gekommen. Das Auswärtige 
Amt meint - so interpretiere ich das und so ist 
meine Erinnerung - - Was ich nicht aus-
schließen kann, ist, dass eine Ortskraft - ich 
selbst nicht und auch nicht eine Mitarbeite-
rin - einer solchen Import-Export-Firma ge-
sagt hat - - 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, mir geht es jetzt in erster Linie 
um die Frage der Erlasslage und der 
Rechtslage. So wie ich das hier lese, den 
Satz, den ich gerade zitiert habe, heißt es an 
derselben Stelle etwas weiter: 

Vor Visumerteilung macht sich da-
her die Vertretung ein Bild von der 
Person des Antragstellers, um zu 
einer positiven Prognose über die 
Rückkehrwilligkeit zu kommen. 

Es muss also eine positive Prognose zur 
Rückkehrwilligkeit da sein.  

Dabei spielt insbesondere die feste 
Verwurzelung im Heimatland ent-
weder durch Familie, ungekündig-
tes Arbeitsverhältnis, Wohn- und 
Grundbesitz eine Rolle. Die Anga-
ben über den Aufenthaltszweck 
dürfen nicht widersprüchlich sein. 

Im Grunde wird Ihnen hier doch nahe ge-
legt, sorgfältig zu prüfen, ob tatsächlich posi-
tiv die Rückkehrwilligkeit angenommen wer-
den kann. Wenn Sie Zweifel daran haben, 
dann soll das Visum nicht erteilt werden. So 
ist doch die Erlasslage. 

Zeuge von Schoepff: Es gab viele Er-
lasse. Darin sind wir uns einig. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Auf die 
anderen Erlasse, die Sie angeführt haben, 
komme ich noch zu sprechen. Das ist die 
Erlasslage, wie sie sich aus dem Leitfaden 
ergibt. 

Zeuge von Schoepff: Den Leitfaden - 
das hatte ich gesagt - habe ich jetzt nicht 
vorliegen. Den habe ich mir auch nicht ange-
sehen. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Okay. - 
Aber - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Den 
können wir aber schnell kopieren. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Kom-
men wir zu den anderen Fragen, die wir be-
sprechen müssen. Ich komme auf den Erlass 
vom 08.02.1993 zu sprechen. Da ist zu-
nächst einmal der Satz: 

Visa können ohne Auflagen gemäß 
§ 14 AuslG, insbesondere ohne 
Verpflichtungserklärung gemäß 
§ 84 erteilt werden. 

Das ist die Wiedergabe der Rechtslage.  
Dann wird weiter unten für die Frage von 

Besuchsreisen ausgeführt: 
Vertretungen werden gebeten, bei 
Touristen, die über einen Reisever-
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anstalter Pauschalreisen - Unter-
kunft, bei derartigen Reisen übliche 
Verpflegung, Hin- und Rück-
fahrt/-flug - gebucht und den Nach-
weis über die Vorauszahlung er-
bracht haben  

- dann kommt die Parenthese: - 
- hier wird um sorgfältige Prüfung 
gebeten -, von der Vorlage einer 
Verpflichtungserklärung … abzuse-
hen. Nachgewiesen werden muss 
jedoch ausreichender Versiche-
rungsschutz. 

Nach meiner Ansicht ist das lediglich die 
Darstellung der Rechtslage.  

Dann folgt bei Pauschalreisen der Hin-
weis, dass man besonders sorgfältig zu sein 
hat.  

Dann heißt es weiter unter Punkt 4: 
Erleichterungen entbinden Vertre-
tungen jedoch nicht von sorgfältiger 
Beobachtung der Entwicklung und 
Berichterstattung über Missbrauch, 
sobald dieser bekannt wird. Insbe-
sondere wird um sorgfältige Prü-
fung der Seriosität der Reiseunter-
nehmen und der Rückkehrwilligkeit 
der Reisenden gebeten. 

Dass Sie daraus mit dem Beispiel der frü-
heren Bundestagsvizepräsidentin geschlos-
sen haben, dass Sie durch diese Erlasse 
angewiesen worden seien, sozusagen jedes 
Reisebüro, dem schon auf der Stirn steht, 
dass es eine Schleuserorganisation ist - ich 
sage das jetzt einmal in meinen Worten -, zu 
akzeptieren, kann ich hieraus nicht erkennen. 
Ich finde, das ist, ehrlich gesagt, genau das 
Gegenteil, was hier drinsteht. 

Zeuge von Schoepff: Das ist vielleicht 
insofern ein Missverständnis, als ich ja sage, 
dass ich in Person und in meinen Weisungen 
an meine Mitarbeiter natürlich zehnmal re-
striktiver war als diese Erlasslage.  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Aber 
die Erlasslage ist doch restriktiv, wenn es 
heißt: 

Insbesondere wird um sorgfältige 
Prüfung der Seriosität der Reise-
unternehmen und der Rückkehrwil-
ligkeit der Reisenden gebeten. 

Sie haben doch eben - ich sage „bewusst“ - 
den Eindruck erweckt, bei mir den Eindruck 
erweckt, als sei Ihnen gegen unseriöse Rei-

sebüros keine Handhabe gegeben, als seien 
Ihnen die Hände gebunden. Hierin steht 
doch das Gegenteil. 

Zeuge von Schoepff: Eine Sache ist die 
Interpretation des Erlasses. Den müssen Sie 
an der Realität interpretieren. Ich hatte Ihnen 
von zwei, drei Telefongesprächen mit dem 
federführenden Referatsleiter erzählt. Er hat - 
Sie sehen den anderen Drahtberichtswech-
sel - mich gedrängt, mich angerufen - ein 
Reisebüro in Deutschland, das von einem 
Russen/Ukrainer als Eigentümer geleitet 
wurde, der selbst eine beschränkte Aufent-
haltsgenehmigung hatte und wo der Einla-
dende wieder ein anderer war, der im Han-
delsregister gar nicht eingetragen war - mit 
der Fragestellung, wieso ich kein Visum er-
teilt habe. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, wir sind aber gemeinsam der 
Überzeugung, dass sich jedenfalls die 
Schlussfolgerung, die Sie gezogen haben, 
aus dem Erlass nicht ergibt, sondern dass 
wir Herrn Born als Zeugen dazu hören 
müssten, wenn es dazu kommt. 

Zeuge von Schoepff: Man muss Erlasse 
und Realität zusammennehmen. Deshalb 
habe ich eingangs ausführlich über die Rea-
lität gesprochen. Die Erlasse in sich sind 
etwas völlig Abstraktes. Ich habe mehrmals 
darauf hingewiesen, dass die letztendlich 
sozusagen gesetzeswidrig, und zwar mit 
völliger Billigung des Amtes, durch Ortskräfte 
umgesetzt wurden. Sie werden selbst ver-
stehen: Ein Konsularbeamter, wie viele Rei-
sebüros soll der umsetzen, wie das bis 1993 
der Fall war? 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, das mit den Ortskräften ist für 
mich ein nachvollziehbares Problem. Ich 
gestehe Ihnen auch zu, dass es schwieriger 
ist, mit Ortskräften die Seriosität eines Rei-
sebüros zu überprüfen als mit deutschen 
Konsularbeamten. Das steht außer Frage. 
Aber mir geht es jetzt um die Anforderung an 
die Prüfung, die von der Erlasslage gefordert 
ist.  

Deswegen komme ich zu dem dritten Er-
lass, den Sie angesprochen - - oder vom 
21. Juni 1994, wo wir unterschiedlicher An-
sicht sind, ob er eine Weisung enthält oder 
nicht. Jedenfalls steht darin nicht, dass er 
eine Weisung enthält. Hier geht es in der 
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Betreffzeile - wenn ich Ihnen das vorhalten 
darf - um: Missbrauch von Besuchervisa zu 
längerem illegalen Aufenthalt in Deutschland, 
hier: Erkenntnisse der Länder zur Rückkehr-
kontrolle. Es geht in diesem Erlass darum, 
den illegalen Aufenthalt in Deutschland zu 
bekämpfen. Stimmen Sie mir darin zu, dass 
das der Zweck dieses Erlasses ist, der in der 
Betreffzeile genannt ist? 

Zeuge von Schoepff: Ich sehe, dass das 
kein gut geschriebener Erlass ist. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Darauf 
komme ich gleich zurück. Aber der Zweck ist 
doch klar. Jetzt kommen wir zu den unter 
Punkt 2 aufgeführten Vorschlägen: unter-
schiedliche Vorschläge der Ausländerbehör-
den. Ich zitiere das vollständig: 

Zur besseren Rückkehrkontrolle 
machten die Ausländerbehörden 
unterschiedliche Vorschläge. Es 
wurden genannt: 

- Hinterlegung einer Kaution 

Das scheint mir doch ein vernünftiger Vor-
schlag zu sein. 

Zeuge von Schoepff: Nein, das ist es 
nicht. Dazu will ich Ihnen sagen: Das habe 
ich anfangs auch gemacht. Die Leute haben 
uns quasi gedrängt, Kautionen anzunehmen, 
weil die Botschaft sozusagen ein sicherer 
Verwahrungsort für unsauberes Geld war. 
Glauben Sie mir das. Wir haben anfangs 
Kautionen genommen, die das sichere Zei-
chen waren, dass die Kautionen gar nicht 
abgeholt würden. Wir hatten Zehntausende 
von D-Mark. Das ist das erste Mittel, was ich 
93 gemacht habe. Wir hatten einen Fall, wo 
eine hohe Kaution nicht abgehoben wurde. 
Die hatten von uns etwas Schriftliches be-
kommen und sagten - - 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ich 
kann mir vorstellen, dass das mal vorkommt. 

Zeuge von Schoepff: Das ist häufig vor-
gekommen. Deshalb bin ich von Kautionen 
abgewichen, weil wir auf dem Geld saßen 
und es nicht abgeholt worden ist. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ich 
höre zum ersten Mal, dass eine Kaution - - 

Zeuge von Schoepff: Das ist aber so. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Dass 
im Ausnahmefall eine Kaution mal nicht ab-
geholt wird, hängt vielleicht an der Höhe der 
Kaution. Aber dass jemand, der Geld über-
gibt, das Geld gerne wiederhaben möchte, 
scheint mir eine normale Überlegung zu sein. 

Zeuge von Schoepff: Die fanden das 
toll. Die haben die Kaution gleich da gelas-
sen, um damit sozusagen zu erzwingen, 
dass sie weiter abgefertigt werden. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wie 
hoch war denn die Kaution? 

Zeuge von Schoepff: Das war eine er-
staunlich große Summe. Das kann ich aus 
dem Kopf nicht sagen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Un-
gefähr! 

Zeuge von Schoepff: Ich meine, im 
10 000-DM-Bereich. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Sie 
wollen uns, wenn ich das einmal etwas zu-
gespitzt fragen darf, sagen, dass für die 
Feststellung des Rückkehrwillens, weil das 
auch heute Rechtslage ist, das Hinterlegen 
einer Kaution kein geeignetes Mittel ist? 

Zeuge von Schoepff: Ich will das für die 
damalige Zeit sagen. In der damaligen Zeit, 
mit den Mafiastrukturen in der Ukraine, war 
es nach den Erfahrungen, die ich damals vor 
Ort gesammelt habe, kein geeignetes Mittel. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Okay. 
Diese Ansicht erstaunt mich. Wir müssen das 
aber auch nicht bewerten. Sie sind ja als 
Zeuge hier. 

Der zweite Punkt: Vermeidung von Sam-
melvisa für Staatsangehörige aus der GUS. 
In Klammern heißt es zur Erläuterung: 

Rückreise ist von Reiseunterneh-
men oft überhaupt nicht vorgese-
hen, gemeinsame Reise endet so-
fort hinter der Grenze; die dann ge-
trennt weiterreisenden Touristen le-
gen den Ausländerämtern Kopien 
des Sammelvisums vor. 

Jetzt ist meine Frage: Warum sind Sie so 
ein großer Fan von Sammelvisa? Ich hatte 
Sie so verstanden, dass Sie gerade das für 
besonders missbrauchsanfällig halten. 
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Zeuge von Schoepff: Das ist meine Mei-
nung. Ich weiß, dass wir am Anfang Sam-
melvisa vergeben haben - auf meine Wei-
sung - bei Reisegruppen mit der Zielrichtung, 
bei diesen Gruppen den touristischen Cha-
rakter durchzuhalten, die Leute zu zwingen, 
zusammenzubleiben - 20 Mann, wenn die 
zwei Wochen fahren -, dass die das angebli-
che Reiseziel auch umsetzen. Wenn Sie 
denen kein Gruppenvisum, sondern Einzel-
visa geben und sozusagen keine durch-
strukturierte Reise da ist, ist doch die Gefahr, 
dass keine Reise im touristischen Sinne 
stattfindet. Die fahren zusammen bis zur 
polnisch-deutschen Grenze und dann verab-
schieden sich die Leute, können etwas Tou-
ristisches, aber auch etwas anderes machen. 
Weil die Verpflichtungserklärung nach § 84 
nicht vorliegt, im Grunde also kein Bezug zu 
einer Einzelperson oder zu irgend - - ist es 
eine Reise - nach meinem Empfinden, nach 
meiner Erfahrung damals - in die Illegalität. 
Die liegt sehr wahrscheinlich nahe; nach 
meinen Erfahrungen. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Nach 
dem, was Sie gerade schildern, müssten Sie 
doch gerade für Sammelvisa eintreten - - 

Zeuge von Schoepff: Das mache ich ja. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Sie 
müssten doch gerade gegen Sammelvisa 
sein. Der Erlass vorher hat doch gesagt, 
dass im Falle von Sammelvisa bei Reisebü-
ros die Verpflichtungserklärung nicht not-
wendig ist, sondern andere Erklärungen aus-
reichend sind; was ich gerade zitiert habe: 
Überprüfung, Hotelbuchung, Vorauszahlung 
usw. Die ganzen Erfahrungen, die wir später 
in Kiew mit dem Reisebüroverfahren ge-
macht haben, zeigen doch, dass das beson-
ders anfällig ist. Hier sagen die Innenbehör-
den: Bitte vermeidet die Sammelvisa. Stellt 
Einzelvisa aus, weil gerade bei Einzelvisa - 
das ergänze ich jetzt - nach der Erlasslage 
die Prüfung nach § 84 Ausländergesetz er-
forderlich ist. Sammelvisa laden mit ge-
fälschten Reiseprogrammen dazu ein, dass 
man die visaerteilende Stelle, also die Bot-
schaft, täuscht. Nur so ist der Klammerhin-
weis zu verstehen: 

Rückreise ist von Reiseunterneh-
men oft überhaupt nicht vorgesehen 
... 

Das heißt, die kommen mit dem Sammelvi-
sum rein, dann verteilen die sich in alle Him-
melsrichtungen. Die Vorstellung, die Sie hier 
äußern, dass man die Leute durch ein Sam-
melvisum zwingt, im Reisebus zu bleiben 
und das Programm abzufahren, leuchtet mir 
nicht ein, ehrlich gesagt. 

Zeuge von Schoepff: Für mich ist die 
völlig nahe liegend. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Das 
sind die Bürgen vom Rhein. 

Zeuge von Schoepff: Wir können ja 
auch unterschiedlicher Meinung sein. Das 
Grundlegende ist, dass auch im Falle eines 
Einzelvisums nicht ein einzelner Deutscher, 
eine Privatperson, einen Freund einlädt, 
sondern ein Reiseunternehmen. Ein Reise-
unternehmen lädt ein, das keine Einzelreisen 
plant. Was plant es? Es plant gar nichts. Das 
ist, wenn das kein Sammelvisum ist, das 
zwingt, eine organisierte, durchstrukturierte 
Reise durchzumachen, die wir wollen oder 
die sinnvoll wäre - - Das ist zwangsläufig 
darauf angelegt, dass der irgendwohin fährt. 
Das kann gut sein. Aber bei den Einkom-
mensverhältnissen, über die wir in der 
Ukraine sprechen - 100 bis 150 Euro -, Rei-
sen zu machen, die nicht als strukturierte 
Reise angelegt sind, halte ich nach meinem 
Erfahrungsschatz in der damaligen Zeit für 
sehr, sehr gefährlich. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Gerade 
in dem Fall bleibt die Möglichkeit, das Einzel-
visum abzulehnen. 

Zeuge von Schoepff: Ein Sammelvisum 
kann man ja auch ablehnen. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Aus 
dem Leitfaden habe ich Ihnen gerade vor-
gehalten: Wenn die Vertretung den Eindruck 
gewinnt, dass der Antragsteller den Besuch 
zu einem anderen Zweck, als beantragt, 
nutzen will, dann muss das Visum abgelehnt 
werden. Sie sind doch nicht in der Zwangs-
situation, entweder ein Sammelvisum oder 
ein Einzelvisum zu erteilen, sondern es gibt 
doch auf jeden Fall die Möglichkeit, das Vi-
sum abzulehnen. 

Zeuge von Schoepff: Um das noch ein-
mal klar zu sagen: Ich habe einen sehr brei-
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ten Rücken. Ich habe abgelehnt, wie ich 
konnte. Sie merken doch, dass ich nicht un-
bedingt das getan habe, was das Auswärtige 
Amt wollte. Wenn Sie sich die Vermerke in 
den Akten, die Sie haben, anschauen: Der 
Referatsleiter 514 schreibt häufig: „Herr von 
Schoepff versteht nicht die Lage“, - 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Das 
stimmt. 

Zeuge von Schoepff: - weil ich sozusa-
gen viel restriktiver war, als gewollt war. Was 
ich hier nur vortragen will, ist, dass die Er-
lasslage und das, was formell gefordert war, 
ein Weg in den Wahnsinn war. Ich bin auf 
der realen Ebene viel restriktiver gewesen. 
Das kann ich Ihnen versichern. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, worauf ich hinaus will - - Das 
ist für mich wichtig, um das zu verstehen. Ich 
will Sie gar nicht zu irgendeiner Bewertung 
veranlassen. Ich weise ausdrücklich darauf 
hin und gebe Ihre Bewertung wieder und Sie 
sagen mir dann bitte, ob ich das richtig ver-
stehe oder nicht. Diese Erlasse, die hier sind, 
fordern eine besonders sorgfältige Prüfung. 
Hier ist sorgfältige Prüfung erbeten: Rück-
kehrbereitschaft, Vorauszahlung usw. Hier ist 
die Rede von Hinterlegung von Kautionen, 
Vermeidung von Sammelvisa, Prüfung der 
Rückkehrwilligkeit. Wir sind einer Meinung, 
dass das alles Erlasse sind, die den Miss-
brauch von Besuchervisa zu längerem ille-
galen Aufenthalt verhindern sollen. Aber im 
Gegensatz - - 

(Zuruf des Abg. Jerzy Montag 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)) 

- Lassen Sie mich doch bitte die Frage stel-
len! - Im Gegensatz zu dem Bundesministe-
rium des Inneren und zu den Länderinnen-
behörden sind Sie der Ansicht, dass all diese 
Maßnahmen, die hier vorgeschlagen werden, 
untauglich sind und eher zum Gegenteil füh-
ren. 

Zeuge von Schoepff: In die falsche 
Richtung weisen. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Okay. 
Das ist für mich erst einmal ein interessanter 
Punkt, den so - - 

Zeuge von Schoepff: Ich will Ihnen ein-
fach nur ein Beispiel nennen. Was ich in 

Kiew gemacht habe, ist, dass ich für ein 
deutsches Reisebüro einen GmbH-Mantel 
gefordert habe; 50 000 DM Eigenkapital. 
Halten Sie das für sinnvoll? 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ja, das 
halte ich für sinnvoll. 

Zeuge von Schoepff: Finden Sie das in 
irgendeinem Erlass? Sie werden - wir können 
noch einmal gemeinsam in die Akten ge-
hen - - 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ich 
finde das nicht so konkret im Erlass; aber ich 
finde, dass dies in den Erlassen - - 

Zeuge von Schoepff: Die 50 000-DM-
Forderung, die ich erhoben habe, dafür bin 
ich vom Auswärtigen Amt sehr kritisiert wor-
den. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Dass 
Sie dafür kritisiert worden sind, habe ich hier 
nicht gefunden; aber ich kann Ihnen sagen - - 

Zeuge von Schoepff: Das ist nicht alles. 
Das ist ein kleiner selektiver Vorgang. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, da Sie mir ausnahmsweise 
eine Frage gestellt haben, will ich sie auch 
beantworten. Ich meine, dass die ganzen 
Erlasse, die hier vorliegen, Ihnen exakt diese 
Möglichkeit eröffnen. Es wird besonders 
sorgfältig geprüft. Es wird von Ihnen verlangt, 
dass Sie bei den Reisebüros besonders 
sorgfältig prüfen. In dem anderen Erlass, der 
vorgelegt worden ist, ist gesagt worden, dass 
die Entscheidung vor Ort getroffen werden 
soll, dass Sie Ihren Ermessensspielraum voll 
ausschöpfen sollen. Die Erlasse, die Sie hier 
selber zitieren, geben Ihnen jede Möglichkeit, 
solche Anforderungen zu stellen. 

Ich will auch noch einmal auf den anderen 
Erlass zurückkommen, der auch von Ihnen 
angesprochen worden ist, nämlich vom 
29.11. - Bekämpfung der illegalen Einreise -, 
der auch nach Kiew gegangen ist, insbeson-
dere an die GUS-Staaten. Darin heißt es: 

Auswärtiges Amt ist der Auffas-
sung, dass Innenbehörden der 
Länder in erhöhtem Maße und stär-
ker als bisher die Einladenden über 
ihre Bonität überprüfen müssen. 
Einrichtung einer zusätzlichen 
sonstigen zur Erfüllung der Aufga-
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ben erforderlichen Datei der einla-
denden Personen durch die Aus-
länderbehörden sowie eine Warn-
datei durch die Auslandsvertretun-
gen. 

Dann kommen die Anforderungen, die 
Verschärfungen, die erforderlich sind. Sie 
werden angewiesen, dass Faxe als Einla-
dungen nicht mehr anerkannt werden. Es 
wird gefordert die Vorlage von Originaleinla-
dungen. Dann heißt es drittens: 

Eine strenge Prüfung bei bestimm-
ten Risikogruppen, z. B. im Bereich 
Menschenhandel und Prostitution, 
stellt ein weiteres wichtiges Element 
dar, die illegale Einwanderung ein-
zudämmen. 

Ich kann auch vor diesem Hintergrund, 
angesichts dieser besonderen Anforderun-
gen, die hier gestellt werden - Zusammenar-
beit mit den örtlichen Sicherheitsbehörden, 
konkrete Verbesserungsvorschläge werden 
von Ihnen verlangt, die geeignet sind, illegale 
Einreise, illegalen Aufenthalt und Missbrauch 
wirksam zu bekämpfen - - Auch da haben 
Sie, finde ich, von der Erlasslage her jedes 
Backing bekommen, illegale Einreise zu ver-
hindern. 

Gerade der Fall der jungen Frauen. Wenn 
es in dem Erlass heißt:  

Eine strenge Prüfung bei bestimm-
ten Risikogruppen, z. B. im Bereich 
Menschenhandel und Prostitution, 
stellt ein weiteres wichtiges Element 
dar, die illegale Einwanderung ein-
zudämmen,… 

dann, finde ich, ist jedenfalls der Rück-
schluss, den Sie hier erwecken, dass sich 
aus der Erlasslage ergibt, dass Ihnen die 
Prüfungsmöglichkeiten aus der Hand ge-
schlagen sind, für mich schlichtweg nicht 
nachvollziehbar. Ich möchte wissen - mögli-
cherweise muss die Mehrheit, die dieser 
Bepackungsuntersuchung zugestimmt hat, 
Herrn Born noch einmal als Zeugen laden, 
wenn der Sie ständig contra legem und ge-
gen die Erlasslage aufgefordert hat, unse-
riöse ukrainische Reisebüros zuzulassen - - 
Ich kann aber aus der gesamten Erlasslage 
nicht erkennen, wo Ihnen für eine restriktive 
Prüfung, für eine strenge Prüfung bei be-
stimmten Risikogruppen im Bereich Men-
schenhandel und Prostitution - als Beispiel - 
die Hände gebunden sind. - Das ist ein Vor-
halt, Herr Kollege Montag. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das war ziemlich lang!) 

- Ja, das ist ja auch ein komplizierter Vor-
gang. 

Zeuge von Schoepff: Ich sehe das prin-
zipiell anders. Nehmen Sie das Beispiel der 
Zusammenarbeit mit den ukrainischen Si-
cherheitsbehörden - ich habe Ihnen die ent-
sprechenden Berichte vorgelegt -; die gab es 
nicht. Wir sind vom BMI nicht unterstützt 
worden. Mir war jetzt nicht ganz klar, wel-
chen Erlass Sie zum Schluss zitiert haben. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Das 
kann ich Ihnen sagen. Das ist der Drahter-
lass vom 29.11.94. Er heißt: 

Enthält Weisung in Ziffer 5 

Illegale Zuwanderung muss im 
Rahmen des geltenden Rechts ver-
hindert werden. 

(Sebastian Edathy (SPD): „Im 
Zweifel für den Antragsteller“, heißt 

es!) 

Zeuge von Schoepff: Ich habe mir hier 
nur den ersten Absatz kopiert. Wir haben den 
grundlegenden Bericht, in dem ich darauf 
hingewiesen habe, dass die Einladungen von 
Import-Export-Firmen an junge Mädchen - 
natürlich nach Prüfung des Falles, nachdem 
wir festgestellt haben, dass es sich um eine 
Import-Export-Firma handelt, die von einem 
Türken geleitet wird, der vielleicht auch dort 
war - die Leute haben gedrängt -, dass die 
Ukrainerin kein Wort Deutsch spricht und 
dass die Ukrainerin nicht im Wirtschaftsbe-
reich ausgebildet ist - - dass wir das ableh-
nen. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Zu 
Recht! 

Zeuge von Schoepff: Augenblick mal! 
Der ganze Fall - - Mir wäre es recht gewe-
sen, das hätte sich erledigt. Glauben Sie mir 
das nach diesem Arbeitsanfall. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Glaube 
ich Ihnen ja. 

Zeuge von Schoepff: Das Ganze ist pu-
blik geworden, ist zu so einem Thema ge-
worden, dass mich irgendeiner aus dem Re-
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ferat 514 angerufen und gesagt hat: „Das 
könnt ihr doch nicht so machen“, weil wir 
nach dieser Sachlage angefangen haben - - 
Bei der ersten Export-Import-Firma, die ein 
ukrainisches Mädchen einlädt, wo der Sach-
verhalt nicht so klar ist, ist man vielleicht 
noch großzügiger. Aber wenn das sozusagen 
in einem Schwung kommt, fünfmal, sechs-
mal, dann wird man hellhörig. Dann haben 
wir angefangen, das abzulehnen. Dann hat 
die Export-Import-Firma - das sage ich Ihnen 
so - bei 514 interveniert und die haben post-
wendend mich angerufen und haben gesagt: 
Was macht ihr da? Wenn ich denen das so-
zusagen unter vernünftigen Leuten erklärt 
hätte: Wir prüfen das natürlich, wir nehmen 
das natürlich an, wir schauen uns die Ver-
hältnisse an und lehnen das natürlich ab - - 
Wenn das Mädchen eine ausgebildete Wirt-
schaftsprüferin ist und sozusagen zur Fort-
bildung will - - Ich will nur sagen - - 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, wir glauben Ihnen das alles. 

Zeuge von Schoepff: Das ist die Reali-
tät. Diese ganzen Erlasse gehen an der Rea-
lität vor Ort unter diesen schwierigen Bedin-
gungen vorbei. Mehr kann ich Ihnen dazu 
nicht sagen. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, ehrlich gesagt, das kann ich 
nicht nachvollziehen. Deshalb mache ich 
Ihnen diese Vorhalte. Ich kann nicht nach-
vollziehen, wie Sie aus den Erlassen, aus 
dem Wortlaut oder aus dem Zusammenhang, 
erkennen können, dass dieser Erlass - - 
Wenn von Ihnen eine strenge Prüfung bei 
bestimmten Risikogruppen im Bereich Men-
schenhandel und Prostitution verlangt wird, 
wenn das von Ihnen verlangt wird und Sie 
sagen, das gehe an der Realität vorbei, dann 
erschließt sich mir das nicht. Es kann ja sein, 
dass dieser Herr von Born oder Herr Born - 
oder wie immer dieser schreckliche Mensch 
heißt -, der Sie zu allen möglichen Misseta-
ten angewiesen hat - - Aber aus den Erlas-
sen ist das doch wirklich nicht abzulesen. 

Zeuge von Schoepff: Ich kann darauf 
nur antworten: Der erste Satz, der erste Ab-
satz in dem Erlass vom 29.11.94 ist für mich 
zentral:  

Eine pauschale Ablehnung der Vi-
sumanträge junger Mädchen und 

Männer, die auf Einladung von Im-
port-Export-Firmen in die Bundes-
republik Deutschland reisen wollen, 
ist problematisch und sollte deshalb 
nicht ... erfolgen. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Nächster Satz!) 

- Gerichtsfest sind. Wie wollen Sie das 
nachweisen? Das frage ich Sie. Wie wollen 
Sie das nachweisen? Ich kann das nicht. Das 
tut mir Leid, da haben wir eine divergierende 
Meinung. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Das 
Problem ist nicht die Ablehnung an sich, 
sondern die Pauschalität der Ablehnung. 
Dann wundert mich, ehrlich gesagt, auch das 
eine oder andere nicht, was hier draufsteht, 
weil das für mich relativ eindeutig ist. Die 
Erlasslage ist klar. Das Einzige, was von 
Ihnen verlangt wird, ist, dass Sie nicht pau-
schal ablehnen, sondern dass Sie es ver-
nünftig begründen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Zeuge, ich darf Ihnen einen Vorschlag ma-
chen. Sie schreiben am 13.12.94 zu dem 
Thema „Förderung der Prostitution“ eine 
Fülle von Gedanken auf: dass diese Mäd-
chen nicht Deutsch können, dass sie die 
einladenden Männer nicht kennen können, 
dass es überhaupt keinen Bezug gibt; lauter 
Argumente für eine Einzelfallprüfung, mit der 
Sie nach dem Erlass hätten sagen können: 
Der angegebene Reisezweck der Einladung 
zu einer Messe ist vorgetäuscht. In Wahrheit 
kann das gar nicht der Zweck sein. Deswe-
gen können wir aufgrund dieser Einzelfall-
prüfung ein Visum nicht erteilen. - Nach die-
sem Erlass mit Ihren Argumenten. 

Zeuge von Schoepff: So ist es. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wa-
rum haben Sie das nicht getan? 

Zeuge von Schoepff: Wir haben natür-
lich abgelehnt. Wir haben nicht - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
ist doch alles in Ordnung. Sie wenden den 
Erlass an, lehnen das Visum ab und die Welt 
ist in Ordnung. Wo ist das Problem? 

Zeuge von Schoepff: Das Problem war - 
das kommt in diesen Erlassen vielleicht nicht 



2. Untersuchungsausschuss  64 
[21. Sitzung am 12.05.2005] 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

zum Ausdruck -, dass das Auswärtige Amt zu 
der damaligen Zeit damit nicht zufrieden war. 
Glauben Sie mir das so. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Womit 
nicht zufrieden? Dass Sie den Erlass ange-
wandt haben? 

Zeuge von Schoepff: Dass wir den Er-
lass in dieser Form angewandt haben. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Die 
wollten, dass die Mädchen reinkommen? 

Zeuge von Schoepff: Die wollten sozu-
sagen von uns gerichtsfeste Beweise haben. 
Glauben Sie mir das. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wo 
steht das? - Weitere Zurufe) 

Ich habe eine Bitte. Ich müsste noch ein-
mal eine Sekunde - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Bitte. 
Wir unterbrechen. 

(Unterbrechung von 18.52 bis 
18.59 Uhr) 

Fortsetzung der Vernehmung des 
Zeugen von Schoepff 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: So. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr von Schoepff, ich greife die 
Vorhalte auf, die mein Kollege von Klaeden 
Ihnen zum Schluss ausführlich gemacht hat. 
Die beziehen sich auf die Erlasse, die Sie 
angesprochen haben. Ich will sie jetzt nicht 
zitieren. Die Zitate des Kollegen von Klaeden 
sind natürlich richtig. Jeweils unter Ziffer 5 
und Ziffer 7 oder auf Seite 3 oder was wird 
geschrieben: Es muss sorgfältig geprüft wer-
den. Es müssen Unterlagen nachgeschaut 
werden. Alles, was er zitiert hat, bestreite ich 
nicht. 

Zeuge von Schoepff: Über ukrainische 
Ortskräfte. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber diese Erlasse haben jeweils an 
prominenter Stelle, zum Beispiel der vom 
2. Mai 94, beim Eingang, wo es sozusagen 
losgeht mit dem Motto und mit der Ermes-
sensausübung, den Satz: Dabei sollte der 

Grundsatz gelten „im Zweifel für den An-
tragsteller“. 

Zeuge von Schoepff: So ist es. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 93, beim Ausblick, Aussichten: 

Vom Ermessen soll positiv zu-
gunsten der Antragsteller Gebrauch 
gemacht werden. 

Das ist für mich sozusagen das vor die 
Klammer Gestellte. Ist das - das frage ich Sie 
jetzt - ein Problem, das Sie mit den Erlassen 
hatten, einerseits die Grundausrichtung auf 
eine liberale Handhabung, auf eine an-
tragstellerfreundliche, und dann in den Ein-
zelheiten eine Prüfung, die sich an den Tau-
senden von Fällen gebrochen hat? 

Zeuge von Schoepff: Genau so ist es. 
Die Sätze „im Zweifel für den Antragsteller“ 
und „Lediglich bei begründetem Zweifel sol-
len Visa versagt werden“ - bei Nichtkonsular-
beamten, die das gemacht haben, einem 
Deutschen und all das - waren nicht reali-
tätsbezogen, führten in die völlig falsche 
Richtung. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe Sie verstanden.  

Ich habe eine Bitte an Sie, weil der Herr 
Vorsitzende Dr. Uhl Sie doch sehr scharf zu 
dem Papier vom 21. Juni 94 befragt hat. 

Zeuge von Schoepff: Welches war das? 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das ist das Papier, in dem auf Seite 2 
bei den Vorschlägen steht, auf Sammelvisa 
zu verzichten. Ich würde Sie herzlich bitten, 
dass Sie das noch einmal zur Hand nehmen 
und mit mir zusammen noch einmal 
studieren, um den ganzen Sinn und Zweck 
dieses Papiers im Zusammenhang zu erfas-
sen. Zuerst bitte den letzten Satz auf Seite 2: 

Es wird gebeten, diesen Runderlass 

- diesen, nicht irgendeinen - 
allen Mitarbeitern der Visastelle zur 
Kenntnis zu geben. 

Ich habe mir inzwischen in der Pause aus 
dem „Deutschen Rechtswörterbuch“ kommen 
lassen, was ein Runderlass ist. Da steht ja 
„Runderlass“. 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Sie 
scheuen keine Mühen, Herr Montag. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Damit auch Sie es verstehen.  

Runderlass bezeichnet die schriftli-
che Weisung einer obersten Be-
hörde an einige oder an alle nach-
geordneten Behörden ihres Ge-
schäftsbereichs. Im Runderlass 
werden beispielsweise die Behör-
den angewiesen, wie das gesetzli-
che Ermessen im Interesse der 
Einheitlichkeit der Verwaltung aus-
zuüben ist. 

Wenn man dies zur Seite nimmt und sich 
überlegt - - Da steht als letzter Satz:  

Es wird gebeten, diesen Runderlass 
allen Mitarbeitern zur Kenntnis zu 
geben. 

Ist das der Grund dafür, dass Sie dieses 
Schreiben im Endeffekt, im Ergebnis als 
einen Erlass verstanden haben? 

Zeuge von Schoepff: Genau so ist es. 
Sie haben das genau so zitiert, wie ich es 
gemeint habe. Ich hatte ja gesagt, ein Rund-
erlass hat eine ganz herausgehobene Be-
deutung für uns. Das ist in einer Sammlung 
herausgestellt, sozusagen über einem Ein-
zelerlass stehend. Wie der formuliert ist, ist 
natürlich reiner Irrsinn. Da gebe ich Ihnen 
völlig Recht. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Zeuge, gehen wir einmal in den 
Irrsinn hinein. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Montag! 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Vorsitzender, ich weiß, dass Sie 
lustig sind. Ich bitte Sie aber, mich jetzt nicht 
zu unterbrechen.  

Auf diesen zwei Seiten ist festgehalten 
der Text in den Ziffern 1.) a), b), c), 2.) mit 
drei Spiegelstrichen und 3.). Es ist zwar rich-
tig, dass unter 2.) steht: 

Zur besseren Rückkehrkontrolle 
machten die Ausländerbehörden 
unterschiedliche Vorschläge. Es 
wurden genannt: 

Dann kommen drei Spiegelstriche. 

Aber vor diesen drei Ziffern, vor 1.), 2.) 
und 3.) steht folgender Satz - Seite 1 Mitte -: 

Aus den Antwortschreiben der 
14 Länder kann Folgendes fest-
gehalten werden: 

Habe ich das so zu verstehen oder haben 
Sie das so verstanden, dass das Auswärtige 
Amt diese Anfrage bei den Innenbehörden 
ausgewertet hat, daraus etwas zum Fest-
halten herausgeholt hat und das, was sie 
festgehalten haben, Ihnen im Wege des 
Runderlasses geschickt hat? 

Zeuge von Schoepff: Ich kann Ihnen nur 
beipflichten.  

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich lerne in diesem Ausschuss auch, 
wie das Auswärtige Amt arbeitet. Jetzt weiß 
ich auch, wie Sie es verstanden haben. 

Zeuge von Schoepff: Ich schwöre Ihnen: 
Wenn man mir Zeit gibt, finde ich andere 
Erlasse, die sagen - das ist ja eine Selek-
tion -, dass Sammelvisa unerwünscht sind. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dann komme ich, Herr Zeuge, noch 
einmal auf die Frage zurück, die ich in der 
letzten Runde, als ich dran war, ange-
sprochen habe: das Problem der Differenzen 
zwischen Ihnen und Ihren Problemen und 
Ihrer Kritik und der Stellung des Auswärtigen 
Amtes. Erinnern Sie sich, dass es zu der 
Zeit, zu der Sie in Kiew waren, einen öffent-
lich ausgetragenen Disput zwischen Innen-
minister Kanther und Außenminister Kinkel 
gegeben hat um die Frage, was vorrangig ist: 
Sicherheit oder Reisefreiheit? Erinnern Sie 
sich daran? 

Zeuge von Schoepff: Ich weiß, worauf 
Sie hinaus wollen. Ich konnte mich nicht er-
innern. Ich habe das jetzt in den Medien 
verfolgt und habe mit Interesse verfolgt, dass 
ein polemischer Drahtbericht von mir dazu in 
der Presse herumging. Ich habe ihn nicht 
hier. Sie werden vermutlich daraus zitieren. 
Ich konnte mich an den Vorgang nicht mehr 
erinnern. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Er ist hochinteressant. Ich will Ihnen 
das vorhalten. Vom 12.10.94, von Kiew nach 
Bonn. Verfasser: von Schoepff. Unterschrift: 
Herr Botschafter Arnot.  
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Betreff: Ein Schreiben des Innenministers 
Kanther an den Bundesminister des Äußeren 
wegen Visumvergabe. 

Da hat das erste Mal der Innenminister an 
den Außenminister geschrieben. Wir hatten 
das hier schon einmal. Da steht: 

1. Botschaft bittet um Weisung, ob 
Meldung der „Süddeutschen Zei-
tung“ … stimmt, dass der Bundes-
innenminister Kanther dem Aus-
wärtigen Amt vorgeworfen habe, „in 
eklatanter Weise gegen Sicher-
heitsinteressen der Bundesrepublik 
Deutschland zu verstoßen“. 

2. In der … Meldung der „Süddeut-
schen Zeitung“ hieß es weiter, dass 
angeblich 41 % der Asylbewerber 
aus der Ukraine mit einem Touris-
tenvisum nach Deutschland einge-
reist seien. Botschaft bittet um Aus-
kunft, ob diese Feststellung zutrifft. 
Botschaft wäre auch interessiert zu 
erfahren, ob die auf Wunsch des 
Auswärtigen Amtes praktizierte libe-
ralere Visapolitik der Botschaft … 
sowie Anwendung des vom Amt 
gewünschten Grundsatzes für die 
Visaabfertigung - „im Zweifel für 
den Antragsteller“ trotz schwieriger 
Überprüfungsmöglichkeiten für die 
Botschaft -  

die Weisungslage widerspiegelt. 
Erinnern Sie sich, dass Sie Herrn Bot-

schafter Arnot diesen Text vorgefertigt ha-
ben? 

Zeuge von Schoepff: Er ist sozusagen 
zusammen entstanden; das kommt ja da 
heraus. Wir haben nur aus der „Süddeut-
schen Zeitung“ von dem Briefwechsel gehört. 
Wir haben beide sehr eng zusammengear-
beitet. Wir fühlten uns von den Kollegen von 
514 wirklich genötigt, in diesem Sinne eine 
unsinnig liberale Visapolitik zu machen jen-
seits der Erlasse. Wir hatten eben das Ge-
fühl, dass das gefährlich ist und dass wir 
auch nicht die richtige Klientel in der Ukraine 
bedienten. Ich sprach von dem harmlosen 
Professor oder von dem Kulturschaffenden, 
die gar nicht an uns herankamen, weil die 
Mafia da war. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie haben sich darüber beschwert, 
wenn ich das richtig verstehe, dass Sie 
gelesen und gehört haben, das Auswärtige 
Amt wünscht eine liberalere Visapolitik. 

Zeuge von Schoepff: Nicht nur wünscht, 
sondern dass wir das täglich hören. Ich sagte 
ja, 20 bis 30 Prozent meiner Arbeitszeit habe 
ich am Telefon reaktiv verbracht jenseits der 
Erlasse, weil mir gesagt worden ist: Wieso 
hast du dies und jenes abgelehnt? Ich sagte, 
wenn ich das laufen lasse und das als Richt-
schnur nehme, kann ich den Laden hier 
dichtmachen. Das war ein täglicher Kampf. 
Wir fühlten uns durch den Brief des Innenmi-
nisters in unserer Auffassung bestärkt. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dieser Drahterlass hat einen 
handschriftlichen Vermerk. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: 
Drahtbericht, nicht Drahterlass. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Drahtbericht. Danke.  

Er ist nicht besonders gut leserlich. Ich 
habe trotzdem versucht, es herauszube-
kommen. Er heißt: 

H. v. Schoepff hat nichts dazuge-
lernt! Dies zeigt diese DB-Formulie-
rung erneut.  

Unterschrift. 

Zeuge von Schoepff: Wir dachten, wenn 
514 provozieren kann, können auch wir pro-
vozieren. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich danke Ihnen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
ist als nächster Herr Binninger dran. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, ich will Ihnen gerne zugeste-
hen, dass Sie - - Kiew war Ihre erste Stelle 
nach dem Studium. Kann das sein? 

Zeuge von Schoepff: Das war sozusa-
gen meine erste formelle. Ich hatte zwei gute 
Posten vorher. Ich war anderthalb Jahre 
Referent im Ost-Ausschuss der Deutschen 
Wirtschaft des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie und habe dann im Rahmen 
meiner Attaché-Ausbildung - - Als herausge-
hobene Position war ich an das Bundes-
kanzleramt abgeordnet und habe dort in 
einer Phase direkt gearbeitet und hatte sozu-
sagen zweimal berufliche Erfahrungen. Das 
Auswärtige Amt wollte unbedingt, dass ich 
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das mache, wohl wissend zum Beispiel, dass 
ich Diabetiker bin. Ich habe aus meiner Crew 
mit als Erster einen Erlass bekommen mit 
einer Vierwochenfrist, um diese Stelle zu 
übernehmen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): 96 sind 
Sie zurück in die Zentrale. Seither machen 
Sie das Europathema. War noch etwas da-
zwischen? 

Zeuge von Schoepff: Da war viel dazwi-
schen. Ich bin mit einer Zweiwochenfrist aus 
Kiew nach New York, als wir im Sicherheits-
rat waren, versetzt worden, war politischer 
Referent. Dann war ich Leiter eines Wirt-
schaftsdienstes in Rumänien. Dann war ich 
Grundsatzreferent in der Abrüstungsabtei-
lung, mache erst seit zwei Jahren Europa-
grundsatz. Ich habe auf jedem Posten etwas 
anderes gemacht. Ich bin ein Generalist. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
nehme Ihnen ab, dass es Ihnen ein Her-
zensanliegen war, Missbrauch zu bekämp-
fen. Das wurde aus Ihren Wortbeiträgen 
deutlich. 

Ich will, bevor ich Sie ganz konkret zu 
zwei Erlassen frage, deutlich machen: Es 
geht uns heute Nachmittag - deshalb sind 
Sie von der Koalition als Zeuge vorgeladen 
worden - nicht darum, zu beweisen, dass es 
auch früher schon Missbrauch an deutschen 
Botschaften gab. So wie es Kriminalität leider 
auch schon unter anderen Regierungen gab 
und immer noch gibt, wird es auch beim Vi-
samissbrauch so sein. Es geht heute darum, 
mit Ihnen gemeinsam die Frage zu klären: 
Hatte der Visamissbrauch zu Ihren Zeiten, 
vor 98, die gleiche Dimension wie danach? 
Die zweite Frage: Haben die Erlasse der 
politischen Führung den Missbrauch begüns-
tigt oder nicht? Das sind die zwei entschei-
denden Fragen, die wir klären müssen. 

Die Dimensionsfrage können wir, da wir 
jetzt festgestellt haben, dass die Zahlen des 
AA wahr sind, sicher verneinen. Als Sie die 
Botschaft in Kiew verlassen haben, war die 
Zahl der erteilten Visa bei aller Schätzung bei 
88 000, also weniger als ein Drittel dessen, 
was später zur Hochzeit während des Fi-
scher-Erlasses gang und gäbe war.  

Jetzt geht es um die Erlasse. Sie heben 
immer wieder darauf ab und haben vier Er-
lasse quasi als Kronzeugen ins Feld geführt, 
die es Ihnen schwer gemacht hätten, Miss-
brauch zu verhindern.  

Zeuge von Schoepff: Nur beispielhaft, 
nur selektiv. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Über 
diese vier haben wir jetzt aber verstärkt ge-
redet.  

Herr Montag hat vorhin aus dem Erlass 
mit der Formulierung „im Zweifel für den An-
tragsteller“ zitiert. Er wollte damit sicher un-
terstellen: Das klingt doch so ähnlich wie der 
Fischer-Erlass. Ich möchte von Ihnen nun 
wissen - vielleicht können wir die Unter-
schiede herausarbeiten -: Ging dieser Erlass, 
den Sie da bekommen haben, auch an an-
dere Botschaften? Können Sie sich daran 
noch erinnern? 

Zeuge von Schoepff: Welcher? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Vom 
Mai 94, in dem die Formulierung „im Zweifel 
für den Antragsteller“ auftaucht, vom Refe-
ratsleiter 514, von Herrn Dr. Born. Ging der 
auch an andere Auslandsvertretungen? 

Zeuge von Schoepff: Nein. Der ging 
scheinbar nur an uns. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Der 
ging nur an Kiew. 

Zeuge von Schoepff: Ja.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Enthielt 
er irgendwo die Formulierung - Herr Montag 
hat uns freundlicherweise die Definition aus 
dem Rechtslexikon gegeben - Runderlass? 
Steht irgendwo „Runderlass“, „enthält Wei-
sung“ oder Ähnliches? Steht das irgendwo in 
diesem Erlass? 

Zeuge von Schoepff: Das ist ein Einzel-
schrifterlass. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Damit 
kann keine grundsätzliche Visapolitik be-
schrieben werden. Sonst müsste das doch 
an alle Botschaften gehen. Geben Sie mir 
darin Recht? Wenn das ein grundsätzlicher 
Erlass zur Visapolitik vor 98 wäre, müsste er 
doch an alle Botschaften gegangen sein, so 
wie der Fischer-Erlass an alle ging. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Binninger, versuchen Sie doch 
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nicht, den Zeugen zu verwirren. Da steht 
doch auf Seite 1: 

Jede Auslandsvertretung ist aufge-
rufen - - 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Es 
ging aber nur an eine!) 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber der Grundsatz „im Zweifel für 
den Antragsteller“ - - 

Zeuge von Schoepff: Was Herr Montag 
sagt, ist ganz wichtig. Sie müssen mir zugute 
halten, ich habe diesen Erlass nicht ge-
schrieben. Auf mich machte er einen grund-
sätzlichen Eindruck. Ich gebe Ihnen aber 
Recht, es ist ein Einzelerlass. Der andere, 
der Runderlass, hat viel zentralere Bedeu-
tung. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich will 
dabei bleiben. 

Zeuge von Schoepff: Kann ich das kurz 
noch sagen? - Es kann durchaus sein - dazu 
müsste man den Referatsleiter 514 fragen -, 
dass dieser Erlass in dieser Form oder in 
ähnlicher Form an alle gegangen ist. Das 
weiß ich nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Er 
nimmt ja Bezug. Wie entstand dieser Erlass? 
Im Bezug steht: Telefonat mit Ihnen. Kann es 
sein, dass es in einem Telefonat zwischen 
Ihnen und dem Herrn Dr. Born zu einem 
Streit kam - worüber auch immer - und er 
dann gedacht hat, jetzt muss ich das bei 
Herrn von Schoepff noch einmal klarstellen, 
oder was war die Entstehungsgeschichte 
dieses singulären Kiew-Schreibens oder 
-Erlasses? Offensichtlich keine Änderung der 
Visapolitik. Was war die Entstehungsge-
schichte? 

Zeuge von Schoepff: Da kann ich jetzt 
so nicht genau sagen. Irgendwo steht doch in 
diesem Erlass - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): „Bezug: 
Telefonat“ steht hier. 

Zeuge von Schoepff: Ich habe, wenn Sie 
sich erinnern, mehrmals gesagt: 25 bis 
30 Prozent meiner täglichen Arbeitszeit wa-
ren Telefonate, teilweise auch zusammen mit 

dem Botschafter, mit diesem Kollegen. An 
einzelne Gespräche kann ich mich beim 
besten Willen nicht erinnern. Das werden 
auch Sie nach zehn Jahren nie können. Das 
ist eine totale Überforderung. Ich kann Ihnen 
nur etwas über die grundlegende Tendenz 
dieser Gespräche sagen. Das habe ich, 
glaube ich, doch mehr als deutlich zum Aus-
druck gebracht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Sie ge-
stehen mir aber zu, dass im Prinzip in die-
sem angeblichen Erlass, der so gern vom 
Wortlaut her in die Nähe des Fischer-Erlas-
ses gerückt wird, weder das Wort „Runder-
lass“ noch die Worte „hat Weisung erteilt“ 
noch die damalige politische Leitung, also 
Herr Kinkel, auftaucht, sondern hier nur ein 
singuläres Schreiben an die Botschaft in 
Kiew gerichtet ist, wie ich es der Akte ent-
nehme? 

Zeuge von Schoepff: Nehmen Sie den 
letzten Satz. Er heißt:  

Erbeten wird eine Neufassung der 
Merkblätter nach deren Überarbei-
tung in diesem Sinne. 

Deshalb hat es grundlegende Bedeutung für 
unsere Visapraxis. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Für 
Kiew. 

Zeuge von Schoepff: Für Kiew. Wir wa-
ren das zweitgrößte Konsulat zu dieser Zeit. 
Daran kann ich mich erinnern, wenn ich 
daran anknüpfen kann. Ich weiß nicht, ob 
genau damals; aber in dieser Zeit hat das 
Auswärtige Amt alle Merkblätter in allen Ver-
tretungen in Osteuropa und in der GUS 
überprüft. Ich meine, dass das in diesem 
Zusammenhang stand. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
auch dieses Schreiben nahm Ihnen keine 
Möglichkeit, die Dinge sorgfältig zu prüfen, 
ganz im Gegenteil.  

Zeuge von Schoepff: Ich glaube, dass 
ich sehr, sehr deutlich gemacht habe, dass 
ich sehr, sehr sorgfältig geprüft habe. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
bestreite ich ja auch gar nicht. 
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Zeuge von Schoepff: Wogegen ich mich 
nur wende, sind solche Papiere, solche Er-
lasse, die einem das Leben schwer gemacht 
haben. Das ist das Einzige, was ich sage. Ich 
habe sehr, sehr sorgfältig in einer komple-
xen, sehr schwierigen Situation überprüft. 

Man muss einfach sehen, dass die Um-
setzung im Grunde - das ist das Zentrale - 
nicht durch deutsche Konsularbeamte - 20 
Konsularbeamte wären erforderlich gewesen, 
um das punktgenau umzusetzen -, sondern 
zwei, drei Kasper - so sage ich einmal - und 
sonst 20 Ortskräfte, die unter ganz anderen 
Pressionen lagen - - Das muss man zwin-
gend dazutun. Verstehen Sie mich?  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wen 
meinen Sie mit „zwei, drei Kasper“? 

Zeuge von Schoepff: Damit meine ich 
mich und zwei andere - verstehen Sie? -, die 
sich als Kasper gefühlt haben, weil wir das 
nicht umsetzen konnten. Das habe ich an-
fangs ganz genau gesagt. Für eine Ermes-
sensentscheidung ist zwingend ein Interview 
notwendig. Ich war der Einzige, der ziemlich 
gut Russisch konnte. Meine Kollegen hatten 
natürlich keine Ausbildung. Die waren zwin-
gend auf ukrainische Ortskräfte angewiesen.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, das gestehe ich Ihnen gerne 
zu. Nur, dann wird ja die Ursachenbeschrei-
bung deutlicher. Dann waren nicht die Er-
lasse des AA das Problem - weil die alle 
Prüfungsmöglichkeiten vorgesehen haben -, 
sondern dann war allein das Problem, dass 
Sie sagen: Wir waren zu wenig. Zitat: Wir 
„zwei, drei Kasper“ konnten das so korrekt 
gar nicht umsetzen, wie die das gern gehabt 
hätten. 

Zeuge von Schoepff: Wenn Sie sich 
recht erinnern, habe ich fünf strukturelle 
Gründe genannt. Alle gehörten dazu: das 
Räumliche, das Personelle, diese Erlasslage. 
Dann etwas, worüber wir überhaupt noch 
nicht gesprochen haben: die strukturierte 
Kriminalität, Missbrauchstatbestände, die ich 
Ihnen genannt habe. 50 Prozent! Sagen 
einfach die Staatssekretäre unter sich: nach 
Deutschland reisen, einen Aufenthaltstitel für 
Deutschland haben und aus Deutschland 
Druck ausüben. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
gestehe ich Ihnen alles zu. Ich habe deshalb 
in der Vorbemerkung gesagt: Es geht für uns 
um zwei Fragen. Hat der Missbrauch die 
gleiche Dimension wie 2000, 2001. Die 
zweite Frage - deshalb reite ich so darauf 
herum -: War die Erlasslage ursächlich für 
diesen Missbrauch? Wie ich die vier Erlasse 
sehe, die Sie uns als Kronzeugen genannt 
haben, muss ich sagen: Kein einziger war für 
den Missbrauch ursächlich. 

Zeuge von Schoepff: Zur Dimension will 
ich nur sagen - das ist völlig unstrittig -: Im 
Jahr 1993 war ein Konsularbeamter zustän-
dig für 100 000 Visa. Wenn Sie das mit den 
Zahlen von jetzt in Kiew vergleichen: Das 
waren 400 000 oder 300 000 Visa. Da waren 
fünf oder sieben Deutsche. Das ist die Di-
mension. Verstehen Sie? Die 100 000 waren 
93 KGB-geprüfte Visa. Das halte ich persön-
lich für einen ganz großen Skandal. Verste-
hen Sie? Für mich ist es zum Kotzen, dass 
ich damit zu tun habe. Ich halte das für eine 
große Schande. Dass Sie das herunterreden 
wollen, verstehe ich nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich will 
es nicht herunterreden. 

Zeuge von Schoepff: In deutschen Bot-
schaften waren ukrainische Sicherheits-
dienste 93, 94 federführend tätig. Ich halte 
das für einen Skandal. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ent-
scheidend war Ihr Vorwurf - darauf müssen 
wir herumreiten -, ob die Erlasse der Regie-
rung ursächlich für den Missbrauch waren. 
Keiner der vier war es. 

Ich will Ihnen eine letzte Frage zu diesem 
Thema stellen: Import-Export-Firmen. Sie 
haben vorhin gesagt, Ihnen sei der Miss-
brauch aufgefallen. Was haben Sie denn 
dann veranlasst? 

Zeuge von Schoepff: Dass keine Visa 
ausgegeben werden. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und 
was noch? 

Zeuge von Schoepff: Ich habe eine 
Prüfung veranlasst. Wenn die kommen: An-
nahme, Prüfung, soweit es möglich war, und, 
wenn es Export-Import-Firmen waren, vor 
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allem türkischer Art, aber auch generell Ex-
port-Import-Firmen, die vor allem junge Mäd-
chen, die nicht in der Wirtschaft ausgebildet 
waren, Wirtschaftspraktika machen - - Die 
habe ich in der Regel ablehnen lassen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Haben 
Sie sonst noch etwas veranlasst? Wenn Sie 
es abgelehnt haben, wäre das ja kein Pro-
blem gewesen. Sie haben diesen Erlass als 
Problem zitiert. Die Maßnahme war ja richtig 
und konsequent.  

Zeuge von Schoepff: Mein Problem 
war - das versuche ich die ganze Zeit zu 
schildern -: Was ich Ihnen hier gebe, ist nur 
eine kleine Selektion. Sie wissen doch 
selbst - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wenn 
Sie vier Erlasse - - 

Zeuge von Schoepff: Wir haben uns 
darauf geeinigt, das war nur ein kleiner Teil. 
Wenn Sie alle Sachen durchschauen, finden 
Sie weitere Erlasse, weiteres Drängen an 
mich, da großzügiger zu sein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
von Schoepff, die letzte Frage. Ich will nicht 
näher darauf herumreiten, ob viele der 
Dinge, die Sie vielleicht etwas aufregen, eine 
persönliche Sache zwischen dem Referats-
leiter im AA und Ihnen war. Ich will aber noch 
einmal festhalten - und Sie dann mit dem 
Vorhalt konfrontieren -, dass keiner der vier 
von Ihnen nach Vorbereitung auf diese Aus-
sage zitierten Erlasse Sie in irgendeiner 
Form daran gehindert hätte, die Dinge zu 
prüfen.  

In dem Erlass zu den Import-Export-Fir-
men stand - deshalb habe ich gefragt, ob Sie 
noch mehr veranlasst haben - ein sinnvoller 
Zusatz - wozu ich wirklich sagen muss: das 
ist eher ein Maximum an Prüfung, wie wir es 
uns auch in den Jahren 98 bis 2004 ge-
wünscht hätten -:  

Sollte eine Import-Export-Firma 
auffallend häufig junge Frauen und 
Männer einladen, ist hierüber zu be-
richten. 

- An die Zentrale von Ihnen. - 
AA wird unter Einschaltung der zu-
ständigen Innenbehörden diese 
Firmen auf den Verdacht des Mäd-
chenhandels bzw. der Einschleu-

sung hin überprüfen lassen. Ge-
wonnene Erkenntnisse werden der 
Vertretung mitgeteilt, sodass even-
tuell vor Ort geeignete Schritte im 
Zusammenhang mit der Visumer-
teilung eingeleitet werden können.  

All das, was sinnvoll und vernünftig ist. Des-
halb frage ich noch einmal: Wie kommen Sie 
dazu, aus einer solchen Formulierung abzu-
leiten, dass Sie in Ihren Prüfmöglichkeiten, 
um Missbrauch zu verhindern, durch diesen 
Erlass eingeschränkt waren? 

Zeuge von Schoepff: Das sagt mir ein-
fach meine Erinnerung. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Danke. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Frau 
Heubaum, bitte. 

Monika Heubaum (SPD): Herr von 
Schoepff, gab es eigentlich eine bevorzugte 
Behandlung von so genannten Bona-fide-
Personen? 

Zeuge von Schoepff: Die gab es. Es gab 
einen weiteren Runderlass - ich bin mir nicht 
sicher, ob Sie ihn haben - meiner Meinung 
nach, der sagt, dass Delegiertenbüros oder 
Handelskammern, meine ich, schon Visa 
annehmen oder bevorzugt abgeben können. 

Wir hatten ein Delegiertenbüro der deut-
schen Wirtschaft. Ich weiß nicht, wann es 
gegründet war. Diese Dame, eine sehr zu-
verlässige Dame, die, glaube ich, extra eine 
Ortskraft eingestellt hat, hat das gemacht. 
Wir haben uns bemüht, sie, meine ich, be-
sonders schnell abzufertigen. 

Bona fide waren herausgehobene deut-
sche Wirtschaftsunternehmen, unter ande-
rem Siemens. Das gab es. Das waren Fir-
men, die self explanatory waren, Commerz-
bank und so. Die Commerzbank hat - das 
weiß ich - sehr viel zu Ausbildungszwecken 
abgefertigt. Da ist nie etwas passiert. Da ist 
das sehr schnell gegangen. Ich war immer 
sehr für Wirtschaftsförderung. Wenn wir das 
Gefühl hatten, das läuft gut, dann waren wir 
eben sehr zufrieden. Wir wurden nur - ein 
Fall Siemens - hellhörig, wenn massive 
Ausfallerscheinungen waren. 

Monika Heubaum (SPD): Das wird si-
cherlich häufiger in Anspruch genommen 
worden sein; denn es liegt ein Drahtbericht 
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vom 21.11.94 vor, in dem darauf hingewie-
sen wird:  

Botschaft hat im Frühjahr dieses 
Jahres 2 Wirtschaftsschalter in der 
Visastelle der Botschaft eingerich-
tet, um die schnelle Abfertigung 
ukrainischer Wirtschaftsvertreter, 
die durch deutsche Firmen eingela-
den worden sind, sicherzustellen. 

Also wird eine rege Nachfrage da gewesen 
sein. Wie sah eine solche bevorzugte Be-
handlung aus? 

Zeuge von Schoepff: Meiner Erinnerung 
nach war das so, dass, ohne in dieser 
Wahnsinnsschlange zu stehen - ich hatte 
geschildert, dass wir von Mafia umkreist wa-
ren und die normale Schlange, die normalen 
Touristenvisa, die normalen Touristen von 
der Mafia völlig kontrolliert wurden -, die 
Wirtschaftsvertreter, ohne zu warten, direkt in 
der Botschaft, direkt an dem Schalter vor-
sprechen konnten. Das waren ja unglaubli-
che Verhältnisse. Als ich kam, hatten wir nur 
drei Schalter. Sie müssen sich das vorstel-
len. Drei Schalter, die zweitgrößte Visastelle 
der Welt, praktisch einer der größten Konsu-
larbezirke, den wir haben, zuständig für, 
glaube ich, 60 Millionen Einwohner. 

Ich habe dann eine Wand durchschlagen 
lassen und habe für 5 000 DM - das war das, 
was man uns bewilligt hatte - drei weitere 
Schalter bauen lassen. Einer oder zwei die-
ser neuen - ohne Sicherheitsglas, unter pri-
mitivsten Bedingungen - waren Wirtschafts-
schalter. 

Monika Heubaum (SPD): Wie wurde der 
Personenkreis, der in die Bevorzugung kam, 
bestimmt? Wurden besondere Kriterien und 
Überprüfungen geleistet? 

Zeuge von Schoepff: Bona fide meinen 
Sie jetzt generell? 

Monika Heubaum (SPD): Ja. 

Zeuge von Schoepff: Meiner Erinnerung 
nach waren das in der Regel bekannte große 
deutsche Firmen. Mir sind, wenn Sie mich 
jetzt so fragen, in Erinnerung die größten, die 
vor Ort waren: Siemens, Commerzbank, 
Deutsche Bank und so; dann das Delegier-
tenbüro mit seinen Mitgliedern, die schneller 
abgefertigt wurden. Bei Mittelständlern und 
so war ich vorsichtig. Die haben wir aber 

auch abgefertigt. Für mich war ein wichtiger 
Hinweis, wenn das problemfrei lief, wenn wir 
keine Indizien von Ausländerämtern oder der 
Polizei hatten, dass Leute da absprangen 
oder etwas Illegales machten. Das war wich-
tig. Wir haben dann, meine ich, bei Firmen, 
die unklar waren, an IHKs in Deutschland 
geschrieben, zu Mutterunternehmen, und 
gefragt, ob es irgendwelche Hinweise gebe. 
Mit den geringen Personalkapazitäten, die 
wir hatten, haben wir versucht, das so sorg-
fältig zu prüfen wie möglich. Ich kann mich 
an keine Klagen der deutschen Wirtschaft, 
seriöser deutscher Firmen - außer einem Fall 
Henkel - erinnern, die sich über mich beklagt 
hätten. 

Monika Heubaum (SPD): Es gibt ein 
Schreiben aus Kiew vom 13.12.94, in dem es 
unter anderem heißt: 

Export-Import-Firmen, die am Aus-
bau von Wirtschaftskontakten inte-
ressiert sind, laden in der Regel 
entsprechende Firmenvertreter aus 
der Ukraine ein. Sollte eine junge 
Dame Geschäftsführerin oder Mit-
arbeiterin einer solchen ukraini-
schen Exportfirma sein, wird ihr Vi-
saantrag am Wirtschaftsschalter der 
Botschaft bearbeitet. 

Sie haben gerade in anderem 
Zusammenhang auf entsprechende Fragen 
gesagt, dass gerade bei jungen Damen der 
Verdacht bestand, dass sie gar nicht den 
Reisezweck verfolgten, sondern der Prosti-
tution zugeführt werden sollten. Gab es denn 
in der Ukraine sehr viele junge Damen, die 
Geschäftsführerinnen oder leitende Mitarbei-
terinnen, Angestellte sind, oder war es auch 
bei dem Bona-fide-Verfahren möglich, Miss-
bräuche zu haben? 

Zeuge von Schoepff: Natürlich waren 
Missbräuche möglich. Ich sagte eingangs 
oder auf Nachfrage: Der Größte war Sie-
mens. Da war sozusagen die Kontaktperson 
eine Frau. Das war die Büroleiterin des Prä-
sidenten Siemens-Ukraine, die uns die Visa 
brachte. Siemens hat uns ja gesagt, das 
Ganze sei von der in die Wege geleitet wor-
den. Das ist so ein Fall, wozu ich aber nur 
sagen kann: Der Geschäftsführer hätte das 
sorgfältiger kontrollieren müssen. Wenn ich 
mich zum Beispiel an die Commerzbank 
erinnere: Da war der Leiter der Sohn eines 
ehemaligen Grußbotschafters von uns. Der 
kam immer persönlich zu mir. Die haben im 
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Bankenbereich im großen Stil ausgebildet. 
Da waren zum Beispiel auch Frauen dabei. 
Wenn er es mir persönlich brachte und Ein-
ladender die Commerzbank-Zentrale in 
Frankfurt war, kann ich mich nicht an einen 
einzigen Missbrauchsfall erinnern. Aber es 
waren gerade im Bereich „Reisebüro“ oder in 
kleinen oder mittelständischen Unternehmen 
unklaren Inhalts Missbrauchsfälle da. Es gab 
natürlich einzelne Frauen, die gut ausgebil-
det waren und so. Aber der Verdacht bei 
jungen Frauen war aus meiner Sicht beson-
ders groß. Ich war da bemüht, gerade was 
Frauen anbelangt, sehr restriktiv zu sein. 

Monika Heubaum (SPD): Gab es in der 
Ukraine regionale Besonderheiten in Bezug 
auf die Visaantragstellung explizit für die 
Bundesrepublik Deutschland - denn im Ver-
gleich zu anderen EU-Staaten sind ja wohl in 
der Konsularabteilung der Deutschen Bot-
schaft erheblich mehr Visa erteilt worden -, 
also beispielsweise solche Faktoren, dass es 
Spätaussiedler gab - Sie erwähnten schon, 
dass die zum Teil als Einlader aufgetreten 
sind -, dass das möglicherweise so ein Pull-
Effekt gewesen ist, der erklärt, warum an der 
deutschen Konsularabteilung erheblich mehr 
Visa beantragt worden sind? 

Zeuge von Schoepff: Aus meiner Sicht: 
ganz sicherlich. Das war sozusagen mit stei-
gender Tendenz. Das war deutlich zu mer-
ken. In meiner Anfangszeit haben Leute, die 
ständigen Aufenthalt in Deutschland hatten 
und die nicht aus der GUS stammten, viel 
weniger eine Rolle gespielt als 1996. Ich 
kann mich erinnern, dass ich 1996 ironisch, 
aber wirklich frustriert anderen Kollegen 
sagte: In der Ukraine - oder wenn man in 
Kiew im konsularischen Dienst tätig ist - ist 
das im Grunde ein zwingend russischspra-
chiger Dienst. Denn ich hatte manchmal die 
Situation: Mit den Antragstellern sprach ich 
Russisch, wenn die an mich herantraten. 
Aber auch die Einladenden, die mich aus 
Deutschland, aus Frankfurt, anriefen, fingen 
an, Russisch mit mir zu sprechen. Ich sprach 
auf beiden Seiten Russisch. An das kann ich 
mich sehr genau erinnern. Ich war manchmal 
fertig - Russisch ist eine schwere Sprache 
und nicht meine Muttersprache -, weil ich 
plötzlich mit beiden Seiten Russisch sprach, 
und zwar auf eine Art und Weise, die mir 
merkwürdig vorkam. Deshalb habe ich das 
insgesamt so vorgetragen. 

Ich sehe graduell durch diese beiden an-
deren Verfahren - das ist völlig unbestrit-
ten - - Ich habe Ihnen ja vorgetragen: Staats-
sekretäre haben untereinander völlig un-
bestritten Missbrauchstatbestände von 
50 Prozent ausgeführt. Diese 50 Prozent 
sind wirtschaftlich aktiv gewesen und haben 
Leute nachgezogen. Die haben meiner Erin-
nerung nach Druck auf unser Referat 514 
ausgeübt. Ich sagte Ihnen ja: Der Referats-
leiter 514 rief mich an. Grund eines Streites 
war, dass ein russischer Reiseunternehmer 
in Münster, selbst mit einem befristeten Auf-
enthaltstitel, einen Ukrainer als Zweiten ein-
geladen hat. Das alles war nicht richtig re-
gistriert. Da war die Frage an mich: Wieso 
erteilen Sie keine Visa? - Das war für mich 
eine Grundsatzfrage jenseits aller Erlasse, 
dass ich sagte: Wenn ich einem nachgebe - 
ich muss ja irgendwie gerecht sein und ich 
muss irgendwie eine Richtschnur haben; die 
Richtschnur ist die Praxis -, bei dem einer 
einlädt, der nicht im Handelsregister als Ge-
schäftsführer eingetragen ist, wobei unklar 
ist, für wen er unterschreibt, wie kann ich 
dann dem Nächsten sagen: „Du nicht“? Ich 
habe deshalb immer versucht, eine ziemlich 
klare und präzise, eine handhabbare, ge-
rechte Regelung, die ich auch vertreten 
kann, zu finden. 

Monika Heubaum (SPD): Sie hatten in 
Ihrem Eingangsstatement auch schon kurz 
das Carnet de Touriste erwähnt. Das ist ja 
1995 und dann 1997 für Kiew eingeführt 
worden. Die gute Absicht war eine Erleichte-
rung von Prüfvorgängen. Ist das auch einge-
treten oder hat es möglicherweise sogar 
Mehrarbeit dadurch gegeben? 

Zeuge von Schoepff: Es ist so - dazu 
habe ich in den Akten nachgeschaut -: Mir 
war das Carnet de Touriste irgendwie be-
wusst. Aber ich wusste, zu meiner Zeit in 
Kiew hat es keine große Rolle gespielt. So 
wie ich die Akten jetzt verstanden habe, ist 
es 1995 eingeführt worden. Der erste Erlass, 
den ich in den Akten gefunden habe, war, 
glaube ich, vom Januar 1996, wo angewie-
sen wurde, eine bestimmte, relativ hochran-
gige Gruppe von ukrainischen Großunter-
nehmen mit diesem Carnet de Touriste, das 
das erste Mal in Richtung Ukraine ausgestellt 
worden ist, reisen zu lassen.  

Ich habe noch einmal - ich sagte das ein-
gangs - mit meinen Sachbearbeitern weltweit 
gesprochen und die sagten mir auch - die, 
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mit denen ich gearbeitet habe, sind im We-
sentlichen auch im Sommer 1996 gegan-
gen -: In dieser Zeit, in dem ersten Halbjahr 
1996, nach Einführung im Januar, hat das 
Carnet de Touriste für uns kaum eine Rolle 
gespielt. Das ist mir nicht in Erinnerung. Aber 
das Carnet de Touriste sollte ja diese 84er-
Erklärung ersetzen. Da sehe ich schon im 
Grunde eine große Sinnhaftigkeit, weil die 
84er-Erklärung die Einladung zum totalen 
Missbrauch war, weil die Ausländerämter - 
das sagte ich ja - die in großem Stil in die 
Welt gesetzt haben - ich habe Berlin er-
wähnt -, ohne zu prüfen, ob eine Bonität 
vorlag, und sozusagen diesen ganzen Pro-
zess in Gang gesetzt haben. Dass man so-
zusagen privat versucht, Haftung über eine 
Versicherung zu übernehmen, halte ich für 
eine sinnvolle Idee. Wenn Ausländerämter 
diese öffentlichen Dokumente quasi unwah-
ren Inhalts in Massen in die Welt setzen, 
dann halte ich persönlich das für Wahnsinn. 
Das verstehe ich auch heute nicht. Ich höre 
heute von Kollegen, dass es weiter diese 
Einladungserklärungen von einzelnen Aus-
länderämtern gibt, wo draufsteht „ohne Bo-
nitätsprüfung“. Die Sinnhaftigkeit dieses Un-
ternehmens habe ich bis heute nicht ver-
standen.  

Monika Heubaum (SPD): Zum Abschluss 
eine ganz kurze Frage noch: Wissen Sie 
zufällig, wie es dazu kam, dass der Bot-
schafter Heyken von seinem Posten in der 
Schweiz kurzfristig abgezogen und nach 
Kiew entsandt wurde? 

Zeuge von Schoepff: Was ich weiß, ist, 
dass für Bern ein Botschafter vorgesehen 
war, der keine Fremdsprache konnte. Das 
war das, was ich hörte. Ich glaube, es war 
der D 6. Das war ein Freund des damaligen 
Bundeskanzlers, der kein Karrierebeamter 
ist, der versorgt werden musste. Heyken 
hatte Bern kurzfristig angetreten, war sehr 
frustriert, kurzfristig wieder abberufen zu 
werden. Ich weiß, er traf dann ein und sagte 
mir am Anfang - das ist jetzt, glaube ich, sein 
17. Jahr auf dem Boden der ehemaligen 
Sowjetunion -, er wäre gern in Bern geblie-
ben. 

Monika Heubaum (SPD): Danke schön. 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Gut. - Ich wollte noch auf etwas 
hinweisen: Wir haben jetzt noch Herrn Grin-

del, Herrn Königshaus, Frau Pawelski und 
Herrn Kauder. Sind Sie damit einverstanden, 
dass wir das dann abschließen? - Denn es 
muss nicht jeder dreimal fragen. Aber dann 
kann einer jetzt zusammenhängend fragen. 

Herr Kauder, Sie sind dann der Letzte. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Ich ziehe zurück. 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Kann ich streichen, gut. - Herr 
Grindel, Herr Königshaus und Frau Pawelski. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr 
Zeuge, Sie haben eine ganze Reihe von sehr 
emotionalen Bemerkungen gemacht und 
haben unter anderem gesagt: Da können sie 
per Erlass sagen, was sie wollen, das ist die 
Realität. - Wir müssen uns hier nicht mit Ein-
schätzungen oder Telefonaten, über die sich 
nichts in den Unterlagen findet, befassen, 
sondern wir müssen uns mit dem befassen, 
was in den Unterlagen ist, was wir nachvoll-
ziehen können, und wir wollen in der Tat 
wissen: Welche Auswirkungen hat die Er-
lasslage gehabt? Deswegen würde ich Sie 
gerne noch einmal mit einer anderen Bemer-
kung konfrontieren, die Sie gemacht haben, 
und das mit einem Erlass reflektieren.  

Es hat einen Erlass vom 24. Mai 1993 
gegeben, den auch ich erst durch das 
Konvolut, das wir von Ihnen bekommen 
haben, kennen gelernt habe, und zwar an 
alle Auslandsvertretungen, also einen Rund-
erlass, und da geht es um die Ausstellung 
von Sammelvisa. Wenn Sie sich den 
freundlicherweise einmal nehmen! 24. Mai 
1993 ist ein sehr früher Zeitpunkt.  

Zeuge von Schoepff: Augenblick mal! 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, gu-
cken Sie sich den in Ruhe an. Suchen Sie 
sich den heraus! 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Herr Grindel, ich wollte nur darauf 
hinweisen: Er müsste ihn heraussuchen. Wir 
fragen nach Tatsachen, nicht nach Bewer-
tungen, klar, nicht? Sie können nach Bewer-
tungen fragen. Aber der Zeuge muss nur 
Tatsachenfragen beantworten.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr Vor-
sitzender, wenn Sie mir eine Chance geben, 
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meine Frage zu stellen, erschließt sich ja 
vielleicht daraus, ob es nun Einschätzungen 
oder Tatsachen sind. Sie sollten nicht das, 
was Sie anderen vorhalten, selbst verwirkli-
chen, Herr Vorsitzender.  

Sie haben gesagt, Sie hätten gern ge-
habt, dass man einen GmbH-Mantel mit 
50 000 DM als Voraussetzung für ein Reise-
büro macht.  

Zeuge von Schoepff: Ich habe es umge-
setzt.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Bitte? 

Zeuge von Schoepff: Ich habe es umge-
setzt. Ich habe diese Praxis praktiziert. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie haben 
sie umgesetzt? - Denn ich wollte Sie gerade 
auf diesen Erlass hinweisen, in dem auf 
Seite 1 im dritten Absatz drinsteht - da geht 
es, wie gesagt, um die Vergabe von Sam-
melvisa -:  

In diesen Fällen darf die Ausstel-
lung von Sammelvisa nicht dazu 
führen, dass eine Einzelfallprüfung 
nicht mehr stattfindet. 

Erstens. - Dann: 
Die Auslandsvertretungen müssen 
sich auf jeden Fall über die Serio-
sität des Reiseunternehmens ver-
gewissern und zumindest stichpro-
benartig - und wann immer dies nö-
tig erscheint - die Rückkehrwilligkeit 
der Reisenden überprüfen. 

Auf Seite  2 oben steht: 
Die grundsätzliche Entscheidung, 
ob die listenmäßige Antragstellung 
akzeptiert und Sammelvisa erstellt 
werden können, hängt entschei-
dend von der Seriositätsprüfung 
des vermittelnden Reiseunterneh-
mens ab. 

Nun würde ich gern von Ihnen wissen: 
Was hindert Sie nach dieser Erlasslage, ge-
nau so zu verfahren, nämlich einen GmbH-
Mantel in Höhe von 50 000 als ein Element 
der Seriosität zu verlangen? Vor allen Dingen 
steht im zweiten Satz: 

Nur wenn dieses selbst entspre-
chende Prüfungen im Hinblick auf 
die Glaubwürdigkeit der Reiseteil-
nehmer vornimmt und garantiert, 
dass deren Lebensunterhalt im 

Bundesgebiet gesichert ist …, 
kommt die Erteilung von Sammel-
visa in Betracht. 

Das heißt, das Reisebüro muss auch finan-
ziell seriös und liquide sein. Was hindert Sie 
daran, so zu verfahren? 

Zeuge von Schoepff: Das Auswärtige 
Amt, kann ich nur sagen. Wenn Sie den Er-
lass 2. Mai 1994 nehmen - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verzeihen 
Sie! Ich rede jetzt über den Erlass, den ich 
vorhalte. 

Zeuge von Schoepff: Ich will das nur in-
terpretieren. Wenn Sie den Erlass 2. Mai 
1994 nehmen - da wird mir in Punkt 4 vorge-
worfen -: 

Sie sollten nicht schematisch in je-
dem Fall angewendet werden. 
Vielmehr ist ihre Notwendigkeit in 
jedem Einzelfall sorgfältig zu prü-
fen. 

Eine schematische Forderung war für mich 
eben der GmbH-Mantel. Hier wird sozusagen 
die Forderung kritisiert, dass der Unterzeich-
ner der Verpflichtungserklärung und Unter-
zeichner im Handelsregister identisch sein 
müssen. Das ist nun ein Totalwiderspruch. 
Für mich ist ein Zeichen der Seriosität eines 
Unternehmens, dass der, der bevollmächtigt 
ist, Geschäftsführer ist, auch solche Einla-
dungen - nicht eine Einzel- oder Privateinla-
dung - in großem Stil ausstellt. In dem Erlass 
vom 2. Mai 1994 wird genau meine schema-
tische, vernünftige, realitätsbezogene Vorge-
hensweise kritisiert. Die Sache „Seriosität 
eines Unternehmens“ ist für mich nicht klar. 
Für mich als Praktiker ist es viel hilfreicher, 
wenn man sagt: Die Mindestanforderung ist 
ein GmbH-Mantel. Das ist ein erster klarer 
Schritt, als einfach pauschal zu sagen: Se-
riosität gegenüber einem Konsulat - wie wir 
gesagt haben -, das schon unter Bedingun-
gen gearbeitet hat, die nun nicht normalen, 
nicht einmal deutschen Arbeitsschutznormen 
entsprachen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr von 
Schoepff, können wir einmal zu meiner Frage 
zurückkommen! 

Zeuge von Schoepff: Sie müssen dazu 
sehen - 
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Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verzeihen 
Sie! 

Zeuge von Schoepff: - Augenblick 
mal! -, dass die Bedingungen vor Ort jenseits 
dieses Erlasses - das hatte ich Ihnen ein-
gangs vorgetragen - deutschen Arbeits-
schutznormen nicht entsprachen. Das müs-
sen Sie sich jeden Tag vor Augen halten. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Nein, ver-
zeihen Sie! Es geht nicht um irgendwelche 
praktischen Dinge, die Sie da sehen. 

Zeuge von Schoepff: Das sind nicht ir-
gendwelche praktischen Dinge, sondern das 
sind grundlegende Dinge. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr von 
Schoepff, Herr Zeuge, ich möchte gern 
meine Frage stellen. 

Zeuge von Schoepff: Können Sie. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich habe 
Sie gefragt, was Sie vor dem Hintergrund 
des Erlasses, den ich gerade zitiert habe, 
hindert, so zu verfahren. Wenn Sie aber 
schon auf diesen anderen Erlass - - Das 
Problem bei Ihnen ist immer: Sie springen 
von einem Erlass zum anderen. Es wäre 
nett, wenn Sie die Frage beantworteten. 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Herr Grindel, vielleicht haben Sie 
es überhört. Er hat „das Auswärtige Amt“ auf 
die Frage gesagt, was ihn gehindert hat.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wenn Sie 
jetzt jede meiner Fragen kommentieren, 
kommen wir ins kurze Gras, Herr Vorsitzen-
der. 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Nein, nein, ich wollte nur sagen: 
Es könnte ja sein, dass Sie es überhört ha-
ben. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich 
möchte gern meine Frage stellen. Es wäre 
sehr freundlich, wenn Sie mich das auch tun 
ließen. 

Sie haben jetzt also auf den Erlass vom 
2. Mai hingewiesen. Das wäre sogar meine 
nächste Frage gewesen; denn das ist dieser 
Erlass, wo immer am Anfang Herr Kollege 

Montag die Formel „im Zweifel für den An-
tragsteller“ zitiert. Dann wollen wir uns aber 
doch einmal den Erlass in Punkt 4 - ein Er-
lass gilt ja nicht nur bis Punkt 3, sondern in 
allen Punkten - oder vielleicht sogar in 
Punkt 5 anschauen. 

Zeuge von Schoepff: Aber ein Erlass ist 
immer so aufgebaut - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verzeihen 
Sie! Wenn ich meine Frage stellen und Ihnen 
dazu einen Vorhalt machen dürfte! Sie haben 
es schon angesprochen. Der Punkt 4 lautet:  

Wichtig ist die flexible und auf den 
konkreten Einzelfall zugeschnittene 
Anwendung der rechtlichen Be-
stimmungen.  

„Rechtliche Bestimmungen“ ist der Runder-
lass aus dem Jahre 93, der Sie nicht gehin-
dert hat, den GmbH-Mantel zur Grundlage zu 
machen. Dann heißt es hier: 

Vielmehr ist ihre Notwendigkeit in 
jedem Einzelfall sorgfältig zu prü-
fen. 

Und das, was Sie eben vorgetragen haben 
und was in Klammern steht, ist ein Beispiel. 
Da steht zum Beispiel: Forderung, dass Un-
terzeichner der Verpflichtungserklärung und 
Unterzeichner im Handelsregister identisch 
sein müssen; Beschränkung einer Einladung 
auf höchstens zwei ukrainische Gäste; keine 
Annahme von Faxzuschriften; obligatorische 
Forderung nach Kopie des Passes oder Per-
sonalausweises usw. 

In Punkt 5 heißt es: 
Grundsätzlich sind Einzelvisa zu 
erteilen. Sammelvisa sollen nur 
ausnahmsweise erteilt werden. Sie 
dienen lediglich der Erleichterung 
und Beschleunigung des Visaver-
fahrens. 

Wo werden Sie - insbesondere durch 
Punkt 4 - daran gehindert, einen GmbH-
Mantel zu verlangen? 

Zeuge von Schoepff: Darf ich Ihnen so 
antworten? - Ich habe hier einfach ein gutes, 
illustratives Beispiel, wie sozusagen in meine 
Ermessensentscheidung im Wirtschaftsbe-
reich eingegriffen wird. Wenn Sie sich die 
Unterlagen nehmen - über die haben wir 
noch gar nicht gesprochen -, wo diese - - 
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Reinhard Grindel (CDU/CSU): Würden 
Sie bitte meine Frage beantworten! Ich habe 
Sie gefragt - - 

Zeuge von Schoepff: Die beantworte ich 
jetzt gerade! 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie brau-
chen mich gar nicht anzuschreien, Herr 
Zeuge! 

Zeuge von Schoepff: Ich beantworte 
Ihre Frage! 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich 
möchte die Frage beantwortet haben, wo 
Sie - - 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Herr Grindel! Herr Grindel - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie brau-
chen auch nicht zu schreien, Herr Vorsitzen-
der! 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Herr Grindel, Sie müssen den 
Zeugen ausreden lassen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Er hat 
nicht auf meine Frage geantwortet. 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Der Zeuge hat das Recht - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Es geht 
um den Erlass vom - - 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Herr Grindel, ich rufe Sie zur 
Ordnung! 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Nein. 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Ich rufe Sie zur Ordnung! Der 
Zeuge hat das Recht, ausreden zu dürfen. 
Sie haben ihn nicht zu unterbrechen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich habe 
ihn aber nicht zu dem Sachverhalt gefragt, 
den er anspricht, sondern zu einem konkre-
ten Erlass. 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Sie haben die Antwort nicht zu 

bewerten. Die können Sie nachher in einer 
weiteren Frage bewerten. Der Zeuge hat das 
Recht, auszureden. 

Ich bitte Sie, zu antworten. Ich habe den 
Herrn Grindel - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr Vor-
sitzender, ich bitte aber, mich nicht in dieser 
Form anzuschreien. Ich bitte dafür - - 

(Zurufe) 

- Das hat selbst Herr Uhl hier noch nicht ge-
bracht, so eine Schreiattacke.  

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Das tue ich aber, weil Sie nicht 
zuhören, wenn ich Sie unterbreche, damit 
der Zeuge in Ruhe ausreden darf. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Es wäre 
ganz nett, wenn meine Fragen beantwortet 
würden und Sie dies auch sicherstellen wür-
den, Herr Vorsitzender. 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Ja, das würde ich auch gerne, 
wenn Sie ihn ausreden lassen würden. Herr 
Grindel, ich habe Sie zur Ordnung gerufen 
und dabei bleibe ich. 

Zeuge von Schoepff: Ich danke Ihnen 
für die Unterstützung, Herr Vorsitzender.  

Ich will auf Ihre Frage hin als Beispiel für 
das Intervenieren der Zentrale bei meiner 
Ermessensentscheidung vor Ort die Unter-
lage anführen, die deutlich macht, wie mit 
Visa zur Einreise nach Deutschland im Wirt-
schaftsbereich zu verfahren ist. Das ist das 
Formblatt Kiew 22. Februar 1994. Da habe 
ich als Beispiel gefordert: Passkopie des 
Unterzeichnenden. Darauf schreibt die Zen-
trale: nur in Ausnahmefällen, beglaubigte 
Unterschrift ausreichend. - Sehen Sie! Da 
sehen Sie einfach beispielhaft - - 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Wiederholen Sie es bitte!) 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wir ha-
ben das hier so auf die Schnelle nicht. 

Zeuge von Schoepff: Sie haben das in 
dem so genannten Konvolut vom 22. Februar 
1994. Damit will ich Ihnen nur ein Beispiel 
demonstrieren, wie in meine Ermessensent-
scheidung - die Ermessensentscheidung hat 
das Konsulat vor Ort zu treffen - vom Aus-
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wärtigen Amt praktisch rechtswidrig einge-
griffen worden ist. Wenn ich sage: „Passko-
pie des Unterzeichnenden ist mir wichtig“, 
dann schreibt der mir rein - in Klammern -: 
nur in Ausnahmefällen, beglaubigte Unter-
schrift ausreichend. - Sie sehen ja sozusa-
gen an meinen Vorschlägen, wie die - das ist 
514 - da reinschreiben. - Schauen Sie es 
sich doch einmal an! Sie glauben es mir 
nicht. Wer kennt die Praxis 93 bis 96: Sie 
oder ich? Wer kennt sie? Kennen Sie sie? 
Wenn Sie sie besser kennen, umso besser. 
Dann treten Sie als Zeuge auf. Glauben Sie, 
ich finde das so lustig? Ich habe Ihnen 
mehrmals gesagt: Das sind beschämende 
Vorgänge. Dass eine bürgerliche Regierung 
für solche Zustände zuständig ist - das muss 
ich Ihnen so offen sagen; das sage ich Ihnen 
als CSU-Mitglied -, ist für mich eine einzige 
Schande. Eine einzige Schande! 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Darf ich 
jetzt eine Frage stellen, Herr Vorsitzender?  

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Selbstverständlich. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr Vor-
sitzender, ich würde gerne meine Frage wie-
derholen, weil der Zeuge sie leider nicht be-
antwortet hat. Ich möchte gern wissen, was 
aus dem ersten Erlass, den ich Ihnen vor-
gehalten habe, und aus dem zweiten Erlass, 
den ich Ihnen vorgehalten habe, und zwar 
ein Hinweis, den Sie ja selbst gegeben ha-
ben, Sie daran gehindert hat, einen GmbH-
Mantel mit einer Einlage von 50 000 DM zur 
Voraussetzung für ein Reisebüro, das Sam-
melvisa einreichen darf, zu machen? Wie, in 
welcher Form sind Sie gehindert worden? Ich 
möchte nicht wissen, an welcher Stelle Sie 
irgendwelche ermessensleitende Hinweise 
aus 504 bekommen haben, weil die Erlass-
lage entscheidend ist. Die Frage ist doch, 
Herr Zeuge: Hat das Amt Ihnen das Leben 
schwer gemacht oder haben Sie sich selbst 
das Leben schwer gemacht? Ich möchte 
gern wissen: Wo sind die Erlasse so gestrickt 
oder formuliert, dass Sie daran gehindert 
sind, das zu machen, was Sie hier gerade 
vorgetragen haben? 

Zeuge von Schoepff: Ich kann Ihnen 
dazu nur sagen: Wenn ich mir sozusagen 
das Leben hätte leichter machen wollen, 
hätte ich das Konsulat einfach geschlossen, 
weil es deutschen Arbeitsschutznormen nicht 

entspricht. Wenn Sie hier das Wort „Seriosi-
tät“ in so einem Erlass nehmen und das an 
ein Konsulat schicken, wie ich es vorhin be-
schrieben habe - mit Arbeitsplätzen von 
2 Quadratmetern Raum -, dann stellt sich 
das für mich aus einer völlig anderen Sicht-
weise dar; das sage ich Ihnen einmal so. Da 
sehen Sie sozusagen: Erlass und Praxis sind 
meilenweit auseinander. Sie scheinen damit 
einverstanden zu sein. Es erschüttert mich 
zutiefst. Sie scheinen mit einem Konsulat, 
das so untergebracht ist, und sozusagen 
realitätsfernen Erlassen völlig einverstanden 
zu sein. 

Ich habe jetzt kein konkretes Beispiel, das 
ich Ihnen unter die Augen halten kann, bei 
dem mein GmbH-Mantel kritisiert wurde. Ich 
kann Ihnen nur im Vergleich zeigen, dass bei 
anderen sinnvollen Petita von mir eingegrif-
fen worden ist. Im analogen Schluss sage 
ich: Das war im Bereich GmbH-Mantel auch 
der Fall. Weisungsgeber war das Auswärtige 
Amt. Ich sage ja: Ich habe das sehr lange 
durchgehalten. Nur fand ich es nicht gut. Ich 
fand es nicht gut, dass das Auswärtige Amt 
mich sozusagen in eine Richtung drängt, die 
unter den gegebenen Umständen nicht ver-
nünftig war. Sie können sich vorstellen: 
Wenn Sie einfach nur sagen „Seriosität eines 
Unternehmens“, was heißt das? Das muss 
man an ganz konkreten Tatbeständen fest-
machen. Mit dem Personalbestand, den wir 
hatten - das habe ich doch ausführlich er-
läutert -, kann ich im Einzelfall nicht immer 
aufs Neue die Seriosität eines kleinen Mittel-
ständlers irgendwo in Deutschland überprü-
fen. Das war physisch nicht möglich. Deshalb 
wäre es für eine gute Praxis im Dienste bei-
der Seiten besser gewesen, klare Hinweise - 
wie ich eben sagte: GmbH-Mantel und sol-
che Sache; das waren sinnvolle, realitäts-
orientierte Sachen - zu geben. Mehr kann ich 
dazu nicht sagen. Tut mir Leid! 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Darf ich 
Sie zunächst einmal darum bitten, mir nicht 
zu unterstellen, dass ich irgendwelche Zu-
stände in Ihrer damaligen Visastelle wohl gut 
finde, weil ich mich dazu gar nicht geäußert 
und danach auch gar nicht gefragt habe! 
Aber ich würde gerne von Ihnen wissen: 
Wenn die Zustände so waren, warum hat 
nicht der Botschafter oder Sie selbst dem 
Auswärtigen Amt vorgeschlagen, das Reise-
büroverfahren für Kiew auszusetzen oder 
ganz abzuschaffen? Haben Sie jemals 
nachweisbar durch irgendeinen Vorgang, der 
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in den Akten wäre, denn einen solchen 
Schritt vorgeschlagen? Ich darf Ihnen sagen, 
dass Kollegen, die nach Ihnen kamen, sehr 
wohl Vorschläge aufgrund der Umstände, die 
in Kiew waren, gemacht haben, bestimmte 
Verfahrensweisen für Kiew abzustellen. Ich 
würde also gern von Ihnen wissen, ob Sie 
jemals einen solchen Vorschlag gemacht 
haben oder dem Botschafter vorgeschlagen 
haben. 

Zeuge von Schoepff: Im Reisebürobe-
reich nicht, aber in einem anderen großen 
Bereich, über den wir überhaupt noch nicht 
gesprochen haben. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Im Reise-
büro - danach habe ich gefragt, wenn ich das 
sagen darf - also nicht. 

Zeuge von Schoepff: Nein. 
(Zuruf: In welchem Bereich denn? - 

Gegenruf der Abg. Rita Pawelski 
(CDU/CSU): Sie sind noch nicht 

dran mit Fragen! - Weitere Zurufe) 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich würde 
gerne - -  

(Zurufe) 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Herr Grindel fragt. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verzeihen 
Sie! Ich habe gefragt, ob er - weil doch das 
Reisebüroverfahren eine solche Bedeutung 
für ihn hatte - einen solchen Vorschlag nicht 
einmal unterbreitet hat. 

Dann möchte ich gerne auf den hier 
schon von einigen Kollegen angesprochenen 
Drahterlass vom 29.11.94 zurückkommen, 
wo es um die auch von Ihnen kritisierte pau-
schale Ablehnung der Visaanträge junger 
Mädchen geht. Da bitte ich, nun wirklich kon-
kret und nicht illuster zu sein. Es steht im 
zweiten Satz - das ist bereits zitiert worden -: 

Es ist darauf zu achten, dass Ab-
lehnungsgründe, die sich durch 
eine Einzelfallprüfung ergeben, in 
einem Verwaltungsgerichtsverfah-
ren Bestand haben. Bei pauschalen 
Ablehnungen ist dies nicht sicher-
gestellt. 

Warum haben Sie bei den ganzen Fällen, 
die Sie hier vorgetragen haben, und vor dem 
Hintergrund, dass die Beweispflicht, zu prü-
fen, dass der angegebene Reisezweck auch 
tatsächlich den Tatsachen entspricht, beim 
Antragsteller liegt, diesen zweiten Satz des 
Erlasses nicht genutzt, um all das zu ma-
chen, was Sie wollten? Die Ablehnungsquote 
in Kiew ist ja relativ gering gewesen. Warum 
haben Sie nicht jede Frau zwischen 18 und 
25, die selbst nicht nachweisen konnte, dass 
sie sich dem Reisezweck entsprechend in 
Deutschland aufhalten wollte, abgewiesen 
und draufgeschrieben, dass sie dementspre-
chend nicht zu Ihrer Überzeugung oder zur 
Überzeugung des Entscheiders nachweisen 
konnte, dass der angegebene Reisezweck 
auch den Tatsachen entspricht? Nichts ande-
res verlangt die Rechtslage. 

Zeuge von Schoepff: Da kann ich nur 
sagen: Wir haben in großem Stil junge 
Frauen abgelehnt. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Woher 
ergibt sich das aus den Ablehnungsquoten? 
Wenn die Fälle so viele gewesen wären, 
hätte doch die Ablehnungsquote - ich be-
ziehe mich jetzt auf die Größenordnung, die 
Herr Montag auf seiner Homepage genannt 
hat - höher sein müssen. 

Zeuge von Schoepff: Die Ablehnungs-
quote ist meiner Meinung nach heute - das 
sagte ja die Kollegin - nicht mehr schriftlich 
fassbar. Ich sagte Ihnen in meinem State-
ment, dass die Ablehnungsquote in der Re-
gel häufig über 20, in manchen Phasen bis 
zu 60 Prozent war. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Gut. 
Dann möchte ich Sie gerne fragen: Was hat 
Sie gehindert, bei jungen Mädchen zwischen 
18 und 25 so zu verfahren, wie ich es Ihnen 
gerade vorgehalten habe? 

Zeuge von Schoepff: Um es noch ein-
mal zu sagen: Dieser ganze Schriftverkehr ist 
entstanden, weil ich abgelehnt habe, weil ich 
ständig sozusagen Einladungen von Export-
Import-Firmen - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Also, 
dann war der Erlass sozusagen geeignet und 
ausreichend, um Mädchen zwischen 18 und 
25, bei denen nach Ihrer Überzeugung der 
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angegebene Reisezweck nicht den 
Tatsachen entsprach, zurückzuweisen. Der 
Erlass war also insoweit in Ordnung. 

Zeuge von Schoepff: Die Erlasse - das 
kann ich nur noch einmal sagen - sind - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich spre-
che von dem einen. 

Zeuge von Schoepff: Nein. Die Erlasse 
sind ein Teil der Realität. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie sind 
die Rechtsgrundlage Ihrer Entscheidungen, 
Herr Zeuge 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Lassen Sie ihn ausreden! 

Zeuge von Schoepff: Ich kann Ihnen 
versichern: Wir haben nach dem Erlass - der 
Botschafter selbst hätte ja später nicht noch 
einmal geschrieben - viele Gespräche mit 
514 geführt - ich sagte: spät am Abend -, wo 
die uns gedrängt haben, bei Export-Import-
Firmen hinsichtlich von Einladungen von 
jungen Mädchen nachzugeben. Glauben Sie 
mir das so! 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Es ergibt 
sich nicht aus den Akten. Ich nehme es das 
so hin, wenn Sie das so sagen. Warum findet 
sich dazu nichts in den Akten? 

Zeuge von Schoepff: Wieso wird nach 
dem Erlass - das ist doch völlig ohne Sinn 
und Verstand - am 13.12.94 noch einmal 
geschrieben, nachgefragt? 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Haben 
Sie über diese Telefonate mal Vermerke 
gemacht, die man jetzt noch in den Akten 
nachprüfen könnte? Wir kennen ja unendlich 
viele Akten aus Kiew und da sind unendlich 
viele Vermerke über Kontakte mit der Zen-
trale. In den Akten, die wir aus Ihrer Zeit ken-
nen, finden wir nichts davon. 

Zeuge von Schoepff: Wir haben doch 
gerade gesagt, dass Sie nicht die vollständi-
gen Akten haben.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Es wäre 
natürlich ganz schön und es ist eigentlich 

auch rechtlich so vorgesehen, dass wir die 
vollständigen Akten habe.  

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Herr Grindel, ich weise darauf 
hin, dass wir die ganzen Akten beigezogen 
haben, aber nur Teile angefordert haben. 
Das heißt, es kann durchaus sein, dass wir 
Teile, die Sie haben, die auch beigezogen 
sind, noch nicht angefordert haben. Das 
heißt, Ihr Hinweis auf diese Akten wäre hilf-
reich, dass wir sie noch anfordern. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Genau. 
Dann würde ich auch den Vorschlag ma-
chen, dass man es, wenn es irgendwo einen 
Vermerk, ein Indiz dafür gibt, dass es tat-
sächlich so einen heftigen Wechsel von Ein-
schätzungen zwischen 514 und Ihnen gege-
ben hat, uns zur Verfügung stellen könnte. 

Zeuge von Schoepff: Ein Beispiel ist 
dieser Drahtbericht von mir, worin ich ein 
Telefonat mit dem Referatsleiter 514 zu-
sammenfasse. Das liegt hier auch in den 
Akten. Das ist ein Beispiel. Es gibt mehrere.  

(Zuruf) 

- Das ist der Drahtbericht 485 vom 05.05.94, 
wo ein völlig kontroverses Telefongespräch 
mit dem Referatsleiter 514 zusammenfasse. 

Ich habe Ihnen ja gesagt: Das ist kein 
persönliches Missverhältnis. Das war sozu-
sagen eine unterschiedliche Perzeption der 
Dinge. Wir hatten bestes Einverständnis, als 
Herrn Born zum ersten Mal - das ist im Sep-
tember 95 gewesen - zu uns gekommen ist. 
Sie finden kritische Erlasse danach über-
haupt nicht mehr. Die finden Sie davor. Herr 
Born war vorher zweiter Mann in Pretoria, 
kannte Osteuropa gar nicht und kannte diese 
schwierigen Verhältnisse nicht. Er ist dann im 
Herbst 95 systematisch - was ich sehr be-
wundernswert finde - alle schwierigen Ver-
tretungen abgereist und hat seinen umfang-
reichen Vermerk gemacht, der auch in Ihren 
Akten ist. Er hat Kiew teilweise sehr gelobt. 
Wir kommen in dem Vermerk sozusagen mit 
am besten weg. Das Verhältnis war völlig 
anders, nachdem er die Verhältnisse vor Ort 
gesehen hat. Das Herausragende ist die 
erste große Konsularkonferenz für Ost-
europa. Wo fand die statt? Einen Monat 
später in Kiew, weil er Kiew für den geeig-
neten Ort hielt. Mehr kann ich dazu nicht 
sagen. 
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Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie haben 
gesagt: Das Carnet de Touriste hat eine ge-
wisse Rolle in Kiew gespielt. Können Sie mir 
noch einmal sagen, wann Sie in Kiew aufge-
hört haben? 

Zeuge von Schoepff: Das kann ich 
Ihnen jetzt nicht mehr so genau sagen. Es ist 
so: Es war im Juli. Ich bin in Kiew länger 
geblieben, weil ich zum Schluss schwer er-
krankt bin. Ich habe sehr viel gearbeitet. Mir 
hat das Auswärtige Amt dann ein Citissime 
nachts geschickt - als Versetzungsfrist: zwei 
Wochen, Umzug Kiew nach New York -, 
gerade als wir die Präsidentschaft im Sicher-
heitsrat hatten. Innerhalb der Zweiwochen-
frist bin ich nach New York geflogen - völlig 
übermüdet -, um eine Wohnung zu suchen. 
Ich bin zurückgekommen, war völlig fertig 
und habe mir im Sommer, das heißt irgend-
wann im Juni/Juli, eine schwere Lungenent-
zündung - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): War das 
96 oder 97? 

Zeuge von Schoepff: - das war 96 - zu-
gezogen - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das reicht 
schon. 

Zeuge von Schoepff: - Augenblick mal! - 
und war dann vier Wochen oder sechs Wo-
chen schwer krank. Mein Nachfolger war 
quasi schon da. Deshalb: Ich war die letzten 
vier Wochen schwer krank und habe nicht 
mehr gearbeitet. Ich habe die Geschäfte 
quasi noch an Herrn Schnakenberg, den Sie 
erleben werden, übergeben. Aber wann ich 
dann letztendlich aus Kiew abgereist bin, 
kann ich nicht mehr sagen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber es 
war jedenfalls im Sommer 96. 

Zeuge von Schoepff: Ich glaube, ir-
gendwann im Juli haben wir übergeben. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das reicht 
mir schon. - Die Frage, die ich gern an Sie 
stellen möchte, ist: Wie kann es sein, dass 
Sie mit dem Carnet de Touriste zu tun hat-
ten, wenn Sie irgendwann im Sommer 96 - 
lassen Sie es August gewesen sein - nach 
New York gegangen sind, das Carnet de 

Touriste aber nach unserer Aktenlage in 
Kiew erst im April 97 eingeführt worden ist? 

Zeuge von Schoepff: Das habe ich jetzt 
in den Akten gesehen. Es gibt einen Erlass - 
ich meine: vom 18. Januar 96; es kann sein, 
dass Sie ihn nicht haben -, einen spezifi-
schen Erlass an uns, für eine Gruppe - ich 
zitiere jetzt - von fünf, sieben leitenden Wirt-
schaftsführern von großen Staatsunterneh-
men - ich meine: aus der Ostukraine; das 
war ein schwer lesbares Fax - eine Reise 
nach Deutschland mit dem Carnet de Tou-
riste zuzulassen. Das war im Januar 96. Mir 
war nur bewusst, dass wir mit dem Carnet de 
Touriste irgendwas zu tun hatten, aber ganz 
wenig. Diesen Erlass habe ich gesehen. Es 
waren aber meiner Erinnerung nach ganz 
wenige Einzelfälle. Wenn es nicht in Ihren 
Unterlagen ist, dann ist es in den anderen. 
Ich habe es jedenfalls in der Vorbereitung 
gesehen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie waren 
ja RK-Leiter in Kiew. 

Zeuge von Schoepff: Ja. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wo waren 
Sie denn da räumlich untergebracht und wo 
war das Visageschäft? 

Zeuge von Schoepff: Ich war zunächst 
untergebracht in einem dieser Katastrophen-
räume mit einem anderen oder mit zwei an-
deren Kollegen in der Visastelle und bin mit 
der Zeit sozusagen hochgezogen - da gab es 
Umorganisationen - in einen Raum im ersten 
Stock direkt über der Visastelle.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Also, Sie 
waren immer in räumlicher Nähe zur Vi-
sastelle? 

Zeuge von Schoepff: Ja. Ich habe Ihnen 
ja gesagt: Ich war formell durch klugen Er-
lass des Auswärtigen Amtes, das sozusagen 
das Letzte aus jungen Referenten herauskit-
zeln will, Minderheitenreferent und RK-Refe-
rent. Den Widerspruch Minderheitenrefe-
rent/RK-Referent habe ich selbst für mich 
aufgehoben und war 90, 80 Prozent RK-Re-
ferent, obwohl ich - wenn Sie in die Akten 
schauen - auch als Minderheitenreferent 
relativ viele Berichte produziert habe. Das 
war sozusagen eine Sonderkonstruktion - 
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wie Sie sie weltweit nicht finden -, bei so 
einem Konsulat einen Kollegen mit zwei 
Funktionen zu betrauen. Dafür war ich aber 
nicht verantwortlich.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Weil ich 
nämlich gern wissen wollte: Sie haben in 
Ihrer Einlassung am Beginn gesagt, die Orts-
kräfte hätten über Visa entschieden. Wir 
haben hier gelernt, dass über Visa eigentlich 
die Entscheider, das heißt die entsandten 
Kräfte aus Deutschland, entscheiden. Des-
wegen würde ich gern wissen, wie Sie zu der 
Einschätzung gekommen sind - das haben 
Sie während der Vernehmung mehrfach wie-
derholt -, dass Ukrainer praktisch über Ukrai-
ner entschieden haben, dass sie nach 
Deutschland kommen.  

Zeuge von Schoepff: Ich habe versucht, 
es Ihnen offen, ehrlich und plastisch darzu-
stellen. Wenn Sie mein erstes Jahr nehmen: 
Da hatte ich als Leiter der Visastelle einen 
Beamten mit sieben Ortskräften. Der Beamte 
konnte - da bin ich mir ziemlich sicher - nicht 
Russisch. Ich habe ja mehrmals gesagt: Das 
Entscheidende für eine Ermessensentschei-
dung ist das Interview, ist, in dieser schwieri-
gen wirtschaftlichen Lage herauszukitzeln, 
was die plausiblen Beweggründe für eine 
Reise sind. Es haben eben Ortskräfte diese 
Interviews durchgeführt. Natürlich war es so, 
dass sozusagen die formelle Entscheidung, 
die Unterschrift, das Abhaken, die ein, zwei 
und letztendlich die drei deutschen Entschei-
der gemacht haben. Aber das ist sozusagen 
kein reales Verfahren - versehen Sie? Der 
Deutsche kann überhaupt nicht mehr nach-
vollziehen, was Stunden vorher am Schalter 
besprochen worden ist, und der muss für 
bare Münze nehmen, was die ukrainische 
Ortskraft so oder so aufgeschrieben hat. Wie 
soll er nachvollziehen? Er müsste dann zum 
Hörer greifen und wieder die Firma oder die 
Privatperson anrufen und sagen: War das 
denn so richtig? Das ist das, was ich als 
Praktiker versucht habe Ihnen zu schildern. 
Es mag sein, dass hinterher nicht immer 
sozusagen das volle Bild gezeichnet worden 
ist. Ich will es Ihnen ehrlich sagen: Es war ein 
krasses Missverhältnis Ortskräfte/deutsche 
Entscheider. Normalerweise hätte an jeden 
Schalter eine deutsche Konsularkraft gehört - 
zusammen mit einem Ukrainer als Dolmet-
scher, der abgelichtet hat oder so -, aber 
nicht ein Ukrainer, der allein die Interviews 
führt. Bei den Voraussetzungen war es so. 

Dafür müssen Sie Staatssekretäre, Abtei-
lungsleiter verantwortlich machen, aber nicht 
Legationssekretäre. Das ist in der Hinsicht 
eine falsche Fragestellung. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Okay, 
keine weiteren Fragen. 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Wir haben als letzte Wortmel-
dung die von Frau Pawelski und dann kön-
nen wir diesen Komplex abschließen. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Herr Zeuge, 
Sie hatten bei mir den Eindruck erweckt, 
dass im Auswärtigen Amt sehr viele Igno-
ranten sitzen würden, die überhaupt keine 
Ahnung von den Problemen hätten oder sie 
nicht wahrgenommen hätten, die Sie vor Ort 
hatten. Nun haben Sie aber in Ihrem Erfah-
rungsbericht vom 30.07.96 sehr lobende 
Worte über die Zusammenarbeit mit dem 
Auswärtigen Amt gefunden. Ich würde gerne 
von Ihnen wissen, wie denn dieser Gesin-
nungswandel von damals auf heute zustande 
gekommen ist. Sie haben hier sehr deutlich 
gesagt: Ziel meiner Organisationsmaßnah-
men war es, die Kontrolle der Entsandten 
über die Visastelle wiederherzustellen. Durch 
entsprechende Berichterstattung arbeiten 
jetzt vier Entsandte in der Visastelle. Sie 
haben darauf hingewiesen: Über einen lan-
gen Zeitraum - Winter 93 bis Sommer 94 und 
von Herbst 94 bis Sommer 95 - gab es keine 
Visaschlange, ansonsten nur eine Schlange 
von zwei Arbeitswochen. Sie haben auch 
unter Punkt 4 darauf hingewiesen, dass sich 
das Auswärtige Amt sehr wohl bemüht hat, 
andere Räumlichkeiten zu finden, die aber zu 
ungünstig lagen, und dass man jetzt ein Fer-
tighaus der Firma Hochtief gefunden hat. Sie 
haben dann unter Punkt 2.2 - Personal-
bestand - gesagt: Der Personalbestand der 
RK-Stelle hat sich dank der Unterstützung 
des Auswärtigen Amtes, insbesondere der 
Abteilung I, sehr rasant entwickelt. Warum 
haben Sie jetzt, rückwirkend, eine so 
schlechte Meinung über die damalige Zu-
sammenarbeit mit dem Auswärtigen Amt? 

Zeuge von Schoepff: Ich habe dieses 
Papier - ich nannte Ihnen die Umstände; ich 
war schwer erkrankt - sozusagen kurz vor 
meinem Weggang, nach dieser Krankheit 
schnell geschrieben. Ich war froh, diesen 
Posten nach etwas über drei Jahren wirklich 
schwerster Arbeit verlassen zu können. Ich 
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hatte beim Weggang schon den Eindruck, 
dass nach den ganzen Klagen, die Sie in den 
Berichten sehen, ein Ergebnis oder das ein-
zige Ergebnis dieser drei Jahre harter Arbeit 
ein Mehr an Sensibilität ist. Sonst kann ich 
Ihnen nur sagen: Wenn man so eine Arbeits-
stelle nach drei Jahren verlässt, will man mit 
ihr abschließen. Das ist ein Bericht im 
Grunde an die Personalabteilung. Ich hatte 
dann mit Kiew abgeschlossen. Ich hatte da-
mals nicht gedacht, dass ich zehn Jahre 
später vor einen Untersuchungsausschuss 
komme. Ich würde jetzt diesen Bericht in 
einer besonderen Situation nach einer 
schweren Krankheit unter dem Zeitdruck, in 
zwei Tagen den politischen Referenten für 
Afrika/Lateinamerika in unserer Sicherheits-
ratszeit zu machen, nicht überbewerten.  

Rita Pawelski (CDU/CSU): Könnte es 
sein, dass Sie diesen Bericht so positiv ge-
schrieben haben, damit Sie bessere Start-
chancen für eine weitere Karriere haben? 

Zeuge von Schoepff: Nein. Den Erlass 
nach New York hatte ich schon vor langer 
Zeit bekommen. Nach New York zu gehen 
galt als Auszeichnung. Das Auswärtige Amt 
hatte mir ja zugetraut, das ohne Vorbereitung 
zu machen, wieder mit kürzester Frist. Daran 
sehen Sie, dass das Auswärtige Amt bei mir 
keine Bedenken hatte, dass ich sozusagen 
nicht angepasst bin. Das wäre ein völlig fal-
scher Eindruck. Der Bericht ist aus einer 
Situation zu verstehen, in der ich, wie ich 
sagte, sehr krank war und in der ich zum 
Schluss nicht noch einmal ein großes Fass 
aufmachen wollte. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Ich habe 
Ihnen die ganze Zeit sehr aufmerksam zuge-
hört und habe festgestellt, dass sich Ihr Ärger 
eigentlich immer um eine Person drehte, mit 
der Sie häufig kommunizierten, ein Herr 
Born, Leiter der Abteilung 514. Kann es sein, 
dass Ihre Erinnerung an Ihre Arbeit in der 
Botschaft in Kiew von einem Unverständnis 
zwischen Ihnen und dem Herrn Born geprägt 
war? War das ein persönliches Problem, das 
Sie mit dem Herrn hatten? Ansonsten hatten 
Sie ja - auch schriftlich festgelegt - eine 
durchaus gute Zusammenarbeit. 

Zeuge von Schoepff: Überhaupt nicht. 
Ich habe Herrn Born einfach häufiger zitiert, 
weil er der Referatsleiter des wichtigsten 
Referates war. Ich habe immer deutliche 

Worte gefunden. Ich hatte Ihnen eingangs 
gesagt, mich haben zum Beispiel viele Par-
lamentarier angerufen, die auch wegen Visa 
gedrängt haben, und denen habe ich immer 
die Sachlage vor Ort erklärt. Ich habe dann 
schon Ausnahmen zugelassen. Aber ich 
habe gesagt: „Wenn einer aus Deutschland 
anruft, gebe ich im Grunde nicht gleich nach; 
ich muss versuchen, jeden gleich zu behan-
deln; hinter jedem, der dort draußen auf der 
Straße steht, steht ein deutscher Einlader; 
ich muss gerecht vorgehen“, und habe den 
Abgeordneten immer sehr ehrlich und offen 
geschildert, was Sache ist. Das habe ich 
immer gemacht. Dazu können Sie jeden aus 
dem Auswärtigen Amt fragen. Ich würde - um 
es noch einmal zusammenzufassen - diesen 
einen Bericht nicht gegen hundert andere 
halten. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Aber dieser 
eine Bericht ist Ihr Abschlussbericht und er 
hat schon eine größere Bedeutung als viele 
andere Berichte. 

Aber noch einmal eine andere Frage: Wie 
oft hatten Sie denn Kontakt zu dem Herrn 
Born: wöchentlich, monatlich, vierteljährlich, 
regelmäßig? Können Sie dazu etwas sagen? 

Zeuge von Schoepff: Ich hatte zu Herrn 
Born regelmäßig Kontakt. Ich hatte aber ge-
nauso - - 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Wie regelmä-
ßig? 

Zeuge von Schoepff: Um es noch ein-
mal klar zu sagen: Herr Born war als Refe-
ratsleiter 514, für Visavergabe weltweit zu-
ständig. Dass er mit einem jungen Referen-
ten dauernd spricht, ist eher unwahrschein-
lich. Auch seine Kraft und seine Kapazität 
waren begrenzt. Ich habe Herrn Born hervor-
gehoben oder wir haben viel mit ihm gespro-
chen, weil er auch die ganzen Erlasse unter-
zeichnet hat. Er hat eine zentrale Rolle ge-
spielt. Aber ich habe natürlich normal mit 
Sachbearbeitern gesprochen - 514 war ein 
großes Referat -, anderen Referenten, weni-
ger mit dem stellvertretenden Referatsleiter. 
Ich habe also mit der ganzen Palette gespro-
chen. Ich habe, um es ganz klar zu sagen, 
mit Herrn Born - - Anfangs haben wir - - Ich 
habe es einfach so plastisch dargestellt: Er 
sah das Ganze viel abstrakter und so ähnlich 
wie Sie. Bei ihm war ein großer Stimmungs- 
oder Meinungsumschwung, nachdem er in 
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Kiew war. Sie werden sehen, dass nach 
September/Oktober 95 - er ist sehr spät ge-
kommen - alles, was 514 anbelangt, viel 
realitätsbezogener war. Das hatte etwas mit 
der Perzeption zu tun. 

Ich habe mit Herrn Born heute ein sehr 
gutes Verhältnis. Herr Born hat sich im 
Frühjahr 96 zunehmend meiner Richtung 
angeschlossen. Herr Born - das wissen Sie 
vielleicht - ist vom „Spiegel“ schwerstens 
kritisiert worden, weil er meine Berichter-
stattung, was Kontingentflüchtlinge anbe-
langt, in einer großen Darstellung im „blauen 
Dienst“ zusammengefasst hat, die an Abge-
ordnete gegangen ist. Das ist an den „Spie-
gel“ gegangen und der „Spiegel“ hat daraus 
zitiert. Das muss im Frühjahr 96 gewesen 
sein. Da ist Herr Born in übelster Weise ab-
qualifiziert worden. Ich kann mich an Tele-
fongespräche mit ihm erinnern, in denen er 
sehr, sehr deprimiert war und mir sagte, er 
kann nicht mehr; auf ihm laste die Verant-
wortung. Er sagte immer, die Chargen über 
ihm würden sich nicht darum kümmern. Ich 
habe gesagt: Wie kann ich Ihnen helfen? - 
Wir haben dann - zusammen auch mit 
Moskau - Berichte in objektiver Form 
gemacht, um ihm den Rücken zu stärken und 
um einen großen Schlussstrich zu ziehen. 

Ich war dann ja in New York. Da war der 
Leiter der Vertretung der ehemalige Abtei-
lungsleiter V, ein im Amt sehr renommierter 
Mann, ein Professor, Botschafter Tono Eitel, 
der uns im Sicherheitsrat vertreten hat. Der 
hat mich am Anfang einmal zu sich gerufen 
und hat sich bei mir für meinen Einsatz in 
Kiew bedankt. Ich hatte das Gefühl: Er hatte 
irgendwie ein schlechtes Gewissen. Es war 
ein sehr ehrlicher Mann. Er hat sich - das 
muss man einmal ganz offen sagen - um 
Visavergabe und um solche Sachen nicht 
gekümmert. Das war ein Völkerrechtler mit 
großer internationaler Reputation. Er hat 
wissenschaftlich veröffentlicht. 

Herr Born war - das habe ich im Nachhi-
nein gesehen - in einer schwierigen Situa-
tion. Er hat mir mehrmals gesagt: Er fühlt 
sich sehr allein gelassen. Er fühlte sich den 
Pressionen von außen eben sehr ausgesetzt. 
Er hat irgendwie versucht, den Druck weiter-
zugeben. Ich habe den Druck nicht aufge-
nommen; ich habe ihn wieder zurückgege-
ben. Da war in einer gewissen Phase zwi-
schen der gesamten Botschaft - - Sie sehen, 
auch Arnot hat selbst geschrieben. Er hat 
anfangs auch sehr deutliche Gespräche ge-
führt. Das löste sich in völliges Verstehen 

und ein gutes Verhältnis auf, nachdem Herr 
Born dort war. 

Ich war noch einmal - um es wirklich ab-
zuschließen - krank. Ich hatte eine Nasen-
operation, eine Nasenscheidewandoperation 
im Herbst 1995 gehabt. Ein einziger Kollege 
aus dem Auswärtigen Amt hat mich - neben 
meiner Lebensgefährtin - besucht; das war 
Herr Born. Ich habe zu Herrn Born also ein 
sehr gutes Verhältnis. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Ich darf zu-
sammenfassen: Sie haben gerade das Ver-
hältnis zwischen Ihnen und Herrn Born als 
sehr positiv bezeichnet. 

Zeuge von Schoepff: Nicht als positiv. 
Ich habe die Entwicklung geschildert. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Als freund-
lich. - Sie haben die Lage in der Botschaft 
vorhin sehr emotional dargestellt und Sie 
haben dargestellt, wie schlimm alles war. Im 
Nachhinein hat sich doch herausgestellt, 
dass die Erlasslage eigentlich klar war, dass 
Sie aufgrund dieser Erlasslage durchaus in 
der Lage waren, auch jungen Frauen den 
Wunsch nach einem Visum abzulehnen - 
was Sie auch getan haben -, und dass die 
Zusammenarbeit mit dem Auswärtigen Amt 
gut war. Das haben Sie in Ihrem Erfahrungs-
bericht deutlich gemacht und das haben Sie 
soeben noch einmal klargestellt, indem Sie 
sagten: Mit Herrn Born gab es nachher keine 
Probleme; ich hatte einen guten Kontakt zu 
ihm. 

Können Sie in zwei Sätzen zusammen-
fassen, wo es wirklich die Probleme gab, die 
Sie anfangs so emotional geschildert haben? 
Ich kann Ihre Aufregung, die sich mittlerweile 
wohl gelegt hat, im Nachhinein nicht mehr 
nachvollziehen, weil anscheinend alles doch 
nicht mehr so schlimm war, wie Sie es an-
fangs geschildert haben.  

Zeuge von Schoepff: Ich glaube, Sie 
haben mir nicht zugehört. Ich will einfach nur 
an meine Eingangsbemerkung über die 
räumlichen Verhältnisse erinnern: Wenn Sie 
in einem Raum - 19 Quadratmeter - als dem 
zentralen Visavergaberaum zehn bis zwölf 
Mitarbeiter sitzen haben und sagen, dass 
das normal ist - - 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Das Problem 
wurde dann ja gelöst. 
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Zeuge von Schoepff: Augenblick mal! 
Wo wurde es gelöst? 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Es steht so in 
Ihrem Erfahrungsbericht: Sie haben sich 
bemüht; es hat eine Weile gedauert; aber 
das Problem - - 

Zeuge von Schoepff: Wo wurde das 
Problem gelöst? 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Laut Erfah-
rungsbericht.  

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Frau Pawelski, ich glaube, schon 
in dem Eingangsstatement wurden alle 
Dinge, nach denen Sie jetzt fragen, behan-
delt. Vielleicht halten Sie ihm noch etwas vor, 
bei dem er sich möglicherweise widerspro-
chen hat.  

Rita Pawelski (CDU/CSU): Manchmal ist 
es gut, wenn man nach einer langen Befra-
gung einige Sachen zusammenfasst. 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Ich wollte nur Zeit sparen; denn 
Sie haben eigentlich alles klargestellt. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Eine Frage 
noch: Sagt Ihnen der Begriff „Tänzervisa” 
etwas? 

Zeuge von Schoepff: Ja, so in allgemei-
ner Form. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Dieser Begriff 
besagt, dass Visa für Tänzergruppen ausge-
stellt wurden und dass diese Gruppen an der 
Botschaft bevorzugt behandelt wurden. Kön-
nen Sie sich daran erinnern, ob das auch 
schon zu Ihrer Zeit so war? Ich frage nur 
danach, ob das auch schon bei Ihnen so war. 
Sie haben schließlich ein sehr gutes Ge-
dächtnis. 

Zeuge von Schoepff: Ich habe den 
Beschlussempfehlunggriff „Tänzervisa“ im 
Zusammenhang mit irgendwelchen „Spie-
gel“-Artikeln und so gehört. Ich kann mir nicht 
vorstellen, dass wir im großen Stil an Tänze-
rinnen Visa vergeben haben.  

Rita Pawelski (CDU/CSU): An Folklore-
gruppen oder an Tanzgruppen, die auch 

internationalen Tanzverbänden angehört 
haben, die am Sonderschalter aber bevor-
zugt behandelt wurden? Ich frage nur, ob es 
das auch schon bei Ihnen gab. Ich unterstelle 
Ihnen nicht, dass Sie das untergraben ha-
ben. 

Zeuge von Schoepff: Ich bin mir nach 
meiner Konstitution ganz sicher, dass ich 
bestimmt keine Weisung gegeben habe, 
Tänzerinnengruppen am Wirtschaftsschalter 
bevorzugt abzufertigen. Das halte ich für 
völlig abwegig. 

Ich habe doch eindeutig versucht, Ihnen 
zu erklären, dass zwei, drei deutsche Kon-
sularbeamte - - Sie müssen sich vorstellen, 
dass eine der Konsularbeamtinnen oder so, 
die bei mir war, den Kanzler vertreten hat. 
Wir deutsche Konsularbeamte waren - Sie 
dürfen das Kontingentverfahren und die an-
deren Verfahren nicht vergessen - sehr we-
nige. Aufsicht über 25 ukrainische Ortskräfte 
allein im Visabereich - sie führen diese Ge-
spräche - auszuüben ist etwas sehr, sehr 
Schweres. Dann hätte ich mich immer hinter 
jemanden stellen und genau verfolgen müs-
sen, was ist.  

Rita Pawelski (CDU/CSU): Ich wollte 
eigentlich nur wissen, ob Ihnen dieser Begriff 
bekannt vorkommt und ob Sie sagen, dass 
schon damals Folkloregruppen, Tanzgruppen 
bevorzugt behandelt wurden.  

Zeuge von Schoepff: Ich kann es mir 
nicht vorstellen. 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Herr Kauder hat noch eine kurze 
Nachfrage. Danach sind wir fertig. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Herr Zeuge, ich habe das 
mit Ihrem Erfahrungsbericht noch nicht so 
ganz verstanden. Sie werden ja nicht be-
haupten wollen, dass Sie die Situation 
krankheitsbedingt falsch eingeschätzt haben. 
Habe ich Sie da richtig interpretiert? 

Zeuge von Schoepff: Ich habe Ihnen be-
schrieben, dass das Auswärtige Amt mir 
einen Erlass geschickt hat, innerhalb von 
zwei Wochen von Kiew nach New York um-
zuziehen. Das war für mich eine Überforde-
rung. Ich bin in diesen zwei Wochen krank 
geworden, und zwar sehr; ich habe eine 
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massive Lungenentzündung gehabt. Sie 
müssen sich vorstellen: Ein Teil meines Um-
zugs war schon weg. Ich war in einer sehr 
schwierigen Situation: an eine neue Vertre-
tung kommen, dann wegen Krankheit aus-
fallen. Sie können sich sicherlich vorstellen, 
dass unsere Sicherheitsratszeit damals für 
Minister Kinkel etwas sehr Wichtiges war. 
Das war für mich eine unangenehme Situa-
tion.  

Wann genau ich diesen Bericht geschrie-
ben habe, kann ich nicht sagen. Ich war so 
bettlägerig und hatte so hohes Fieber, dass 
ich in einem Krankenhaus lange unter 
schwersten Bedingungen behandelt werden 
musste. Ich haben den Bericht vermutlich - 
verstehen Sie - an dem letzten Tag ge-
schrieben. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): 30.07.? 

Zeuge von Schoepff: Ich kann es jetzt - - 
Aber in solchen Umständen - - Ich habe ver-
sucht, es Ihnen zu erklären. Ich würde diesen 
Bericht jetzt nicht überbewerten. So ein Be-
richt geht quasi an einen ganz selektiven 
Kreis, während ein Drahtbericht einen ganz 
anderen Verteiler hat. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen)(CDU/CSU): Aber es ist doch ein 
Schlussbericht über Ihre gesamte Tätigkeit in 
Kiew. Dieser Bericht ist sechs Seiten lang; er 
ist also sehr detailliert und auch in sich 
schlüssig. War Ihnen bewusst, dass Sie 
Ihrem obersten Dienstherrn einen Schlussbe-
richt zur Verfügung stellen, der die tatsächli-
che Sachlage nach Ihrem Gefühl nicht wie-
dergibt? 

Zeuge von Schoepff: Ich kann nur sa-
gen - ich habe meinen Erfahrungsbericht 
jetzt nicht mehr im Detail im Kopf -: Ich wollte 
sozusagen, nachdem schon ein anderer 
Kollege dort war, dem ich die Sachen über-
geben hatte, dieses Kapitel für mich ab-
schließen, weil ich insgesamt den Eindruck 
hatte, dass unsere Bemühungen und so ir-
gendwo geteilt wurden, dass es aber, wie ich 
Ihnen ja dargelegt habe, in den drei Jahren, 
in denen ich da war, keine wirklich struktu-
rellen Veränderungen gab. Was hätte es für 
einen Sinn gemacht, dann noch einmal 
nachzuhaken, als ich praktisch schon nicht 
mehr da war? 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Sie verletzen doch Ihre 
Dienstpflichten, wenn Sie dem Dienstherrn 
etwas berichten, was die tatsächliche Sach-
lage nicht wiedergibt. Es ist doch Sinn eines 
solchen Berichtes, die tatsächliche Situation 
wiederzugeben und nicht etwas, was Sie 
geschönt haben.  

Zeuge von Schoepff: Das war ein Be-
richt, der - - Dieser Bericht geht - ich habe 
den Verteiler jetzt nicht im Kopf - an zwei, 
drei Leute und ist dann sozusagen abgehakt. 
Es ist ein rein formeller Vorgang. Vielleicht 
aufgrund eines Erfahrungsberichtes eines 
Botschafters oder eines Staatssekretärs fin-
det ein Follow-up statt; aber aufgrund eines 
Abschlussberichtes eines RK-Referenten 
findet nach normalem menschlichen Ermes-
sen kein Follow-up statt. Das kann ich Ihnen 
als Erfahrungswert sagen. 

Wenn die anderen großen Drahtberichte 
kein entscheidendes Follow-up gegeben 
haben, zum Beispiel die Drahtberichte zur 
Bekämpfung von OK auf der Straße, was soll 
so ein Schlussbericht tun? Das ist einfach 
eine gewisse Lebensweisheit des Auswärti-
gen Amtes. Es tut mir Leid, wenn es Ihnen 
nicht einsichtig ist. Mehr kann und will ich 
dazu jetzt auch nicht sagen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Sie sagen: Es ist ein rein 
formeller Vorgang. Schließen Sie daraus 
„Dann kann ich auch hineinschreiben, was 
ich will“? 

Zeuge von Schoepff: Ich hatte phasen-
weise - das muss ich Ihnen ganz offen sa-
gen - - Wir haben ja geschrieben: Die Bot-
schaft ist in einer Lage untergebracht, die 
Arbeit nicht möglich macht; wir sind von Ma-
fia umkreist; es wird geschossen und so; es 
passiert nichts. Das habe ich ja fortlaufend 
berichtet. Was ist mein Schluss daraus?  

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Aber doch nicht im 
Schlussbericht. 

Zeuge von Schoepff: Dann war ich so-
zusagen - - 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Was wollten Sie denn 
damit bezwecken? 
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Zeuge von Schoepff: Damit wollte ich 
dann nichts mehr bezwecken. Für mich war 
es abgeschlossen. Verstehen Sie? 

(Olaf Scholz (SPD): Da steht auch 
nichts Falsches drin, nur nicht al-

les!) 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Wir können jetzt nicht 
mehr beurteilen, was falsch und was richtig 
ist, wenn der Zeuge sagt: Der Bericht ist 
nicht in Ordnung.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gibt 
es weitere Wortmeldungen? - Das ist nicht 
der Fall. Dann sind wir am Ende dieser Ver-
nehmung. 

Ich darf Ihnen mitteilen, dass ein Protokoll 
angefertigt wird, das Ihnen zugesandt wird. 
Ich bitte, es durchzuschauen und uns inner-
halb der nächsten zwei Wochen zurückzu-
schicken. Danach können wir die Verneh-
mung formell abschließen.  

Ich wünsche Ihnen einen guten Nachhau-
seweg, alles Gute und beste Gesundheit. 

Wir sind am Ende dieser Befragung. 
(Beifall) 

Zeuge von Schoepff: Ich danke Ihnen. 
Auf Wiederschauen! 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wir 
machen gleich weiter. Ich höre, dass der 
nächste Zeuge schon vor der Tür steht.  

Wir haben auf die Befragung der Zeugin 
Ohl-Meyer, zumindest für heute, verzichtet. 

Wir kommen jetzt zur Vernehmung von 
Botschaftsrat Dr. Oliver Schnakenberg: 

Vernehmung des Zeugen  
Dr. Schnakenberg 

Herr Schnakenberg, herzlich willkommen 
hier im Untersuchungsausschuss. Wir sitzen 
schon etwas länger zusammen und werden 
es nach Ihrer Vernehmung noch länger tun. 

Ich möchte Ihnen mitteilen, dass von Ihrer 
Vernehmung ein Protokoll angefertigt wird. 
Das entsprechende Tonband wird gelöscht.  

Ich möchte feststellen, dass eine 
Aussagegenehmigung vorliegt. 

Ich komme zur Belehrung. Herr Schna-
kenberg, Sie sind als Zeuge verpflichtet, die 
Wahrheit zu sagen. Ihre Aussagen müssen 
daher richtig und vollständig sein. Sie dürfen 
nichts weglassen, was zur Sache gehört, und 
nichts hinzufügen, was der Wahrheit wider-
spricht. Ich muss Sie auch auf strafrechtliche 
Folgen aufmerksam machen. Nach § 153 
des Strafgesetzbuches können Sie mit Frei-
heitsstrafe oder mit Geldstrafe bestraft wer-
den, wenn Sie eine uneidliche Falschaus-
sage machen. Allerdings können Sie die 
Auskünfte auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung Ihnen selbst oder An-
gehörigen die Gefahr zuziehen würde, einer 
Untersuchung nach einem gesetzlich geord-
neten Verfahren ausgesetzt zu werden. 
Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen des 
Schutzes von Dienstgeheimnisses, Privatge-
heimnissen oder Geschäftsgeheimnissen 
nicht für die Öffentlichkeit bestimmt sein, so 
bitte ich Sie, uns einen Hinweis zu geben.  

Ich bitte Sie, sich dem Ausschuss vorzu-
stellen: vollständiger Name, Alter, Beruf, 
Wohnort oder Dienstort. Bitte schön. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Herr Vorsit-
zender! Meine Damen und Herren Abgeord-
nete! Mein Name ist Oliver Schnakenberg. 
Ich bin Botschaftsrat, zurzeit an der Deut-
schen Botschaft in Hanoi, Vietnam. Ich bin 
45 Jahre alt, verheiratet und habe drei Kin-
der. Ich bin von der Ausbildung her Volljurist. 
Ich bin 1991 in den auswärtigen Dienst ein-
getreten. Ich habe zunächst in der Abrüs-
tungsabteilung gearbeitet, dann auf den 
Posten Madras und Kiew. Bevor ich nach 
Hanoi versetzt wurde, habe ich drei Jahre in 

der Personalabteilung des Auswärtigen Am-
tes gearbeitet. In Hanoi kümmere ich mich 
als Vertreter des Botschafters vor allen Din-
gen um die Wirtschaft. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wie 
lange waren Sie in Kiew? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich war von 
Sommer 1996 bis zum Sommer 1999 in 
Kiew, und zwar als Leiter der Rechts- und 
Konsularabteilung. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Von 
Sommer 1996 bis Sommer 1999. Dann wa-
ren Sie der Nachfolger von Herrn von 
Schoepff. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja, ich war 
der Nachfolger von Nikolai von Schoepff. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Jetzt 
haben Sie als Zeuge die Möglichkeit, die 
Dinge im Zusammenhang darzustellen. 
Wünschen Sie das? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja, ich wün-
sche das. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Bitte 
schön. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Herr Vorsit-
zender! Meine Damen und Herren Abgeord-
nete! Ich möchte von der Möglichkeit 
Gebrauch machen, zu Beginn der Verneh-
mung ein Statement abzugeben. Ich möchte 
diese Erklärung in vier Abschnitte gliedern: 
Erstens - ganz kurz -: Was war meine Rolle 
als Leiter der Rechts- und Konsularabtei-
lung? Zweitens. Welche Bedingungen und 
Faktoren haben die Visumerteilung damals 
beeinflusst? Drittens. Wie funktionierte die 
Zusammenarbeit mit der Leitung der Bot-
schaft, dem Auswärtigen Amt und den In-
nenbehörden? In diesem Zusammenhang 
würde ich gerne auf das Carnet de Touriste 
eingehen. Viertens. Was waren die Gründe 
für den Anstieg der Visazahlen zu meiner 
Zeit? 

Zunächst möchte ich kurz auf meine da-
malige Rolle als Leiter der Rechts- und Kon-
sularabteilung eingehen. Ich war als Referent 
Vorgesetzter von zehn Beamten und von fast 
30 deutschen und ukrainischen Ortskräften in 
den Bereichen „Allgemeine Konsularangele-
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genheiten“, „Jüdische Zuwanderung“ sowie 
„Pass- und Visastelle“. Als Leiterin der Vi-
sastelle war mir zunächst Frau Ohl-Meyer 
zugeordnet, die Sie heute nicht mehr anhö-
ren konnten, sowie dann Frau Klara Hopp-
mann. Insgesamt oblag mir damit gegenüber 
Botschafter Dr. Heyken die fachliche und 
personelle Verantwortung für die bei weitem 
größte Abteilung der Botschaft.  

Außerdem war ich persönlich für folgende 
weitere Aufgaben zuständig: Berichterstat-
tung über die Menschenrechtslage in der 
Ukraine, insbesondere über die Todesstrafe, 
Entschädigung von NS-Opfern. Sie erinnern 
sich vielleicht, dass es bereits nach der Wie-
dervereinigung einmal einen entsprechenden 
Betrag für die Nachfolgestaaten der Sowjet-
union gegeben hat, und es war zu der Zeit, 
nach 96, zu klären, wo ein größerer Betrag 
von an die 100 Millionen DM in der Ukraine 
verblieben war. Wir haben übrigens schon 
damals Gespräche mit dem damaligen Na-
tionalbankpräsidenten Juschtschenko ge-
führt. Das schloss auch Kontakte ein, die ich 
zum Rabiner der Jüdischen Gemeinde 
pflegte.  

Ich war zuständig für die Zusammenarbeit 
mit dem Verbindungsbeamten des Bundes-
kriminalamtes, der seinen Posten gleichzeitig 
mit mir übernahm. Ich war für die rechtliche 
Zusammenarbeit mit der Ukraine zuständig. 
Wir haben über die Stiftung für Internationale 
Rechtliche Zusammenarbeit ein rechtliches 
Kooperationsprogramm durchgeführt. 
Schließlich oblag mir natürlich die Personal-
verantwortung für meine 40 Mitarbeiter. 
Überdies war ich Personalratsvorsitzender 
der Botschaft. 

Als ich im Juli 1996 meinen Dienst in 
Kiew antrat, war mir von Anfang an bewusst, 
dass ich mich im Zentrum eines Span-
nungsfeldes komplexer Kräfte, Interessen 
und Einflussfaktoren befand, die höchste 
Anforderungen an mein Leistungsniveau 
stellten. Keiner meiner bisherigen Auslands-
posten stellte aber auch eine vergleichbar 
spannende berufliche Herausforderung dar. 
Gerade erst hatte die unabhängige Ukraine 
begonnen, in der Wahrnehmung vieler Men-
schen wieder zu Europa zu gehören. Welche 
Konsequenzen die Rückkehr des größten 
Flächenstaats und 53-Millionen-Volks nach 
Europa für uns haben würde, haben nur die 
wenigsten vorausgesehen. Für die meisten 
war die postsowjetische Ukraine hinter den 
Reaktorblöcken von Tschernobyl doch kaum 
zu erkennen; dennoch überwog bei meiner 

Familie und mir die Neugier gegenüber der 
Sorge vor Strahlenschäden.  

Zweitens. Ich komme jetzt auf die Bedin-
gungen und Einflussfaktoren der Visumer-
teilung zu sprechen. Aus vorbereitenden 
Gesprächen mit meinem Vorgänger, Herrn 
von Schoepff, wusste ich, dass mich an der 
Botschaft eine doppelt schwierige Aufgabe 
erwartet, also auch fachlich. Soeben erst 
hatten Bestechlichkeitsvorwürfe gegen die 
Visastelle zur Entlassung eines Beamten und 
einer deutschen Ortskraft geführt. Herr von 
Schoepff gestand mir damals, er sei sich 
nicht sicher, ob das Übel mit Stumpf und 
Stiel ausgemerzt worden sei. Ich habe dem 
Phänomen der Korruption daher mit beson-
derer Aufmerksamkeit gegenübergestanden 
und nicht gezögert, schon in den ersten Mo-
naten zwei ukrainische Mitarbeiterinnen auf 
Verdachtsbasis aus der Visastelle zu entfer-
nen und drei weiteren Mitarbeitern im 
Außenbereich fristlos zu kündigen.  

Die Arbeit der Visastelle fand unter un-
zumutbaren räumlichen Bedingungen statt. 
Ich denke, ich kann davon ausgehen, dass 
Herr von Schoepff Ihnen das geschildert hat. 
Dasselbe galt für die Arbeit der für die jüdi-
sche Zuwanderung zuständigen Kollegen, 
die in unbeheizten Containern ohne Wasser- 
und Toilettenanschluss tätig waren und An-
träge auch im Winter durch das offene 
Fenster dieser Container annehmen muss-
ten. 

Stellte das Massengeschäft ohnehin 
schon höchste Anforderungen an die physi-
sche und psychische Verfassung meiner 
Mitarbeiter, dann waren die Umstände ihrer 
Tätigkeit eine zusätzliche Belastung. Für-
sorge für die Kollegen, Fürsorge aber auch 
für die Antragsteller und zusätzlich das Ziel 
größerer Kontrolle und Korruptionsvorsorge 
geboten mir daher, mich mit allen Kräften für 
den raschen Umzug meiner Abteilung in ein 
funktionsgerechtes und sichereres Gebäude 
einzusetzen.  

Dieser Umzug fand Anfang Februar 1997 
statt. Mit der Unterbringung aller Kollegen 
der Rechts- und Konsularabteilung unter 
einem Dach, mit einer hohen Aufnahmeka-
pazität für die Besucher auf unserem Grund-
stück, um sie der Einflussnahme durch die 
Mafia zu entziehen, mit Büros der Visa-
beamten, die durch offene Türen freien Blick 
auf den Schalter hatten und so eine größere 
Kontrolle auf die dort tätigen Ortskräfte aus-
üben konnten, mit Mikrofonanlage und vie-
lem anderen mehr verfügten wir damit erst-
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mals über halbwegs mit einer deutschen 
Behörde vergleichbare Arbeitsbedingungen.  

Auch verbesserte die Eröffnung des Bü-
ros eines Verbindungsbeamten des Bundes-
kriminalamtes unsere Schlagkraft. Schon 
bald erwies sich aber auch dieser Fertigbau 
als überfordert und platzte aus allen Nähten, 
obwohl das Personal immer noch nicht hin-
reichte. Im Außenbereich wuchsen die War-
teschlangen wieder an.  

Die Praxis der Visumerteilung wurde zu 
meiner Zeit von zahlreichen Einzelfaktoren 
bestimmt, zuoberst natürlich Reisefreiheit auf 
der einen Seite versus Sicherheit vor illegaler 
Zuwanderung. Hier waren wir ständig be-
müht, diesen Zielkonflikt angemessen zu 
lösen und im Rahmen pflichtgemäßen Er-
messens die Schraube weder zu stark anzu-
ziehen noch zu stark zu lockern. 

Dann gab es natürlich auch die Interes-
sen der deutschen Wirtschaft. Die Firma 
Lufthansa etwa verlangte einmal, ihre Direkt-
flugverbindung nach Odessa dadurch zu 
fördern, dass die Fluggäste aus Odessa von 
der Vorsprache bei der Botschaft befreit wer-
den. Als Wirtschaftsreferent hätte ich für 
dieses Anliegen natürlich großes Verständnis 
gehabt. Allein als Rechts- und Konsularrefe-
rent habe ich dieses Anliegen im 
August 1996 aus Sorge vor Missbrauch ab-
lehnen müssen. 

Druck kam ebenso von der Spätaussied-
lerlobby. Vom Aussiedlerbeauftragten der 
Bundesregierung und vom ukrainischen Inte-
ressenverband „Wiedergeburt“ wurde damals 
gefordert, deutschstämmigen Ukrainern 
durch Zulassung von Ausbildungs- und Er-
werbsmöglichkeiten in Deutschland zu einer 
Bleibeperspektive in der Ukraine zu verhel-
fen - ebenfalls ein problematisches Anliegen.  

Schließlich versuchten durch Beschwer-
den etwa humanitäre Hilfsorganisationen, die 
Botschaft zur beschleunigten Visumerteilung 
zu veranlassen, zum Beispiel für tscherno-
bylgeschädigte Kindergruppen oder für die 
LKW-Fahrer ihrer Hilfstransporte.  

Ich erinnere mich schließlich auch an den 
Geschäftsführer eines Seniorenstifts, der uns 
im August 1997 weismachen wollte, er tue 
etwas Gutes, wenn er 53 junge Frauen zum 
längsten Laufsteg der Welt nach Berlin ein-
lädt. Sein Beharren half ihm nichts. Wir fan-
den damals durch Kontakte mit dem Bun-
desgrenzschutzamt heraus, dass sich hinter 
dem Seniorenstift eine Organisation zur 
Geldwäsche verbarg.  

Schließlich will ich noch erwähnen, dass 
sich auch das ukrainische Außenministerium 
immer wieder in unsere Tätigkeit einmischte 
und beklagte, dass unsere Visumerteilung zu 
restriktiv sei. Der Leiter der Konsularabtei-
lung des ukrainischen Außenministeriums 
wurde übrigens später verhaftet, unter ande-
rem wegen eines schwunghaften Handels 
mit Diplomatenpässen.  

Um diesen Bereich abzuschließen, 
möchte ich kurz aus einem Redebeitrag zitie-
ren, den ich für Botschafter Heyken für die 
Botschafterkonferenz 1998 entworfen habe. 
Ich habe Folgendes geschrieben: 

Die weiterhin steigende Tendenz 
wird in diesem Jahr voraussichtlich 
zu über 120 000 Visa führen. Aber 
ist das bei einem europäischen 
Nachbarland mit über 50 Millionen 
Einwohnern ungewöhnlich? Es ist 
normal, dass immer mehr Ukrainer 
von der Reisefreiheit Gebrauch ma-
chen wollen, sei es, um einen Ge-
brauchtwagen zu kaufen, sei es, um 
den goldenen Westen einmal aus 
der Nähe zu betrachten. Dies ist 
eine nach dem Fall des Eisernen 
Vorhangs positiv zu bewertende 
Entwicklung. Wir haben an der 
Ukraine sicherlich größeres Inte-
resse als an anderen Staaten. 
Problematisch ist allerdings, 

- so schrieb ich damals - 
wie diese Dienstleistung trotz Zu-
nahme des Reiseverkehrs auch in 
Zukunft gewährleistet werden kann, 
wenn die personelle und technische 
Ausstattung unverändert bleibt. Die 
Reisefreiheit kommt uns, wollen wir 
nicht prohibitive Gebühren einfüh-
ren, teuer zu stehen. 
Die Lösung dieses Konflikts kann 
nur in einem noch wirksameren 
Einsatz aller zur Verfügung stehen-
den Ressourcen bestehen. Ziel 
muss es sein, den Reiseverkehr 
langfristig zu normalisieren und die 
Visumerteilung zu vereinfachen. 
Insbesondere beim Personal schei-
nen mir hier noch ungenutzte Re-
serven vorhanden zu sein. Keine 
Ortskraft und auch kein Beamter 
erhält bislang ein Interviewtraining 
oder wird in Fragetechnik geschult. 
Hier werden Versäumnisse offen-
bar, die wir überwinden müssen.  
Die anderen Schengen-Partner ma-
chen sich ebenfalls Versäumnissen 
schuldig. Gleichsam willenlos las-
sen sich die Schengen-Partner ein 
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„Visashopping“ bieten, das wie ein 
System kommunizierender Röhren 
die Antragsteller zu den Vertretun-
gen treibt, wo der geringste Wider-
stand zu erwarten ist. Auch hier 
muss die Zusammenarbeit intensi-
viert, müssen die Prüfungsstan-
dards harmonisiert werden.  
Schließlich sollte auch die Koope-
ration mit den Ausländerbehörden 
verbessert werden. So würden etwa 
Zentralstellen bei den Innenbehör-
den zu einer effektiveren Informa-
tionsgewinnung und Datenüber-
mittlung beitragen. 

Um meine damalige Wahrnehmung des 
Problems zusammenzufassen: Ich habe 
unsere Praxis der Visumerteilung 96 bis 99, 
also unter zwei verschiedenen Regierungen, 
stets in voller Übereinstimmung mit den Vor-
gaben des Auswärtigen Amtes und mit dem 
Ausländerrecht gesehen. Es gab zwar viel 
Druck von den verschiedenen zuvor ge-
nannten Seiten, unsere Praxis weiter zu libe-
ralisieren - eigentlich fanden alle unsere Pra-
xis damals zu restriktiv -; ich habe aber kei-
nen unziemlichen psychologischen oder ver-
balen Druck des Auswärtigen Amtes emp-
funden, schneller oder mehr Visa zu erteilen 
oder gar die Prüfungsstandards abzusenken.  

Ich habe aber davor gewarnt, dass das 
Ausländerrecht leer läuft, wenn wir personell, 
organisatorisch und technisch nicht in die 
Lage versetzt werden, seine Prüfungsstan-
dards auch umzusetzen. Das war keine 
Mahnung an das Auswärtige Amt allein, son-
dern auch an alle diejenigen, die für die Zur-
verfügungstellung hinreichender Ressourcen 
in Regierung und Parlament Verantwortung 
tragen.  

Die Haushaltssituation, die dazu führte, 
dass das Bundesfinanzministerium auch dem 
Auswärtigen Amt drastische Sparmaßnah-
men auferlegte, war natürlich auch uns be-
kannt; dennoch habe ich in zahlreichen Be-
richten auf die Gefahr des Leerlaufens der 
Kontrolle mangels personeller Ressourcen 
hingewiesen, so übrigens auch bei einer 
Personalversammlung mit Bundesminister 
Kinkel am 30. Juli 1997, die in meiner Vi-
sastelle stattfand - das war damals der 
größte für Versammlungen in Betracht kom-
mende Raum - und auf der ich als Personal-
ratsvorsitzender das Wort führte.  

Ich komme jetzt zum dritten Abschnitt: 
Aspekte der Zusammenarbeit. Die Zusam-
menarbeit mit der Leitung der Botschaft war 
zu meiner Zeit vertrauensvoll und unkontro-

vers. Botschafter Dr. Heyken war von seiner 
Funktion her auf die Visumerteilung sicher-
lich nicht fokussiert. Aber auch die räumliche 
Trennung zwischen der Kanzlei und der Vi-
sastelle, insbesondere seit dem Umzug im 
Februar 97, trug dazu bei, dass die Probleme 
der Leitung nicht mehr so eindringlich wie 
früher tagtäglich vor Augen geführt wurden. 
Doch der Botschafter und insbesondere auch 
sein Vertreter, Herr Braun, später auch Herr 
Annen, hatten immer ein offenes Ohr für die 
Anliegen, die ich vortrug und die ich von der 
Visastelle transportierte. Sie zeichneten 
meine Berichtsentwürfe zumeist ohne Zufüh-
rung von Weichmachern ab. Das schließt 
den zitierten Beitrag für die Botschafterkonfe-
renz ein.  

Auch die Zusammenarbeit mit den beiden 
Leiterinnen der Visastelle und den übrigen 
Mitarbeitern der Visastelle war harmonisch. 
Sie war getragen von Teamgeist und einem 
Konsens über die Ziele unserer Tätigkeit. Da 
ich sowohl Frau Ohl-Meyer als auch Frau 
Hoppmann als hervorragend qualifizierte 
Beamtinnen schätze, die den Laden im Griff 
haben, ließ ich ihnen in der täglichen Einzel-
fallpraxis viel Spielraum.  

Über die allgemeine Linie freilich und über 
die Einschätzung des Migrationsrisikos wa-
ren wir uns in zahlreichen Besprechungen 
immer einig. Dafür habe ich sie andererseits 
stets gedeckt, wenn von dritter Seite oder 
aus anderen Abteilungen - auch der Bot-
schaft, wie etwa der Wirtschaftsabteilung, 
naturgemäß - Klagen über zu restriktive Ent-
scheidungen, über zu viele Ablehnungen 
kamen. Ich habe Beschwerdeführern immer 
als Berufungsinstanz zur Verfügung gestan-
den, aber nur ausnahmsweise einmal ge-
troffene Entscheidungen von Frau Ohl-Meyer 
und Frau Hoppmann kassiert.  

Im Übrigen habe ich mich als Scharnier 
zur Leitungsebene verstanden, da ich an den 
Morgenbesprechungen teilnahm und die 
Leitung daher am leichtesten über unsere 
Sorgen und Nöte unterrichten konnte.  

Die Zusammenarbeit mit dem Auswärti-
gen Amt war im Allgemeinen frei von Bestre-
bungen, die Praxis der Visumerteilung in eine 
liberalere Richtung zu beeinflussen. Sicher 
war man dort nicht so nah an den Problemen 
dran. Deshalb bestand dort vielleicht auch 
eher eine Neigung, Druck nachzugeben, 
Druck von Beschwerdeführern beispiels-
weise, Konflikten aus dem Weg zu gehen 
und um eine wohlwollende Überprüfung von 
Ablehnungen zu bitten. 
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Aber dies ist auch ein allgemeines, 
menschliches oder innerorganisatorisches 
Phänomen. Wenn wir meinten, uns durch 
das Amt nicht hinreichend unterstützt zu 
fühlen, dann waren das die Situationen, in 
denen wir zusätzliches Personal verlangten 
und mit guten, häufig bürokratischen 
Ratschlägen abgespeist wurden.  

An gutem Willen fehlte es nicht. Ich erin-
nere mich etwa an zwei so genannte Organi-
sationsberatungen durch entsandte Ober-
amtsräte - das war Mitte 1996 und 
Mitte 1997 -, die sich die Abläufe vor Ort 
genau anschauten und Vorschläge zur Effi-
zienzsteigerung machten. Auch war der In-
spekteur 1998 bei uns und gab Weisungen 
und Empfehlungen auf diesem Gebiet. Allein: 
Dies alles löste nicht unser Grundproblem, 
dass Kontrolle bei steigenden Visazahlen mit 
dem vorhandenen Personalbestand nicht 
aufrechtzuerhalten sein werde.  

Etwas hilflos war die Reaktion des Amts 
auch, wenn ich einen gesunden Personalmix 
aus erfahrenen und jüngeren Beamten for-
derte. Meine jungen Leute, darunter, glaube 
ich, sieben oder acht Probebeamte, waren 
zwar alle hoch motiviert und hatten eine gute 
Ausbildung hinter sich; dies ersetzt jedoch 
keine Lebenserfahrung, die man auch für die 
Visumerteilung braucht, gerade etwa für die 
Interviews mit Ehepartnern. Auch das war 
aber wiederum kein böser Wille des Auswär-
tigen Amtes. Tschernobyl und ein schlechtes, 
von der Sowjetvergangenheit geprägtes 
Image der Ukraine führten dazu, so versi-
cherte uns die Personalabteilung immer wie-
der, dass keine älteren, keine erfahreneren 
Beamten für Kiew gewonnen werden konn-
ten.  

Ich möchte jetzt ganz kurz auf das Carnet 
de Touriste eingehen. Kann ich vorausset-
zen, dass das bekannt ist? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Oh ja. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das war der 
Vorläufer der Reiseschutzversicherung und 
das wurde im Mai 1997 eingeführt. An die-
sem Beispiel lässt sich zeigen, dass zu mei-
ner Zeit Botschaft und Auswärtiges Amt im 
Grundsatz eine Linie vertraten, was die Er-
möglichung von mehr Freizügigkeit auf der 
einen Seite bei gleichzeitiger Wahrung der 
Kriterien des Ausländerrechts angeht. Am 
Carnet erwies sich aber auch, dass wir Prak-
tiker vor Ort deutlicher als die in der Zentrale 
sahen, auf welche Abwege gute Absichten 

führen können. Wir fragten uns daher schon, 
wie groß das deutsche Interesse an der Ein-
reise von Scharen dieser graugesichtigen, 
armselig gekleideten jungen Männer war. Die 
Entsorgung unseres Gebrauchtwagenmark-
tes von alten Rostlauben konnte es nicht 
allein sein. Ich schrieb damals in einem Be-
richt - das war im April 1997 -: 

Im Unterschied zu unserer öffentli-
chen Unterstützung des Carnets 
besteht bei der Botschaft die Sorge, 
dass ein an sich gut gemeintes 
Produkt durch den ukrainischen 
Automobilklub missbraucht werden 
kann. 

Ich sah schon damals voraus - mit mei-
nen Mitarbeitern -, dass der Wegfall der Ein-
ladung zu einem Verlust an Erkenntnismitteln 
führen würde, gerade auch was die Prüfung 
der Rückkehrbereitschaft angeht, obwohl das 
Carnet eigentlich nur die Verpflichtungserklä-
rung ersetzen sollte. Da dieses Verfahren 
aber letztendlich zwischen BMI und AA und 
dann auch noch mit dem ADAC abgestimmt 
war, stellten wir unsere Bedenken zunächst 
bis zum Beweis der Untauglichkeit des Car-
nets zurück.  

Die Befürchtungen bestätigten sich schon 
bald. Bereits im Herbst 1997, also nach nicht 
einmal einem halben Jahr, berichteten wir 
über Hinweise auf Missbrauch. So begannen 
Reisebüros, mit denen wir die Zusammenar-
beit erst Anfang 1995 eingestellt hatten, 
durch die Hintertür Carnets zu vertreiben und 
zu überhöhten Preisen mit dem Versprechen 
auf Visumerteilung zu verknüpfen. 

Wir warteten aber nun nicht lange auf 
eine Weisung des Auswärtigen Amtes, son-
dern wir handelten. Den Missbrauch verifi-
zierten wir durch verdeckte Anrufe eigener 
Mitarbeiter bei diesen Reisebüros. Als wir 
genug Beweismaterial beieinander hatten, 
konnten wir den ukrainischen Automobilklub 
und auch den ADAC mit unwiderlegbaren 
Vorwürfen konfrontieren. So gelang es uns, 
den Vertrieb der Carnets wieder nur auf die 
Geschäftsstelle des Klubs in Kiew zu be-
schränken. Wir inspizierten darüber hinaus 
die Geschäftsstelle in Abständen und führten 
mit dem Klub in Arbeitsbesprechungen re-
gelmäßige Bestandsaufnamen durch. Größ-
ter Erfolg war, dass wir auf diese Weise er-
reichen konnten, den Vertrieb der Carnets 
auf 100 bis 120 Stück pro Tag zu kontingen-
tieren. Das war keine Weisung des Auswärti-
gen Amtes, sondern das war unsere Leis-
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tung, die vom Auswärtigen Amt aber auch 
nicht infrage gestellt wurde. 

Ohne diese Obergrenze hätte wirklich die 
Gefahr bestanden, dass die Dinge aus dem 
Ruder laufen. Hätten das AA, das BMI oder 
der ADAC das nicht akzeptiert oder hätte 
man uns damals zur Annahme zusätzlicher 
Produkte, zusätzlicher Reiseschutzversiche-
rungen gezwungen, dann wäre womöglich 
schon damals „Land unter“ zu melden gewe-
sen. Dies blieb mir aber bis Sommer 1999 
erspart.  

Im Gegensatz zur Kooperation mit dem 
Auswärtigen Amt funktionierte die Zusam-
menarbeit mit den Innenbehörden nicht ganz 
so reibungslos. Es gab eigentlich keine in-
stitutionalisierte Kommunikation, sondern es 
dominierten persönliche Kontakte auf Ar-
beitsebene. Ich erinnere mich etwa, dass 
Frau Ohl und auch Frau Hoppmann über 
einen direkten Draht zur Grenzschutzdirek-
tion Koblenz verfügten und auch zu den 
Bundesgrenzschutzämtern in Ber-
lin-Schönefeld und Frankfurt (Oder), wo es 
schon damals besondere Ermittlungsgruppen 
gegen illegale Migranten gab.  

Insbesondere in solchen Fällen, wo die 
Ausländerbehörden ohne Bedenken zu-
stimmten, obwohl wir bestimmte Fragen oder 
Zweifel vorgebracht hatten, bzw. in denen sie 
gar, wenn wir eine fakultative Beteiligung 
wünschten, eine Stellungnahme zum Gast-
geber ablehnten, war der Bundesgrenz-
schutz eigentlich unsere einzige Erkenntnis-
quelle, um mehr zur Seriosität des Reise-
zwecks herauszufinden oder auch um gege-
benenfalls Ablehnungen gerichtsfest zu ma-
chen. So etwas passierte zum Beispiel häufi-
ger in Fällen der Vermittlung von Aupairs an 
deutsche Familien.  

Häufig, so erinnere ich mich, stimmten die 
Ausländerbehörden der Visumerteilung zu, 
weil ihre Überprüfungen nicht zu stichhalti-
gen Einwendungen führten. Wir hatten oft 
das Gefühl, dass man dort nicht lange nach-
forschte. Erst auf diesem Weg kam im 
Juli 1998 etwa heraus, dass gegen eine Köl-
ner Künstleragentur, an der die Ausländer-
behörde nichts auszusetzen fand, ein um-
fangreiches Ermittlungsverfahren der Staats-
anwaltschaft wegen Verdachts der ge-
werbsmäßigen Schleusung anhängig war. 
Übrigens war dies auch der Grund, warum 
ich mich auf der Botschafterkonferenz für die 
Schaffung eines zentralen Ansprechpartners 
bei den Innenbehörden ausgesprochen 
hatte.  

Ich komme jetzt zum letzten Abschnitt: 
Welches waren also die Gründe für den An-
stieg der Visazahlen während meiner Zeit auf 
etwas über 130 000 Visa? Sicher spielte die 
Wahrnehmung Deutschlands als wirtschaft-
lich stärkstes Nachbarland die zentrale Rolle. 
Darüber hinaus gab es etablierte Zuwande-
rungskanäle, wie die für die deutschstämmi-
gen Spätaussiedler oder für die Menschen 
jüdischer Abstammung. Diese Kanäle weck-
ten natürlich auch bei anderen die Erwar-
tung, sich in Deutschland vielleicht eher zu-
rechtzufinden als anderswo.  

Dass wir dann natürlich auch die größte 
EU-Vertretung in Kiew waren, die die größte 
Visastelle unterhielt, trug sicherlich ebenfalls 
zu einer sich selbst verstärkenden Attraktivi-
tät bei. Jede Maßnahme zur Verbesserung 
der Umstände der Visumerteilung bei uns 
musste sich doch zwangsläufig herumspre-
chen und die Anziehungskraft auf die Reise-
willigen noch erhöhen. Vielleicht könnte man 
provokativ formulieren, dass der Versuch, die 
Warteschlangen abzubauen, gar nicht gelin-
gen konnte, weil er im Erfolgsfall nur neue 
Besucher anlocken würde, die von den 
Warteschlangen vorher abgeschreckt wur-
den.  

Kein Grund für den Anstieg der Visazah-
len war deshalb etwa, dass die Botschaft mit 
der Zeit immer lockerer prüfte. Der Abbau 
von Warteschlangen war kein im Rahmen 
der Antragsprüfung von uns angestrebtes 
Ziel; das möchte ich ganz klar sagen. Im 
Gegenteil: Wir sind für unsere zu restriktive 
Praxis immer gescholten worden. In den 
ukrainischen Medien wurde immer wieder 
der Vorwurf erhoben, junge, unverheiratete 
Ukrainerinnen würden von westlichen Bot-
schaften pauschal als potenzielle Prostitu-
ierte angesehen, denen man daher kein Vi-
sum geben könne.  

Wir haben dennoch versucht, den Grund-
satz der Einzelfallprüfung aufrechtzuerhalten. 
Ablehnung gab es daher nur dann, wenn uns 
der Antragsteller nicht zu überzeugen ver-
mochte, dass er legitime Zwecke verfolgt, 
dass sein Aufenthalt und die Rückkehrbereit-
schaft finanziell gesichert sind und dass er 
uneingeschränkt auch zur Rückkehr bereit 
ist. Da die Klagehäufigkeit in der Ukraine 
relativ gering war - geringer, als ich es jetzt in 
Vietnam erlebe -, bestand damals ohnehin 
kein Anlass, Ablehnungsgründe bereits vor 
dem Widerspruch auf ein gerichtsfestes Ni-
veau zu heben.  
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Natürlich: Auch während der von mir zu 
verantwortenden Zeit der Visastelle kam es 
zu Fällen von Visumerschleichungen. Ich 
habe von Anfang an gewusst, dass es keine 
100-prozentige Herausfilterung des Miss-
brauchs geben kann. Diese Gewissheit gibt 
es nie. Sie wäre auch mit unserem Ver-
ständnis Deutschlands als einem weltoffenen 
Land nicht vereinbar. 

Allerdings - das wusste ich auch - be-
günstigten die Rahmenbedingungen in der 
Ukraine stärker als anderswo die Inkauf-
nahme hoher Einsätze aufseiten der An-
tragsteller, die Anwendung betrügerischer 
Methoden und andere kriminelle Vorgehens-
weisen individueller und organisierter Art, um 
in den Besitz der knappen und begehrten 
Ware Visum zu gelangen. Dies musste man 
ganz einfach unterstellen angesichts des 
Wohlstandsgefälles, angesichts der Attrakti-
vität Deutschlands und der erbärmlichen 
sozialen Lage vieler Ukrainer damals, ohne 
dass wir damit gleich ein ganzes Volk als 
potenzielle Verbrecher abstempeln wollten.  

Wir haben dennoch unter extremem Ar-
beitseinsatz unser Möglichstes getan - dies 
bestätigte auch der Inspekteur 1998 -, den 
Missbrauch in Schach zu halten. Dazu ge-
hörten unter anderem die Überprüfungen 
Verdacht erregender Firmen oder auch ge-
fälligkeitshalber ausgesprochener oder fin-
gierter Einladungen. Dazu gehörte der Aus-
tausch von Informationen einschließlich so 
genannter schwarzer Listen mit den Schen-
gen-Partnern. Dazu gehörten regelmäßige 
Besprechungen mit der für die Kontrolle un-
seres Außenbereichs zuständigen ukraini-
schen Nationalgarde. Auch mit den ukraini-
schen Strafverfolgungsbehörden hatte ich 
regelmäßige Kontakte. Ich habe sie teilweise 
sogar auf unser Gelände gelassen, um dort 
verdeckt zu ermitteln. Dazu gehörten die 
Rotation der Mitarbeiter und ständige Ver-
gatterungen.  

Ich will hier erwähnen, dass es mir nicht 
leicht fiel; aber ich habe kein Federlesen 
gemacht und etwa in einem Fall eine Mitar-
beiterin sofort entlassen, weil sie mir nicht 
sofort offenbart hatte, dass sie außer Dienst 
in einer Visumsache angesprochen worden 
war. Die Mitarbeiter wussten: Solche Dinge 
waren mir sofort zu melden.  

Schließlich haben wir auch darauf gese-
hen, dass wir die in vielen ukrainischen Zei-
tungen erscheinenden Inserate und Ange-
bote von so genannten Eurovisa zur über-
prüfen versuchen. Ich denke daher, dass die 

durchschnittlich etwa 600 bis 700 Visa, die 
wir zu meiner Zeit am Tag mit vier entsand-
ten Beamten und 18 Ortskräften erteilten, im 
Ergebnis keine Kritik wegen einer zu großzü-
gigen Vergabepraxis verdienen.  

Eine Kritik etwa wegen zu großzügiger 
Visumerteilung ist damals auch von den In-
nenbehörden nie geäußert worden. Die 
Grenzschutzdirektionen haben in ihren La-
geberichten immer wieder bestätigt, dass der 
Ukraine als Herkunftsland für illegal nach 
Deutschland einreisende Personen nur ge-
ringe Bedeutung zukommt. Die Abschie-
bungsquote aufgegriffener illegaler Ukrainer 
lag unter 1 Prozent.  

Hingegen wurde die Ukraine vor allem als 
eines der Haupttransitländer nach West-
europa problematisiert. Aber ihr bei der Si-
cherung ihrer Grenzen zu helfen, das wurde 
offenbar nicht als eine in erster Linie uns 
betreffende Aufgabe angesehen, sondern als 
eine Aufgabe, die von der Ukraine selbst und 
von Polen zu lösen ist. So habe ich etwa im 
April 1998 aus einem Gespräch mit dem 
damaligen Innenminister Krawtschenko, der 
sich kürzlich das Leben genommen hat, be-
richtet:  

Der ukrainische Grenzschutz ist am 
Rande eines kritischen Zustandes. 
Seine Hauptausrüstung ist hoff-
nungslos veraltet. Er kann die Ost-
grenzen gar nicht und die West-
grenzen nur noch zu einem Drittel 
kontrollieren. Dabei ist er so unter-
bezahlt, dass sich die Brotfabriken 
bereits weigern, die Grenztruppen 
zu beliefern. Wie mit einem solchen 
Grenzschutz wirksam illegale Zu-
wanderung über die grüne Grenze 
verhindert werden kann, dass ist 
aber auch eine uns berührende 
Frage.  

Leider hat dies nicht verhindert, dass 
Deutschland seine polizeiliche Ausstattungs-
hilfe für die Ukraine einschränkte.  

Meine Damen und Herren, ich danke 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Danke 
schön, Herr Schnakenberg. - Lassen Sie 
mich gleich zu dem Carnet de Touriste kom-
men, zu seiner Missbrauchsanfälligkeit, 
dazu, was Sie dagegen getan haben und 
was das Auswärtige Amt dagegen oder dafür 
getan hat. Sie haben von einem Schreiben 
vom April 97 an das Auswärtige Amt berich-
tet, in dem Sie Ihre Sorge über die Miss-



2. Untersuchungsausschuss  94 
[21. Sitzung am 12.05.2005] 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

brauchsanfälligkeit des Carnets mitgeteilt 
haben. Ich habe in meinen Händen einen 
Drahterlass vom Oktober 1997. Ist das mög-
licherweise die Reaktion? Sie haben hier 
über Vertriebsprobleme berichtet, also da-
rüber, wie das Carnet in Kiew vertrieben 
wurde, nämlich auf unsaubere Art und 
Weise. Dann haben Sie gesagt: Wir küm-
mern uns darum und kontrollieren den Ver-
trieb selbst. Wie hat die Visastelle der Bot-
schaft das gemacht? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Es ist richtig, 
dass wir im April 97, also kurz vor der Einfüh-
rung, das erste Mal gewarnt haben, intern, 
und dann das nächste Mal, wenn ich mich 
recht erinnere, im Herbst, im Oktober. Im 
April war mir wichtig, dass wir im Außenver-
hältnis nicht sogleich als Verhinderer daste-
hen, sondern wir wollten diesem Produkt erst 
einmal eine Chance geben. 

Nun wussten wir, wie die Verhältnisse in 
der Ukraine sind. Dass es da zu Problemen 
kommen würde, war uns klar. Aber wir haben 
dem ADAC gegenüber und auch dem ukrai-
nischen Partnerklub gegenüber gesagt: Bitte 
versucht es; passt auf; das Ganze ist eine 
sehr gefahrgeneigte Tätigkeit; wir werden die 
Sache einstellen, wenn es zu größeren 
Problemen kommt.  

Als es dann zum ersten Mal zu Proble-
men kam - das war sogar Anfang Oktober 
oder Ende September -, haben wir das dem 
ADAC - wir hatten auch eine direkte telefoni-
sche Verbindung mit dem ADAC - sogleich 
mitgeteilt. Das hat dazu geführt, dass die 
Ausgabe weiterer Carnets für, wie ich meine, 
etwa zwei oder drei Wochen suspendiert 
wurde.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Da-
rauf kommen wir gleich zu sprechen.  

Bevor wir auf den Oktober eingehen, 
möchte ich zum April 1997 zurückkehren, zur 
Einführung. Konnten Sie mit dem Erlass zur 
Einführung des Carnets vom 23. April 1997 
bei aller Missbrauchsanfälligkeit, die völlig 
unbestritten ist, zunächst einmal - als Ein-
stieg - leben? Diese Regelung besagte - Sie 
kennen sie sicherlich -: Das Carnet begrün-
det keinen Rechtsanspruch; die übrigen Vo-
raussetzungen müssen dennoch geprüft wer-
den; jeder muss persönlich erscheinen; die 
Rückkehrbereitschaft muss geklärt werden; 
es gibt keine Sonderbehandlung für diejeni-
gen, die ein Carnet haben. Das waren viel-
fältige Einschränkungen; das Carnet war nur 

ein Baustein neben vielen anderen Prü-
fungsakten. Konnten Sie damit im April 97 
zunächst einmal leben? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja. Ich denke, 
damit konnten wir zunächst einmal leben. 
Dieser Erlass war mir konkret genug und er 
ließ zugleich, denke ich, hinreichend Spiel-
raum für die Ausgestaltung. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. - 
Dann gehen wir zum Oktober 97. Im Okto-
ber 97 kamen dann erste Missstände - das 
wissen wir - und da haben Sie dann den 
Vertrieb ausgesetzt. Da gab es auch interes-
santerweise im Benehmen mit dem Innenmi-
nisterium eine Vorgehensweise. Das heißt: 
AA hat mit dem Innenministerium die Dinge 
besprochen, Ihrer Erfahrung nach, in Kiew? 
Stimmt das? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Davon gehe 
ich aus, dass es da regelmäßige Kontakte 
zwischen dem BMI und dem AA gab. Der 
ADAC hatte ja seine pauschale Verpflich-
tungserklärung gegenüber dem BMI abgege-
ben und das BMI musste ja seinerseits wie-
derum das Auswärtige Amt entsprechend 
konsultieren, damit diese Maßnahme ent-
sprechend an die Außenvertretungen kom-
muniziert würde, und wir alle wussten: Diese 
Verpflichtungserklärung tritt nun an die Stelle 
der vielen individuellen Verpflichtungserklä-
rungen und wird dann überdies ersetzt durch 
dieses Versicherungsprodukt. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
haben Sie, als es da Missbrauchsfälle beim 
Vertrieb gab, selbst die Räume kontrolliert 
oder festgelegt, wo und wie vertrieben wer-
den darf? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja. Ich erin-
nere mich noch, dass wir zunächst die alte, 
später auch die neue Verkaufsstelle - - Of-
fenbar flossen die Einnahmen so reichlich, 
dass man sich dann auch sogleich eine sehr 
großzügige neue Geschäftsstelle leisten 
konnte. Wir haben uns das angeschaut und 
überdies waren auch Vertreter, also der da-
malige Chef dieses Klubs 112 - hieß er - und 
seine Deutschdolmetscherin, mehrfach bei 
uns dann in der Visastelle, um darüber zu 
diskutieren, welche Maßnahmen durchge-
führt werden können, um den Missbrauch in 
Grenzen zu halten. 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. - 
Dann machen wir einen Sprung. Ein Jahr 
später, im Oktober 98, da gibt es ein Schrei-
ben von Frau Hoppmann. Sie sagten ja vor-
hin, dass Sie diese Schreiben im Wesentli-
chen alle mitgetragen haben, nichts korrigiert 
haben; in diesem Schreiben an das Auswär-
tige Amt warnt Frau Hoppmann, dass hier 
erkennbar Missbrauch getrieben wird, dass 
Menschen ein Carnet de Touriste vorlegen 
und sich die Frage aufwirft, wie die An-
tragsteller ihren Lebensunterhalt überhaupt 
finanzieren können. Es heißt: 

Sich häufende Rückfragen der 
deutschen Grenzbehörden bestäti-
gen den Verdacht, dass viele An-
tragsteller ihren Aufenthalt in 
Deutschland durch Schwarzarbeit 
finanzieren. 

Oktober 98. Es wird jetzt immer deutlicher: 
Hier wird Schwarzarbeit Vorschub geleistet. 

Jetzt kommt eine Anregung, angelehnt an 
österreichisches Verhalten: Sie sagen, die 
Österreicher lassen sich eine bezahlte Hotel-
buchung vorlegen; das wollen Sie auch ma-
chen, eine in Deutschland für ein deutsches 
Hotel bezahlte Hotelbuchung, und fragen im 
Auswärtigen Amt nach, ob Sie das auch 
dürfen. Wie war die Antwort? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich kann jetzt 
nur vermuten, dass entweder keine Antwort 
kam oder dass die Antwort abschlägig war; 
denn ich erinnere mich nicht, dass wir diese 
Maßnahme wie die Österreicher eingeführt 
hätten. Wir waren überdies in einer ganz 
anderen Situation als die Österreicher. Die 
Österreicher hatten eine Minivertretung und 
die haben überhaupt natürlich alle möglichen 
Hürden aufgebaut, um dieses Produkt außen 
vor zu halten. So konnten wir gar nicht agie-
ren. Wir mussten mit diesem Produkt anders 
umgehen. 

Aber wenn Sie sagen, dass Frau Hopp-
mann - ich habe im Grunde genommen alles 
vor oder nach Abgang gesehen - diesen 
Vorschlag gemacht hat, diese Anregung an 
das Auswärtige Amt, dann habe ich dies 
sicherlich geteilt und hierin eine Möglichkeit 
gesehen, die Missbrauchsgefahr weiter ein-
zuschränken. Aber ich will noch mal darauf 
hinweisen, dass von dem, was den Miss-
brauch jetzt angeht in Deutschland, was die 
Schwarzarbeit oder andere illegale Zwecke 
angeht, viel im Bereich der Gerüchte, der 
allgemeinen Vermutungen war. Es gab nach 

meiner Erinnerung nicht sehr viele wirklich 
substanzielle Erkenntnisse darüber, dass ein 
größerer Anteil dieser Carnetinhaber nun 
unlautere Absichten verfolgte. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: In 
dem Schreiben vom 27.10.98 von Frau 
Hoppmann an das Auswärtige Amt heißt es 
zum Schluss nach dem Vorschlag, bezahlte 
Hotelbuchungen könnte man als weiteres 
Prüfkriterium einfügen: 

3. Die Botschaft geht davon aus, 
dass dem oben angegebenen Ver-
fahren zugestimmt wird, falls keine 
gegenteilige Weisung bis zum 
16. November 98 ergeht. 

Was haben Sie in Erinnerung zu dem Satz? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich denke, 
das ist der Beleg für eine sehr, sehr moti-
vierte und handlungsbereite Visastellenleite-
rin. Ich sagte ja eben schon: Um zu verhin-
dern, dass so eine Bitte um Weisung einfach 
ins Leere geht, haben wir uns da eben schon 
gezwungen gesehen, solche Berichte abzu-
schicken. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich kann mich 
aber an das Ergebnis, an die Antwort, nicht 
erinnern. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
heißt, man geht von Zustimmung aus, falls 
bis zum Soundsovielten nichts Gegenteiliges 
kommt. Wissen Sie, ob etwas Gegenteiliges 
kam? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das weiß ich 
nicht. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
heißt, Zustimmung konnte man bei dieser 
Formulierung dann unterstellen, wenn nichts 
Gegenteiliges kam? 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Der wusste doch nicht, 

ob was kam!) 

Aber wenn Sie es nicht wissen, wissen Sie 
auch nicht - - Sie wissen also nicht, wie das 
weiterging? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich weiß 
nicht, wie es weiterging. Aber ich kann mich 
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nicht daran erinnern, dass wir während mei-
ner Zeit noch entsprechende, wie Sie sagen, 
bestätigte Hotelreservierungen uns haben 
vorlegen lassen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Sie 
waren doch ein Jahr danach noch in Kiew, 
also fast noch ein ganzes Jahr? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Es wurde 
auch mit solchen Hotelreservierungen jede 
Menge Schindluder getrieben. Es wäre si-
cherlich auch kein effizientes Mittel gewesen; 
aber es war sicherlich eine Möglichkeit, die 
Dinge zu verbessern. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. - 
Ich höre gerade, es gab eine ablehnende 
Antwort. Das habe ich aber im Augenblick 
hier nicht präsent. 

Sie sind dann bis zum Sommer 99 dabei 
geblieben in Kiew und einen Monat später, 
im Oktober 99, kam dann dieses Plurez mit 
den totalen Erleichterungen. Was sagen Sie 
dazu aus Ihrer Erfahrung? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich habe im 
Juli - oder lassen Sie es Anfang August 1999 
gewesen sein - meine Tätigkeit in der Perso-
nalabteilung des Auswärtigen Amts angetre-
ten. Das war eine ganz andere Tätigkeit, in 
der ich mit dienstrechtlichen Fragen, mit Fra-
gen des Gesetzes über den allgemeinen 
auswärtigen Dienst zu tun hatte. Ich habe die 
Praxis der Visumerteilung, auch die Erlass-
lage, von diesem Moment an nicht weiter 
verfolgt. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
heißt, Sie wissen auch gar nicht, was dann 
kam? Das berühmte Plurez ist Ihnen auch in 
der Vorbereitung für den heutigen Tag nicht 
zufällig in die Hände gefallen? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich habe mich 
in erster Linie auf die mich betreffende Zeit 
vorbereitet. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. - 
Dann gebe ich weiter an die SPD. Wer will 
da fragen? - Bitte schön, Frau Heubaum. 

Monika Heubaum (SPD): Herr 
Dr. Schnakenberg, Sie haben schon das 
Schreiben vom 22.05.98 zitiert. Unter ande-
rem steht da auch ein Passus: 

Zugleich wird die Schwelle zur Ab-
lehnung von Visa durch das Recht 
zum Widerspruch, zur Anhörung 
und auf einen gerichtsfesten Re-
monstrationsbescheid immer höher. 
So stehen wir am Ende vor der 
Wahl, entweder einen gigantischen 
Aufwand zu betreiben, damit uns 
einige wenige Fische ins Netz ge-
hen ... 

Könnten Sie diesen Satz vielleicht noch mal 
etwas näher erläutern, was Sie mit „einige 
wenige Fische“ meinen? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Was Sie zi-
tiert haben, stammt aus einem Beitrag für 
diese Botschafterkonferenz, den ich dann 
auch noch mal - es gab da, denke ich, Ar-
beitsgruppen - dort eingereicht habe. 

Ja, natürlich, dieser Vergleich ist so ge-
meint. Natürlich werfen wir unsere Netze 
aus: durch entsprechende Prüfkriterien, 
durch Interviews, in denen wir natürlich be-
stimmte Fragen stellen, Fangfragen, versu-
chen, dem Antragsteller wirklich auf den 
Zahn zu fühlen. Dieser Aufwand wird natür-
lich immer größer, wenn wir zum Beispiel 
weniger schriftliches Material in Händen ha-
ben, was wir überprüfen können. Das war ein 
Kritikpunkt an dem Carnet, dass es im 
Grunde nicht mehr die Einladung gab als 
weiteres Erkenntnismittel zur Seriosität des 
Reisezwecks. 

Ich habe dann mit dieser Äußerung natür-
lich noch etwas anderes im Sinn gehabt, was 
mit der Zeit sicherlich auch ein größeres 
Problem geworden ist, aber noch nicht so 
stark. Wir sind ja gehalten gewesen, natürlich 
auch im Falle des Widerspruchs eines An-
tragstellers einen so genannten Remonstra-
tionsbescheid zu fertigen und dann eben 
auch natürlich im Falle der Klage entspre-
chende Klageerwiderungen für das Auswär-
tige Amt. Das ist natürlich für eine Visastelle, 
die alle Hände voll zu tun hat, die die tägliche 
Arbeitslast zu bewältigen hat, wirklich ein 
riesiger Aufwand. Auch deshalb habe ich mit 
dieser Äußerung im Sinn gehabt, dass es 
natürlich wichtig ist, wir können mit möglichst 
stichhaltigen Gründen und Dokumenten 
sogleich am Anfang die - ich sage jetzt mal - 
faulen Kunden herausfischen. 

Monika Heubaum (SPD): Hatten Sie 
auch Kontakt zu anderen Schengen-Bot-
schaften - Sie erwähnten in dem Schreiben 
auch mal den Begriff Visashopping - und 
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wurde in den anderen Botschaften vielleicht 
auf persönliche Vorsprache verzichtet oder 
wie wurde es da gehandhabt? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja, wir waren 
schon damals gehalten, uns mit den Schen-
gen-Partnern, so wie wir das auch auf ande-
ren Aufgabengebieten mit unseren EU-Part-
nern tun, regelmäßig mindestens einmal im 
Monat zu treffen. Wir haben das getan. Wir 
hatten während meiner Zeit auch einmal die 
Schengen-Präsidentschaft inne. Dies war ein 
von uns sehr geschätzter Meinungs- und 
Erfahrungsaustausch. Allein, er hat natürlich 
auch nicht verhindern können, dass die Kol-
legen aus den anderen Schengen-Staaten 
eben zum Teil andere Vorgaben hatten. Es 
gab natürlich Schengen-Partner, die zum 
Beispiel weiterhin mit Reisebüros zusam-
mengearbeitet haben. Das bedeutet eben, 
dass diese Reisebüros sozusagen gesam-
melt die Anträge ihrer Gäste, ihrer Reisenden 
einreichen konnten und eine persönliche 
Vorsprache dann nur sozusagen bei beson-
derer Nachfrage, bei Vorliegen besonderer 
Anhaltspunkte erbeten wurde. Aber da gab 
es eben große Unterschiede. Da gehörten 
wir im Grunde zu den Restriktivsten, wir, die 
wir Anfang 95 die Zusammenarbeit mit den 
Reisebüros eingestellt hatten. 

Monika Heubaum (SPD): Sie erwähnen 
weiterhin in diesem Fernschreiben vom 
22.05., wenn ich das eben noch zitieren darf, 
auf Seite 4: 

Ersetzung der Einzelfallprüfung 
durch Pauschalurteile hat westliche 
Botschaften in der Vergangenheit 
viel Ansehen gekostet und etwa 
Frauenhandel auch nicht verhindert. 

Darf ich daraus schließen, dass Sie der An-
sicht sind, dass eine restriktive Visapolitik 
auch den Frauenhandel nicht verhindert? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Sie trägt zu 
dessen Eindämmung bei, aber gerade der 
Frauenhandel, bin ich der Überzeugung - - 
Viele der ukrainischen Prostituierten sind 
über die grüne Grenze nach Deutschland 
gekommen. Das war mein damaliger Wis-
sensstand. Was ich eben schon dazu noch 
gesagt habe, war, dass es für unverheiratete 
Ukrainerinnen praktisch unmöglich war, ein 
Visum zu bekommen. Da mussten schon 
ganz besondere Gründe vorliegen, vielleicht 
Gastgebereinladungen, die wirklich hieb- und 

stichfest waren, damit wir in diesen Fällen 
Visa erteilt haben. 

Aber natürlich, das Thema - - Da können 
Sie mich auf keinen Fall in eine Ecke schie-
ben. Wir haben sehr viel über das Thema 
Frauenhandel diskutiert. Wir hatten sogar 
eine, ich denke, recht gute Zusammenarbeit 
mit einer Frauenhilfsorganisation „La Strada“ 
in Kiew. Wir haben mit „La Strada“ und auch 
mit den Verbindungsbeamten des Bundes-
kriminalamts häufig zusammengesessen und 
überlegt, was wir tun können. Es ging natür-
lich auch um Frauen, die dann letztendlich 
schon in Deutschland gelandet waren und in 
Strafverfahren aussagen sollten. Es ging 
natürlich um Frauen, die bereits zurückge-
kehrt waren, aber die wir sozusagen neu - 
diesmal von der anderen Seite - motivieren 
mussten, bitte schön unser Visum anzuneh-
men, damit sie nämlich in diesen Verfahren 
aussagen, damit wir diesen Menschenhänd-
lern auf die Schliche kommen. Das war 
schon damals ein für uns alle sehr sensibles 
Thema, dem wir große Aufmerksamkeit ge-
widmet haben. 

Monika Heubaum (SPD): Herr 
Dr. Schnakenberg, ich wollte Sie auch gar 
nicht in eine Ecke stellen, gerade nicht, son-
dern ich wollte gern eben die Hintergründe 
hören. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja. 

Monika Heubaum (SPD): Wurde das 
Carnet de Touriste auch in anderen Schen-
gen-Botschaften akzeptiert oder ist man da 
nicht so damit umgegangen? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das betraf 
außer uns nur die Österreicher. 

Monika Heubaum (SPD): Weil da mit 
dem österreichischen Automobilklub ... 
(akustisch unverständlich) bestand? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Mit dem 
ÖAMTC, ja. Wobei die tatsächliche Lage 
dann eben ganz unterschiedlich war. Die 
Österreicher hatten eine Minivertretung und 
konnten eigentlich gar nicht die Carnetinha-
ber persönlich prüfen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Neumann. 
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Volker Neumann (Bramsche) (SPD): 
Herr Schnakenberg, wir haben hier die Vi-
sumstatistik; sie hat heute schon eine Rolle 
gespielt. Da fällt auf, dass in Ihrer Zeit die 
Anzahl der erteilten Visa gestiegen ist, aber 
gleichzeitig die Ablehnungsquote gesunken 
ist, wenn das hier richtig berechnet ist, von 
11,7 Prozent 96 auf 1,1 Prozent 98. Können 
Sie uns dafür eine Erklärung geben? Wie 
gesagt, ich habe die Statistik vorliegen und 
kann sie nicht kontrollieren; sie kommt vom 
Auswärtigen Amt. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich kann eben 
nur unterstellen, dass diese Quote richtig ist. 
Ich kann nur wiederholen, was ich schon 
gesagt habe: dass es von keiner Seite, auch 
nicht etwa von mir, eine Vorgabe an die Ent-
scheider gab, etwa die Quote zu drücken. Ich 
denke, dass die schon an sich recht niedrig 
gewesen ist. Es muss einfach sachliche 
Gründe dafür gegeben haben. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Es 
gibt dort wahrscheinlich einen ehrlichen Be-
richt über den Geschäftsanfall und der vom 
29. Juni 98 weist eine Reihe von Zahlen auf. 
Aber dann steht auch ein Absatz darin: PV-
Quoten - - 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Pass- und Vi-
sastellenquoten. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Er 
lautet: 

Das Ansteigen der Visazahlen ge-
genüber dem Vorjahr ist wie folgt 
begründbar: 

Ich habe ja gesagt, die Zahlen sind ange-
stiegen. 

Seit Einzug des RK-Referats in das 
neue RK-Gebäude kommen mehr 
Besucher in die Visumstelle, weil 
mehr Schalter (elf) vorhanden sind 
und die Antragsabgabe reibungslo-
ser verläuft. Gleichzeitig hat sich 
aufgrund des Prinzips „So viel Rei-
sefreiheit wie möglich und so viel 
Kontrolle wie nötig“ die Quote von 
abgelehnten Antragstellern im Ver-
gleich zum Vorjahr noch weiter ver-
ringert. 

Gibt es dafür eine Erklärung? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich denke, in 
erster Linie besteht die Erklärung für den 

Anstieg der Zahlen darin, dass wir uns ein-
fach damals damit als größte EU-Vertretung 
in Kiew präsentierten, als größte EU-Vertre-
tung in der gesamten Ukraine, und die Leute 
bei uns am ehesten davon ausgehen konn-
ten, überhaupt mit ihrem Antrag mal an den 
Schalter zu kommen. Der Zusammenhang 
zwischen dem Prinzip, das Sie gerade zitiert 
haben, und der sozusagen relativ zurückge-
henden Ablehnungsquote erscheint mir nicht 
schlüssig. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Der 
Bericht ist auch nicht von Ihnen gemacht, 
sondern von Frau oder Herrn Hübner. Ich 
weiß nicht, wer den gezeichnet hat. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Herr Hübner 
war der Leiter der Verwaltung, der sicherlich 
von unserer Arbeit nicht sehr viel verstanden 
hat. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): 
Gut; ich habe da keine weiteren Fragen 
mehr. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Scholz. 

Olaf Scholz (SPD): Ich wollte gern noch 
mal zu den Carnets de Touriste und der 
Kontingentierung kommen, die Sie durchge-
setzt haben, und zwar würde mich einmal 
interessieren, wann etwa Sie sie durchge-
setzt haben. Wir haben auch andere Zahlen. 
Sie haben jetzt gesagt, 100 bis 120. Wir ha-
ben auch etwas davon gehört, dass es erst 
80 und dann später mal 150 gewesen sein 
sollen, wie auch immer. Vielleicht können Sie 
noch mal was dazu sagen. 

Nun ist ja das Carnet de Touriste, wenn 
die Kontingentierung so durchgesetzt wird, 
wie Sie das gesagt haben, bei etwa 600 bis 
700 Visen täglich - das war die Zahl, die Sie 
eben gesagt haben - nur ein Teil, und zwar 
der kleinere Teil. Was waren denn die ande-
ren? Wie ist es da gelaufen? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich denke, die 
Kontingentierung haben wir nach meiner 
Erinnerung bereits im Herbst 97 eingeführt. 
Es mag sein, dass da die Zahlen etwas vari-
iert haben, je nachdem, ob wir dafür ein oder 
zwei Schalter zur Verfügung stellten. Ich 
denke, das war unser einziges Entgegen-
kommen, dass wir sagten, okay, wir machen 
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einen bestimmten Schalter für diese Carnet-
Leute. Im Übrigen genießen sie keinerlei 
Privilegien. 

Die anderen Visaanträge teilten sich - ich 
würde sagen, vermutlich je zur Hälfte - auf 
andere Privatreisende und Geschäftsrei-
sende auf, vermutlich auch ein geringerer 
Teil da immer noch von langfristigen Visa. 
Aber ich glaube, die haben in der Ukraine 
außer vielleicht bei Aupairs eine nicht so 
große Rolle gespielt. 

Vielleicht können Sie Ihre Erwartung noch 
einmal etwas präzisieren. Sie möchten noch 
mehr zur Kontingentierung wissen? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
können wir nachher in der freien Runde ma-
chen. Die Zeit ist vorbei. - Jetzt geht es wei-
ter bei der CDU/CSU. Herr Kauder und dann 
Frau Noll, bitte. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Herr Dr. Schnakenberg, 
Sie waren gerade mal ein halbes Jahr im 
Amt. Dann hatten Sie am 14.01.1997 Besuch 
einer vierköpfigen Delegation aus dem nie-
derländischen Außenministerium. Können 
Sie sich daran noch erinnern? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja, ich erin-
nere mich daran. - Entschuldigung, sagen 
Sie mir bitte noch mal das Datum? Januar? 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): 14. Januar 1997. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich bin 
eigentlich der Meinung, dass ich diese Kolle-
gen schon in dem neuen Gebäude empfan-
gen habe. Da sind wir allerdings erst am 
3. Februar eingezogen. Aber - - 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Das ist genau der Punkt. 
Die Gebäude waren noch nicht ganz fertig. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Aber vorführen konnten 
Sie sie schon. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Können Sie sich noch 

daran erinnern, wie die Visavergabepolitik 
und der Umstand, dass Sie neue Räume 
bekommen, von den Gästen beurteilt wur-
den? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Also, ich 
denke, die Holländer hatten damals einige 
Leute aus ihrer Asylabteilung dabei. Das war, 
glaube ich, für die ein besonderes Interesse. 
Ich erinnere mich nicht mehr daran, wie ge-
nau die holländische Visastelle aussah. Je-
denfalls war die natürlich viel kleiner als die 
unsere und ich denke, die Kollegen waren 
insgesamt beeindruckt davon, welche Mög-
lichkeiten wir nun haben würden. 

Wir haben ja nicht vorausgesehen, dass 
es bald so aussehen würde, wie das dann 
auf dem „Spiegel“-Titel für alle zu sehen war, 
mit den großen Menschenschlangen, dass 
dann auch dieser Hof sehr schnell gefüllt 
sein würde und die Leute schon wieder auf 
der Straße stehen würden. Das war ja unser 
Hauptziel gewesen. Aber die Möglichkeit, 
dann die Leute auf das Gelände zu holen, 
sie dort vorzusortieren, sie geordnet aufzu-
rufen und zum Schalter zu bitten, jedenfalls 
an einem wirklich ordentlichen Schalter ein 
Gespräch mit dem Visastellenbearbeiter 
durchzuführen - alles das sah sehr ordentlich 
aus und hat die holländischen Kollegen auch 
beeindruckt. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Ich darf es Ihnen sagen: 
Nach Ihrem Vermerk haben Sie 

... ein Kompliment der Gäste be-
kommen, nicht nur für die bauliche 
Ausstattung, sondern man zeigte 
Interesse an der Harmonisierung 
auf höherem deutschen Niveau be-
züglich Problemgruppen wie Dritt-
staaten und Reisebüros. Während 
etwa hier, in Kiew, die Zusammen-
arbeit mit Reiseveranstaltern wegen 
der Vielzahl von Fällen mit Verbin-
dung zur Schleuserkriminalität ein-
gestellt wurde, akzeptieren nämlich 
die Niederlande und andere Bot-
schaften noch Anträge privater 
Agenturen. 

Man war also der Meinung, dass Sie das 
besser machen. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Wie ich schon 
sagte, standen wir damals geradezu im Ver-
dacht, zu restriktiv zu sein. 
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Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Zweite Frage: Sagt Ihnen 
Klub 112 Ukraine noch etwas? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja, das ist der 
Name des ukrainischen Automobilklubs, der 
als Partnerklub des ADAC das Carnet ver-
trieben hat. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Und wie lange? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Als ich im Juli 
1999 die Ukraine verlassen habe, gab es den 
noch und da hat er das Carnet auch noch 
vertrieben. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Ich habe hier ein Schrei-
ben eines Herrn Dürnsteiner vom ÖAMTC: 

Sehr geehrter Herr Schnakenberg, 
ich nehme Bezug auf Ihre dem 
Auswärtigen Amt Bonn mitgeteilten 
Bedenken hinsichtlich des 
Clubs 112 Ukraine und habe am 
08.10.97 die Einstellung des Ver-
kaufs des Touristencarnets in der 
Ukraine veranlasst. 

Also müssen Sie ja Urheber dafür gewesen 
sein, dass man den Vertrieb über den 
Klub 112 Ukraine einstellt. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Dabei han-
delte es sich um die soeben von mir er-
wähnte Suspendierung des Carnetvertriebs. 
Dieser Herr Dürnsteiner hat eben auf meine - 
ich glaube, es waren telefonische - Klagen 
reagiert, indem er erst einmal sagte: Stopp, 
wir wollen jetzt den Sachverhalt klären. - Es 
hat dann offenbar Gespräche gegeben zwi-
schen UA 112 und dem ÖAMTC und ADAC. 
Ich weiß nicht mehr genau, da ich nicht 
daran beteiligt war, was dort besprochen 
worden ist; aber Tatsache ist, dass der 
ukrainische Klub danach erheblich koopera-
tiver war und unsere Wünsche schneller 
umgesetzt hat. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Ist Ihnen ein Erfahrungsbe-
richt Ihres Vorgängers, des Herrn von 
Schoepff, bekannt, den dieser kurz vor Be-
endigung seines Amtes in Kiew gegenüber 
dem Auswärtigen Amt abgegeben hat? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja. Wir sind 
gehalten, für den Nachfolger einen Erfah-
rungsbericht anzufertigen und den im Dienst 
zu hinterlassen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Waren Sie der Meinung, 
dass dieser Erfahrungsbericht des Herrn von 
Schoepff die tatsächliche Situation an der 
Botschaft in Kiew wiedergab oder nicht? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Herr von 
Schoepff hat ja nun diesen Posten in einer 
sehr schwierigen Zeit aufgebaut. Ich habe 
immer gesagt, Herr von Schoepff hat sozu-
sagen die Pionierphase begleitet und ich 
habe es geschafft - so war mein Eindruck 
jedenfalls damals -, unsere ganze Tätigkeit 
im RK-Bereich von einer Pionierphase in 
eine Konsolidierungsphase überzuleiten. 
Sicherlich hat Herr von Schoepff Ihnen da 
heute - ich erinnere mich, dass das auch 
teilweise sicherlich in dem Erfahrungsbericht 
zur Sprache kam - sehr schillernde Erfahrun-
gen und Erlebnisse geschildert. 

Ich muss allerdings sagen: Es ging zu 
meiner Zeit dann doch erheblich ziviler zu, 
wenngleich es vielleicht auch damit zu tun 
hatte, dass ich entsprechend alarmiert und 
sensibilisiert war und sogleich reagiert habe. 
Ich habe das Thema Mitarbeiter und Korrup-
tionsvorsorge ja schon erwähnt. Ich habe da 
nicht lange gefackelt. Das war für mich eine 
neue Erfahrung, aber seitdem bin ich, glaube 
ich, auf diesem Gebiet wirklich wach. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Ich habe ja Verständnis 
dafür, wie Sie antworten; aber wenn Sie ge-
nau nachdenken, ist das ja nicht die Antwort 
auf meine Frage. Stimmte der tatsächliche 
Zustand, wie Sie ihn in Kiew angetroffen 
haben, mit dem Erfahrungsbericht des Herrn 
von Schoepff überein oder nicht? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Wissen Sie, 
ich kann mich jetzt nicht an Einzelheiten er-
innern. Ich habe eine allgemeine Erinnerung 
von der Linie dieses Erfahrungsberichtes. Sie 
spiegelte natürlich wider, dass er gerade in 
den letzten Monaten dieses sehr anstren-
gende Verfahren durchstanden hatte, dass 
seine Abteilung auf drei Standorte aufgeteilt 
gewesen ist, dass er sich einen Grabenkrieg 
mit einem Kollegen leistete. Herr von 
Schoepff ist ja kein Jurist. Das Auswärtige 
Amt hat sehr darauf Wert gelegt, dass ich 
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diesen Posten übernehme, weil man einen 
Volljuristen auf diesem Stuhl sitzen haben 
wollte. Da kommt vieles zusammen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Grabenkrieg mit welchem 
Kollegen denn? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Es war ein 
Kollege der politischen Abteilung. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Den Namen brauchten wir 
schon. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Sein Name ist 
Biehler (?). 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Wie bitte? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Sein Name ist 
Biehler (?). Ich weiß aber nicht, was das - - 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): War das der Einzige, mit 
dem Herr Schoepff Grabenkriege pflegte? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich weiß 
nicht, ob das jetzt zum Vernehmungsthema 
gehört. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Wissen Sie, ich frage des-
halb nach, weil Ihre Schilderung so ist, dass 
man meint, Sie und der Herr von Schoepff 
seien in einem völlig anderen Land gewesen. 
Deswegen würde ich es schon gern aufge-
klärt wissen. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja. Ich kann 
mir vorstellen, dass Sie, der Sie uns heute 
zum ersten Mal erleben, so einen Eindruck 
haben. Wir sind sicherlich wesensmäßig 
ganz unterschiedliche Typen. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der 
CDU/CSU) 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Ich gebe mich ja schon 
zufrieden, wenn Sie noch einen weiteren 
Namen nennen, mit dem Herr von Schoepff 
einen Grabenkrieg pflegte. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich hatte zu 
dem Zeitpunkt auch bereits einen Auslands-
posten hinter mir. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Mo-
ment mal! Grabenkriege sind schön und gut; 
aber sie müssen mit dem Prüfungsgegen-
stand etwas zu tun haben. Wenn Sie der 
Meinung sind, das könnte so sein, dann ist 
die Frage berechtigt. Wenn Sie der Meinung 
sind, das hat nichts damit zu tun, dann brau-
chen Sie nicht mehr zu antworten. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das hatte ja sehr private 

Gründe!) 

- Gut. Fahren Sie bitte fort. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Wissen Sie keinen weite-
ren Namen oder möchten Sie nichts sagen? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich müsste 
jetzt spekulieren; deshalb sage ich besser 
nichts. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Nein, das wollen wir nicht. 
Sagt Ihnen der Name Herr Born etwas? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Welcher 
Name, bitte? 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Born. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja, natürlich. 
Aber wenn damit der damalige Unterabtei-
lungsleiter 51 gemeint sein soll, dann habe 
ich nicht in Erinnerung, dass Herr von 
Schoepff sich auch mit Herrn Dr. Born eine 
solche Fehde leistete. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Danke schön. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich habe 
Herrn Born immer sehr geschätzt als einen 
sehr guten, sich für die Arbeit der RK-Refe-
renten sehr interessierenden und bei der 
Leitung einsetzenden Vorgesetzten im Aus-
wärtigen Amt. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ja, 
das ist interessant. - Jetzt haben Sie noch 
zwei Minuten. Bitte. 
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Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
Dr. Schnakenberg, ich muss jetzt hier zu 
dem Kunstgriff greifen, aus den Agenturmel-
dungen ein bisschen zu zitieren, weil uns 
naturgemäß das Protokoll noch nicht vorlie-
gen kann. 

Herr von Schoepff hat laut „dpa“ davon 
gesprochen, außerdem habe es in der Amts-
zeit von Außenminister Kinkel grundlegende 
Erlasse zur Erleichterung der Visavergabe 
gegeben, die die Möglichkeiten der Prüfung 
massiv eingeschränkt hätten. 

Diese Praxis war unvernünftig, in-
human; sie hat Missbrauch geför-
dert. 

Das Letzte war ein Zitat. 
Dass die Zustände vor der Botschaft und 

in den alten Gebäuden sicherlich beklagens-
wert waren, das steht, glaube ich, außer 
Frage. Uns geht es hier ja um die Frage: 
Was ist sozusagen der politische Wille, der 
sich in den Erlassen manifestiert hat? Wür-
den Sie das auch sagen? Können Sie das 
teilen oder ist das Ihre Erfahrung, dass es 
grundlegende Erlasse gegeben hat zur Er-
leichterung der Visavergabe, die die Mög-
lichkeiten der Prüfung massiv eingeschränkt 
hätten? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich würde 
diese sehr herbe Kritik nicht teilen. Ich habe 
es ja so formuliert: Es gab sicherlich Er-
lasse - dazu kann man sicherlich auch den 
zum Carnet de Touriste rechnen -, die gut 
gemeint waren. Da haben sich die Verfasser 
sicherlich in der Pflicht gesehen. Die Initia-
tive, denke ich, kam dann vom Automobil-
klub. Der ADAC ist in Deutschland eine 
wichtige Lobby. Der ist sicherlich zunächst 
mal zum BMI gegangen. Den beiden gegen-
über hat sich das Auswärtige Amt dann of-
fenbar auch nicht erwehren können. In dem 
Fall hat dann sicherlich auch die Motivation 
eine Rolle gespielt, nun den Erwartungen der 
Ukraine auf etwas mehr Freizügigkeit nach 
Fall des Eisernen Vorhangs entgegenzu-
kommen, aber das Ganze natürlich in einem 
Rahmen, der mit dem Ausländerrecht ver-
einbar sein würde. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Gut, 
die Frage des Carnets hatten Sie ja auch 
schon mit dem Vorsitzenden erörtert. Mir 
geht es einfach um die Frage - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
von Klaeden, die Zeit ist vorbei. Wir müssen 
herübergeben. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Na gut, 
dann muss ich das in der offenen Runde 
machen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Montag, bitte. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Schnakenberg, zu der letzten 
Frage, die Sie gerade gehört haben, will ich 
die Bewertung, die Sie gerade aus der 
Zeitung gehört haben, über die Erlasse auf-
greifen, die - so die Aussage von Herrn von 
Schoepff - aus seiner Sicht ihm die Arbeit 
schwer gemacht haben, weil sie zu liberal 
waren. Wir haben über diese Erlasse hier 
sehr ausführlich den ganzen Tag gespro-
chen. Das sind Erlasse aus den Jahren 93, 
94, 95. Kannten Sie die oder können Sie sich 
da ein Urteil erlauben? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich möchte 
mir dazu jetzt kein Urteil erlauben. Wissen 
Sie, ich bin im Februar oder März 1996 aus 
Indien zurückgekehrt nach Deutschland, ins 
Auswärtige Amt. Ich habe dann zunächst 
einen dreimonatigen Russischsprachkurs 
absolviert und in diesem Zusammenhang 
natürlich auch versucht, mich auf den neuen 
Posten einzustellen. Man schaut sich dann 
natürlich die Aktenlage an, so gut es geht. 
Aber das bedeutet nicht, dass man sich 
schon in dem Fall sogleich alle Runderlasse 
ansieht, die in den Jahren zuvor ergangen 
sind. Es gab damals auch noch nicht das 
heutige schöne Mittel der elektronischen 
Runderlasssammlung, wo man das alles auf 
Knopfdruck auf den Bildschirm bekommt. 
Das war damals doch noch etwas umständli-
cher. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dann wollte ich Sie noch mal zu 
diesem Carnet de Touriste fragen, hinter 
dem der ADAC irgendwie stand und der 
dann mit seinen Schwesterorganisationen, 
auch mit diesem Klub 112 in der Ukraine, 
zusammengearbeitet hat. 

Dieses Carnet hat seine Bedeutung im 
Bereich der Prüfung der finanziellen Kosten 
eines touristischen Aufenthalts. Die finan-
zielle Prüfung teilt sich in drei Teile auf: Le-



2. Untersuchungsausschuss  103 
[21. Sitzung am 12.05.2005] 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

benshaltungskosten, potenzielle Abschiebe-
kosten und Krankenversicherung. Für die 
Krankenversicherung gab es eine Kranken-
versicherung; die stand ja hinter dem Carnet 
als eine Krankenversicherung. Für die Le-
benshaltungskosten und für die Abschiebe-
kosten stand eigentlich die Verpflichtungser-
klärung. Die hat der ADAC für alle Käufer 
des Carnets durch eine allgemeine Ver-
pflichtungserklärung ersetzt. Der ADAC haf-
tete also für potenzielle Abschiebekosten und 
für etwaige anfallende Lebenshaltungskosten 
im Sinne von Sozialhilfe für Leute, denen er 
das Carnet verkauft hat oder verkaufen ließ. 

Welches Interesse steckte für den ADAC 
dahinter, ein Carnet zu verkaufen und sich 
damit in die Haftung zu begeben, wenn die in 
Deutschland bleiben oder Kosten verursa-
chen oder nicht nach Hause fahren, dass er, 
der ADAC, dafür zahlen sollte? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich muss jetzt 
natürlich Vermutungen anstellen. Ich weiß 
nicht, was der ADAC wirklich spekuliert hat. 
Sicherlich, denke ich, war sein Bestreben 
darauf ausgerichtet, zum einen den Touris-
mus, den Reiseverkehr, auch den Automo-
biltourismus zwischen Deutschland und der 
Ukraine anzuschieben. Ich denke, man muss 
sich damals ganz einfach beim ADAC eine 
Rechnung aufgemacht haben, wie groß das 
Risiko ist, dass hier nun Carnetinhaber 
verbleiben und Kosten tatsächlich dem Klub 
zur Last fallen. Ich meine, der ADAC ist ja 
immerhin auch, denke ich, eine Organisation, 
die ihren Mitgliedern Rechenschaft schuldig 
ist. Man hat das sicherlich auf Mitgliederver-
sammlungen oder in ähnlichen Veranstaltun-
gen auch erklären müssen und erklärt. Ver-
mutlich konnte man darauf verweisen, dass 
in der Tat rein nummerisch nur relativ wenige 
dieser Carnets tatsächlich entsprechende 
Kostenfolgen für den Klub nach sich zogen. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Die Förderung der Reisetätigkeit, 
insbesondere der automobilen Reisetätigkeit, 
ist wahrhaftig zu vermuten. Aber Sie sagen, 
dass natürlich ein Interesse bestehen 
musste, die möglichen Kosten von Abschie-
bungen oder Lebenshaltungskostenüber-
nahmen trotzdem gering zu halten. Ist Ihnen 
bekannt, ob zwischen dem ADAC einerseits 
und dem Innenministerium/Außenministerium 
andererseits - als vereinbart worden ist, die-
ses Instrument überhaupt einzuführen - ir-
gendwie eine Vereinbarung geschlossen 

worden ist, dass der ADAC und nach wel-
chen Kriterien der ADAC entscheidet, an wen 
er dieses Carnet verkauft und an wen nicht? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Eine solche 
Vereinbarung zwischen dem ADAC und dem 
Innenministerium ist mir nicht bekannt. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Montag, es hängt wohl mit der Länge Ihrer 
Fragen zusammen: Ihre Zeit ist schon längst 
wieder herum. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut. Darf ich noch eine stellen? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ei-
gentlich nicht. 

(Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 
Das durfte ich auch nicht! - Jerzy 

Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): In der nächsten Runde!) 

Dann kommen wir zu Herrn Königshaus. 

Hellmut Königshaus (FDP): Herr Zeuge, 
wir hatten gerade eben, wie gesagt, den Herr 
von Schoepff gehört. In der Tat scheint es so 
zu sein, als ob Sie an unterschiedlichen 
Standorten waren. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das gibt es 
öfter im auswärtigen Dienst. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja, nur hier 
fiel es ganz besonders extrem auseinander, 
und zwar ist es nicht nur in diesem Ab-
schlussbericht ersichtlich, sondern auch aus 
dem, was hier von Herrn von Schoepff be-
richtet wurde. Wenn man sich das noch mal 
nur anhand der Tickermeldung anguckt, 
dann war das Wilder Osten, was er dort vor-
gefunden hat: Die Mafia regierte vor der Tür 
und der Geheimdienst war in der Botschaft 
tätig, es wurde geschossen, vom Auswärti-
gen Amt gab es null Interesse, keinerlei Un-
terstützung, es ist null Unterstützung ge-
kommen. Er hat sich auch beschwert, dass 
der Minister nicht zu Besuch gekommen sei. 

War das auch das, was er Ihnen erzählt 
hat, nicht nur das, was er Ihnen dort schrift-
lich hinterlassen hat? Sie hatten ja gesagt, er 
hat Ihnen da so eine kleine mündliche Ein-
weisung gegeben. War es das auch, was er 
Ihnen erzählt hat? Da wird geschossen, Ma-
fia, Geheimdienst drin und Ähnliches? 
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Zeuge Dr. Schnakenberg: An die 
Schüsse erinnere ich mich nun nicht, aber - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Das hat er 
so eindringlich geschildert, dass das in den 
Berichten eine zentrale Rolle spielt. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das kann ich 
mir vorstellen. Er hat ein ganz anderes Na-
turell als ich. Das ist Ihnen ja völlig klar. 

Hellmut Königshaus (FDP): Das ist uns 
auch aufgefallen. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Er hat mir das 
auch alles geschildert. Es war natürlich wirk-
lich auch zwischen 93 und 96 eine andere 
Zeit. Auch zu meiner Zeit gab es noch einige 
Erlebnisse und Erfahrungen. Die habe ich 
jetzt hier nicht geschildert - das muss ich 
auch nicht -, weil die nichts mit dem Thema 
zu tun haben; aber die wären in anderen 
Nachbarländern Deutschlands nicht möglich. 
Ich habe nur die Rolle des Leiters der Kon-
sularabteilung des Außenministeriums er-
wähnt und anderes mehr, die Frage der Kfz-
Rückführungen und auch dieser angebliche 
Geheimdienstler in der Botschaft. Als ich 
kam, hatte der kein Büro mehr. Ich habe 
auch zum Beispiel den Kontakt mit ihm ab-
gelehnt. Ich habe natürlich auch aus den 
Erfahrungen von Herrn von Schoepff gelernt 
und meine Konsequenzen gezogen. Inso-
weit, denke ich, kommt das auch hinzu. 

Hellmut Königshaus (FDP): Dass Sie 
jetzt nicht sagen, das erschien Ihnen wun-
derlich oder so, das verstehe ich schon. Nur, 
mich interessiert jetzt eines: Der zentrale 
Vorwurf - auch wenn das jetzt hier mögli-
cherweise nicht so aufgenommen wurde -, 
der für uns interessant ist, ist ja der, dass 
behauptet wird, das Auswärtige Amt, die 
Zentrale, habe sich dafür überhaupt nicht 
interessiert, er sei überall sozusagen einfach 
abgebürstet worden, während Sie ja vorhin 
erzählten, wie intensiv Sie unterstützt wur-
den. Eines von beiden kann ja eigentlich nur 
stimmen. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das sind doch ver-

schiedene Zeiten!) 

- Nein, es sind unmittelbar anschließende 
Zeiten und wir reden über ein und denselben 
Herrn Born. Jetzt die Frage ganz konkret - - 

(Zuruf des Abg. Jerzy Montag 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) - Ge-
genruf des Abg. Eckart von Klaeden 

(CDU/CSU): Herr Montag, wollen 
Sie Zeuge werden?) 

- Ich bin auch gern bereit, nachher Frau 
Heubaum anzuhören; aber im Moment, 
denke ich, werden wir von diesem Zeugen 
mehr Auskünfte bekommen. 

Haben Sie den Eindruck gehabt, hat er 
Ihnen das auch berichtet: „Übrigens, aus 
Berlin, der Born, vergiss den, der unterstützt 
dich nicht“ oder sonst irgendwie? Können Sie 
sich daran erinnern? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Daran kann 
ich mich nicht erinnern; aber wie ich Ihnen 
schon mal sagte: Herr Born ist mit Ignatz 
Bubis zusammen in Kiew gewesen und hat 
diesen Besuch auch genutzt, danach noch 
bilaterale Rechts- und Konsularkonsultatio-
nen durchzuführen. 

Wir haben dann noch mal ganz am Ende 
meiner Tätigkeit im Sommer 99 in Bonn dann 
damals weitere Rechts- und Konsularkon-
sultationen durchgeführt, die wiederum auf 
deutscher Seite von Herrn Born geleitet wur-
den. Ich hatte mit Herrn Born sicherlich auch 
mehrfach telefonischen Kontakt. Es tut mir 
Leid, aber in dem Fall habe ich einen ganz 
anderen Eindruck von dem Kollegen Born. 

Hellmut Königshaus (FDP): Das tut mir 
gar nicht Leid. - Danke schön. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
kommen wir jetzt in die freie Runde. Noch 
mal von mir zu Beginn, weil der Unterschied 
zwischen Ihnen und Ihrem Vorgängerzeugen 
so ungeheuerlich ist: Im Sommer 96 haben 
Sie das Amt von Herrn von Schoepff über-
nommen. Sie sagten, Sie mussten erst noch 
Russisch lernen und konnten nicht sofort im 
Sommer oder im Herbst gleich anfangen. 
Also war das Jahr 96 eher noch von Ihrem 
Vorgänger geprägt als von Ihnen. Sehe ich 
das richtig? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Nein. Ich 
hatte - warten Sie mal - April, Mai, Juni mei-
nen Sprachunterricht. Ich habe Anfang Juli 
meinen Dienst angetreten. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Im 
Juli 96? 
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Zeuge Dr. Schnakenberg: Juli 96. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Die-
ses Jahr 96 - dazu haben wir hier die Zahlen 
vorliegen - war das Jahr mit der geringsten 
Anzahl erteilter Visa, 88 000. Das ist die ge-
ringste Zahl in den zehn Jahren von 93 bis 
2003. Nie mehr gab es so eine niedrige Zahl, 
in zehn Jahren. Da kamen Sie und genau da 
ging der Herr von Schoepff und erzählt uns 
hier - - Das waren noch harmlose Zitate. Die 
Erlasse waren Wahnsinn, Irrsinn, hat er ge-
sagt, usw. Er bringt die geringste Visazahl 
heraus, mit diesem Wahnsinn, Irrsinn. Wie 
erklären Sie sich das? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich sehe 
meine Rolle jetzt nicht darin, die Äußerung 
von Herrn von Schoepff zu bewerten. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Es 
geht um das Jahr 96, in dem Sie schon zu-
ständig waren. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich bin im 
Jahr 1996 gekommen und - wie das so ist - 
zunächst einmal gibt man sich etwas Zeit, die 
Lage zu analysieren. Das ist sicherlich der 
Grund, weshalb ich auch in den ersten Mo-
naten alles eben absolut so gelassen habe, 
wie es mein Vorgänger eingerichtet hat. Je-
der Vorgänger genießt ja sozusagen die 
Vermutung, dass er gute Gründe hatte, die 
Dinge so einzurichten. Ich habe darüber hin-
aus dann die Frau Ohl als Visastellenleiterin 
an meiner Seite gehabt, die ich als sehr 
tüchtig schätzte. 

Ich denke, die ersten Maßnahmen habe 
ich mit der Kündigung verschiedener Mitar-
beiter im Spätherbst und Ende 96 durchge-
führt und dann habe ich auch während dieser 
Zeit schon ganz intensiv den Umzug in das 
neue Gebäude geplant. Für mich sind es ja 
nur sechs Monate meines gesamten Berufs-
lebens, die ich noch unter diesen katastro-
phalen Verhältnissen in dem Altbau und auch 
mit der Verteilung der Mitarbeiter auf ver-
schiedene Standorte mitgemacht habe. Das 
war schon eine schwierige Zeit, auch noch 
für mich. Aber diese sechs Monate sind na-
türlich für mich jetzt schon überlagert von 
den Erfahrungen von zweieinhalb Jahren 
Kiew danach. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
frage wegen der Erlasse, die er so tituliert 

hat, nicht wegen der räumlichen Verhältnisse 
und nicht wegen der mafiosen Strukturen 
und schon gleich gar nicht wegen Schüssen, 
die irgendwo gefallen sind. Die Erlasse sind 
es, die er so tituliert hat. Wie kamen Sie mit 
den Erlassen in 96/97 zurecht? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich kam damit 
zurecht. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wie 
erklären Sie sich dann - letzte Frage von 
mir - den Anstieg in 97 - nicht so sehr, 
20 000 mehr -, in 98 wieder gut 20 000 mehr 
und 99, in Ihrem letzten Jahr, waren es noch 
15 000 mehr? In Ihrem letzten Jahr waren 
Sie dann bei 148 000 erteilten Visa. Ergebnis 
der Erlasse? Was ist der Hauptgrund oder 
was sind die Hauptgründe für diesen 
Anstieg? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Erstens die 
Attraktivität Deutschlands als vor allen Din-
gen wirtschaftlich stärkstes Nachbarland. 
Das war natürlich nicht Polen, das konnte 
nicht Österreich sein, das war Deutschland. 
Viele Ukrainer sind auf Deutschland orien-
tiert. Sie werden sich wundern: Trotz der 
Verheerungen, die die Deutschen im Krieg 
dort angerichtet haben, sind auch die alten 
Menschen nach Deutschland orientiert und 
sind uns sehr positiv gesonnen. Das ist si-
cherlich der erste Grund. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
war 96 auch schon so. Das kann kein Grund 
für den Anstieg sein. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Sicherlich hat 
in der Ukraine der Leidensdruck auch zuge-
nommen. Sicherlich waren die räumlichen 
Verhältnisse - womit Herr von Schoepff 
Recht hat; diese Schlangen, die von der Ma-
fia wirklich kontrolliert waren - für viele Leute 
einfach auch abschreckend. Das hat sich 
natürlich dann auch geändert. 

Ich habe eben einen wesentlichen Grund 
erwähnt, dass natürlich dann eine Visastelle 
mit elf Schaltern, wo wir doch der Mafia zu-
nächst mal den Schneid abgekauft haben, 
auch viele Leute ermuntert hat, es nun mal 
mit einem Visumantrag zu versuchen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. 
Aber nicht die Erlasse waren es? 
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Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich habe das 
Carnet de Touriste erwähnt, das sicherlich 
für einen Teil des Anstiegs zuständig ist, 
aber nicht im Übrigen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. - 
Herr Edathy, bitte. 

Sebastian Edathy (SPD): Herr 
Dr. Schnakenberg, ich will mich im Wesentli-
chen auf Fragen zum Carnet de Touriste 
konzentrieren, aber doch zwei Fragen vorab 
stellen, weil das hier auch bei einigen Kolle-
gen eine Rolle gespielt hat. Da ist unter an-
derem gesagt worden, dass das hier so 
klinge, als seien das verschiedene Welten 
gewesen, die Zeit, in der Herr von Schoepff 
das Amt innehatte, das Sie dann anschlie-
ßend ab dem Jahr 96 innehatten. 

Haben Sie sich, bevor Sie 1996 nach 
Kiew gekommen sind, schon vorher mal über 
die Situation der Konsulate an osteuropäi-
schen Botschaften informiert? Oder ganz 
konkret gefragt: Wo waren Sie in der Zeit, in 
der Herr von Schoepff von 93 bis 96 in Kiew 
war? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: 93 bis 96 war 
ich in Indien. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
hat er schon gesagt: in Indien. 

Sebastian Edathy (SPD): Ja, ja. Haben 
Sie sich von Indien aus über die Situation an 
osteuropäischen Botschaften informiert? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja, natürlich, 
im Rahmen einer Bewerbung auf einen 
Posten tut man das. Ich bin dann auch von 
der Personalabteilung des Auswärtigen Am-
tes über Kiew informiert worden. Natürlich 
fällt so eine Information am grünen Tisch 
nicht auch nur annähernd so detailliert aus, 
wie das der Vorgänger dann wirklich tun 
kann. Den Vorgänger habe ich aber dann im 
Rahmen einer Reise getroffen, die ich vor 
Dienstantritt nach Kiew machte, um eine 
Wohnung anzumieten. Bei dieser Gelegen-
heit habe ich dann sozusagen erstmals auch 
die ganz besonderen Probleme aus der Sicht 
von Herrn von Schoepff gehört. 

Sebastian Edathy (SPD): Haben Sie sich 
nach Ihrem Dienstantritt in Kiew mit der Kor-
respondenz zwischen Ihrem Vorgänger und 

dem Auswärtigen Amt in Sachen Visaertei-
lung beschäftigt? Haben Sie sich zum Bei-
spiel die Drahtberichte angeschaut, die Ihr 
Vorgänger in den drei Jahren zuvor nach 
Bonn gesandt hat? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Natürlich 
schaut man sich das auf der Grundlage kon-
kreter Fälle an. Man hat überhaupt nicht die 
Zeit, auf so einem Posten nun theoretisches 
Aktenstudium zu betreiben. Wenn aber so-
zusagen die Notwendigkeit bestand, eine 
bestimmte Entscheidung zu treffen, dann hat 
man sich natürlich die Vorgänge kommen 
lassen und hat zu eruieren versucht, was der 
Vorgänger gemacht hat, was er berichtet hat.  

Im Übrigen gab es natürlich - das gibt es 
eigentlich in den meisten Botschaften - sol-
che Ordner mit Tageskopien. Da guckt man 
dann natürlich auch immer mal: Wie hat es 
der Vorgänger so gemacht, welchen Stil 
hatte er und was kann ich davon lernen? 
Insoweit habe ich einen Teil dieser Korres-
pondenz sicherlich auch zur Kenntnis ge-
nommen. 

Sebastian Edathy (SPD): Können Sie 
sich erinnern, einen Vermerk des Auswärti-
gen Amtes zur Kenntnis genommen zu ha-
ben, der am 25. April 1996 vom Referat 510 
verfasst worden ist, in dem es heißt - ich 
zitiere -: 

Unsere auf der Straße tätigen Orts-
kräfte müssen mit der Mafia koope-
rieren, wollen sie nicht Nachteile 
erleiden. Nach Auskunft der Bot-
schaft ist es schon zu Schießereien 
vor der Botschaft gekommen. 

Ist Ihnen das bekannt? Das ist ja nun nicht 
ganz so weit zeitlich entfernt gewesen von 
Ihrem Dienstantritt. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ob ich es nun 
aus diesem Vermerk zur Kenntnis genom-
men habe - - 

Sebastian Edathy (SPD): Das ist übri-
gens kein Vermerk Ihres Vorgängers, son-
dern des Auswärtigen Amtes. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja. - Ich habe 
ja die Lage gesehen, wie sie dort noch war. 
Ich habe ja eben erwähnt, dass ich drei die-
ser so genannten Außenborder - - Wir hatten 
da ukrainische Ortskräfte, die die Kontrolle 
und Ordnung der Schlangen vor der Bot-
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schaft durchgeführt haben. Nachdem ich mir 
deren Tätigkeit angeschaut hatte und mit 
denen auch Gespräche geführt hatte, war mir 
klar, dass die sozusagen längst verbrannt 
waren, dass man gar nicht - - Insoweit ist 
diese Aussage sicherlich erst im Vermerk 
inhaltlich richtig, dass die gar nicht anders 
konnten, als längst mit der Mafia zu koope-
rieren. Da würde wohl jeder irgendwann lan-
den. Deshalb habe ich gesagt, sofort die 
Zusammenarbeit mit diesen Kollegen been-
den, und die Konsequenz gezogen. 

Sebastian Edathy (SPD): Das heißt, 
auch während Ihrer Zeit sind Ortskräfte ent-
lassen worden? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja. 

Sebastian Edathy (SPD): Wegen Ver-
strickung mit der Mafia in Kiew? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Nein, Verstri-
ckung können Sie praktisch nie nachweisen. 
Man macht das dann als Verdachtskündi-
gung. 

Sebastian Edathy (SPD): Aber der ist ja 
dann wahrscheinlich schon recht deutlich 
gewesen; sonst würden Sie ja nicht zum 
Mittel der Entlassung greifen. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Jetzt dürfen 
Sie mich nicht bei meiner Personalabteilung 
verraten, aber das ist dann keine Verdachts-
kündigung im deutschen arbeitsrechtlichen 
Sinne, sondern da ist dann das Wichtigste 
die Sicherheit und die Ausschaltung der Kor-
ruption. Wie ich schon sagte, da habe ich 
dann nicht dreimal hin und her geprüft, son-
dern mir haben die Anzeichen gereicht, um 
mich von den Kollegen zu trennen. 

Sebastian Edathy (SPD): Ich will dann 
zum Thema Carnet de Touriste kommen. Es 
findet sich in den Akten MAT A 50, Ordner 4 
Ihr Drahtbericht vom 1. April 1997, in dem 
Sie bereits Bedenken in Sachen Carnet de 
Touriste äußern. Sie schließen Ihren Bericht 
mit den Worten: 

Für Botschaft ist entscheidend, 
dass Verwendung des CdT mit BMI 
abgestimmt ist, und stellt deshalb 

- also offenkundig Botschaft - 
alle Bedenken vorerst zurück. 

Also, es gab schon evident Bedenken ge-
gen das Carnet de Touriste bereits zu Beginn 
des Jahres 97. Das sehe ich richtig? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das waren 
Bedenken, die sich an die einfachen struktu-
rellen Bedingungen für Missbrauch und für 
Korruption knüpften, die es in der Ukraine 
gibt. 

Sebastian Edathy (SPD): Ja. - Ich darf 
dann zu Ihrem Drahtbericht vom 07.10.97 
kommen, der sich im selben Ordner findet, 
und darf aus diesem Drahtbericht zwei Ab-
sätze Ihnen kurz vorhalten mit der Bitte, dazu 
vielleicht noch etwas zu sagen, wie sich 
diese Erkenntnisse ergeben haben und wie 
Sie das damals bewertet haben. Zunächst 
folgendes Zitat: 

Von Mitarbeitern der Visastelle 
wurden verdeckt drei Reisebüros 
angerufen, deren Adresse in den 
„Gelben Seiten“ zu finden war, und 
nach dem Preis eines Carnets mit 
einmonatiger Gültigkeit gefragt. Die 
Firma „Widerstral“ nannte einen 
Betrag von 200 US-Dollar, bei der 
Agentur „Koweks“ wurde für Auf-
enthalte zwischen 14 und 30 Tagen 
ein Betrag von 110 bis 150 US-
Dollars angegeben. „Aviatur“ emp-
fahl, nach einer Woche erneut 
nachzufragen. Ein Anruf bei dem 
Reisebüro „Freundschaft“, das - 
nicht - auf der Liste des Automobil-
klubs steht, ergab, dass auch dort 
Carnets - und zwar zu einem Preis 
von 140 US-Dollars zuzüglich 
40 DM - erwerblich seien. 

Es heißt dann weiter unten auf der Seite - 
ich zitiere noch mal -: 

Das Carnet weckt - unterstützt 
durch entsprechende Werbung der 
Reisebüros - bei einer wachsenden 
Personenzahl die Erwartung, unter 
Umgehung der üblichen Vorausset-
zungen in das Bundesgebiet einrei-
sen zu können. 

Das heißt, massiver Missbrauch des Car-
net de Touriste, von Ihnen sozusagen in 
Eigenrecherche festgestellt. Was hat Sie 
dazu bewogen, dieser Sache nachzugehen? 
Die auffällige Häufung von unplausiblen Vi-
saanträgen oder was war der Grund? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das waren 
schon Aussagen von Carnetinhabern in den 



2. Untersuchungsausschuss  108 
[21. Sitzung am 12.05.2005] 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Interviews und sicherlich vor allen Dingen 
auch dann die Enttäuschung von Leuten, die 
wir abgelehnt haben, obwohl sie entspre-
chend überhöhte Beträge für die Carnets 
gezahlt hatten. Das waren die Anzeichen 
dafür, um dieser Sache nachzugehen. Ich 
meine, wir haben so etwas natürlich dann 
auch geahnt. Das war natürlich auch ein 
Verdienst meines Vorgängers, dass er die 
Zusammenarbeit mit den Reisebüros abge-
stellt hatte. Ich wollte um Gottes willen nicht, 
dass wir mit denen durch die Hintertür wieder 
ins Geschäft kommen müssen; denn ich 
erinnere mich, dass die Reisebüros im 
Grunde einen ganz schlechten Ruf hatten, 
dass die die Leute einfach ausnehmen und 
sie am Ende enttäuscht dastehen. 

Sebastian Edathy (SPD): Die Folge war 
ja, dass kurzfristig dieses Verfahren ausge-
setzt wurde. Ist das zutreffend? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Im Oktober 
hat der ADAC auf unsere ersten Hinweise 
hin das Carnetverfahren für zwei oder drei 
Wochen ausgesetzt. 

Sebastian Edathy (SPD): Darf ich Sie 
Folgendes fragen: Es gibt einen Drahterlass 
vom Auswärtigen Amt vom 17.10. Das heißt, 
zehn Tage nachdem Sie in sehr drastischer 
Form auf massiven Missbrauch des Carnet 
de Touriste hingewiesen haben, schreibt das 
Auswärtige Amt an die Botschaft in Kiew: 

Kurzfristige Einstellung des Ver-
kaufs des CdT hat „Club 112“ of-
fensichtlich Notwendigkeit vor 
Augen geführt, mit offenen Karten 
zu spielen. 

Da mag man sich natürlich fragen, ob das 
nicht ohnehin selbstverständlich ist. - Dann 
heißt es aber: 

Botschaft wird gebeten, Zusam-
menarbeit mit Club vorurteilsfrei 
wieder aufzunehmen. 

Was haben Sie gedacht, als Sie das ge-
lesen haben? Sie schreiben dem Auswärti-
gen Amt Anfang Oktober: Das wird massiv 
missbraucht; wir haben da hinterhertelefo-
niert; da kann man für dreistellige Dollar-
summen sich das gewerblich einkaufen. - 
Dann sagt das Auswärtige Amt: Wir setzen 
das aus. - Offenkundig keine 14 Tage. Dann 
kommt wenige Tage später, also zwischen 
dem 07.10. und dem 17.10. - dazwischen 

liegen ja nicht allzu viele Tage -, der Hinweis 
vom Auswärtigen Amt: Bitte vorurteilsfrei die 
Wiederaufnahme der Zusammenarbeit. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich kann mir 
das nur so erklären, dass es da entspre-
chende Kontakte mit dem ADAC gegeben 
hat. Der ADAC hat sich ja zunächst einmal, 
denke ich, als guter Kooperationspartner 
erwiesen, indem man sofort reagiert hat, erst 
mal, um sozusagen Schadensbegrenzung 
durchzuführen und den Sachverhalt zu klä-
ren. In diesem Zusammenhang ist der ukrai-
nische Partnerklub dann auch aufgefordert 
worden, stärker mit uns zu kooperieren. Wir 
hatten immer noch das Gefühl, dass die an 
sich nicht selbst nun völlig unbrauchbare 
Kooperationspartner sind, sondern dass die 
gute Absichten haben, aber eben, dass de-
nen die Dinge aus der Kontrolle geraten sind, 
indem sie so genannte mobile Operatoren - 
ich glaube, so hieß das -, also im Grunde 
Handelsreisende, eingesetzt haben, um 
diese Carnets bei Reisebüros zu verkaufen. 
Immerhin hat der Klub ja dann auch auf 
unsere Bitte hin dies sofort 
zurückgenommen. 

Sebastian Edathy (SPD): Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Stadler, bitte. 

Dr. Max Stadler (FDP): Ich habe nur eine 
kurze Frage. Sie waren nach dem Posten in 
Kiew dann drei Jahre in der Personalabtei-
lung. Hatten Sie da sozusagen mit dem Ka-
pitel Kiew abgeschlossen oder haben Sie 
auch von Ihrer neuen Verwendung aus Inte-
resse, wie sich die Sache weiter entwickelt, 
die Geschehnisse in Kiew noch beobachtet 
und vielleicht auch bewertet? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich habe bis 
heute noch ein großes Interesse vor allem 
aber an den politischen Entwicklungen in der 
Ukraine. Ich habe mich nicht mehr so sehr 
mit den visapolitischen oder ausländerrecht-
lichen Fragen beschäftigt; aber ich bin - ich 
glaube, schon ein oder zwei Jahre später - 
im Urlaub gleich wieder dort gewesen mit 
meiner Familie, allerdings durch Kiew nur 
durchgereist und gleich auf die Krim. Das 
heißt, mit den politischen Fragen habe ich 
mich schon noch beschäftigt. Für das andere 
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habe ich mich eigentlich nicht mehr sonder-
lich interessiert. 

Dr. Max Stadler (FDP): Gut, danke. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Montag, bitte. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Schnakenberg, noch einmal zu 
dieser Frage der Erlasse, die Sie ja offen-
sichtlich vorgefunden haben. Wir reden ja 
hier heute den ganzen Tag über Erlasse von 
93, 94, 95. Ihr Kollege von Schoepff hat sie 
hier sehr negativ bewertet und Sie sind jetzt 
gefragt worden - ich habe Sie gefragt -, ob 
Sie sie irgendwie gekannt haben. Jetzt ha-
ben Sie auf Frage des Herrn Vorsitzenden 
gesagt, Sie kamen mit denen zurecht. Des-
wegen muss ich Sie noch einmal fragen: Wie 
gut kannten Sie die? Wussten Sie, dass in 
dem Erlass vom Jahre 1993 der Satz steht, 
die Botschaft soll das Ermessen bei der Vi-
saerteilung zugunsten der Antragsteller aus-
legen? 

Im Erlass von 1995 steht, dass beim Er-
messen zugunsten des Antragstellers aus-
zugehen ist. Das waren so die Punkte, von 
denen Herr von Schoepff gesagt hat, die 
haben ihm Probleme bereitet, weil er eigent-
lich restriktiver sein wollte. Umfasst Ihre Aus-
sage „Ich kam mit denen zurecht“ die Kennt-
nis dieser generellen Weisung oder die Un-
kenntnis? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Herr Abge-
ordneter, ich habe mich im Rahmen der heu-
tigen Vernehmung auf die mich direkt 
betreffende Zeit vorbereitet, das heißt auf die 
Zeit ab Juli 96. Die gerade von Ihnen ge-
brachten Zitate aus Erlassen sind mir so 
nicht mehr in Erinnerung. Ich würde die in 
der Tat auch für problematisch halten. Ich 
kann in keiner Weise etwa hier bestätigen, 
dass wir solche Prinzipien, solche Maximen 
etwa während meiner Tätigkeit bewusst an-
gewendet hätten. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich komme noch einmal auf meine 
Frage zum Carnet zurück, da, wo ich 
aufgehört habe. Der ADAC, wenn wir ein 
wirtschaftliches Interesse, ein Profitinteresse 
am Verkauf des Carnet mal vernachlässigen, 
hatte ein Interesse, die Autoreisemobilität zu 
fördern; aber er übernahm mit der allgemei-

nen Verpflichtungserklärung ja auch eine 
Verpflichtung finanzieller Art. Sie sagten, Sie 
wüssten nicht, ob und was Innenministe-
rium/Außenministerium mit dem ADAC 
eigentlich vereinbart haben, nach welchen 
Kriterien an wen die verkaufen sollen. Wir 
wissen aber, dass der ADAC es übernom-
men hat, und zwar sogar mit der Verpflich-
tung an seine Partner, an seriöse, rückreise-
willige Touristen zu verkaufen und nicht an 
jedermann auf der Straße. 

Haben Sie mit dem Autoklub 112 in der 
Ukraine selbst darüber gesprochen, nach 
welchen Kriterien die verkaufen sollen, nicht 
an jedermann, sondern an seriöse, rückrei-
sewillige Touristen, und dass das natürlich 
auch beim Verkauf irgendwie abgefragt wer-
den musste? Haben Sie darüber mal mit dem 
Repräsentanten von 112 geredet? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja, wir haben 
darüber geredet. Natürlich musste es unser 
Interesse sein, dass eine möglichst gute 
Vorprüfung durch den Klub stattfindet. Das 
durfte nicht erst bei uns am Schalter stattfin-
den. 

Ich erinnere mich jetzt nicht, inwieweit wir 
das nun heruntergebrochen haben auf be-
stimmte dann von dem Klub wirklich hand-
habbare Kriterien; aber natürlich haben wir 
denen erläutert, in welchen Fällen wir ein 
Visum erteilen können und in welchen nicht - 
Stichwort Rückkehrwilligkeit -, denn der Klub 
musste ja ein Interesse haben, zu verstehen, 
wann wir ablehnen würden, um sein Produkt 
nicht solchen Leuten zu verkaufen, die dann 
kein Visum bekommen würden und die ent-
täuscht bei ihm wieder auf der Matte stehen 
würden. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Für mich ist interessant und wichtig, 
dass Sie den Begriff selbst verwendet haben, 
den Begriff der Vorprüfung. Sie sagen jetzt, 
Sie wissen die genauen Kautelen nicht mehr, 
die mit dem ukrainischen Klub vereinbart 
worden sind. Aber habe ich Sie richtig 
verstanden, dass schon vereinbart war, dass 
der die Vorprüfung übernimmt in Richtung 
Reisezweck und Rückkehrwilligkeit? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Wir haben 
diesen Leuten vom Klub unsere Kriterien wie 
Rückkehrwilligkeit, aber auch natürlich eine 
gewisse finanzielle Leistungsfähigkeit erläu-
tert. Wir haben ihnen zum Beispiel gesagt, 
dass, wenn ihre Carnetinhaber etwa ein Auto 



2. Untersuchungsausschuss  110 
[21. Sitzung am 12.05.2005] 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

kaufen wollen, wir uns dann natürlich zum 
Beispiel eventuell einen Devisennachweis 
geben lassen oder dass wir zur Prüfung der 
Rückkehrwilligkeit eine Arbeitsbescheini-
gung, einen Gehaltsnachweis verlangen 
werden und dass es nur im Interesse des 
Klubs sein konnte, dies bereits im Rahmen 
der Vorprüfung ebenfalls zu prüfen. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Hatten Sie den Eindruck, dass sie 
diese Vorprüfung machten, oder hatten Sie 
eher den Eindruck, dass die verkauften auf 
Teufel komm raus, so viel wie möglich? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das klappte 
mal mehr, mal weniger gut. Am Anfang ha-
ben die unsere Kriterien nicht verstanden. 
Wir hatten aber das Gefühl, dass es dann 
hinterher besser klappte. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Noch einmal zu dieser Frage der 
allgemeinen Verpflichtungserklärung, die der 
ADAC abgegeben hat: Eigentlich ist ja im 
Gesetz so etwas gar nicht vorgesehen, son-
dern im Gesetz gibt es konkrete Verpflich-
tungserklärungen, dass ein deutscher Bürger 
eine Verpflichtungserklärung für einen mögli-
chen Besucher abgibt. Das hat rechtlich aus-
schließlich finanzielle Gründe; aber es ist 
natürlich ein Indiz für den Reisezweck, wenn 
man weiß, dass zu einem konkreten Men-
schen eine Fahrt stattfindet, was ich mit dem 
Begriff einer Einladung bezeichnen würde, 
was da nicht drinsteckt, aber halt von einer 
konkreten Verpflichtungserklärung natürlich 
umfasst ist. 

Das vorausgeschickt, frage ich Sie, ob 
Sie bei Ihrer Vorbereitung auf den Erlass des 
Auswärtigen Amts vom 16. Mai 97 gestoßen 
sind, der sich genau mit diesem Problem 
beschäftigt und die Prüfungsintensität beim 
Carnet auf einer ganz bestimmten Ebene 
herunterfährt. Erinnern Sie sich daran? Das 
ist ja in Ihrer Zeit gewesen. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Jetzt müssten 
Sie mir schon aus dem Erlass zitieren. Das 
Datum allein ist mir nicht genug. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Okay. - Das ist ein Erlass vom 
16. Mai 97 und die fragliche Stelle ist auf 
Seite 4 und lautet wie folgt - Zitat -: 

Eine Verpflichtungserklärung ist 
ebenfalls entbehrlich, wenn der An-
tragsteller über ein Carnet de Tou-
riste verfügt. Dabei handelt es sich 
um eine von den Partnerklubs des 
ADAC derzeit in Rumänien, Bulga-
rien, Lettland und Ukraine verkaufte 
Krankenversicherung. Der ADAC 
hat gegenüber dem Bundesministe-
rium des Innern eine pauschale 
Verpflichtungserklärung nach § 84 
für die Personen abgegeben, die 
ihrem Visumantrag ein gültiges CdT 
beifügen. 

Jetzt kommt der letzte Satz dieses 
Absatzes: 

Auch eine gesonderte Einladung ist 
nicht erforderlich, wenn ein CdT 
vorgelegt wird. 

Erinnern Sie sich jetzt? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja, ich erin-
nere mich daran, ja. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sind Sie dann auch so verfahren, 
dass Sie keine Einladung mehr verlangt ha-
ben von den Leuten, die mit einem CdT ge-
kommen sind? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: So sind wir 
verfahren, es sei denn, die Leute haben im 
Rahmen der Prüfung der Rückkehrwilligkeit 
gar keine anderen, alternativen Dokumente 
vorzulegen gewusst. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Okay. - Noch mal eine Frage zu dem 
Reisebüroverfahren in der Ukraine. Das ist 
circa 95 abgeschafft worden. Ist es Ihnen 
erinnerlich, wann es in der Ukraine - und 
zwar zu Ihrer Zeit - wieder eingeführt worden 
ist? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das ist zu 
meiner Zeit nicht wieder eingeführt worden. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Es ist zwischen Mitte 98 und Mitte 99 - 
leider, obwohl ich schon einigermaßen viel 
weiß, weiß ich nicht genau, wann - eingeführt 
worden. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich kann das 
so nicht bestätigen. Das möge man mir 
schwarz auf weiß zeigen. 
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Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich dachte, Sie könnten mir helfen; 
aber wenn Sie es auch nicht wissen, okay. 

Meine letzte Frage ist die Frage nach den 
Ablehnungsquoten in Ihrer Zeit. Bis zum 
Beweis des Gegenteils gehe ich davon aus, 
dass die uns allen vorliegende Statistik, die 
wir alle nutzen und die wir vom Auswärtigen 
Amt bekommen haben, wenigstens die 
Größenordnungen richtig wiedergibt. Da 
haben wir 95 eine Ablehnungsquote von 
10,8 Prozent, 96 eine Ablehnungsquote von 
11 Prozent, 97 eine Ablehnungsquote von 
6,5 Prozent und 98 eine Ablehnungsquote 
von 1,1 Prozent. 

Können Sie uns oder können Sie sich 
selbst irgendwie erklären, wieso es zu die-
sem dramatischen Abfall in der Ablehnungs-
quote kam? Das heißt doch, zum Schluss, 
98, bei 133 000 Visa ist nur pro 100 einer 
abgelehnt worden. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich kann mir 
diese 1,1 Prozent, Herr Abgeordneter, wirk-
lich nicht erklären. Man müsste sich jetzt 
wirklich anschauen, welche absoluten Zahlen 
oder welche Zahlen da überhaupt im Rah-
men der Visumerteilung zusammengerech-
net werden. 

Es tut mir Leid. Aus meiner eigenen Erin-
nerung kann ich nur sagen: Im Gegenteil, wir 
mussten uns gegen Klagen über zu restrik-
tive Visumvergabe wehren. Dieses erscheint 
mir deutlich zu niedrig. Ich erinnere mich, wir 
hatten lange Listen, so genannte EzÜ-
Listen - ich weiß nicht, ob mein Vorgänger 
die erwähnt hat -, Einladung zur Überprü-
fung. Wir haben ständig solche Firmenüber-
prüfungen durchgeführt, aber natürlich - - 
Gut, wir haben versucht, eine Einzelfallprü-
fung weiterhin aufrechtzuerhalten. Es gab 
keine Standardablehnungen. Wir haben uns 
schon die Antragsteller und ihre Dokumente 
angeschaut. 

Im Übrigen kann tendenziell - aber das 
erklärt es eigentlich nicht - dieses offenbar 
starke Absinken der Quote damit zu tun ha-
ben, dass wir eben ganz einfach über ent-
sprechende größere Möglichkeiten verfügten, 
Visa anzunehmen und auch zu prüfen. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut, danke schön. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Frau 
Noll, bitte. 

Michaela Noll (CDU/CSU): Herr 
Dr. Schnakenberg, ich möchte gern noch 
einmal auf den Vermerk zurückkommen, den 
eben schon mein Kollege Kauder erwähnte, 
vom 14. Januar 97, MAT A 77, Ordner 26. 
Dort heißt es: 

Mitarbeiter dieses Referats nehmen 
auch an der Schengen-Arbeits-
gruppe in Brüssel teil. 

Können Sie mir vielleicht mal sagen, wie 
oft die Schengen-Arbeitsgruppe getagt hat? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Mitarbeiter 
des damaligen Referats 514 oder jetzt 508 
haben sicherlich an der Schengen-Arbeits-
gruppe in Brüssel teilgenommen. Das ent-
zieht sich aber meiner Kenntnis.  

Was ich erwähnt habe, ist, dass wir 
selbst - entweder ich oder die 
Visastellenleiterin - an den Schengen-
Besprechungen vor Ort allmonatlich 
teilgenommen haben. In diesen Bespre-
chungen ging es in der Regel in erster Linie 
um Erfahrungsaustausch, natürlich auch mit 
dem Ziel der Harmonisierung, zum Beispiel: 
Wie können wir dieses Phänomen, dieses 
Problem des Visashoppings verhindern? 
Was können wir tun, damit die Leute, die wir 
zum Beispiel persönlich vorsprechen lassen, 
nicht einfach ausbüxen und jetzt im Rahmen 
des Reisebüroverfahrens wieder zu den 
Holländern gehen? Wie können wir allgemein 
vermeiden, dass die Leute von den anderen 
Botschaften nicht zu uns hinüberschwappen, 
nur weil wir einfach über eine größere Zahl 
von Schaltern verfügen? 

Michaela Noll (CDU/CSU): Wenn Sie 
sich dann vor Ort getroffen haben und über 
die eigentliche Problematik vor Ort gespro-
chen haben, ist das dann hinterher einge-
flossen in die Arbeitsgruppe nach Brüssel? - 
Das wissen Sie nicht. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das ist si-
cherlich - - Das sind eigentlich immer Prakti-
kerveranstaltungen, diese Schengen-Ar-
beitsgruppen vor Ort. Da redet man wirklich 
viel über Konkretes. Aber ich schließe nicht 
aus, dass man zum Beispiel einen gewissen 
Bedarf erkannt und dann gesagt hat, okay, 
wir berichten jetzt an unsere Hauptstädte und 
da soll wirklich die Schengen-Arbeitsgruppe 
in Brüssel einmal schauen, ob die uns da 
helfen können. 
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Michaela Noll (CDU/CSU): Wenn bei 
Ihnen zum Beispiel ein Erlass ankam, der 
geändert war, haben Sie sich dann noch 
einmal vor Ort mit den anderen Schengen-
Partnern getroffen und sie darüber auch in-
formiert? Haben Sie sich darüber ausge-
tauscht, was jetzt Zielsetzung unseres Erlas-
ses war oder des Erlasses, der an Sie, an 
Kiew gerichtet worden ist? Gab es da jedes 
Mal noch einen Austausch? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja, wenn wir 
das irgendwie für wesentlich erachteten für 
das Verhältnis zu den Schengen-Partnern, 
dann haben wir sie sicherlich darüber infor-
miert, einschließlich des Carnet. 

Michaela Noll (CDU/CSU): Wenn zum 
Beispiel Schengen-Partner sagten: „Da sind 
ein paar Bereiche drin, die wir als risikoreich 
empfinden“, haben Sie dann wieder zurück-
gemeldet, dass da Kritik kam? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das kommt 
darauf an, ob - - Dann hätten die uns jetzt 
wirklich sagen müssen: Wir sehen hier 
nun - - Wir haben hier größere Probleme 
damit. Dann hätte man sich sicherlich vor 
Ort - wie gesagt, das sind Praktiker - darüber 
verständigt, ob nun die, die glauben, damit 
ein Problem zu haben, das an ihre Haupt-
stadt berichten oder ob wir an unser Auswär-
tiges Amt berichten. Beide Möglichkeiten 
sind denkbar. 

Michaela Noll (CDU/CSU): Aber sonst 
konkret zu dieser Schengen-Arbeitsgruppe in 
Brüssel haben Sie keine detaillierten Kennt-
nisse oder haben auch nie daran teilgenom-
men? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Nein, nein. 
Das ist eine Veranstaltung, die von Mitarbei-
tern der Hauptstädte besucht wird. 

Michaela Noll (CDU/CSU): Danke. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Scholz, bitte. 

Olaf Scholz (SPD): Ich will nur ein paar 
kurze Fragen stellen; es ist ja auch schon 
spät. Noch einmal zum Carnet de Touriste 
und den Gesprächen, die Sie vor Ort geführt 
haben. Haben Sie sich mit den Vertretern 

des Klub 112 oder wie der hieß getroffen? 
Waren die bei Ihnen, waren Sie bei denen? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Beides. 

Olaf Scholz (SPD): Wie oft? Was ist der 
Gegenstand der Gespräche gewesen? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Wie oft? Ich 
denke, wir haben uns mit dem Geschäftsfüh-
rer oder Präsidenten weniger häufig getrof-
fen. Das war ein Herr, der nur Ukrainisch 
oder Russisch sprach. Er hatte aber eine 
Mitarbeiterin, eine deutschstämmige Ukraine-
rin, mit der wir uns häufiger gesehen haben, 
die das alles sozusagen auch transportiert 
hat vom Klub. 

Gesprächsgegenstand war natürlich die 
Frage: Wie können wir den Klub am ehesten 
auf Linie bringen? Wie können wir sicher-
stellen, dass Missbrauch unter Kontrolle 
gehalten wird? Wie können wir sehen - - Was 
kann - ich bin Herrn Montag dankbar, dass er 
mich noch mal auf diesen Punkt gebracht 
hat, in der Tat - der Klub im Rahmen der 
Vorprüfung dazu beitragen, damit von An-
fang an erst gar kein Visumantrag von sol-
chen Leuten gestellt wird? 

Olaf Scholz (SPD): Sind die Gespräche 
immer von Ihnen ausgegangen oder kam 
auch der Automobilklub zu Ihnen und wollte 
was von Ihnen? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich denke, 
dass der Automobilklub auch zu uns kam. Im 
Übrigen, ich habe auch nicht immer persön-
lich an diesen Gesprächen teilgenommen, 
weil es um sehr konkrete Dinge ging. Das 
haben wir von Fall zu Fall entschieden, ob 
das nun Frau Ohl-Meyer bzw. Frau Hopp-
mann allein macht oder ob ich dazukommen 
sollte, weil ich, wie gesagt, ja auch noch eine 
Reihe von anderen Aufgaben hatte. 

Olaf Scholz (SPD): Hat sich der Klub um 
Privilegierung bei der Behandlung für seine 
Kunden bemüht? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja, schon, 
ständig, aber vor allen Dingen anfangs. Das 
haben wir abzuwehren versucht. Wie ich 
sagte, ein gewisses Entgegenkommen be-
stand dann natürlich schon darin, zu sagen, 
bei dieser Gruppe, bei dieser Obergrenze 
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sind wir bereit, einen Schalter nur für die 
Carnetinhaber zu öffnen. 

Olaf Scholz (SPD): Wenn Sie das so 
gemacht haben, würde ich gern noch eine 
Frage ergänzen. Ist vom ADAC jemand in 
Kiew gewesen? Hat er mit Ihnen gespro-
chen, mit Mitarbeitern der Visastelle? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja, auf jeden 
Fall vor Einführung des Carnet, um dieses 
Produkt uns vorzustellen. Das war ein sehr, 
würde ich sagen, freundliches, vertrauens-
volles Gespräch, wo natürlich der ADAC 
entsprechend darauf Bezug nehmen konnte, 
dass dieses Produkt in bestimmten europäi-
schen Ländern längst eingeführt sei, erfolg-
reich sei, vom Bundesinnenministerium ent-
sprechend auch unterstützt werde. Auch vor 
diesem Hintergrund musste ich zu der Kon-
sequenz kommen, trotz Bedenken, die ich im 
Innenverhältnis geäußert habe, zu sagen: 
Nach außen unterstütze ich das mit; wir wol-
len mal sehen, wie es läuft. 

Olaf Scholz (SPD): Wissen Sie, wer da 
bei Ihnen war? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Dieser Name 
ist mir jetzt durch die Aktenkenntnis wieder in 
Erinnerung gekommen. Das war ein Herr 
Rakerseder. Ich glaube auch, dass er damals 
schon von seinem österreichischen Kollegen 
begleitet war. 

Olaf Scholz (SPD): Hat er sich später 
auch noch einmal beschwert wegen nicht 
genügend privilegierter Behandlung oder 
Ähnlichem? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das könnte 
sein; ich will es nicht ausschließen. Aber 
insgesamt, denke ich, haben die versucht, 
mit uns sozusagen im Guten zu Lösungen zu 
kommen. Wenn er das versucht hat, dann 
sicherlich auf eine freundliche Art und nicht 
durch eine Beschwerde. 

Olaf Scholz (SPD): Ich habe eben noch 
mal kurz gerechnet. Wenn man von 
260 Arbeitstagen ausgeht, wobei Feiertage 
dann fehlen, und von 120 000 Visen, die 
mithilfe des Carnet de Touriste erteilt wer-
den, ergibt das etwa 30 000 im Jahr, 31 200. 
Das ist ja nur ein kleinerer Teil der Gesamt-
zahl der von Ihnen erteilten Visen. Ist es 

dann so, dass der Anstieg der Visaerteilung 
möglicherweise in den anderen Bereichen 
gelegen haben muss? Denn das ist ja immer 
eine feststehende Größe gewesen, die nicht 
sehr variabel gewesen ist. Oder hat es ir-
gendwie auf Umwegen doch mehr Visen 
über das Carnet de Touriste des ADAC ge-
geben? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: In die Ge-
samtzahl fließen natürlich auch noch ganz 
andere Besucherzwecke ein: Die vielen - - 
Auch die Reisegruppen, die Tschernobyl-
Kindergruppen haben sicherlich nicht nach-
gelassen. Visa mussten natürlich dann auch 
erteilt werden für die Deutschstämmigen, die 
natürlich dann nur noch ein Visum zur Ein-
reise brauchten, weil sie dann inzwischen 
ihre Aufnahmeerlaubnis hatten. Visa wurden 
auch erteilt für die jüdischen Zuwanderer, 
nachdem das Aufnahmeverfahren mal abge-
schlossen war. Das waren ja auch sozusa-
gen Problembereiche, wo wir Warteschlan-
gen hatten und wo es, wie ich denke, über 
die Zeit, im Laufe der drei Jahre, dazu kam, 
dass wir da mehr Rückstau abgearbeitet 
haben. Das wird alles dazu beigetragen ha-
ben, dass die Gesamtzahlen an Visa in die 
Höhe gegangen sind. 

Olaf Scholz (SPD): Vielleicht noch mal 
eine letzte Frage zu dem Carnet de Touriste: 
Also, es ist nur ein kleiner Teil von allem, 
Anstieg vor allem anderswo. Dann wird es ja 
so sein, dass, wenn das eine kontingentierte 
Zahl gewesen ist, diejenigen, die sich bei 
dem Autoklub in der Ukraine gemeldet ha-
ben, wahrscheinlich mehr gewesen sind, als 
die an Carnets haben vertreiben können. 
Haben Sie in den Gesprächen etwas gelernt, 
nach welchen Kriterien die dann aufteilen? 
Da kommen jetzt, ich sage mal, täglich 
300 Leute bei dem Autoklub an und wollen 
ein Carnet de Touriste, weil man gehört hat, 
das geht dann alles gut, und die sagen aber: 
Wir haben nur 120. Wie machen die das? 
Was haben Sie da in Erinnerung? Was ha-
ben Sie da gelernt? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich kann mich 
da an die Einzelheiten nicht mehr erinnern. 
Ich kann mir vorstellen, dass man sich da 
natürlich, wie das in der Ukraine so üblich ist, 
gegen Geldzahlung vielleicht einen guten 
Listenplatz besorgen konnte oder Ähnliches 
mehr. Die 120, das ist meiner Erinnerung 
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nach eine Obergrenze. Das waren auch mal 
weniger. 

Insgesamt, muss ich sagen, hatte ich 
dann jedenfalls das Gefühl, dass es mehr 
oder weniger funktioniert. Ich weiß auch 
nicht, wie überzeugend die dann waren, po-
tenzielle Kunden abzuwehren und ihnen zu 
sagen: Ihr habt keine Chance, wir können 
euch nicht annehmen. Das sind Details, an 
die ich mich jetzt nicht erinnere. 

Olaf Scholz (SPD): Von Schlangen vor 
dem Autoklub und so etwas haben Sie nichts 
gehört? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Doch, doch. 
Doch, doch. Ich erinnere mich noch, in dieser 
neuen Geschäftsstelle, die, wie gesagt, sehr 
gut ausgestattet war - da waren Wechselstu-
ben, da waren ordentliche Schalter und an-
deres mehr -, da waren auch Schlangen, 
nicht so groß wie vor der Deutschen Bot-
schaft. 

Olaf Scholz (SPD): Okay, schönen Dank. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
von Klaeden, bitte. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
Dr. Schnakenberg, ich würde gern noch mal 
zur Frage der Erlasse zurückkommen und an 
das anknüpfen, was der Kollege Montag Sie 
gefragt hat. Nur möchte ich jetzt auch auf-
grund der fortgeschrittenen Zeit Sie nicht mit 
einer Erlassexegese quälen. Aber Herr 
Montag hat ja hier aus den Erlassen sehr 
bruchstückhaft zitiert. Ich will mir nur den 
Hinweis erlauben, dass in den Erlassen, die 
uns hier vorliegen, jeweils eine gründliche 
Prüfung der ausländerrechtlichen und ande-
ren Voraussetzungen verlangt ist und dann 
die Frage der Ermessensentscheidung ge-
gebenenfalls eine Rolle spielte, also keine 
Ermessensentscheidung zugunsten des An-
tragstellers statt einer Prüfung, sondern in 
der Folge. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das ist ein 
anderer Akzent, ja. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Das ist 
ein anderer Akzent; das finde ich auch. - Nur, 
um den falschen Eindruck zu vermeiden, 
nicht, dass jetzt der Eindruck entsteht, Herr 
von Schoepff habe die Erlasse gekannt und 

deswegen seine Schwierigkeiten gehabt, und 
Sie hätten es frei nach Schnauze gemacht 
und deswegen keine Schwierigkeiten gehabt: 
Also, Sie haben sich schon mit den Erlassen 
beschäftigt und sich auch an die Weisungs-
lage gehalten, wenn ich die Frage so stellen 
darf? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich will mich 
nicht selbst loben, aber ich bin bisher von 
allen meinen Chefs hervorragend beurteilt 
worden. Ich glaube, dass ich ein guter Be-
amter bin, dass ich das immer verantworten 
konnte, was ich entschieden habe bzw. was 
meine Mitarbeiter, für die ich verantwortlich 
war, entschieden haben. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Er-
lasslagen ändern sich ja auch. Deswegen will 
ich Sie jetzt gar nicht sozusagen nach der 
Beurteilung der Erlasse 93 bis 96 fragen, 
auch wenn ich vermute, dass es dort doch 
eine ganz erhebliche Kontinuität gibt. Aber 
jedenfalls zu Ihrer Zeit haben Sie nicht den 
Eindruck gehabt, dass Sie durch die Erlasse 
der Zentrale zu einer unvernünftigen, inhu-
manen, Missbrauch fördernden Praxis ge-
zwungen wurden? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Den Eindruck 
hatte ich nicht. Ich habe ja eben schon mal 
den Ausdruck verwandt: Sicherlich hat man 
im Rahmen des Ermessens gewisse Spiel-
räume, ob man die Schraube etwas mehr 
anzieht oder etwas mehr lockert. Das kommt 
sicherlich darauf an, wie die Gesamtlage im 
Land ist, inwieweit das Land etwa auf unse-
rer Asylstatistik vorn oder mehr hinten liegt, 
aber im Übrigen haben wir regulär die eben 
schon mehrfach genannten Kriterien geprüft. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Nun 
weiß ich auch von der Homepage des Kolle-
gen Montag, dass die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse in der Ukraine sich in den 90er-
Jahren erheblich verschlechtert haben. Da ist 
die Rede davon, dass sich von 1999 bis 
1999 das Bruttosozialprodukt auf 40 Prozent 
reduziert hat, wenn ich das richtig in Erinne-
rung habe. 

(Sebastian Edathy (SPD): Innerhalb 
eines Jahres?) 

Das wird, was ich auch gut nachvollziehen 
kann, als ein weiterer Grund für den Migra-
tionsdruck insbesondere nach Westeuropa 
angegeben. Wenn ich das jetzt voraussetze, 
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dann hat sich die Situation für Sie oder hat 
sich die Frage der Visakontrolle ja eher er-
schwert, wenn der Migrationsdruck sich er-
höht. 

Meine Frage ist jetzt: Wenn Sie in der 
Rückschau das Visaregime beurteilen - Vor-
gaben der Zentrale, Erlasslage, Praxis vor 
Ort -, würden Sie dann sagen, dass Sie eine 
vernünftige Balance haben finden können in 
Ihrer Tätigkeit zwischen Weltoffenheit auf der 
einen Seite und notwendiger Kontrolle auf 
der anderen Seite, bei allen Schwierigkeiten, 
die sich im täglichen Geschäft immer wieder 
ergeben? Aber uns geht es hier jetzt nicht 
um die Einzelheiten und die Schreibtisch-
größe usw., sondern uns geht es einfach 
sozusagen um den großen rechtlichen Rah-
men, der Voraussetzung war. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich denke, 
dass ich diese Balance gefunden habe und 
dass wir entsprechend die Dinge noch unter 
Kontrolle hatten. Das denke ich in der Tat. 
Sonst hätten wir in der Tat Brandberichte und 
anderes mehr an die Leitung schreiben müs-
sen. Ich hatte das Gefühl, die Lage ist noch 
unter Kontrolle. Ich habe insbesondere na-
türlich auf die Möglichkeit des Leerlaufens 
der Kontrolle hingewiesen. Schon in dem 
letzten Jahr deutete sich ja an, dass die Si-
tuation nicht besser, sondern eher schlechter 
wird. Man hätte da sicherlich - - Über kurz 
oder lang - war mir klar - würde man sehen 
müssen, ob man so weitermachen kann. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Okay, 
das ist immer eine Frage der Justierung, die 
sich dann aus der Entwicklung ergibt. 

Hatten Sie den Eindruck - jetzt nicht in 
Einzelfällen, sondern kategorisch -, dass Sie 
Entscheidungen treffen müssen, die gegen 
Menschenrechte verstoßen, die menschen-
verachtend sind, die Deutschland vor allem 
abschotten wollten? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Nein, ich 
hatte diesen Eindruck nie. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ja, 
okay. - Danke. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Königshaus und dann Frau Pawelski, bitte. 

Hellmut Königshaus (FDP): Nur ganz 
kurz: Ich habe mir auch die Homepage vom 

Kollegen Montag noch einmal angesehen. 
Deshalb ist auch klar erkennbar, weshalb er 
hier immer auf der „Vorprüfung“ herumreitet, 
die der ADAC angeblich vorgenommen hat. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das hat der Zeuge ge-

sagt!) 

- Wie bitte? 
(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das hat der Zeuge ge-

sagt!) 

- Ja, aber ich nehme an, der hat auch Ihre 
Homepage gelesen, wenn er den gleichen 
Begriff verwendet. Aber ich weiß ja, was Sie 
mit diesem Begriff verbinden. 

Deshalb frage ich mal: War das so, dass 
die Vorprüfung deshalb vereinbart wurde, 
damit sozusagen die Botschaften anschlie-
ßend keine Prüfung mehr vornehmen soll-
ten? War das also so eine Art ausgelagerte 
Prüfung, dass die nicht mehr der ADAC, 
sondern der Klub 112 oder sonst wer vorge-
nommen hat? Oder war das eine Prüfung, 
die im eigenen Interesse des ADAC liegt, 
weil, wenn jemand Ihre Kriterien nicht erfüllt, 
er dann hinterher eben auch im eigenen Inte-
resse sich bestimmte Schwierigkeiten vom 
Hals halten wollte, die dann mit einer solchen 
Ablehnung verbunden sind? Welche der 
beiden Varianten trifft denn zu? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich habe be-
wusst „Vorprüfung“ gesagt. Die Prüfung auf 
eine im ukrainischen System verankerte Or-
ganisation zu übertragen wäre sicherlich ein 
Wahnsinnsunterfangen gewesen, deutlich 
rechtswidrig und wie immer Sie das sonst 
qualifizieren wollen. Nein, es ging uns darum, 
dass entsprechend eine Kontrolle stattfindet, 
sodass die Zahl der Leute, die zu uns 
kommen, schon entsprechend niedriger 
ausfällt, dass nicht mehr Krethi und Plethi 
kommen, sondern nur bestimmte Leute, bei 
denen der Klub davon ausgegangen ist, dass 
wohl eine Rückkehrbereitschaft und auch 
eine gewisse finanzielle Solidität gegeben 
sind. In diesem Sinne wollten wir aber natür-
lich auch vermeiden, dass die Leute mit fal-
schen Erwartungen dann zu uns kommen; 
denn vermutlich über kurz oder - - Im Ender-
gebnis ist das deutsche Ausländerrecht doch 
sicherlich den meisten Ukrainern eher fremd 
gewesen und haben sie durchaus die Er-
wartung gehabt, dass sie sich, wenn sie die-
ses Produkt kaufen, ganz gute Chancen 
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ausrechnen können, auch ein Visum zu er-
halten. Das wollten wir einfach vermeiden. 

Hellmut Königshaus (FDP): Aber die 
Prüfung wurde in vollem Umfang durchge-
führt in der Botschaft, - 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Unsere Prü-
fung wurde in vollem Umfang durchgeführt, 
ja. 

Hellmut Königshaus (FDP): - sodass es 
hier also zunächst einmal nur darum ging, 
dass die Partnerorganisation im eigenen 
Interesse gehandelt hat, wenn sie das tat, 
und nicht in Ihrem Interesse? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja. 

Hellmut Königshaus (FDP): Dann habe 
ich noch eine letzte Frage, noch einmal zu 
den Visazahlen und den Ablehnungsquoten. 
Der Kollege Montag hat ja - auch wieder 
vielen Dank - auf der Homepage genauere 
Zahlen als das Auswärtige Amt selbst. Ich 
weiß auch nicht; seine Quellen sind wahr-
scheinlich besser. Demzufolge können wir 
zweierlei feststellen: dass wir zunächst ein-
mal in der Tat einen Anstieg zwischen 93 auf 
96 von 2,1 Prozent auf 13,8 Prozent bei den 
Ablehnungs- bzw. Zurückweisungsquoten 
hatten und danach wiederum einen Rück-
gang, bis es dann wieder zu Anstiegen kam, 
die sich zeitlich wiederum mit dem, was den 
Kern dieses Ausschusses betrifft, mit den 
Erlassen von 99 und 2000 aufzubauen be-
ginnen. 

Eine Frage habe ich jetzt nur: Der Herr 
von Schoepff, der eben da war, berichtete, 
was er in Erinnerung hatte, von Ablehnungs-
quoten zu seiner Zeit von 20 Prozent etwa - 
hat er hier aus der Erinnerung berichtet - 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
60 Prozent, hat er gesagt!) 

- sogar gesteigert bis 60 Prozent -, während 
der Kollege Montag, der bisher eigentlich 
immer relativ genau lag, hier bei 2,1 liegt. 

(Olaf Scholz (SPD): Das halten wir 
jetzt fest! - Weitere Zurufe von der 

SPD) 

- Ja, die Tabellen sind alle akkurat. Auch den 
Plurez-Erlass hatte er ja rechtzeitig auf 
seiner Homepage stehen; sonst hätten wir 
das nie entdeckt. Also bleiben Sie weiter am 
Ball! 

(Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 
Den gab es bei uns auch!) 

Können Sie sich erklären, wie der Herr 
von Schoepff da auf solche Zahlen in seiner 
Erinnerung kommt, zwischen 20 und 
60 Prozent Ablehnungsquote? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ers-
tens, Herr Kollege Königshaus, ist das keine 
Frage nach einer Tatsache. 

Hellmut Königshaus (FDP): Nein, ich 
frage - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Zwei-
tens hilft es uns nicht weiter; denn der Herr 
von Schoepff hat so viele falsche Zahlen 
gebracht, dass es darauf auch nicht mehr 
ankommt. 

Hellmut Königshaus (FDP): Nein, Ent-
schuldigung, 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Moment, Moment! Herr 

Grindel hat ihn über den grünen 
Klee gelobt!) 

ich wollte doch jetzt einfach nur wissen - - 
Vielleicht war das ja - - 

(Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 
Man weiß ja nie, wo der Herr 

Scholz immer war!) 

Vielleicht hat er Ihnen ja bei der Übergabe 
auch etwas über Ablehnungsquoten berich-
tet. Ich versuche, dem etwas näher zu kom-
men. Sie haben sich vorhin etwas zurück-
haltend ausgedrückt. Deshalb habe ich ge-
sagt: Es ist klar, dass Sie sich jetzt kollegial 
verhalten wollen und sich zurückhalten. 
Wenn Sie sagen, Sie haben keine Erinne-
rung daran, wenn Sie sie nicht haben, dann 
ist das auch in Ordnung. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Man unterhält 
sich bei der Übergabe vom Vorgänger an 
den Nachfolger nicht über Quoten. Man 
spricht über Faktoren, die die Arbeit er-
schweren oder erleichtern. Ich halte einen 
Anteil von Ablehnungen im Bereich von 
60 Prozent für in keiner Weise nachvollzieh-
bar. Sicherlich war die Arbeit extrem schwie-
rig und gab es eine wirklich hohe Miss-
brauchsgefahr, aber ich habe einen Teil der 
Mitarbeiter auch übernommen. Dass dort in 
der Art und Weise - - Ich kann mir nicht erklä-
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ren, wie er auf diesen Eindruck gekommen 
ist. 

Es ist jetzt schade, aber Sie werden ja 
noch die Frau Ohl-Meyer vernehmen. Ich 
halte große Stücke auf sie. Sie ist eine Ex-
pertin. Sie kann Ihnen vielleicht noch mehr 
zu diesen Quoten sagen und wie es dazu 
gekommen ist. 

Hellmut Königshaus (FDP): Okay. Vie-
len Dank. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Frau 
Pawelski, bitte. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Herr 
Dr. Schnakenberg, mit Schreiben vom 
23. April 97 hat das Auswärtige Amt der Bot-
schaft in Kiew ausdrücklich dafür gedankt, 
dass sie sich an der Vorstellung des CdT 
rege und konstruktiv beteiligt hat; das war 
also vor der Einführung des CdT. Zugleich 
wurde Ihnen mit diesem Schreiben eigentlich 
auch die grundsätzliche Handhabung, wie 
mit dem CdT umgegangen werden soll, mit-
geteilt. Ich zitiere mal; da steht unter ande-
rem: 

Das CdT begründet keinen Rechts-
anspruch auf die Erteilung eines Vi-
sums. Vielmehr stellt es eine An-
tragsunterlage unter anderem dar, 
die ein Petent vorlegen kann, um 
zum gewünschten Ziel der Visums-
erteilung zu gelangen. Wie auch bei 
Anträgen, denen eine herkömmli-
che Verpflichtungserklärung oder 
sonstige Unterlagen beigefügt sind, 
kann das beantragte Visum nur er-
teilt werden, wenn die vor jeder Vi-
sumerteilung durchzuführende aus-
länderrechtliche Prüfung keine 
Gründe erbrachte, die eine Ableh-
nung notwendig machen. 

Weiterhin steht da drin: 
Am Prinzip der persönlichen Vor-
sprache wird grundsätzlich auch bei 
Antragstellern festgehalten, die 
ihrem Antrag ein CdT beifügen. 

Ist Ihnen ein Schreiben, ein Erlass aus 
dem Auswärtigen Amt bekannt, dass diese 
grundsätzliche Regelung aufgehoben wird? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Nein. Für das 
Carnet ist das der Rahmen gewesen, der zu 
meiner Zeit gegolten hat. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Na bitte! 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Der Dank am 
Beginn dieses Erlasses bezieht sich darauf, 
dass ich nicht nur dem Herrn Rakerseder für 
ein Gespräch zur Verfügung gestanden 
habe, sondern er hat dann auch eine Pres-
sekonferenz gehalten, auf der ich sozusagen 
präsent gewesen bin, um zu zeigen, dass 
das sozusagen abgestimmt ist, aber wohl-
weislich nach außen hin dieses Produkt un-
terstützend, weil ich selber der Überzeugung 
war: Das ist eine Möglichkeit; diesen Erlass 
kann man ja so wirklich auch noch unter-
schreiben, weil die ausländerrechtliche Prü-
fung eben voll durchzuführen ist, wenn sie 
natürlich auch erschwert wird. Aber das hat 
mich dann natürlich auf der anderen Seite 
nicht davon abgehalten, intern unsere Be-
denken zu formulieren. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Ja, vielen 
Dank. - Dann noch einmal ein anderes 
Thema: Im April 1999 hat Sie der Außenmi-
nister Fischer besucht. Hat er auch die Bot-
schaft in Kiew besucht? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich war im 
April - - 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Sie sind erst 
im Sommer 99 weggegangen und im April 99 
hat laut Dr. Heyken, dem Botschafter zur 
damaligen Zeit, Außenminister Fischer Kiew 
besucht. 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ja, das ist 
richtig. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Hat er auch 
die Botschaft besucht? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Er ist aber 
nicht in der Visastelle gewesen, nach meiner 
Erinnerung. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Nein. Ist er in 
der Botschaft gewesen? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Wissen Sie, 
mein Arbeitsplatz war in dem Gebäude der 
Visastelle, dem Rechts- und Konsularge-
bäude. Ich kann mich nicht erinnern, ihn dort 
gesehen zu haben, wenn ich nicht eventuell 
zu der Zeit nicht in Kiew war; das kann ja 
auch sein. 
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Rita Pawelski (CDU/CSU): Wissen Sie, 
dass der Außenminister zu dieser Zeit in 
Kiew war oder wussten Sie es damals? 
Wurde das vorher bekannt gegeben? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Na ja, wenn 
er in Kiew - - Natürlich wurden solche Besu-
che geplant. Je nach dem Inhalt der Gesprä-
che hat sich sicherlich vor allem die politi-
sche Abteilung darum gekümmert. Ich wäre 
jetzt davon ausgegangen, dass ich, wenn ich 
da bin - so wäre das jedenfalls heute -, die 
Chance bekommen würde, etwa zum Bei-
spiel dem Minister über unsere Tätigkeit vor-
zutragen. Aber ich kann mich an keinen 
Kontakt mit ihm erinnern, an kein Gespräch. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Können Sie 
sich vorstellen, falls Sie nicht da waren, dass 
ein anderer an Ihrer Stelle ihn über die 
Problematik Visa informiert hat? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Über die all-
gemeinen Schwierigkeiten, in der Ukraine 
Visa zu erteilen und mit der jüdischen Zu-
wanderung zurechtzukommen usw., ja, das 
kann ich mir vorstellen. 

Rita Pawelski (CDU/CSU): Das können 
Sie sich vorstellen. - Vielen Dank. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
war die letzte Tatsachenfrage. - Herr Scholz, 
haben Sie Bedenken? 

(Olaf Scholz (SPD): Eigentlich ja, 
aber ich habe nichts gesagt! - Hei-

terkeit) 

Bitte schön, Herr Edathy. Aber jetzt reicht 
es. 

Sebastian Edathy (SPD): Können Sie Ihr 
Stichwort Pressekonferenz ganz kurz be-
schreiben? Da hat sozusagen der ADAC die 
ukrainische Presse eingeladen und hat auf 
das CdT hingewiesen; Sie waren als Bot-
schaftsvertreter dabei und haben gesagt, das 
ist so gut? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Ich bin dabei 
gewesen. Ich habe nach meiner Erinnerung 
nicht das Wort geführt oder mich geäußert. 
Ich wollte mir einfach auch mal die Veran-
staltung anschauen. Sicherlich habe ich in 
diesem Sinne auch nach außen hin gezeigt, 
dass das ein natürlich neues, ein unkonven-

tionelles Produkt ist in der Ukraine, das na-
türlich dort auch erst mal erklärt werden 
musste, weil es erklärungsbedürftig war, um 
zu zeigen: Es ist in der Tat richtig, dass wir 
das künftig in dem beschriebenen Sinne 
annehmen werden. 

Sebastian Edathy (SPD): Aber Sie ha-
ben dort selber kein Statement abgegeben? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Nach meiner 
Erinnerung habe ich da kein Statement ab-
gegeben. 

Sebastian Edathy (SPD): Sie hatten 
auch keine Einwände, dass für dieses Pro-
dukt, wo Sie ja sagen, dass Sie es nach in-
nen kritisch sehen, aber nach außen vertei-
digt haben - - Sie hatten keine Einwände als 
Botschaft, dass so eine Pressekonferenz 
gemacht wird, was ja wahrscheinlich dazu 
führen würde, dass doch mancher Ukrainer, 
manche Ukrainerin erst auf diese Möglichkeit 
aufmerksam gemacht wird, nach Deutsch-
land zu kommen? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Das kann 
man nun nicht ausschließen, aber, wissen 
Sie, - - 

Sebastian Edathy (SPD): Keine Beden-
ken? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Bitte? 

Sebastian Edathy (SPD): Sie hatten 
keine Bedenken gegen diese Pressekonfe-
renz? Sie haben da nicht mit den Verant-
wortlichen gesprochen, doch mal bitte zu 
überlegen, ob es sinnvoll ist, eine Presse-
konferenz zu machen, um für etwas zu wer-
ben, wozu Sie selber nicht ganz unvoreinge-
nommen positiv eingestellt waren? 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Also, es ging 
mir darum, klar zu machen, dass es durch-
aus ernst gemeinte Versuche auf der deut-
schen Seite gibt, den Ukrainern zu etwas 
mehr Reisefreiheit zu verhelfen. Das bedeu-
tete nicht, dass das irgendwie natürlich eine 
Garantie darstellt, ein Visum zu bekommen. 

Sebastian Edathy (SPD): Es ging schon 
um mehr Reisefreiheit? 
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Zeuge Dr. Schnakenberg: Es ging um 
die Reisefreiheit. 

Sebastian Edathy (SPD): Alles klar. 
Danke. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Damit 
sind wir am Ende der Vernehmung ange-
kommen. 

Herr Dr. Schnakenberg, Sie bekommen 
ein Protokoll von uns zugeschickt. Das bitte 
ich durchzuschauen und dann wieder an uns 
zurückzuschicken. Ihnen selbst wünsche ich 
alles Gute und eine gute Rückreise nach 
Hanoi. Alles Gute! 

Zeuge Dr. Schnakenberg: Danke schön. 
(Beifall) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wir 
machen nun fünf Minuten Pause, um dann 
mit Frau Susanne Fries-Gaier fortzusetzen. 

(Hellmut Königshaus (FDP): Kommt 
die auch aus Hanoi?) 

- Die kommt aus Peking. 
(Unterbrechung von 22.51 bis 

23.04 Uhr) 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wir 
setzen die Sitzung fort. Ich bitte Sie, Platz zu 
nehmen. 

Vernehmung der Zeugin  
Fries-Gaier 

Frau Fries-Gaier, ich darf Sie im Untersu-
chungsausschuss ganz herzlich willkommen 
heißen.  

Sie werden hier mit Tonaufzeichnung 
vernommen. Das Tonband wird wieder ge-
löscht. Es dient nur dazu, das Protokoll zu 
fertigen. 

Wir haben eine Aussagegenehmigung 
ohne besondere Einschränkungen.  

Ich komme jetzt, wie bei jedem Zeugen, 
zur Zeugenbelehrung: Frau Fries-Gaier, Sie 
sind als Zeugin verpflichtet, die Wahrheit zu 
sagen. Ihre Aussagen müssen daher richtig 
und vollständig sein. Sie dürfen nichts weg-
lassen, was zur Sache gehört, und nichts 
hinzufügen, was der Wahrheit widerspricht. 
Ich muss Sie darauf aufmerksam machen, 
dass Sie im Falle einer Falschaussage nach 
§ 153 des Strafgesetzbuches bestraft werden 
können. Sie können allerdings die Auskunft 
auf solche Fragen verweigern, deren Beant-
wortung Ihnen selbst oder Angehörigen die 
Gefahr zuziehen würde, einer Untersuchung 
nach einem gesetzlich geordneten Verfah-
ren, insbesondere wegen einer Straftat oder 
einer Ordnungswidrigkeit, ausgesetzt zu 
werden. Sollten Teile Ihrer Aussagen aus 
Gründen des Schutzes von Dienst-, Privat- 
oder Geschäftsgeheimnissen nicht für die 
Öffentlichkeit bestimmt sein, bitte ich Sie um 
einen Hinweis, damit wir diesen Teil in nicht 
öffentlicher Sitzung besprechen. 

Ich bitte Sie jetzt, sich mit vollständigem 
Namen, Alter, Beruf, Wohnort oder Dienstort 
vorzustellen. - Bitte schön. 

Zeugin Fries-Gaier: Mein Name ist Su-
sanne Fries-Gaier. Ich bin 36 Jahre alt, Be-
amtin des Auswärtigen Amtes und zurzeit an 
der Botschaft in Peking politische Referentin. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Als 
Zeugin haben Sie, bevor wir Fragen stellen, 
die Möglichkeit, die Dinge im Zusammen-
hang darzustellen. Wünschen Sie das? 

Zeugin Fries-Gaier: Gerne. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Bitte 
schön. 

Zeugin Fries-Gaier: Ich weiß, dass Sie 
schon sehr lange hier sitzen. Trotzdem 
würde ich die Dinge gerne noch einmal aus 
meiner Sicht im Gesamtzusammenhang 
darstellen und deswegen vielleicht auch ein 
bisschen ausholen. Ich denke, das beant-
wortet vielleicht schon viele Fragen. 

Ich war von Juni 1998 bis Mai 2002 im 
Referat für Ausländer- und Asylrecht, Referat 
514 - später 508 -, als Grundsatzsachbear-
beiterin tätig und dort erst für das deutsche 
Visumrecht, später auch für das Schengen-
Recht zuständig. Ich habe in diesem Zu-
sammenhang Beratungstätigkeiten ausgeübt, 
vor allem für die Auslandsvertretungen durch 
Erlasse, aber auch Bürgeranfragen beant-
wortet, an Vorlagen mitgearbeitet, habe al-
lerdings wichtige Dinge, wichtige Erlasse - 
ich habe selbstständig gearbeitet - entweder 
auf Weisung oder aber mit ausdrücklicher 
Genehmigung meiner Vorgesetzten vorge-
nommen. 

Ich möchte mich in meinen Ausführungen 
auf die drei Erlasse beschränken, die des 
Öfteren kritisiert wurden. Das waren der Er-
lass zu den Verpflichtungserklärungen, der 
zum Carnet de Touriste und der Erlass vom 
03.03.2002. Ich habe keinen der Erlasse 
selber verfasst, kenne aber natürlich den 
Inhalt, weil ich selbst damit arbeiten und 
auch gegenüber den Auslandsvertretungen 
den Inhalt mehrfach darlegen musste. 

Zu Beginn möchte ich noch sagen, dass 
ich 1998 noch unter der alten Bundesregie-
rung angefangen habe. Während meiner 
ganzen Tätigkeit bis zum Schluss gab es ein 
Motto, das sich durchzog - das ist vielleicht 
sehr verkürzt, aber es bringt die Sache doch 
sehr gut auf den Punkt -, und zwar lautete 
das: so viel Reisefreiheit wie möglich zu 
ermöglichen, aber auf der anderen Seite die 
Sicherheitsinteressen der Bundesregierung 
zu wahren - das absolut immer unter der 
Leitlinie des Ausländerrechts und der 
Vereinbarung der Schengener Vertrags-
staaten; das hat sich die ganze Zeit nicht 
geändert. Das hört sich vielleicht sehr ein-
fach an, aber es ist für die Auslandsvertre-
tungen sehr, sehr schwer umzusetzen gewe-
sen. Wer schon einmal eine solche Aus-
landsvertretung mit diesem Massenbetrieb 
erlebt hat, der weiß: Da immer die richtigen 
Abwägungen zu treffen, ist sehr schwer.  

Ich habe meine Aufgabe damals eigent-
lich als Hilfestellung begriffen, das heißt: 
Beratung in Rechtsfragen, aber durchaus 
auch in organisatorischer Hinsicht. Wir hatten 
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da mehrere Projekte. Das eine war das IT-
gestützte Visumsverfahren, mit dem wir 
Schlangen abbauen wollten; denn Schlangen 
kreieren Missbrauch - es können Stehplätze 
verkauft werden -, kreieren Beschwerden. 
Das war die eine Zielrichtung, auch bessere 
Ausstattung mit Dokumentenprüfgeräten 
usw., aber selbstverständlich auch Erlasse, 
die Leitlinien geben sollten, wie das Auslän-
derrecht richtig auszuüben ist und vor allen 
Dingen möglichst effektiv; denn das große 
Problem, das alle Auslandsvertretungen 
hatten - auch schon vor meiner Zeit -, ist die 
personelle Ausstattung gewesen. Die Vi-
sumsantragszahlen stiegen stetig, aber die 
personelle Ausstattung hat damit nicht Schritt 
gehalten. Das heißt also, man musste versu-
chen, möglichst effektive Möglichkeiten zu 
finden, in den bestehenden Grenzen die 
Visumserteilung effektiv möglich zu machen, 
aber trotzdem im Rahmen der bestehenden 
Gesetze und unter Wahrung der Sicherheit. 

In puncto Effektivität gibt es ein Instru-
mentarium - das wurde hier sicherlich schon 
dargestellt -; das ist dieses Surrogat der Bo-
nität desjenigen, der reisen möchte. Es gibt 
verschiedene Reisekriterien, das Dokument - 
Reisezweck, Reiseziel -, aber unter anderem 
auch die Bonität. Dies kann man mit einer 
Verpflichtungserklärung nach § 84 Auslän-
dergesetz nachweisen, die sehr gerne ak-
zeptiert wird. Sie ist zwar nur dann einzuset-
zen, wenn der Ausländer nicht selber seine 
finanziellen Mittel nachweisen kann, aber das 
ist in der Regel sehr schwer. Das heißt, wenn 
jemand kommt und Geldmittel vorweist, 
könnte es genauso gut sein, er hat sich diese 
geliehen, um sie vorzuzeigen, oder aber er 
kommt mit einer Kreditkarte und wir wissen 
nicht, ob sie gedeckt ist. Wie gesagt, dies ist 
eigentlich ein sehr gutes Instrument, wenn es 
denn richtig angewandt wird. 

Das war aber das große Problem - auch 
schon bevor ich anfing -, und zwar haben die 
Ausländerbehörden ihren Prüfauftrag, den 
Sie hatten - das heißt, den Einlader in 
Deutschland auf seine Bonität zu prüfen -, 
nicht oder nur eingeschränkt ausgeführt. Aus 
diesem Grund ergab sich dann das Problem, 
dass zum Beispiel nicht nur die Bonität nicht 
geprüft wurde, sondern auch zum Beispiel 
Verpflichtungserklärungen blanko ausgehän-
digt oder aber diese fälschungssicheren Do-
kumente nicht benutzt wurden. 

Es gab mehrere Besprechungen. Wir ha-
ben das dem Innenministerium mitgeteilt, 
den Länderbehörden mitgeteilt, den Auslän-

derbehörden direkt mitgeteilt und darum ge-
beten, doch die Bonität zu prüfen. Es hat 
aber letztlich nichts gefruchtet. Was pas-
sierte, war, dass die Beschwerden an uns, 
an unsere Auslandsvertretungen stiegen, 
weil diejenigen, die sich verpflichtet hatten, 
nicht noch einmal gegenüber den Auslands-
vertretungen nachweisen wollten, dass sie 
die Bonität hatten, denn das hatten sie schon 
gegenüber der Ausländerbehörde, sodass 
letztendlich in Abstimmung mit den Innenbe-
hörden die Entscheidung getroffen wurde, 
auf diese Bonitätsprüfung zu verzichten, das 
heißt: von den Auslandsvertretungen; denn 
es war nicht ihre Aufgabe. 

Die Ausländerbehörden haben damals 
40 DM dafür genommen, haben aber die 
Prüfleistung nicht erbracht. Das heißt, sie 
haben das Geld genommen, aber das, was 
dafür notwendig gewesen wäre, nicht ge-
leistet. Deswegen wurde in Abstimmung mit 
den Innenbehörden am 02.09.1999 den 
Auslandsvertretungen gesagt, sie sollten, 
wenn eine solche Verpflichtungserklärung 
ohne Bonitätsprüfung vorgelegt wird, nicht 
mehr andere Dokumente fordern. Im Prinzip 
stand auch dahinter, dass wir Druck auf die 
Ausländerbehörden ausüben wollten, ihrem 
Prüfauftrag nachzukommen, und zu sagen: 
Es ist keine dritte Stelle mehr da, die prüft, 
und euer Interesse ist doch, wenn derjenige 
nach Deutschland in euren Bezirk reist, dass 
der Einlader tatsächlich bona fide ist. 

Natürlich ist die Verpflichtungserklärung 
ohne Bonitätsprüfung nicht mehr so viel wert 
gewesen. Umso mehr haben die Innenbe-
hörden ein anderes Instrument für gut befun-
den, das es auch schon seit 1995 gab. Das 
war das so genannte Carnet de Touriste - 
sicherlich schon mehrfach hier angespro-
chen -, auch ein Surrogat, nur mit dem Un-
terschied, dass der Einlader eben nicht eine 
Privatperson war, sondern dass der ADAC 
mit seiner Bonität dafür einstand, die 84er-, 
82er-Erklärung auf sich nahm, und, was 
wichtig war, die Krankenversicherung. Das 
haben uns die Innenbehörden immer wieder 
gesagt: Die Krankenversicherung ist letzt-
endlich das, was zählt; denn da entstehen 
die Kosten und die kann der Antragsteller im 
Zweifel - selbst wenn er Kosten für zwei 
Wochen nachweisen kann - nicht über-
nehmen und meistens auch nicht die Einla-
der. Das heißt also, das wurde als sehr gutes 
Instrument gesehen, wurde dann auch in 
Kiew eingeführt. 
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Es gab Berichte von Auslandsvertretun-
gen, die sagten, das Carnet de Touriste sei 
nicht so gut. Wenn man genauer hinsah, lag 
das aber meist daran, dass die Partner des 
ADAC im Ausland nicht vertrauenswürdig 
erschienen. Wenn so ein Fall auftrat, haben 
wir das sofort dem ADAC gesagt. Wir haben 
es auch den Innenbehörden gemeldet und 
dann wurden Maßnahmen ergriffen. Es wur-
den Geschäftsführer ausgewechselt und 
anderes, sodass letztendlich auch die Innen-
behörden mit den Zahlen - - Die Miss-
brauchsfälle waren im Verhältnis zur Zahl der 
verkauften Carnets de Touriste sehr gering. 
Deswegen wurde - mit diesem 15.10.99 - 
gesagt: In der Regel sollen die Auslandsver-
tretungen verzichten, noch zusätzlich Unter-
lagen zu verlangen. 

Es gab daraufhin Berichte von Auslands-
vertretungen, zum Beispiel in Moskau und 
auch Kiew, die sagten, sie würden trotzdem 
gern weiter Unterlagen nachfordern. Dann 
haben wir noch einmal ganz klar gemacht, 
dass dieses Carnet de Touriste kein Rechts-
anspruch ist und dass im Einzelfall, wenn es 
Zweifel gibt, durchaus weitere Dokumente 
nachgefordert werden können, allerdings 
nicht flächendeckend und schon gar nicht 
Dokumente, die letztendlich nicht mehr Si-
cherheit boten, zum Beispiel Hotelreservie-
rungen, die man jederzeit wieder aufheben 
kann. Das machte keinen Sinn. Das heißt, 
dann haben wir gesagt, in den Fällen soll 
es - - Es bringt nichts, bringt keinen Mehr-
wert, sondern nur dem Antragsteller zusätzli-
che Mühe, bringt euch zusätzlich Mühe - 
daher bitte nicht! 

Dieser Runderlass wurde am 29.01.2000 
wieder aufgehoben, unter anderem deshalb, 
weil es mittlerweile weitere Anbieter gab für 
einen so genannten Reiseschutzpass, der 
ähnlich wie das Carnet de Touriste funktio-
nierte, nur mit dem Unterschied, dass die 
eben keine Stellen im Ausland hatten, die 
eine so genannte Vorprüfung übernehmen 
konnten, weswegen auf jeden Fall die Aus-
landsvertretung auch hier wieder die volle 
Dokumentation fordern sollte. 

Damit komme ich zum Erlass vom 
03.03.2000, der im Grunde genommen Aus-
löser dafür war, dass die Beschwerden 
enorm zunahmen, und zwar von allen Sei-
ten - von Antragstellern, die abgelehnt wur-
den, von Einladern, deren Eingeladene ab-
gelehnt wurden, aber auch aus der Wirt-
schaft, von Abgeordneten aller Couleur. Es 
kamen vermehrt Briefe an den Minister, an 

den Petitionsausschuss. Vor allem verloren 
wir mehr und mehr Klagen vor dem Verwal-
tungsgericht in Köln, später auch in Berlin, 
aufgrund der Tatsache, dass oft das Ermes-
sen nicht oder mangelhaft ausgeübt wurde, 
sodass dieser Erlass im Grunde genommen 
innerhalb der bestehenden Rechtslage Leitli-
nien geben sollte, wie das Ermessen positi-
ver ausgeübt werden konnte. Es war damit 
aber keine Änderung der Rechtslage beab-
sichtigt.  

Es gab da verschiedene Aspekte, zum 
Beispiel Vielreisende oder den besseren 
Schutz der Familie. Ein Punkt aber war im-
mer sehr wichtig: die Rückkehrbereitschaft. 
Die Rückkehrbereitschaft ist eine der Sa-
chen, die man am schwierigsten prüfen kann. 
Alles andere kann man vielleicht mit Doku-
menten belegen, nicht so bei der Rückkehr-
bereitschaft. Man kann den Leuten nicht in 
den Kopf schauen. Da wurde dann ein abge-
stuftes Verfahren geschildert: Erst ging es - 
ganz klar! - um die Prüfung der Rechtslage: 
Habe ich erhebliche Zweifel? Wenn ja, 
dann - Regelversagungsgrund, § 7 Aus-
ländergesetz - Ablehnen des Visums. Daher 
ist es auch nicht richtig, wenn Stimmen laut 
wurden, die sagten: Damit wird uns die 
Möglichkeit genommen, das abzulehnen, 
Umkehr der Beweislast! - Nein, nicht Um-
kehr. Der Ausländer musste trotzdem noch - 
§ 70 Ausländergesetz - nachweisen, dass er 
in der Tat rückkehrbereit ist, und das im 
Zweifel auch mit ordentlichen Dokumenten 
belegen. Wenn danach immer noch keine 
eindeutige Aussage getroffen werden konn-
te - im Sinne von „Ja, er kehrt auf jeden Fall 
zurück“ oder „Nein, er tut es nicht“ -, nur in 
dem Fall, wo sich das zu 50 Prozent die 
Waage hält, sollte im Zweifel für den An-
tragsteller entschieden werden. Das sind im 
Prinzip nicht so viele Fälle. 

Das Problem war aber, dass der Runder-
lass falsch rüberkam. Das heißt, daran war 
nicht zuletzt auch die Presseberichterstat-
tung schuld. Nicht, dass ich den Journalisten 
irgendeinen Vorwurf machen will! Ich war 
nicht bei der Pressekonferenz dabei, aber es 
ist natürlich auch klar: Man braucht eine kna-
ckige Schlagzeile. Aber wenn Sachen in der 
Zeitung stehen wie - ich zitiere - „Bundesre-
gierung vereinfacht Einreise“, „Bundesregie-
rung gibt mehr Visa aus“, „Im Zweifel für die 
Reisefreiheit“, dann ist es nicht ganz ver-
wunderlich, wenn tatsächlich der Eindruck 
entstand, dass hier die Gesetzeslage verän-
dert wurde. Dementsprechend war natürlich 
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auch die Reaktion der Innenbehörden, aber 
auch von Auslandsvertretungen, die das 
dann erläutert haben wollten und im Prinzip 
den Erlass nicht richtig gelesen oder zumin-
dest nicht richtig ausgelegt haben. 

Als uns das bewusst wurde, wurde nach-
gesteuert, mit ergänzenden Erlassen auf die 
Berichte, aber es gab auch Regionalsemi-
nare. In Kiew zum Beispiel gab es das Semi-
nar bereits im Juli 2000, kurz nachdem der 
Erlass da war, dann in Afrika, später in Accra 
und auch in New Delhi in Asien. Auch bei 
den Tagungen der Ausländerreferenten gro-
ßer Städte, des Bundes und der Länder 
wurde es besprochen. Dies war zum Beispiel 
im Jahre 2001 auf diesen Sitzungen schon 
kein Thema mehr. 

Jetzt werden Sie wahrscheinlich - zu 
Recht - fragen, warum es, wenn diese Er-
lasse so gut waren, dann trotzdem Miss-
brauch gab. Missbrauch gab es und wird es 
wohl immer geben. Es gab ihn auch schon 
vor diesen Erlassen. Es gab zum Beispiel 
auch 97 schon Berichte von der Grenz-
schutzdirektion über illegale Einreisen aus 
Kiew, natürlich auch aus anderen Vertretun-
gen. Dazu kommt, dass die Visazahlen an 
einigen Auslandsvertretungen in diesem 
Zeitraum 2001 sehr gestiegen sind, worauf 
sich nachher die Berichte der vermehrten 
illegalen Einreise beziehen. 

Es gab 2000 ein Schreiben unseres Refe-
rats an unser Organisationsreferat, in dem 
auf diese Steigerungszahlen hingewiesen 
wurde. Da war Kiew ein Punkt mit 
24 Prozent, aber es gab andere Vertretungen 
in der Türkei, in Indien, sogar in Bukarest, die 
weitaus höhere Steigerungsraten hatten, 
circa 40 Prozent. In diesem Schreiben wurde 
gesagt: Wir brauchen mehr Personal, an-
sonsten kann eine ordentliche Prüfung nicht 
mehr gewährleistet werden. - Daraufhin hat 
sich der Minister mit dem gleichen Tenor an 
den Haushaltsausschuss gewandt und ge-
nau das gesagt: dass einfach Personal-
knappheit herrscht. 

In Kiew war die Situation besonders gra-
vierend, weil es sich nun einmal zu unserer 
größten Visastelle entwickelt hatte, mit den 
meisten Antragszahlen, mit enorm vielen 
Verwandten, mit vielen Geschäftsbeziehun-
gen etc. Das heißt, der Reisedrang war sehr, 
sehr groß. Meines Erachtens das größte 
Problem, das sich nachher herausgestellt 
hat, war, dass Kiew zu dem Zeitpunkt noch 
das so genannte Reisebüroverfahren hatte. 
Das heißt also, was durchaus in der GKI vor-

gesehen ist, dass man vertrauenswürdigen 
Reisebüros die Vorprüfung der Anträge 
überlässt und der Antragsteller nicht persön-
lich kommen muss. Das ist der große Unter-
schied zum Carnet de Touriste gewesen. 

Es hat dann eine Reise zusammen mit 
den Schengen-Partnern nach Kiew gegeben, 
wo festgestellt wurde, dass alle anderen 
Partner dieses Reisebüroverfahren nicht 
anwenden. Eine so genannte Inspektions-
reise ist sehr üblich. Ich habe selber schon 
solche Reisen mitgemacht, nach Istanbul 
und auch nach Damaskus, weil wir mit den 
Schengen-Partnern in vertrauensvoller Zu-
sammenarbeit sehen, ob wir tatsächlich die 
GKI in der Praxis gleich anwenden. Das 
heißt also, wir waren diejenigen, die immer 
hingewiesen haben: Setzt euch vor Ort zu-
sammen, harmonisiert das Verfahren mit den 
Schengen-Partnern! - So wurde dann auch 
bei dieser Reise festgestellt, dass es eben 
vor Ort nicht gleich war und dass die anderen 
sagten, diese Reisebüros seien ihres Erach-
tens nicht seriös. Daraufhin wurde Kiew an-
gewiesen, das Reisebüroverfahren einzu-
stellen. 

Gleichzeitig wurde aber aus ganz ande-
ren Gründen - aber es fiel zusammen - ein 
neuer Reiseschutzpass angefordert. Das 
heißt also, das Reisebüroverfahren wurde 
abgeschafft. Gleichzeitig wurde ein neuer 
Reiseschutzpass eingeführt. Das brachte 
sehr große Verwirrung. Kiew war in diesem 
Moment einfach überlastet. Auf der einen 
Seite kamen die ganzen Antragsteller, die 
sonst über die Reisebüros abgewickelt wur-
den, zur Auslandsvertretung und gleichzeitig 
wurde ein neues Instrument eingeführt. Dann 
wurden die Merkblätter geändert und den 
Antragstellern, aber auch Reisebüros kam es 
so vor, als wenn das Reisebüroverfahren 
abgeschafft und durch den Reiseschutzpass 
ersetzt worden wäre, was aber nicht so war. 
Daraufhin bekamen wir Unmengen von Be-
schwerden von Reisebüros, dass sie jetzt 
nicht mehr privilegiert seien, aber auch von 
Versicherungsunternehmern, die sagten, das 
sei wettbewerbsschädigend, dass nur noch 
unter Vorlage dieses Reiseschutzpasses das 
Visa erteilt würde, was ja faktisch nicht so 
war. Das klarzustellen hat uns schon eine 
Menge Arbeit gekostet. 

Man muss sich das vorstellen: Es waren 
noch 219 andere Auslandsvertretungen da. 
Wir haben wirklich versucht, in Kiew ein Mi-
kromanagement zu machen, was von der 
Zentrale her sehr, sehr schwierig ist. Aber 
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wenn man an der einen Seite ein Schräub-
chen verdreht - Abschaffung Reisebürover-
fahren -, dann hat man eben auf der anderen 
Seite den Dammbruch gehabt: Antragsteller-
zahlen erhöhten sich. Die kamen mit den 
Anträgen überhaupt nicht mehr hinterher. 
Das heißt also, man hatte wirklich schon das 
Gefühl, man muss nachsteuern. 

Die Visastellenleiterin ist nach Berlin ge-
kommen, der Referatsleiter 508 ist nach 
Kiew gefahren. Man hat es versucht. Im 
Rückblick kann man jetzt vielleicht sagen: Es 
hat nicht so sehr gefruchtet. - Aber es ist in 
einer solchen Situation sehr schwierig, die 
richtigen Maßnahmen zu finden. Es war - es 
erschien uns damals so - ein organisatori-
sches Problem, vor allen Dingen von Kiew; 
denn die anderen Auslandsvertretungen 
hatten es nicht in diesem Maße. 

Was den Missbrauch und die tatsächliche 
illegale Einreise angeht, waren die Zahlen, 
die uns vorgelegt wurden, nicht so, dass bei 
uns der Eindruck entstand, dass das unmit-
telbar mit den Instrumenten zu tun hatte. 
Selbst das BMI hat noch in einem Schreiben 
zu einem Bericht vom BGS von Anfang 2000 
am 26. März 2002 gesagt: Das CdT und der 
Reiseschutzpass bieten keine erhöhte Ge-
fahr des Missbrauchs, vielmehr ist eben die 
vereinfachte Nachprüfbarkeit der Anspruch-
sicherung hervorzuheben. - Das war Wortlaut 
BMI. Ich will nicht sagen, dass man etwas 
nicht hätte besser machen können, aber zu 
dem Zeitpunkt hatten wir das Gefühl, dass 
wir das Bestmögliche getan haben. 

Ganz zum Schluss möchte ich noch et-
was in eigener Sache anfügen, und zwar ist 
bedauerlicherweise durch eine sehr, sehr 
flapsig formulierte Mail der Eindruck entstan-
den, es hätte einen so genannten Zeugen-
komplott gegeben. Dem möchte ich ganz klar 
widersprechen. Es ist richtig, ich hatte gro-
ßes Interesse, vor meiner Ladung in Köln 
noch einmal Akteneinsicht zu nehmen, mich 
mit Kollegen zusammenzusetzen und mich 
wieder auf den neuesten Stand zu bringen. 
Ich hatte in der Zwischenzeit die Ausbildung 
zum höheren Dienst gemacht. Ich war jetzt in 
einem völlig anderen Arbeitsbereich, andert-
halb Jahre war es her und ich konnte mich 
nicht mehr erinnern, irgendetwas im Zusam-
menhang mit diesem Angeklagten verfasst 
zu haben. Das heißt also, es war wirklich nur 
das Interesse, dass ich da auch dem Verfah-
ren tatsächlich weiterhelfen kann und nicht 
ständig sagen muss: „Daran kann ich mich 

nicht erinnern“, oder aber ein falsches Datum 
erwähne. 

Zu dieser Besprechung oder Absprache 
ist es dann aber überhaupt nicht gekommen, 
weil nämlich das Auswärtige Amt - telefo-
nisch - sagte: Sie müssen nicht unbedingt 
anreisen, wir können Ihnen die Erlasse auch 
zuschicken. Das mit der Anreise über Berlin 
ist etwas kompliziert, wir würden vorschla-
gen: Anreise direkt Köln. - Später wurde 
schriftlich gesagt, man hätte über Berlin an-
reisen können. Da hatte ich schon längst 
meinen Flug gebucht. Das heißt, es hat kei-
nerlei Absprache gegeben. Ich habe mich mit 
meinem Kollegen vor dem Prozess kurz un-
terhalten, weil er kurz vor mir ausgesagt hat, 
aber mehr allgemein und wenig inhaltlich. 
Das heißt also, von meiner Seite kann ich 
wirklich sagen: Es hat diesen Zeugenkom-
plott nicht gegeben. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Danke 
schön, Frau Fries-Gaier. Im Nachhinein ist 
man immer klüger. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, das ist richtig. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Was, 
würden Sie sagen, war bei den von Ihnen 
jetzt gerade behandelten Erlassen der größte 
Fehler? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich würde nicht ein-
mal sagen, dass die Erlasse der große Feh-
ler waren. Das Bedauerlichste und das Fa-
tale an allem war eigentlich der Missbrauch, 
der von dritter Seite dahinter stand, den wir 
nicht erkannt haben. Die Frage ist nur: Hät-
ten wir es in der damaligen Zeit erkennen 
können? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
meine nicht den Missbrauch oder den Ver-
such des Missbrauchs. Den gibt es immer; 
der liegt in der Natur der Sache - Wohl-
standsgefälle, Migrationsdruck, Schwarz-
arbeitswünsche, die nur zu verständlich sind. 
Das ist nicht der Fehler, den Sie gemacht 
haben können oder Ihre Kollegen oder das 
Auswärtige Amt. Ich frage nicht nach dem 
Missbrauch, sondern ich frage: Was war im 
Nachhinein gesehen aus Ihrer Sicht der 
größte Fehler bei den Erlassen? 

Zeugin Fries-Gaier: In all diesen Erlas-
sen gab es immer - - Zum Beispiel in dem 
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CdT-Erlass hieß es ganz klar: „in der Regel“ 
auf die Vorlage anderer Unterlagen verzich-
ten, bei Zweifeln andere Unterlagen nachfra-
gen. 

Vielleicht haben wir zu sehr unterschätzt, 
dass in einem solchen Massenbetrieb nicht 
immer der Einzelfall so konkret geprüft wird, 
sondern eine Unterlage vielleicht dann doch 
nicht nachgefordert wird, die besser hätte 
nachgefordert werden sollen. Vielleicht ha-
ben wir die Möglichkeiten in den Erlassen 
schon gegeben, aber nicht richtig einge-
schätzt, wie das vor Ort tatsächlich ange-
wandt wurde. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
wären dann Formulierungsfehler gewesen, 
die dazu geführt haben, dass keine Einzel-
fallprüfung mehr vorgenommen wird? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. Vielleicht müsste 
es auch mehr Inspektionen oder Reisen ge-
ben, damit man vor Ort sehen kann, wie die 
Auslandsvertretung arbeitet. Ich sagte schon, 
personell ist es gar nicht möglich gewesen, 
ein solches Mikromanagement zu machen. 
Man konnte nur die Erlasse vorgeben und 
hoffen, dass die Auslandsvertretungen dem-
entsprechend - den Gesetzen gemäß - ar-
beiten, aber gleichzeitig möglichst transpa-
rent und offen auch dem Antragsteller die 
Möglichkeit geben, einzureisen. Da sind si-
cherlich Fehler passiert, die wir aber damals 
so nicht erkannt haben oder erkennen 
konnten. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Aber 
Sie wollten doch tendenziell die Ausreichung 
von Visa erleichtern und nicht erschweren. 
Oder ist das falsch? 

Zeugin Fries-Gaier: Erleichtern in dem 
Sinne - - Was heißt „erleichtern“? Wir woll-
ten, dass das Ermessen richtig ausgeübt 
wird, und zwar zugunsten des Antragstellers, 
der ein - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Also, 
erleichtern mit der Tendenz zu mehr Visa, 
nicht zu weniger Visa? 

Zeugin Fries-Gaier: Wenn dann, ja, 
wenn - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Mehr 
oder weniger? Das kann man leicht beant-
worten. 

Zeugin Fries-Gaier: Mehr gerechtfertigte 
Visa. Natürlich wollten wir nicht, dass je-
mand, der letztendlich keinen Anspruch da-
rauf hat oder tatsächlich irgendwelche illega-
len Dinge vorhat, die Möglichkeit hat, einzu-
reisen. Wir wollten, dass diejenigen, die mit 
redlichen Absichten kommen, einreisen kön-
nen, ja, und dass denen möglichst wenig 
Steine in den Weg gelegt werden und sie 
dahin gehend beraten werden, dass sie die 
richtigen Dokumente vorlegen, um einreisen 
zu können. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Sie 
haben gesagt, das Problem war nicht der 
Erlass an sich, sondern dass der - mittler-
weile Fischer-Erlass zu nennende - Erlass 
falsch herübergekommen ist. Sie haben dann 
gesagt: Nicht, dass ich den Journalisten 
einen Vorwurf mache! - Jetzt bin ich ge-
spannt, wem Sie dann einen Vorwurf ma-
chen wollen. Den Journalisten also nicht. 
Das Problem war, dass der Erlass falsch 
herübergekommen ist. Der Erlass war es 
auch nicht. Was war es dann? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich habe die 
Schlagzeilen zitiert. Das heißt nicht, dass es 
in dem Artikel tatsächlich falsch dargestellt 
wurde. Aber die Schlagzeile machte tatsäch-
lich den Eindruck: Hier kommt nicht nur eine 
neue politische Linie, sondern hier findet 
tatsächlich eine Rechtsveränderung statt. - 
Das ist es, was es nicht gegeben hat. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Woll-
ten Sie nichts verändern? Am Recht konnten 
Sie sowieso nichts verändern; das steht 
Ihnen gar nicht zu. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, das ist richtig. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Aber 
an der Politik doch schon, oder? 

Zeugin Fries-Gaier: Man muss sich das 
einmal vorstellen: Die Auslandsvertretung hat 
massenhaft Antragsteller und sie macht na-
türlich ständig die Erfahrung, dass sie auch 
belogen wird. Das heißt: Wenn ich an der 
Auslandsvertretung bin, einen Massenan-
sturm habe, schlechte Erfahrungen gemacht 
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habe, dann tendiere ich natürlich dazu - 
wenn ich wirklich 50 : 50 bin -, zu sagen: Gut, 
im Zweifel erteile ich das Visum lieber nicht. 
Aber das sollte nicht passieren. Man wollte 
wirklich, dass mehr Beratung, mehr Offen-
heit, mehr Transparenz da ist und in diesem 
Sinne tatsächlich ein Prozess des Umden-
kens stattfindet; denn in den Erlass sind Ur-
teile eingeflossen - Verwaltungsgericht Köln, 
Oberverwaltungsgericht Münster -, die ge-
sagt haben: Die Auslandsvertretungen haben 
das Ermessen falsch ausgelegt. Also muss-
ten wir doch nachsteuern im Sinne von: neue 
Leitlinien geben, wie dieses Ermessen nun 
richtig ausgeübt wird. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ken-
nen Sie die Urteile, von denen Sie gerade 
gesprochen haben? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich habe sie seiner-
zeit gelesen, aber jetzt in der Vorbereitungs-
phase nicht. Daraus könnte ich jetzt nicht 
zitieren. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: De-
tails sind unwichtig. Mich interessiert nur das 
Ergebnis. Haben Sie in Erinnerung, dass die 
Gerichte in den von Ihnen zitierten Urteilen 
oder gemeinten Urteilen gesagt haben: Die 
Erlasse wurden falsch ausgelegt und man 
hätte den Ausländern ein Visum geben müs-
sen? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein, so natürlich 
nicht. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Son-
dern? Die Urteile sagten doch: Die Erlasse 
wurden falsch ausgelegt. Man hätte den 
Ausländern das Visum aus anderen Gründen 
nicht geben dürfen. 

Zeugin Fries-Gaier: Nein, es ging eher 
dahin, dass man sagte - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Hätte 
man ihnen im Endeffekt das Visum geben 
müssen oder nicht? 

Zeugin Fries-Gaier: Es ging in den 
meisten Fällen darum, dass das Ermessen 
falsch ausgelegt wurde, das heißt, dass man 
nicht noch zusätzliche Dokumente nachge-
fordert hat, die den Zweifel, den man hat, 
ausgeräumt hätten. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
will vom Rechtsergebnis her von Ihnen wis-
sen, ob Sie der Meinung sind, dass in den 
Urteilen das Ergebnis der Rechtsprechung 
war: „Man hätte ihnen in diesen Fällen ein 
Visum geben müssen“ oder nicht? 

Zeugin Fries-Gaier: In den Fällen, wo 
das Ermessen falsch ausgelegt wurde, ja. 
Dann hätte das Visum erteilt werden müs-
sen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Man 
hätte es ihnen geben müssen, meinen Sie? 

Zeugin Fries-Gaier: In den meisten Fäl-
len, zum Beispiel bei Familienzusammenfüh-
rungen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: In de-
nen, um die es hier geht, diese höchstrichter-
liche Rechtsprechung, Münster etc.? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich kann nur immer 
wieder sagen, es ist die - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Es 
muss nicht sein. Ich kann Ihnen nur sagen: 
Man hätte ihnen das Visum nicht geben 
müssen. Das Gericht hat Ihnen vorgeworfen, 
Sie haben Erlasse falsch ausgelegt, aber 
nicht mit dem Rechtsergebnis, sie hätten ein 
Visum bekommen müssen, sondern mit dem 
Rechtsergebnis: Im Endeffekt war zu Recht 
abgelehnt worden, aber nicht aus jener 
Rechtsbegründung, sondern aus einer ande-
ren Rechtsbegründung. 

Zeugin Fries-Gaier: Es gab aber auch 
durchaus andere - - 

(Volker Neumann (Bramsche), 
(SPD): Nicht wegen des Ermes-

sens, sondern wegen anderer Sa-
chen!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: So ist 
es. Aber das Visum war im Endeffekt - un-
term Strich, im Rechtsergebnis - zu Recht 
nicht gegeben worden. Darum geht es mir; 
das ist mein Punkt. 

(Zuruf des Abg. Jerzy Montag 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)) 

- Ja, natürlich.  
(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN): Das sagt ja die Zeugin!) 
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Einem Menschen wird der Führerschein 
verweigert und das Gericht sagt: Es ist 
falsch, es aus diesem Grund zu verweigern. 
Richtig wäre gewesen, es aus jenem Grund 
zu verweigern. Aber das Verweigern war 
richtig. - So ist es hier auch. Das Visum nicht 
zu erteilen war im Rechtsergebnis richtig, 
aber nicht aus dem Rechtsgrund, sondern 
aus einem anderen Rechtsgrund. 

(Sebastian Edathy (SPD): Darum 
geht es aber nicht heute Abend!) 

Ich kann es auch noch ein siebtes Mal 
wiederholen, wenn hier - - 

(Volker Neumann (Bramsche) 
(SPD): Es wird aber nicht richtiger 

dadurch!) 

- Ist es falsch? 
(Volker Neumann (Bramsche) 

(SPD): Ja, es ist falsch, aber wir 
wollen es jetzt nicht diskutieren, 

weil es keine Frage an die Zeugin 
ist, sondern es ist unsere 

Rechtsauffassung!) 

- Es ist gut, dass das im Protokoll festgehal-
ten wird. Der Herr Kollege Neumann sagt, 

(Volker Neumann (Bramsche) 
(SPD): Das ist falsch!) 

die Gerichte hätten gesagt, man hätte ihnen 
das Visum erteilen müssen.  

(Volker Neumann (Bramsche) 
(SPD): Nein, das habe ich nicht ge-

sagt!) 

- Ach so.  
(Volker Neumann (Bramsche) 

(SPD): Wie Sie es darstellen, ist es 
falsch! - Jerzy Montag 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es 
ist halb zwölf!) 

- Gut. Dann haben wir das gut herausgear-
beitet. 

(Volker Neumann (Bramsche) 
(SPD): Ja, bitte, fragen Sie die 
Zeugin auch nach Tatsachen!) 

Herr Neumann ist ein schwer zu belehrender 
Mensch. 

(Volker Neumann (Bramsche) 
(SPD): Von einem Jüngeren lasse 
ich mich sonst gern belehren, aber 

es muss richtig sein!) 

- Ist schon recht. 

Sie haben noch einen interessanten Satz 
gesagt, Frau Fries-Gaier - - Da fällt mir ge-
rade etwas ein: Sie waren ja auch für das 
Schengen-Recht zuständig. Was sagen Sie 
eigentlich zu der Meldung von gestern, dass 
der Fischer-Erlass gegen Schengen-Recht 
verstößt? Das ist eigentlich komisch, oder? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wenn 
in dem Erlass steht, es geht alles - - 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Vorsitzender, das 
ist wirklich nur noch der Nacht ge-

schuldet!) 

- Ich frage jetzt gleich nach einer Tatsache, 
wenn Ihnen das am Herzen liegt. Ist es recht 
so? 

Die Tatsache, um die es mir geht, ist die: 
In dem Erlass steht drin, dass der Fischer-
Erlass im Rahmen geltenden deutschen 
Ausländerrechts und im Rahmen des Schen-
gen-Rechts erfolgt. - Erste Tatsache. Stim-
men Sie mir zu? 

Zeugin Fries-Gaier: Richtig. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. - 
Zweite Tatsache. Gestern ging die Meldung 
ein, dass Kommissar Frattini zu der Erkennt-
nis gelangt ist, dass - ich sage es mit meiner 
Formulierung, weil ich es nicht auswendig 
gelernt habe, Herr Montag - dieser Erlass 
trotzdem - obwohl darin steht: im Einklang 
mit Schengen - nicht im Einklang mit dem 
Schengen-Recht ist. Wie erklären Sie sich 
das? 

Zeugin Fries-Gaier: Wie ich es gelesen 
habe, sagte er doch, er müsse das erst noch 
näher prüfen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Er 
müsse den Chrobog-Erlass noch näher prü-
fen. Darauf kommt er später zurück. Zum 
Fischer-Erlass kann er jetzt schon sagen, 
dass bestimmte Instrumentarien nicht mit 
dem Schengen-Recht im Einklang stehen. 

(Sebastian Edathy (SPD): Wir kön-
nen ihn als Zeugen aufrufen!) 

Zeugin Fries-Gaier: Ich kann das nicht 
sehen und ich habe auch so etwas - 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ha-
ben Sie das zur Kenntnis genommen? 

Zeugin Fries-Gaier: - nie gehört. Wie ge-
sagt, wir waren immer in Absprache mit den 
Schengen-Partnern. Sie haben von diesem 
Instrumentarium gewusst. Das wurde vor Ort 
vorgestellt. Wir haben nie aus dem Kollegen-
kreis irgendwelche negativen Rückmeldun-
gen bekommen im Sinne von „Die Deutschen 
prüfen aber nicht Schengen-Recht.“ Und im 
Übrigen - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Die 
Produktion des Erlasses war in Ihrer Zeit - 3. 
März 2000; da waren Sie dabei. 

Zeugin Fries-Gaier: Genau. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. 

Zeugin Fries-Gaier: Aber ich war nicht 
an der Erstellung dieses Erlasses beteiligt. 
Dennoch ist er - darauf wird auch ausdrück-
lich hingewiesen - in dem auch von den 
Schengen-Partnern vorgegebenen Rechts-
rahmen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ha-
ben Sie in Erinnerung - Sie waren nicht da-
bei -, dass während der Entwurfsphase die-
ses Erlasses vom 3. März in irgendeiner 
Weise Kontakt zu den Schengen-Partnern 
aufgenommen wurde - nicht hinterher, son-
dern während der Erlass verfasst wurde? 

Zeugin Fries-Gaier: Das ist mir nicht be-
kannt. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ha-
ben Sie in Erinnerung, dass mit dem BMI, mit 
irgendeiner Etage des BMI, darüber gespro-
chen wurde? Wir haben von einem Zeugen 
gehört, denen sei das schon bekannt gewe-
sen, nicht an der Spitze, aber an anderer 
Stelle. 

Zeugin Fries-Gaier: Das kann ich wirk-
lich nicht sagen. Als ich ihn gesehen habe, 
war er bereits komplett und fertig. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Eine 
Sache würde mich noch interessieren. Sie 
sagten, Sie waren auch unter der Vorgänger-
regierung schon in dem Referat 508. Die 
Wahl war - wenn ich mich recht erinnere - im 

September 98 und Sie kamen am 8. Juni 98. 
Ist das richtig? 

Zeugin Fries-Gaier: Richtig. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
heißt, Sie waren rein rechnerisch drei Mo-
nate noch in der alten Regierungszeit im 
Amt - nicht sehr üppig, aber immerhin drei 
Monate. Aus diesem Umstand leiten Sie 
etwas ab; das ist das Entscheidende. Sie 
sagen, dass es die Kontinuität, der rote Fa-
den gewesen sei - auch damals schon und 
danach -, Reisefreiheit und Sicherheit in Ein-
klang zu bringen, und zwar immer ungefähr 
gleich, mit gleichen Methoden, mit dem glei-
chen Ergebnis, also kontinuierlich. Habe ich 
überzogen oder es falsch verstanden? 

Zeugin Fries-Gaier: In diesem einen 
Punkt ist das durchaus richtig, ja. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wir 
müssen ständig ein Wechselbad der Gefühle 
durchmachen. Der eine Zeuge spricht von 
Kontinuität, dann kommt der nächste Zeuge 
und sagt: Korrektur. Dann ist wieder von 
Kontinuität und danach von Korrektur die 
Rede. Wir wissen gar nicht, woran wir sind. 
Sie sind jetzt wieder für Kontinuität? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. Ich habe eben 
versucht, das klar zu sagen: Motto war der 
rote Faden. Aber dennoch ist man ständig in 
einem Prozess, die Verfahren zu verbessern. 
Wenn man feststellte, dass es zum Beispiel 
„Ermessensfalschanwendungen“ gab, hat 
man natürlich versucht, da nachzusteuern. 
Dennoch ist das alles überragende Motto 
immer gewesen: Wir als Auswärtiges Amt 
müssen Reisen fördern für die Wirtschaft, für 
die Kultur, für den sonstigen Austausch, 
dürfen aber gleichzeitig natürlich nicht die 
Sicherheitsinteressen aus den Augen verlie-
ren. Das war kontinuierlich so. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Da 
wusste man immerhin schon einiges. Das 
Carnet de Touriste - das wusste man - ist 
missbrauchsanfällig. Wussten Sie auch, dass 
das Carnet de Touriste als solches miss-
brauchsanfällig ist? 

Zeugin Fries-Gaier: Das haben die Zah-
len nicht so hergegeben. 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
heißt, Sie hatten auch keine Berichte aus 
den Botschaften, dass es Missbrauch gibt? 

Zeugin Fries-Gaier: Doch. Wie ich eben 
schon sagte, bezogen sich die Berichte 
meistens darauf, dass die Partner nicht se-
riös waren oder aber die Leute, die über die 
Partner gebracht wurden, sodass der Ein-
druck entstand, eine ordentliche Prüfung 
habe nicht stattgefunden. Wenn wir das aber 
mit den Rückmeldungen verglichen, die von 
den Innenbehörden kamen, sahen die Zah-
len ganz anders aus. 1999 zum Beispiel gab 
es circa 50 000 Erteilte, davon 131 Scha-
densfälle und 18 Rückführungen. Das ist 
doch kein Bereich, von dem man sagen 
muss, das Instrument sei höchst miss-
brauchsanfällig. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Kön-
nen Sie sich an einen Bericht von der Bot-
schaft Kiew vom 27.10.98 erinnern, in dem 
über den Missbrauch mit dem Carnet de 
Touriste sehr umfänglich berichtet wird - zu 
Schwarzarbeitszwecken? 

Zeugin Fries-Gaier: Es gab immer wie-
der Berichte darüber, die aber oft nicht unbe-
dingt durch Angaben der Innenbehörde be-
legt waren. Wenn solche Berichte kamen, 
haben wir sie immer ernst genommen. Wir 
haben sie weitergegeben an den ADAC - 
weil er mit darin war -, an die Innenbehörden 
und letztendlich auch an GSD Koblenz und 
andere. Das heißt, wir haben es durchaus 
gesehen. Man muss aber auch erkennen: 
Wir hatten angefordert, über Missbrauchs-
fälle zum Carnet de Touriste explizit zu be-
richten. Das heißt, es gab auch andere Miss-
brauchsfälle. Wenn kein Carnet dabei war, 
hat die Auslandsvertretung nicht unbedingt 
berichtet, weil sie dazu nicht in dem Sinne 
aufgefordert war und weil sie da kein glei-
ches Muster erkennen konnte. Deswegen hat 
man natürlich mehr Berichte über das Carnet 
de Touriste. Aber wie gesagt, unser Feed-
back waren letztendlich die Innenbehörden. 
Von den Innenbehörden kam nicht das Sig-
nal: Dieses Instrument ist nicht richtig, es ist 
einzustellen. Im Gegenteil, das BMI hat 
immer wieder gesagt, dass es dieses Instru-
ment für gut befindet. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
Innenministerium weiß sicherlich nicht so viel 

über den Missbrauch in Kiew wie die Bot-
schaft in Kiew. 

Zeugin Fries-Gaier: Wir haben aber die 
Berichte weitergegeben. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wenn 
ich zwei Informanten habe, einmal das In-
nenministerium in Berlin und einmal die Bot-
schaft in Kiew, über die Umstände in Kiew, 
nehme ich die Botschaft als ortsnähere, 
sachdienlichere Quelle. 

In dem Bericht vom 27.10.98 schreibt 
Frau Hoppmann sehr detailliert, dass zu 
Schwarzarbeitszwecken mit dem Carnet de 
Touriste immer wieder Missbrauch getrieben 
werde. Meine Frage ist: Warum haben Sie 
ein Jahr später in dem Plurez vom 15.10.99 
die Prüfungsdichte nicht erhöht, sondern 
gesenkt? Erklären Sie mir das einmal! 

Zeugin Fries-Gaier: Noch einmal: Diese 
Berichte wurden ernst genommen und sie 
wurden weitergegeben. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ernst 
genommen? Wir haben Berichte, in denen 
sich Botschaften ständig beschweren, dass 
sie gerade nicht ernst genommen werden. 
Wie kommt denn das? 

Zeugin Fries-Gaier: Man hat versucht, 
zu sagen: Macht doch das Instrument an sich 
nicht schlecht, sondern wenn ihr feststellt, 
dass Missbrauch da ist, zum Beispiel Zweifel 
habt, dann könnt ihr auf jeden Fall ableh-
nen. - Oft hatten wir den Eindruck, die mei-
nen tatsächlich: Wenn das Carnet da ist, 
dann ist das ganz heilig und dann darf das 
nicht abgelehnt werden. Wir haben aber im-
mer klar gemacht, dass das ganz und gar 
nicht die Eintrittskarte ist, sondern nur ein 
Dokument unter anderen, aber ein gutes 
Dokument. Weil die Innenbehörden immer 
wieder darauf hinwiesen, dass eben diese 
Kosten gedeckt würden, dass Missbrauch 
vorkommt, aber das Carnet immer die Mög-
lichkeit bietet, diesen Missbrauch zumindest 
kostenmäßig aufzufangen, daher - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ken-
nen Sie die Aussage von Herrn Stüdemann, 
die er hier über diesen Erlass und andere 
Erlasse gemacht hat? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Er 
fühlte sich durch diese Erlasse nachhaltig 
beeinträchtigt. Er fühlte sich durch diese 
Erlasse in der Überprüfbarkeit behindert. 

Zeugin Fries-Gaier: Die Auslandsver-
tretung hatte die Prüfhoheit. Es hieß ja auch, 
sie kann im Einzelfall - - Wenn sie enorme 
Zweifel hatte, musste sie sowieso ablehnen, 
weil sie dann schon im Regelversagungs-
grund war. Aber auch danach konnte sie im 
Einzelfall immer Unterlagen nachfordern. Wir 
haben nur gesagt: nicht generell und flä-
chendeckend, weil eine bestimmte Vorprü-
fung schon passierte. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ge-
hen wir in die Fragerunde. - Herr Scholz, Sie 
sind an der Reihe. 

Olaf Scholz (SPD): Ich habe einige Fra-
gen. Zunächst interessiere ich mich dafür, 
Ihren Arbeitsplatz kennen zu lernen. Können 
Sie mir schildern, was Ihre genaue Aufgabe 
war? Wie groß war das Referat? Wer waren 
Ihre Vorgesetzten? Wer waren Ihre Kolle-
gen? Was war Ihre konkrete Aufgabe? 

Zeugin Fries-Gaier: Das Referat war rie-
sig. Es wurde nachher auch in zwei Referate 
geteilt. Daher kann ich jetzt nicht mehr genau 
sagen, wie viele es waren, aber ich hatte 
eine Menge Vorgesetzte. Das zeigt schon, 
wie groß es war. 

Als ich angefangen habe, war ich haupt-
sächlich - es waren natürlich noch andere 
Dinge wie Statistik dabei - für deutsches 
Ausländerrecht zuständig. Wir haben be-
kanntlich eines der schwierigsten Ausländer-
rechte überhaupt im EU-Schengen-Ver-
gleich. Soll ich die Vorgesetzten alle nament-
lich nennen? 

Olaf Scholz (SPD): Ja, wenn Sie es kön-
nen und sich noch erinnern - damit ich eine 
Vorstellung habe, wie die Struktur ist und 
was Sie konkret gemacht haben. 

Zeugin Fries-Gaier: Vorgesetzter war in 
dem Bereich „Deutsches Visumrecht“ Herr 
Grabherr. Nach einem Jahr habe ich in den 
Bereich „Schengen-Recht“ gewechselt, da 
gab es dieses IT-gestützte Verfahren 
„Visa 2000“, wie ich eben sagte, und ver-
schiedene andere Sachen. Da war der di-
rekte Vorgesetzte Herr Dr. Manig, dann hat 

Herr Grabherr abgelöst. Als er nachher den 
Bereich wechselte, waren erst Herr Kroll und 
nachher Herr Huth Vorgesetzte. All denen 
habe ich zugearbeitet, auch das Visum all-
gemein. Es ging immer um Grundsatzfragen, 
nicht um Einzelfälle. Da habe ich das deut-
sche Visumrecht vertreten. Außerdem spielte 
es auch im Schengen-Bereich immer wieder 
mit hinein. Das war im Prinzip der große 
Batzen. 

Wenn es irgendwelche Neuregelungen 
gab, wenn zum Beispiel die neue Verwal-
tungsvorschrift herauskam, mussten Infor-
mationserlasse an die Auslandsvertretungen 
gegeben werden, Hinweise, wie sie die aus-
legen sollen. Es kamen sehr viele Einzelfra-
gen zu Künstlern, Geschäftsleuten und ande-
ren - all diese Sonderfälle. 

Im Schengen-Bereich war es auch die 
Abstimmung mit den Schengen-Partnern. Ich 
habe, wenn Herr Dr. Manig nicht da war, 
auch in Brüssel an den Sitzungen der EU-
Visagruppe teilgenommen und mich sehr viel 
mit „Visa 2000“ beschäftigt, zu dessen Ein-
führung es dann auch Reisen in die Aus-
landsvertretungen gab. 

Olaf Scholz (SPD): Wenn ich Sie richtig 
verstanden habe, waren Sie zunächst für den 
Bereich „Ausländerrecht - Grundsatzfragen“, 
dann für „Schengen-Recht - Grundsatzfra-
gen“, parallel dazu für Fragen zu „Visa 2000“ 
zuständig. 

Zeugin Fries-Gaier: Richtig. 

Olaf Scholz (SPD): Dann ist zunächst 
noch nicht ganz selbstverständlich, zu ver-
stehen, warum Sie bei der Erstellung der 
Erlasse, die in Ihrer Tätigkeitszeit relevant 
geworden sind - zum Beispiel derjenigen 
vom Oktober 99 und vom März 2000 -, hin-
terher damit befasst waren. So habe ich Sie 
jedenfalls verstanden. Waren Sie nicht teil-
weise als Mitautorin von irgendwelchen 
Halbsätzen oder sonst wie beteiligt, als sie 
erstellt wurden? 

Zeugin Fries-Gaier: Natürlich ist es im-
mer eine Entwicklung. Sie stehen am Ende 
einer sich abzeichnenden Entwicklung. Bei 
vielen Erlassen bin ich als Verfasser aufge-
führt und habe auch mitgearbeitet an diesen 
Erlassen. Nicht - - Ich habe natürlich im Vor-
feld mitbekommen, wie sie entstanden sind. 
Das heißt, zum Beispiel ging dem vom 15.10. 
eine Sitzung - wenn ich mich recht erinnere - 
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der Ausländerreferenten des Bundes, der 
Länder und dem BMI voraus. Da wurde noch 
einmal darüber gesprochen und da haben 
die Innenbehörden gesagt, das sei ein her-
vorragendes Instrument und man könne auf 
die Vorlage weiterer Dokumente verzichten. 
Man hatte sich darauf geeinigt. Nachher aber 
kamen die Fragen und mit denen war ich 
dann auf jeden Fall befasst, wenn die Aus-
landsvertretungen fragten: Wie sollen wir das 
eine oder andere auslegen? Wie ist das ge-
meint? - Das heißt natürlich, ich wurde des-
wegen im Vorfeld auch eingebunden. 

Olaf Scholz (SPD): Ja, klar, trotzdem 
reicht für uns das abstrakte „man“ nicht. - 
Nehmen wir erst einmal die beiden 99er-Er-
lasse: Was haben Sie jeweils vom Vorlauf 
mitbekommen? Hat man Ihnen das hinterher 
geschildert? Ist darüber diskutiert worden? 
Haben Sie an Besprechungen teilgenom-
men, in denen über die Frage „Sollen wir das 
machen oder nicht machen?“ geredet wor-
den ist? 

Zeugin Fries-Gaier: Durchaus, ja. Wie 
gesagt, es waren so viele Besprechungen. 
Da wir ein sehr kommunikatives Referat wa-
ren und sehr viel besprochen haben, ist mit 
Sicherheit im Vorfeld darüber gesprochen 
worden. Aber letztendlich hat mein Vorge-
setzter diesen Erlass verfasst. Er hat mich 
vielleicht dazu befragt, aber letztendlich hatte 
ich keinen großen Einfluss darauf, wie der 
Erlass im Endstadium aussah. 

Olaf Scholz (SPD): Ist Ihnen etwas erin-
nerlich, was da im Vorfeld diskutiert wurde, 
woran Sie beteiligt waren, was Sie uns be-
richten können? 

Zeugin Fries-Gaier: Dazu wüsste ich 
jetzt nichts. 

Olaf Scholz (SPD): Das Gleiche gilt als 
Frage für den Erlass vom März 2000. 

Zeugin Fries-Gaier: Bei den anderen 
beiden Erlassen war ich mehr eingebunden, 
weil in meinen Arbeitsbereich auch das Car-
net de Touriste und die Verpflichtungserklä-
rungen fielen. Bei dem Erlass vom 03.03. 
war ich im Vorfeld nicht eingebunden. 

Olaf Scholz (SPD): Sind Sie an Gesprä-
chen mit dem ADAC beteiligt gewesen? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Olaf Scholz (SPD): Können Sie uns dazu 
etwas sagen? 

Zeugin Fries-Gaier: Es wurden regelmä-
ßige Sitzungen einberufen, auf denen die 
jeweiligen Missbrauchsfälle, die da waren, 
besprochen wurden. Er hat uns Zahlen über 
die verkauften Visa, über die Schadensfälle, 
die entstanden sind, vorgelegt. Diese wurden 
mit den Zahlen, die wir von den Innenbehör-
den bekommen haben, was Rückführungen 
anging etc., abgeglichen. Wenn es Probleme 
gab, zum Beispiel in Moskau oder zu Anfang 
in Kiew - das war noch vor meiner Zeit -, 
wenn tatsächlich festgestellt wurde, dass der 
Partner unseriös war, dann haben wir darauf 
gedrungen, dass er ersetzt wird durch einen 
anderen. Der ADAC ist dann hingefahren, 
hat sich das angesehen und nachgesteuert. 
Diese Besprechungen gab es in regelmäßi-
gen Abständen. 

Olaf Scholz (SPD): Wie muss man sich 
das vorstellen? Haben Sie persönlich die 
Initiative ergriffen oder wurde eine Bespre-
chung durchgeführt, auf der das angespro-
chen wurde? Wie ist das gelaufen? 

Zeugin Fries-Gaier: Es war klar, dass in 
regelmäßigen Abständen - nageln Sie mich 
nicht darauf fest - halbjährlich eine Bespre-
chung einberufen wurde. Das heißt, mein 
Vorgesetzter kam auf mich zu und sagte, wir 
sollten wieder eine Besprechung mit ADAC, 
BMI usw. einberufen. Dann wurden Einla-
dungen zu den jeweiligen Besprechungen 
verschickt. 

Olaf Scholz (SPD): Dann ist das pas-
siert? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Olaf Scholz (SPD): Eine Frage zum Ab-
lauf, um uns das Verständnis zu ermögli-
chen. Sind die Einzelfälle, die uns in den 
Akten begegnet sind, gleich bei Ihnen gelan-
det? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Olaf Scholz (SPD): Kamen die von der 
Botschaft oder wer hat Ihnen das zugeteilt? 
Wie ist das gelaufen? 
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Zeugin Fries-Gaier: Wir haben ein Refe-
rat, das sich speziell mit Einzelfällen be-
schäftigt. Vorher war das alles 514; später 
wurde das geteilt, dann war es 509. Es kam 
nur dann auf meinen Tisch, wenn es sich um 
Grundsatzfragen handelte. Zum Beispiel lief 
das Thema „illegale Einreise“ eigentlich nicht 
bei mir, sondern bei meinem Kollegen, der 
sich speziell mit den Einzelfällen illegaler 
Einreise beschäftigte. Bei mir war es dann 
nur, wenn sich ein grundsätzliches Problem 
stellte. Was das Carnet de Touriste anging, 
kamen die Sachen alle zu mir. 

Olaf Scholz (SPD): Ich möchte Sie gern 
auf eine konkrete Einzelfrage - in der Sie sich 
auch geäußert haben - aus dem Dezem-
ber 1999 ansprechen. Dem ist der Erlass 
vom 15. Oktober vorausgegangen. Dann hat 
es ein Schreiben von der Botschaft in Kiew 
gegeben, in dem gesagt wurde: So geht das 
irgendwie nicht und wir wollen konkret ver-
langen, dass jetzt zum Beispiel Hotelbu-
chungen, Rechnungen und ähnliche Dinge 
vorgelegt werden. 

Zeugin Fries-Gaier: Genau. 

Olaf Scholz (SPD): Es wurde auch über 
das Auto gesprochen. Dann haben Sie am 
23.12. sinngemäß geantwortet: Das mit dem 
Auto ist okay, aber ansonsten: Nein. 

Zeugin Fries-Gaier: Genau. 

Olaf Scholz (SPD): Können Sie uns das 
erläutern? Wir waren alle etwas überrascht, 
als wir das zum ersten Mal lasen. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, das hatte ich 
aber eben in meine Ausführungen schon 
eingeschlossen. Das kam daher, weil zum 
Beispiel die Hotelbuchung keine zusätzliche 
Sicherheit bietet. Was bringt mir die Hotelbu-
chung? Ich habe eine Hotelbuchung. Dann 
kann ich sagen: Der fährt dahin, das ist der 
Reisezweck. Am nächsten Tag cancelt er die 
Buchung wieder. Das hat mir als Auslands-
vertretung Arbeit gemacht, weil ich die Hotel-
buchung gefordert habe, und außerdem 
demjenigen, der sie vorlegen musste, obwohl 
er vielleicht die Nacht im Auto verbringen 
oder aber bei Verwandten schlafen wollte, 
und nun extra noch eine Hotelbuchung vor-
nehmen musste und da dann vielleicht wie-
der von einem Reisebüro abhängig war. All 

das sollte im Prinzip nicht sein. Deswegen 
hatten wir gesagt: Ja, im Einzelfall Doku-
mente fordern, aber nicht generell sagen: 
„Alle müssen Hotelbuchungen vorlegen“, weil 
das nicht dem Sinn und Zweck einer Einzel-
fallprüfung entspricht. 

Olaf Scholz (SPD): Wenn ich noch etwas 
Zeit habe, würde ich gern noch einen kleinen 
Sprung zum Januar 2002 machen, zum Er-
lass vom 29. Januar 2002, mit dem der Er-
lass vom 15. Oktober aufgehoben wurde und 
im Übrigen der weltweite Vertrieb auch von 
Herrn Küblers Produkt eröffnet wurde. Darauf 
kommen wir heute sicherlich noch einmal. 
Ich würde von Ihnen gern etwas zur Frage 
des Vorlaufs hören. Ich stelle es mir folgen-
dermaßen vor: Wenn man einen Erlass - wie 
den vom 15. Oktober 99, der auch hier zu 
vielen Nachfragen Anlass gegeben hat - 
aufhebt, dann tut man das nicht, weil einem 
das morgens beim Frühstück eingefallen ist, 
sondern da hat es Diskussionen, Erwägun-
gen und sonst etwas gegeben. Können Sie 
uns dazu etwas sagen? 

Zeugin Fries-Gaier: Das hing mit dem 
Reiseschutzpass zusammen. Der Unter-
schied war ja, wie ich schon sagte, dass er 
keine Vertriebsstrukturen im Ausland hatte, 
sondern im Inland. Das heißt, der ADAC hat 
ganz genau geprüft, wie viele Dokumente 
ausgegeben wurden. Sie haben eine Vor-
prüfung gemacht, haben eine Rückkehrkon-
trolle gemacht und teilweise Kautionen ge-
nommen. Das alles war beim Reiseschutz-
pass nicht der Fall. Da hat man dann er-
kannt, dass man dort im Prinzip wesentlich 
weniger Kontrolle und vor allen Dingen diese 
Vorprüfung nicht hat und es deswegen nicht 
genauso wie das Carnet de Touriste ange-
sehen werden konnte. 

Aus Gründen der Gleichbehandlung 
konnte man aber jetzt nicht sagen: Das ha-
ben wir auch in Erwägung gezogen. Es hätte 
doch sehr wettbewerbsverzerrend ausgese-
hen, zu sagen: Dem einen geben wir es, ob-
wohl es eigentlich dasselbe Produkt ist. Da 
wir aber den Eindruck hatten, dass es mit 
den Reiseschutzpässen ohne Vorprüfung 
trotzdem nicht die gleiche Qualität hat, ist 
letztendlich gesagt worden: wieder volle Do-
kumentenprüfung bei den Auslandsvertre-
tungen. 
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Olaf Scholz (SPD): Das ist noch etwas 
abstrakt. Das habe ich zwar verstanden, aber 
vielleicht können Sie mir - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Scholz, Ihre Zeit ist ausgeschöpft. 

Olaf Scholz (SPD): Ja. - Hat es da Be-
sprechungen gegeben? Hat da jemand zu-
sammengesessen? Hat jemand eingewandt: 
Das müssen wir jetzt anders machen? Oder 
haben Sie gesagt: Nein, das muss jetzt weg? 
Wie war das? 

Zeugin Fries-Gaier: Es kam Herr Huth 
und hat den Arbeitsbereich übernommen. 
Auch mit ihm hatte ich längere Besprechun-
gen, in die auch andere eingebunden waren, 
letztendlich natürlich auch der Referatsleiter, 
und in denen das vordiskutiert wurde.  

Natürlich - Sie hatten auch darauf verwie-
sen - gab es die Berichte der Auslandsver-
tretungen, die im Prinzip immer wieder gern 
die Unterlagen hätten fordern wollen und wo 
wir zum Schluss gesagt haben: In dieser 
neuen Situation - und weil die Auslandsver-
tretungen es im Prinzip auch gefordert ha-
ben; obwohl wir der Meinung sind, es macht 
ihnen viel Arbeit - ist es gerechtfertigt. Also 
ändern wir die Erlasslage. 

Olaf Scholz (SPD): Okay. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Grindel, bitte. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Frau 
Zeugin, es gab nicht nur den Reiseschutz-
pass, sondern auch den Travel Voucher der 
Itres GmbH. Der ist zum 15. Mai 2002 durch 
eine Weisung von Herrn Huth, die, glaube 
ich, von Ihnen verfasst worden ist, eingeführt 
worden. Da steht in der entsprechenden 
Weisung, dass die Prüfung der Itres GmbH 
durch BMI und AA erfolgt ist. Haben Sie 
diese Prüfung vorgenommen? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich bin bis zum Mai 
noch da gewesen. Letztendlich bin ich im Mai 
gegangen. Das heißt, wenn ich den Erlass - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Diese 
Weisung ist von einem früheren Zeitpunkt. 

Zeugin Fries-Gaier: Sie sagten doch 
eben Mai 2002. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, die 
Auslandsvertretungen wurden gebeten, ab 
15. Mai 2002 das im Bezugsrunderlass be-
schriebene Verfahren - also den Reise-
schutzpass, der Bezugserlass ist ja vom 
29.01.2002 - auch auf den Travel Voucher 
anzuweisen. Aber die Überlegungen dafür, 
dass auch die Itres GmbH hier so ein Pro-
dukt vertreiben darf, stammen schon aus 
dem Jahre 2001. 

Zeugin Fries-Gaier: Das ist in der Tat ein 
langer Prozess, der hauptsächlich durch das 
BMI gesteuert wurde. Es mussten bestimmte 
Voraussetzungen erfüllt sein, damit etwas als 
Surrogat zugelassen werden konnte. Einmal 
musste die Fälschungssicherheit der Doku-
mente sichergestellt werden, eine Verpflich-
tungserklärung abgegeben werden für 
Krankheitskosten in Höhe von, ich glaube, 
45 000 Euro und Rückführungskosten in 
Höhe von 5 000 Euro und vor allen Dingen 
musste derjenige, der das vertrieb, bona fide 
sein. Diese Prüfung konnten wir als Auswär-
tiges Amt nicht vornehmen. Das heißt, eine 
Prüfung, ob jemand bona fide ist, können nur 
Innenbehörden, weil die Zugang zu den ge-
wissen Quellen haben, vornehmen. Diese 
Prüfung hat das BMI vorgenommen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Der Ge-
schäftsführer dieser Itres GmbH ist ein ge-
wisser Alexander Schmidt. Ist Ihnen der 
Name in Ihrer Dienstzeit begegnet? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, ich kann mich 
dunkel erinnern. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): In wel-
chem Zusammenhang? 

Zeugin Fries-Gaier: Wenn ich mich rich-
tig erinnere, hatte er zuvor mit Herrn Kübler 
zusammengearbeitet, sich mit diesem aber 
überworfen und dann sein eigenes Doku-
ment kreiert. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Können 
Sie noch erinnern, was Herr Kübler Ihnen 
dazu mitgeteilt hat? 

Zeugin Fries-Gaier: Herr Kübler hatte 
gesagt, dass er seine Darstellung 
missbrauchsmäßig - -, dass er gewisse Rei-
seschutzpässe mitgenommen hätte und es 
da Unregelmäßigkeiten gab, aber letztendlich 
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ein Streit zwischen ihm und Herrn Alexander. 
Ich habe diese Information, die mir Herr 
Kübler gegeben hat, auch an das BMI, Refe-
rat A2, weitergeleitet, das heißt, das BMI 
konnte es in die Überlegungen und Bonitäts-
prüfungen einbeziehen. Die wussten das und 
haben ihn dennoch für gut befunden. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich darf 
Ihnen einen Brief vorhalten, den Ihnen Herr 
Kübler am 22. August 2001 geschrieben hat. 
Das ist MAT A 21, Ordner 9, dritter Abschnitt, 
Seite 070. Da hat er die Lage etwas deutli-
cher geschildert, als Sie hier sagten. Er hat 
nicht nur von Herrn Schmidt gesprochen, 
sondern auch von einem anderen führenden 
Mitarbeiter der Itres GmbH, einem Herrn 
Shebrak. Der habe sich nicht an Vereinba-
rungen gehalten. 

Von Herrn Schmidt haben wir uns 
distanziert. Herr Schmidt hat aller-
dings eine gewisse Anzahl von Rei-
seschutzpässen, die er drüben zu 
saftigen Preisen verkauft. Wir ha-
ben also den Bock zum Gärtner 
gemacht. Ich habe hier wirklich 
richtig danebengelangt. 

Er hat auch noch geschrieben, in dieser 
Szene könne man Fehler nicht vermeiden - 
was das Wort „Szene“ in dem Zusammen-
hang auch immer bedeuten mag. Darunter 
haben Sie handschriftlich geschrieben: Aus-
landsvertretungen müssen mit Plurez infor-
miert werden. - Ist das geschehen? 

Zeugin Fries-Gaier: Richtig. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Der findet 
sich nicht in den Unterlagen. Was ist das für 
ein Plurez? 

Zeugin Fries-Gaier: Wie gesagt, wenn 
es keinen Plurez gegeben hat, dann müsste 
es auf jeden Fall eine Information per Mail 
gegeben haben, wo den Auslandsvertretun-
gen das mitgeteilt wurde. Wenn wir die 
Nummern dieser Reiseschutzpässe hatten - 
daran kann ich mich jetzt nicht mehr im Ein-
zelnen erinnern -, wurden die Auslandsver-
tretungen und, wie gesagt, natürlich auch 
das BMI informiert. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Um es 
abzukürzen: Gegen Herrn Shebrak und 
Herrn Schmidt sind mehrere Ermittlungsver-
fahren wegen einschlägiger Straftaten ge-

laufen. Das hätte man zu dem Zeitpunkt, an 
dem man diesen Brief von Herrn Kübler be-
kommen hat, herausfinden können. Man 
hätte insbesondere seine Vorgesetzten in-
formieren können. Ich habe dazu - weil ich 
wusste, dass Sie noch zu uns kommen - 
Herrn von Kummer gefragt. Ich möchte Ihnen 
das gern vortragen. Ich habe zu ihm gesagt: 

Nehmen wir mal an, der Herr Kübler 
hätte Erkenntnisse über diejenigen, 
die die Itres GmbH tragen, dass sie 
in kriminelle Handlungen verwickelt 
sind, oder er hätte gesagt, das sind 
schwarze Schafe. Hätten Sie zum 
Beispiel erwartet, dass man Ihnen 
das zu dem Zeitpunkt meldet, als 
die Itres GmbH den Travel Voucher 
vertreibt? 

Da hat der Herr von Kummer bei uns gesagt: 
Ich denke schon. 

Warum haben Sie Herrn von Kummer 
über Ihre Kenntnisse nicht unterrichtet? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich kann jetzt nicht 
sagen, ob er unterrichtet wurde oder ob ich 
ihn nicht unterrichtet habe. Auf jeden Fall war 
mein Vorgesetzter, Herr Huth, über die Sa-
che informiert und auch andere. Es ist si-
cherlich nicht so, dass ich über so eine Sa-
che allein entscheiden würde. Ich habe ins-
besondere nicht darüber entschieden, den 
nachher zuzulassen. Ich war zwar bei den 
Besprechungen, aber es war überhaupt nicht 
meine Entscheidung, ihn nachher als denje-
nigen zuzulassen, der die Itres-Dokumente 
vertreibt. Das heißt also: Es haben durchaus 
Vorgesetzte davon Kenntnis gehabt. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verzeihen 
Sie, Sie haben gesagt: Meine Aufgabe war 
es selbstverständlich, auch Sicherheits-
interessen zu wahren. 

Zeugin Fries-Gaier: Sicherlich. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie be-
kamen mit, dass Herr Kübler sagte: Ich habe 
da den Bock zum Gärtner gemacht, der ver-
treibt diese Reiseschutzpässe, die er noch 
hatte, zu saftigen Preisen vor Ort. Das heißt, 
Sie hätten wissen können, dass es sich da-
bei um zumindest fragwürdige Gestalten 
handelt. Demnach hätten Sie doch zu dem 
Zeitpunkt, an dem Sie Wind davon bekom-
men haben, dass die jetzt Travel Voucher 
haben - insgesamt 32 000 Stück haben sie 
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von der Bundesdruckerei bekommen -, Be-
denken äußern müssen. Warum haben Sie 
zu keinem Zeitpunkt Bedenken geäußert, ob 
das wohl richtig sein kann, Bedenken, die 
nahe lagen, weil wenige Monate später der 
Vertrieb der Travel Voucher schon wieder 
gestoppt wurde, allerdings wiederum vor 
dem Hintergrund strafrechtlicher Verfahren? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich habe gesagt, die 
Bedenken wurden geäußert, und zwar an die 
Stellen, die verantwortlich dafür sind, solchen 
Straftaten nachzugehen. Das waren die In-
nenbehörden. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wem 
konkret haben Sie beim BMI Mitteilung ge-
macht? 

Zeugin Fries-Gaier: A2, Herrn Fischer. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Auch 
Herrn Hildebrandt? 

Zeugin Fries-Gaier: Herr Hildebrandt 
wusste mit Sicherheit davon. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Durch 
wen? 

Zeugin Fries-Gaier: Entweder wusste er 
es auf jeden Fall durch Herrn Fischer oder er 
wurde CC gesetzt auf der Information an 
Herrn Fischer. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das 
heißt, trotz der Erkenntnisse, die Sie mitge-
teilt haben, hat das BMI keinerlei Bedenken 
gehabt, diesen Travel Voucher zu vertreiben. 
Ist das so richtig? 

Zeugin Fries-Gaier: Richtig. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie haben 
gesagt, der sei sogar vom BMI gesteuert 
worden. In der Tat hat Herr Hildebrandt am 
2. November, bevor sich die Itres GmbH 
öffentlich an das Auswärtige Amt gewandt 
hat - das war erst eine Woche später -, be-
reits empfohlen, auch die Itres GmbH zuzu-
lassen. Können Sie uns dazu schildern, wie 
der Kontakt zischen Herrn Hildebrandt und 
ihnen, also AA, entstanden ist? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich kann mich nicht 
mehr im Einzelnen erinnern. Letztendlich war 

es, wie gesagt, die Aufgabe des - - Unser 
Verständnis war, dass diese Dinge - vor allen 
Dingen die Bonität und Seriosität eines In-
landsbetriebes - vom BMI oder den Innenbe-
hörden geprüft werden. Wenn das BMI zu 
uns kommt und sagt: „Wir haben hier jeman-
den, der diese Kriterien erfüllt“, dann sind wir 
davon ausgegangen, dass diese Prüfung 
tatsächlich vollzogen wurde. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Dann 
möchte ich noch einmal auf die Weisung 
zurückkommen. Da steht: Eine Prüfung hin-
sichtlich der in Ziffer III 1 beschriebenen Vo-
raussetzungen - das sind die, die in dem Be-
zugsrunderlass für Reiseschutzpässe ste-
hen - ist durch BMI und AA erfolgt. Was ist 
denn vom AA geprüft worden? Oder ist nur 
vom BMI geprüft worden? Ist insofern das 
nicht richtig, was hier steht? 

Zeugin Fries-Gaier: Man wollte damit 
natürlich ausdrücken, dass auch das Aus-
wärtige Amt hinter diesem Produkt steht. 
Aber natürlich haben wir keine konkreten 
Nachprüfungen vorgenommen, ob der tat-
sächlich bona fide oder das Dokument fäl-
schungssicher ist. Das haben wir den Innen- 
und Sicherheitsbehörden überlassen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das 
heißt, alles, was Sie getan haben, um Si-
cherheitsinteressen zu wahren, war, Herrn 
Fischer Kenntnis von den Informationen zu 
geben, die Sie von Herrn Kübler hatten. 
Dann haben Sie dem gesagt: Überprüf das 
einmal. 

Zeugin Fries-Gaier: Genau. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Haben 
Sie denn durch Herrn Fischer erfahren, dass 
strafrechtliche Ermittlungsverfahren gegen 
beide Herren liefen? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das ha-
ben Sie erfahren? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich meine, im späte-
ren - - Es war eine spätere Entwicklung, dass 
das kam. Ich glaube, ich persönlich nicht, 
aber ich meine mich zu erinnern, dass es 
dann später mitgeteilt wurde. Aber wie ge-
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sagt, ich kann mich nicht konkret erinnern, 
was da jetzt im Einzelnen war. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber 
dann fragt man doch einmal, was daraus 
geworden ist. Haben Sie das nicht gefragt? 
Gerade wenn man die Absicht hat, in diesem 
großen Stil Travel Voucher zu genehmigen, 
und schreibt, dass man gemeinsam mit dem 
BMI geprüft hat. 

Zeugin Fries-Gaier: Es muss auf jeden 
Fall eine Rückmeldung gegeben haben; 
denn sonst wäre es ja letztendlich nicht dazu 
gekommen, dass es zugelassen wurde. Wie 
das im Einzelnen genau gelaufen ist, kann 
ich nicht mehr nachvollziehen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wer ist 
dieser Herr Fischer? Welche Zuständigkeit 
hat er? Denn so richtig ist er uns noch nicht 
begegnet. 

Zeugin Fries-Gaier: Er ist unter anderem 
für die Prüfung von Dokumentensicherheit - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ein Fi-
scher ist uns hier schon begegnet, aber nicht 
der bei A2. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Vielleicht bald wieder!) 

Was hat er da gemacht? 

Zeugin Fries-Gaier: Er war zuständig für 
Ausländerrecht, unter anderem Dokumen-
tenprüfung usw. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Gut. - Ich 
würde dann gern einmal auf den bereits an-
gesprochenen Drahterlass von Ihnen vom 
23. Dezember 1999 zurückkommen. Dazu 
haben Sie gesagt, dass keine weiteren 
Nachweise verlangt werden sollen, wenn der 
Reisezweck plausibel dargelegt wird. Sie 
müssen mir einmal erklären, wie ich, wenn 
ich faktisch keinerlei Nachfragen stellen 
kann, dann dem Antragsteller nachweisen 
soll, dass sein Vortrag nicht plausibel ist. 

Zeugin Fries-Gaier: Aber ich habe ihn ja. 
Ich kann ja fragen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Es geht 
hier um die Frage, ob ich konkrete oder ab-
strakte Verdachtsmomente habe. Das war 

die Diskussion. Sowohl Frau Hoppmann als 
auch Herr Stüdemann haben immer gesagt: 
Das kann gar nicht sein. Wir möchten das 
aber gern im Einzelnen nachprüfen. - Finden 
Sie nicht, dass Sie ihnen diese Möglichkeit 
abgeschnitten und etwas von ihnen verlangt 
haben, was sie gar nicht leisten konnten, 
nämlich konkrete Anhaltspunkte und Frage-
zeichen zu setzen, dass ein Vortrag plausibel 
ist? Das wiederum hätten sie ja nur machen 
können, wenn sie Nachweise verlangen. 

Zeugin Fries-Gaier: Die persönliche Vor-
sprache bietet ja die Möglichkeit, tatsächlich 
die von Ihnen geäußerten Bedenken und 
Zweifel durch Befragung herauszufinden. 
Dann kann ich in der Tat im Einzelfall weitere 
Dokumente fordern. Sie haben natürlich 
Recht, wenn Sie sagen, dass die Auslands-
vertretung das im Zweifel nicht gemacht hat, 
weil sie sich dazu aus Zeitgründen nicht in 
der Lage sah. Aber es ist nicht so, dass sie 
es nicht hätte machen dürfen. Es ging immer 
nur darum, dass man nicht generell ein be-
stimmtes Dokument für alle fordern soll. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verzeihen 
Sie, wir haben gerade heute von einem 
früheren RK-Leiter aus Kiew gelernt, dass 
die persönliche Vorsprache - insbesondere 
wenn sie zwischen Ukrainern und einer 
ukrainischen Ortskraft stattfindet - durch 
einen deutschen Entscheider wenig über-
prüfbar ist, sodass gerade anhand von Un-
terlagen, zum Beispiel Hotelbestätigungen 
von deutschen Hotels, für den Entscheider 
nachvollziehbar gewesen wären, ob die Sa-
che sauber ist oder nicht. So hätte er eine 
gewisse Nachkontrolle durchführen können. 
Stimmen Sie mir zu, dass sie diese Möglich-
keiten den Entscheidern vor allen Dingen vor 
Ort, den entsandten Kräften, abgeschnitten 
haben, die die persönliche Vorsprache we-
gen der Sprachschwierigkeit überhaupt nicht 
nachvollziehen können? 

Zeugin Fries-Gaier: Letztendlich die 
Ortskräfte - - Wie gesagt, es ist schwierig; ich 
war nicht in Kiew. Ich kann nicht sagen, wie 
es da genau gelaufen ist, aber normaler-
weise - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber Sie 
haben einen solchen Drahterlass gemacht. 
Da müssen Sie doch wissen, was da gespielt 
wird. 
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Zeugin Fries-Gaier: Normalerweise 
schreiben die Ortskräfte sehr wohl auf, was 
sie für einen Eindruck von den Antragstellern 
hatten, und schreiben auch durchaus auf, 
dass sie Zweifel hatten. In den Fällen, in 
denen so etwas von einer Ortskraft zurück-
kommt, habe ich meine Zweifel und kann 
durchaus etwas nachfordern. Wie gesagt, es 
ging nie darum, dass keine Dokumente 
nachgefordert werden können, nur nicht im 
Regelfall, weil jeder Fall anders ist. Ich muss 
überall andere Dokumente nachfordern. 

Deswegen noch einmal: Ich habe durch-
aus schon konzediert, dass es aufgrund der 
großen Arbeitsbelastung wahrscheinlich nicht 
möglich war. Dass die Auslandsvertretungen 
deswegen gern irgendetwas Generelles for-
dern wollten, kann ich verstehen. Nur, was 
hätte das für die Sicherheit gebracht? Das ist 
doch der Punkt. Eine Hotelbuchung kann ich 
jederzeit wieder canceln. Sie sagten gerade: 
Dann ist die Sache sauber. Die ist dann auch 
nicht sauberer, als sie vorher war. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wenn der 
Entscheider zwei Tage später dort anruft - 
solche Fälle hat es gegeben; es sind Nach-
prüfungen gemacht worden, so sind Miss-
brauchsfälle aufgefallen - und dann gibt es 
dieses Hotel gar nicht oder es ist nicht ge-
bucht worden, ist das zumindest eine 
Chance auf Nachprüfung. 

Ich würde aber gern von Ihnen wissen: 
Warum vertrauen Sie, wenn Sie, wie Sie 
sagen, sich gerade in Kiew nicht auskennen 
und nie dort gewesen sind, dann nicht den-
jenigen, die dort zuständig sind, die in der 
Visastelle täglich damit umgehen, die sagen: 
Für uns ist das eine Chance, das Recht - das 
zu tun, was Sie gesagt haben -, Sicherheits-
interessen zu wahren? Die betteln geradezu 
um diese Möglichkeit. Warum geben Sie 
ihnen die nicht, wo Sie, wie Sie selbst gesagt 
haben, die Lage vor Ort gar nicht kennen und 
einschätzen können? 

Zeugin Fries-Gaier: Weil, wie ich eben 
schon sagte, es oft so ist, dass man, wenn 
man vor Ort ist, natürlich eine Menge negati-
ver Erfahrungen macht und dann vielleicht 
Dinge fordert, die ein Dritter anders beurteilt, 
und sagen kann: Es ist schon gut; man kann 
ja Unterlagen fordern, jedoch nicht solche, 
die einen im Prinzip überhaupt nicht weiter-
bringen und nur Klagen beim Antragsteller 
hervorrufen, weil er regelmäßig eine Hotel-
buchung machen muss, vielleicht aber, wie 

gesagt, im Auto oder bei Verwandten schläft. 
Darum ging es doch. Es ging einfach darum, 
dass man nicht alle mit der Rasierklinge 
gleichbehandelt, sondern auch individueller 
eingeht. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Eine 
Frage würde ich zu dem Komplex noch stel-
len wollen. Wir haben ja noch viele weitere 
Runden. Ich kann nichts dafür, dass die Zeu-
gin, die eine zentrale Zeugin in dem ganzen 
Verfahren ist, so spät kommt. Das muss ich 
Ihnen leider sagen. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Sie können doch fra-

gen!) 

Die späte Stunde kann einen nicht davon 
abhalten zu fragen. 

Wenn Sie sagen, ein solcher Nachweis, 
zum Beispiel einer Hotelübernachtung, weist 
im Grunde genommen nichts nach, weil sie 
zwei Tage später gecancelt werden kann, 
sagen Sie damit selbst: Offenbar war das 
ganze Visageschäft in Kiew zumindest von 
einer hohen Missbrauchsgefahr gekenn-
zeichnet. Das haben die Betroffenen dort 
auch gesagt. Deswegen haben sie gesagt, 
das ganze CdT und später das ganze Reise-
schutzpassverfahren ist für Kiew nicht geeig-
net. Es ist dann zum Teil auch aufgehoben 
worden. Warum haben Sie das nicht früher in 
Ihre Erwägungen einbezogen, obwohl Sie 
doch offenbar - wie Sie sich hier einlassen - 
dort mit regelmäßigem Missbrauch rechne-
ten? 

Zeugin Fries-Gaier: Noch einmal: Weil 
die Zahl der Missbrauchsfälle, die uns von 
den Innenbehörden vorgelegt wurden, nicht 
darauf hindeutete, dass es tatsächlich ur-
sächlich an dem CdT oder an dem Reise-
schutzpass liegt, dass Missbrauch betrieben 
wird. Wenn uns die Innenbehörden sagen, 
dass das ein gutes Mittel ist, und immer wie-
der darauf hingewiesen haben und auch 
nach Vorlage dieses Grenzschutzberichtes, 
der eindeutig Missbrauch schildert, immer 
noch sagen, dass es ein gutes Mittel ist, 
dann mussten wir doch letztendlich davon 
ausgehen, dass die Auslandsvertretung zwar 
in der Tat - weil sie auch Missbrauchsfälle 
erlebt hat - Zweifel hat, die sich im Endeffekt 
aber nicht immer so, wie es die Auslands-
vertretung vielleicht befürchtet hat, realisiert 
haben. 
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Aber es ist immer schwierig. Es ist ein 
sehr, sehr schwieriges Geschäft sowohl für 
die Auslandsvertretung als auch für uns in 
der Zentrale. Man ist da nicht fehlerfrei. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr 
Montag, ich hätte noch eine Frage, die un-
mittelbar passt. Wenn Sie wollen, stelle ich 
sie nachher. Ich glaube, sie betrifft auch ein 
Kernproblem.  

Sie haben ja in den Erlassen, die Sie den 
entsprechenden Botschaften geschickt ha-
ben, in der Tat immer darauf abgehoben, 
dass gar keine Schadensfälle in großem 
Umfang eintreten, dass das System funktio-
niere. Stimmen Sie mir zu, dass Sie im 
Grunde genommen eine in dieser Hinsicht 
falsche Sichtweise haben, weil derjenige, der 
dies zum Beispiel zu einer illegalen Ar-
beitsaufnahme nutzen will, gerade Interesse 
daran hat, dass er nicht auffällt? Das heißt, 
dass es gar nicht um das, was Sie den Aus-
landsvertretungen geschrieben haben, und 
um die Zahlen, die Sie hier genannt haben - 
138 Schadensfälle, 15 Rückführungen -, 
geht, sondern um das, was Ihnen Herr Stü-
demann geschrieben hat: dass die Mehrzahl 
der Antragsteller eine illegale Arbeitsauf-
nahme beabsichtigt, dass das der Miss-
brauch ist, der aber denklogisch von Ihnen 
gar nicht quantifiziert werden kann, weil es 
gerade das Ziel dieser Leute ist, entweder in 
Deutschland überhaupt nicht aufzufallen 
oder, wie es geschehen ist, nach Spanien 
oder Portugal, wo mittlerweile 60 000 durch 
eine zwischenzeitliche ausländerrechtliche 
Veränderung einen legalen Aufenthaltstitel 
bekommen haben, zu gehen. Stimmen Sie 
mir zu, dass Ihre Betrachtung im Kern völlig 
falsch ist, weil Sie die Frage der illegalen 
Arbeitsaufnahme mit Ihren Überlegungen, ob 
Missbrauch betrieben worden ist oder nicht, 
gar nicht erfassen? 

Zeugin Fries-Gaier: Natürlich müsste 
man davon ausgehen, dass die Auslands-
vertretung in der Tat die Möglichkeit hat, 
Reisezweck und Reiseziel zu erfassen. Aber 
es wird ohne CdT oder mit CdT nie so sein. 
Wenn jemand das missbrauchen will, wie will 
die Auslandsvertretung erkennen, dass der-
jenige illegal reisen will? Natürlich: mit ande-
ren, mit mehr Unterlagen. Da stimme ich 
Ihnen völlig zu. Das heißt, nachher, in dem 
Moment, als der Erlass aufgehoben wurde 
und die Auslandsvertretungen mehr Möglich-
keiten hatten, Unterlagen zu fordern, war 

diese Situation besser. Da stimme ich Ihnen 
voll zu, dass dieser Erlass vom 15.10.1999 
für Kiew so nicht geeignet war. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Danke. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Fries-Gaier, ich wollte Sie noch 
einmal vertiefend zu den Fragen meines 
Kollegen Scholz befragen. Sie haben im 
Juni 98 als Sachbearbeiterin in dieser 
Grundsatzabteilung Ihre Arbeit aufgenom-
men. 

Zeugin Fries-Gaier: Richtig. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Was haben Sie vorher gemacht? Mit 
welchem Erfahrungsschatz sind Sie an diese 
Stelle gekommen? 

Zeugin Fries-Gaier: Die Ausbildung „ge-
hobener Dienst“ hat einen sehr hohen 
Rechtsanteil, unter anderem schwerpunkt-
mäßig auch Ausländerrecht. Danach war ich 
im Pressereferat und danach in Zürich, wo 
ich Rechts- und Konsularwesen gemacht 
habe. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ihre einzige praktische Erfahrung in 
Visasachen stammt aus Zürich? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, und da auch nur 
am Rande. Ich habe nicht die Visastelle ge-
leitet. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dann sind Sie als Sachbearbeiterin in 
eine Grundsatzabteilung gekommen, in der 
sehr schwierige Entscheidungen mit 
Auswirkungen auf 200 Botschaften getroffen 
werden mussten. Was muss ich mir unter 
dem Begriff Sachbearbeiterin vorstellen? Ich 
frage danach, weil meine Kollegen mit ihren 
Fragen an Sie so tun, als ob vor uns die Frau 
sitzt, die das alles nach dem Motto „So wird 
es gemacht“ entschieden hat. Welche Ent-
scheidungsbefugnis hatten Sie bei diesem 
Prozess? Durften Sie mitreden und eine gute 
Idee aus Ihrer Ausbildung einbringen? Kon-
krete jahrelange intensive Erfahrungen aus 
einer Tätigkeit bei schwierigen Botschaften 
hatten Sie ja nicht. 

Zeugin Fries-Gaier: Richtig. 
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Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Was war Ihre Funktion in diesem 
schwierigen Job? 

Zeugin Fries-Gaier: Letztendlich war es, 
wie ich sagte, Rechtsauslegung, Rechtsbe-
ratung, wie ich das schwierige Ausländer-
recht, auch im Verhältnis zu Schengen, an-
wende. Wie ich eingangs sagte, habe ich 
viele dieser Erlasse noch nicht einmal mit 
verfasst. Wenn ich sie verfasst habe, dann 
auf Weisung oder mit ausdrücklicher Ge-
nehmigung der Vorgesetzten. Ich habe nur 
meine Sichtweise auf die Dinge hier geschil-
dert, wie ich es empfunden habe und warum 
es damals diese Erlasse gab. Das heißt, ich 
war in den Prozess eingebunden. Deswegen 
habe ich das hier so verteidigt. Das heißt 
aber nicht, dass ich das verfasst habe, und 
schon gar nicht, dass ich das entschieden 
habe. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut. - Zu diesem uns sehr be-
schäftigenden Erlass vom September 99 
über die Verpflichtungserklärungen: Können 
Sie sich noch erinnern, dass diese Idee, die 
Botschaften mögen die Visa nicht mehr 
verweigern, wenn Verpflichtungserklärungen 
ohne Bonitätsprüfungen kommen, vom 
Bundesinnenministerium kam? 

Zeugin Fries-Gaier: Ob sie vom Innen-
ministerium gekommen ist - - Sie wurde je-
denfalls auf der - - 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wir haben dazu ein Schreiben vom 
August 99. 

Zeugin Fries-Gaier: Sie wurde jedenfalls 
von den Innenbehörden unterstützt, die uns, 
als wir sie darauf hinwiesen, sagten, sie 
könnten die Länder oder gerade die Auslän-
derbehörden nicht anweisen, so zu verfah-
ren. Dieser Erlass war mit den Innenbehör-
den abgestimmt. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das ist mir schon klar. Aber ich 
versuche, die „Denke“ nachzuvollziehen, die 
es bei Ihnen oder vielleicht auch im Innenmi-
nisterium gegeben haben muss. Wir haben 
seit den 90er-Jahren den fortwährenden 
Streit, dass die Ausländerämter vor Ort eine 
Amtspflicht hätten, diese Bonitäten zu prü-

fen - nicht alle, aber schwerpunktmäßig -, es 
jedoch nicht tun. Es gab immer wieder 
Schwierigkeiten. 

Zeugin Fries-Gaier: Genau. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dann kommt von der Innenseite nicht 
der Vorschlag, jetzt die Ausländerämter unter 
Druck zu setzen, dass die ihre Arbeit 
machen, sondern der Vorschlag, die Bot-
schaften sollen jetzt Visa erteilen, auch wenn 
über die Bonität keine valide Erklärung vor-
liegt. Wie wurde das in Ihrer Abteilung disku-
tiert? Ich bin Jurist, habe eine juristische 
Vorbildung. Das klang für mich, als ich das 
zu lesen begann, paradox. 

Zeugin Fries-Gaier: Wie gesagt, man hat 
versucht, Druck auf die Ausländerbehörden 
auszuüben. Das hat nicht funktioniert. Dann 
war eben der Rückschluss, zu sagen: Die 
Beschwerden kommen bei uns an. Die kom-
men nicht bei den Ausländerbehörden an, 
sondern bei uns, die wir zusätzliche Doku-
mente nachfordern, was der Betroffene nicht 
verstehen kann, und daher eben im Rück-
schluss, dass die Ausländerbehörden sich 
nicht in der Sicherheit wiegen sollten, dass 
durch die Verpflichtungserklärung nachher 
quasi die Bonität noch einmal nachgeprüft 
wird und sie deswegen ihren Auftrag ver-
nachlässigen können. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Fries-Gaier, ich versuche, das 
auf den Punkt zu bringen. Wenn die 
Ausländerämter sich in hohem Maße seit 
Jahren - das wissen wir - weigern, diese 
Bonitätsprüfung vorzunehmen, gibt es doch 
eigentlich zwei Möglichkeiten:  

Das Bundesinnenministerium sagt: Ich 
rede jetzt einmal mit meinen Länderkollegen, 
dass sie den Ausländerbehörden das über 
den Regierungspräsidenten oder wie auch 
immer im Sinne der Dienstaufsicht befehlen. 
Sie müssen das machen, das steht im Ge-
setz.  

Die völlig andere „Denke“ ist, dass man 
sagt: Wir schicken denen Touristen hin, bei 
denen die Gefahr besteht, dass sie Kosten 
verursachen. Dann tut es den Kommunen 
weh, weil sie zahlen müssen, und wenn sie 
die Schmerzen in ihren Haushaltssäckeln 
spüren, werden sie sich schon richtig ver-
halten. 
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Der zweiten Linie sind alle gefolgt. Trifft 
das zu? 

Zeugin Fries-Gaier: Richtig. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Danke. Ich werde meine weiteren 
Fragen in der nächsten Runde stellen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Königshaus, bitte. 

Hellmut Königshaus (FDP): Frau Zeu-
gin, ich habe eine Frage zur Vorgeschichte 
des Plurez vom 15.10.1999. Waren Sie da 
eingebunden? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, im Vorfeld, nicht 
bei der Erstellung. Aber es wurde darüber 
gesprochen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Was war 
der Anlass? 

Zeugin Fries-Gaier: Der Anlass war, 
dass die Innenbehörden, nachdem dieses 
Instrument ständig mit dem ADAC diskutiert 
wurde und sie immer wieder darauf hinwie-
sen, was das für ein gutes Instrument sei, 
dennoch immer wieder hören würden, dass 
zusätzliche Dokumentation angefordert 
werde. 

Hellmut Königshaus (FDP): Die In-
nenbehörden. Welche meinen Sie? 

Zeugin Fries-Gaier: Das BMI. 

Hellmut Königshaus (FDP): Eine Innen-
behörde. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Hellmut Königshaus (FDP): Wer in die-
ser einen Innenbehörde? 

Zeugin Fries-Gaier: Das weiß ich nicht. 
Bei der Besprechung war ich nicht zugegen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Dann brau-
chen wir darüber nicht zu spekulieren.  

Wer ist Ihnen generell bei den Innen-
behörden - ich frage sicherheitshalber noch 
einmal im Plural - namentlich bekannt, der 
sich mit dem Themenbereich Carnet de 
Touriste, Reiseschutzpass, 

Reiseschutzversicherung befasst hat? Herr 
Fischer - dazu habe ich gerade ein Papier 
gereicht bekommen - taucht einmal in 
unseren Akten auf, ansonsten taucht bei uns 
immer nur ein anderer Name auf. 

Zeugin Fries-Gaier: Von A2 war das 
Herr Alber und von A6 Herr Hildebrandt. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja. Wenn 
Sie von den Innenbehörden reden, meinen 
Sie das Innenministerium, und wenn Sie 
sagen, das Innenministerium, dann meinen 
Sie jeweils eine dieser drei Personen? 

Zeugin Fries-Gaier: Wobei ich davon 
ausgehe, dass die sich natürlich intern auch 
mit ihrer Abteilung BGS II 2 usw. abgestimmt 
haben. 

Hellmut Königshaus (FDP): Wovon Sie 
ausgehen - - Ich meine, das wissen Sie ja 
jetzt nicht. Oder doch? Ich frage jetzt: Wissen 
Sie das positiv oder nehmen Sie das nur an? 

Zeugin Fries-Gaier: In einigem Schrift-
verkehr konnte man erkennen, dass die Ab-
teilung BGS II 2 auch eingebunden war. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ich frage 
nur deshalb, weil es hier ja durchaus Schrift-
wechsel oder, genauer gesagt, eigentlich E-
Mail-Verkehr gibt, aus dem sich ganz klar 
ergibt, dass sich alles eigentlich unter einem 
sehr begrenzten Personenkreis abgespielt 
hat: aufseiten des BMI Herr Hildebrandt, 
aufseiten des Auswärtigen Amtes Herr Ma-
nig, Herr Huth und Sie im Wesentlichen. 

Zeugin Fries-Gaier: Und Herr Grabherr. 

Hellmut Königshaus (FDP): Herr Grab-
herr in Bezug auf den Plurez, ja. Aber an-
sonsten findet der E-Mail-Verkehr immer in 
diesem Kreis statt. Kann es also sein, dass 
das alles eher horizontal als vertikal durch-
gestellt wurde? 

Zeugin Fries-Gaier: Es ist richtig, dass 
nur dann, wenn ein Omnez verfasst wurde - 
das heißt, etwas, was an alle Auslandsver-
tretungen geht -, das zwingend der Abtei-
lungsleiter gesehen hat, nachher der Beauf-
tragte, dass aber bei Einzelerlassen - - Herr 
Westphal hat als Referatsleiter die meisten 
Einzelerlasse gesehen, Herr von Kummer 
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auch noch. Aber ich kann jetzt nicht im Ein-
zelnen sagen, ob tatsächlich jeder Erlass bei 
meinem Referatsleiter war oder nicht. Das 
kann ich jetzt nicht mehr sagen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ich will aber 
dann noch einmal eine Frage stellen, weil 
Sie - - Es ging ja eben auch um die Frage, 
was Sachbearbeiterin im Referat bedeutet. 
Da gibt es auch wiederum eine E-Mail von 
Herrn Huth an den „lieben Herrn Hilde-
brandt“- die beiden siezen sich also, jeden-
falls zu dem Zeitpunkt noch -, in der er 
schreibt: 

Lieber Herr Hildebrandt, 
ich weise nochmals freundlich da-
rauf hin, dass innerhalb des Refe-
rats 508 CdT, RSP etc. von mir und 
Frau Fries-Gaier bearbeitet werden. 

Das schreibt er, nachdem der sich an Herrn 
Manig gewandt hatte. Herr Manig war aber 
doch, wenn ich es recht verstanden habe, Ihr 
Vorgesetzter. 

Zeugin Fries-Gaier: Nur, sachlich zu-
ständig für CdT war Herr Huth. 

Hellmut Königshaus (FDP): Aber trotz-
dem darf man sich doch möglicherweise 
auch an Ihren Vorgesetzten wenden. 

Zeugin Fries-Gaier: Wie gesagt, ich 
kann die Mail von Herrn Huth jetzt nicht 
kommentieren. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ich frage 
nur. Ich habe so etwas noch nie gesehen; 
deshalb würde mich das schon interessie-
ren. - Okay. 

Aber der Herr Manig wusste, dass diese 
ganzen Vorgänge auf Ihrer Ebene behandelt 
werden? 

Zeugin Fries-Gaier: Es ist aber nicht so, 
dass das jetzt alles in unserem Stübchen 
ausgekocht wurde. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ich frage 
doch nur, ob er das wusste. 

Zeugin Fries-Gaier: Aber er wusste na-
türlich, - 

Hellmut Königshaus (FDP): Natürlich ist 
das nicht. 

Zeugin Fries-Gaier: - dass da sachliche 
Zuständigkeiten geregelt waren. 

Hellmut Königshaus (FDP): Weitere 
Frage: Im November 1999 fand eine Haus-
besprechung statt, bei der der Bundesminis-
ter Weisungen im Zusammenhang mit der 
Visumpolitik und deren Neuordnung erteilt 
hat. Was wissen Sie darüber? Haben Sie 
daran teilgenommen? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Hellmut Königshaus (FDP): Haben Sie 
an der Vorbereitung mitgewirkt? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein, überhaupt 
nicht. 

Hellmut Königshaus (FDP): Haben Sie 
im Zusammenhang mit dieser Hausbespre-
chung und insbesondere im Zusammenhang 
mit der dort erteilten Weisung irgendwelche 
Unterlagen gesehen? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Hellmut Königshaus (FDP): Haben Sie 
an dem, wie ich jetzt sagen muss, Fischer-I-
Erlass - das ist der frühere Volmer-Erlass - 
mitgewirkt? 

Zeugin Fries-Gaier: 03.03.2000? 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja, 
03.03.2000. Haben Sie daran mitgewirkt? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Hellmut Königshaus (FDP): Das heißt, 
alles dies wurde wo bearbeitet, wenn es nicht 
von Ihnen bearbeitet wurde? Sie waren also 
Sachbearbeiterin. 

Zeugin Fries-Gaier: Bei Herrn Grabherr. 
Das nehme ich - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Ausschließ-
lich bei Herrn Grabherr? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. Bei einer so 
wichtigen Sache - das ist ja eine Vorlage 
gewesen, die dann auch bis zum Minister 
hoch ging - sind selbstverständlich der Refe-
ratsleiter und alle anderen Ebenen auch be-
teiligt worden. Davon gehe ich aus; das ist 
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das normale Verfahren einer Vorlage. Ich 
weiß es aber nicht, weil ich, wie gesagt, in 
dem ganzen Vorbereitungsverfahren nicht 
beteiligt war. 

Hellmut Königshaus (FDP): Da waren 
Sie nicht dabei. Wann haben Sie erstmals 
von diesem Vorhaben und insbesondere 
seiner Umsetzung erfahren? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich habe den Erlass 
bekommen, als er fertig war. Im Referat wur-
den Erlasse - ich weiß noch nicht einmal, ob 
vor oder gleichzeitig mit der Versendung ins 
Ausland - auch uns gegeben. 

Hellmut Königshaus (FDP): Wie war 
nun das Verhältnis zu dem Plurez vom 
15.10. nach Ihrer Einschätzung? War der 
noch weiter in Kraft oder kam der dazu oder 
wurde der ersetzt oder wie war das? Sie 
waren ja für CdT zuständig. 

Zeugin Fries-Gaier: Sozusagen der 
Geist des CdT ist in diesen Erlass eingeflos-
sen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Na ja, das 
ist ja bei einem Erlass ein bisschen merk-
würdig. Ein Geist, der einfließt, das ist nicht 
so sehr klar. Galt der Plurez weiter oder 
nicht? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich hatte nicht den 
Eindruck, dass der Erlass dem Plurez wider-
spricht. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ich fragte 
jetzt, ob er noch weiter galt. 

Zeugin Fries-Gaier: Er wurde ja erst zu 
einem späteren Zeitpunkt aufgehoben, nicht 
durch diesen Erlass. Also muss er weiter 
gegolten haben. 

Hellmut Königshaus (FDP): Also galt er 
weiter. Und wie war jetzt das Verhältnis? 
Nebeneinander? Ich frage deshalb: Der Plu-
rez richtete sich an eine bestimmte Auswahl 
an Außenvertretungen, während der Volmer-, 
Fischer- oder Wie-auch-immer-Erlass sich ja 
weltweit an alle Außenvertretungen gerichtet 
hat. Aber dieser Fischer-Volmer-Erlass hat 
auf eine Erleichterung beim CdT ausdrück-
lich hingewiesen. Diese Erleichterung beim 
CdT war als Hinweis ja weltweit nun auf ein-

mal in der Welt. Wir haben vorhin von einem 
Kollegen von Ihnen gehört, dass ein solcher 
Hinweis nach der üblichen Praxis - ob das so 
ist, werden wir dann ja noch herauskriegen - 
dann auch praktisch als Erlass zu sehen sei. 

Zeugin Fries-Gaier: Er sollte in diesem 
Falle aber natürlich nur diejenigen anspre-
chen, die auch ein CdT hatten. Wenn ich 
mich richtig erinnere, gab es durchaus 
Nachfragen anderer Auslandsvertretungen, 
die gefragt haben: „Was ist denn ein CdT?“, 
denen dann aber mitgeteilt wurde, dass es 
für ihren Zuständigkeitsbereich nicht zutrifft, 
weil dieses CdT in den GUS-Staaten vertrie-
ben wird. 

Hellmut Königshaus (FDP): Das be-
deutet aber, dass alle die, die ein CdT hat-
ten, sozusagen auch selbst dann, wenn sie 
nicht von dem Plurez erfasst waren - - Oder 
waren die alle? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Hellmut Königshaus (FDP): Das waren 
die? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Hellmut Königshaus (FDP): Das heißt, 
es gab außerhalb des GUS-Bereichs keine 
CdT? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Hellmut Königshaus (FDP): Zu diesem 
Zeitpunkt? 

Zeugin Fries-Gaier: Kein CdT. Der Rei-
seschutzpass wurde meines Wissens - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Wir reden 
vom CdT. 

Zeugin Fries-Gaier: Nicht außerhalb des 
GUS-Bereichs, nein. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ihre 
Zeit ist vorbei. 

Hellmut Königshaus (FDP): Dann muss 
ich in der nächsten Runde weiterfragen. - 
Danke. 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Frau 
Fries-Gaier, diese Pressekonferenz von 
Staatsminister Volmer ein Jahr danach, im 
März 2001, waren Sie an der Vorbereitung 
beteiligt? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wer 
war denn beteiligt von Ihrem Referat? 

Zeugin Fries-Gaier: Das weiß ich nicht. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
wissen Sie nicht. Waren Sie bei der Presse-
konferenz selbst dabei? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wir 
haben in den Unterlagen Papiere, da heißt 
es links oben: „Referat 514, Fries-
Gaier/Manig“. Dann werden Ausführungen 
gemacht für die Pressekonferenz. 

Zeugin Fries-Gaier: Daran kann ich mich 
jetzt wirklich überhaupt nicht erinnern. Das 
Dokument müsste ich noch einmal sehen; 
das sagt mir gar nichts. Wirklich nicht. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
heißt, Sie haben auch nicht eine „Hitliste“ von 
großen Steigerungsraten bei der Visaver-
gabe - - Das sagt Ihnen auch gar nichts? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, jetzt kommt es 
mir, genau. Ich war für die Visumstatistik im 
Referat zuständig. Es kann sein - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Für 
Statistik? 

Zeugin Fries-Gaier: Für Statistik, genau. 
Es kann sein, dass ich dazu Zahlen geliefert 
habe. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Es 
steht zumindest Ihr Name oben drüber: 
Fries-Gaier/Manig. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. Wenn man zu 
einem Produkt etwas dazuliefert, dann er-
scheint man oben, auch wenn man nur einen 
kleinen Teil beigetragen hat. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Da 
wird - zu Ihrer Erinnerung darf ich das noch 
einmal kurz vorlesen - nicht ohne Stolz be-
richtet, wie die Visazahlen in die Höhe ge-
schnellt sind, ein Jahr danach für den 
Staatsminister Volmer. Da heißt es: 

Im Vergleich zu 1999 wurden 
13 Prozent mehr Visumanträge be-
arbeitet und 15 Prozent mehr Visa 
erteilt. 

Das ist jetzt wohl weltweit gemeint. 
An einigen Auslandsvertretungen 
sind die Steigerungsraten beson-
ders beeindruckend. 

Das ist fett gedruckt. 
Unsere weltweit größte Visumstelle 
in Kiew mit fast 220 000 Visavor-
gängen erlebte eine Steigerungs-
rate von 42 Prozent. 

Das ist die „Hitliste“, die Erfolgsmeldung 
ein Jahr danach. Wundert Sie da noch ir-
gendetwas über den Eindruck, den man 
draußen bei den Botschaften, bei der Presse 
oder wo auch immer hinterlassen hat? Damit 
will man doch etwas sagen. Was will man 
damit sagen - was würden Sie sagen -, wenn 
man hier sagt, 42 Prozent Steigerung in 
Kiew? 

Zeugin Fries-Gaier: Vielleicht, dass die-
jenigen, die reisen wollten, nun auch die 
Möglichkeit hatten, ein Visum zu bekommen, 
und es deswegen eine gute Meldung ist. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. 
(Volker Neumann (Bramsche) 

(SPD): Das war aber nur von Ma-
nig!) 

- Nein, hier: Fries-Gaier. 
(Volker Neumann (Bramsche) 

(SPD): Nein, nein! Das, was Sie 
vorgelesen haben, ist nur von Ma-

nig!) 

- Das gehört zusammen. 
Jetzt haben wir als Nächsten den Herrn 

Montag. - Bitte. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Fries-Gaier, zu dem Erlass vom 
15.10.1999: Der beinhaltete ja - das haben 
Sie ja schon gesagt - mannigfache Vor-
gespräche und Diskussionen insbesondere 
mit dem ADAC. Können Sie mir aus diesen 
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Gesprächen und aus der Logik dieses 
ganzen Geschäfts erklären, welche Sicht Sie 
oder Ihre Abteilung des Auswärtigen Amtes 
zu der Frage hatten, was der ADAC für ein 
Interesse daran hatte, diese CdT zu verkau-
fen? Da kam ein privater Klub zum Auswärti-
gen Amt und sagte, wir wollen das machen. 

Zeugin Fries-Gaier: Das ganze Verfah-
ren wurde ja 1995 in Absprache zwischen 
BMI und AA geschaffen, das heißt, vor mei-
ner Zeit. Natürlich hat der Klub auch ein fi-
nanzielles Interesse daran, die CdT zu ver-
kaufen. Aber gleichzeitig bietet er natürlich 
auch eine Gewähr. Das heißt, er musste ja 
für die Schadensfälle einstehen und ist dafür 
auch eingestanden. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie mit den Vertretern des 
ADAC darüber gesprochen, was der ADAC 
eigentlich selber oder über seine Partner im 
Zusammenhang mit dieser Gewährleistung 
tun muss? Der sollte doch eigentlich unterm 
Strich gewährleisten, dass sein Produkt an 
echte Touristen verkauft wird, oder? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, die so genannte 
Vorprüfung. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das erklären Sie mir bitte schön. Was 
wurde mit den ADAC-Vertretern konkret 
besprochen? Was sollte die Vorprüfung 
sein? Was sollten die konkret machen? 

Zeugin Fries-Gaier: Im Prinzip sollten 
Sie das prüfen, was sonst die Auslandsver-
tretungen auch prüfen: Reiseziel, Reise-
zweck, Bonität, also im Prinzip, dass tat-
sächlich die konkreten Erfordernisse für die 
spätere Visumerteilung auch schon zu dem 
Zeitpunkt vorlagen, als dieses CdT verkauft 
wurde. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wenn also der ADAC in diesem 
Rahmen des Verkaufs seines Carnets das 
prüfen sollte, was eigentlich die Botschaften 
auch bezüglich Rückkehrbereitschaft, Reise-
ziel, Reisezweck prüfen sollten, um das also 
an die echten Touristen zu verkaufen, wurde 
das mit dem ADAC irgendwie konkret ver-
einbart? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, das - - 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wir haben dazu nichts Schriftliches 
gefunden. Haben Sie mit denen einen 
Vertrag oder eine Vereinbarung gemacht? 
Gibt es irgendetwas oder ging das mit Hand-
schlag? 

Zeugin Fries-Gaier: Das war ja 1995. 
Diese Kriterien gab es schon. Ich weiß nur, 
dass wir in den Besprechungen mit dem 
ADAC immer wieder auf diese Punkte hin-
gewiesen haben. Also ging ich davon aus, 
dass das vorher einmal so festgelegt worden 
ist, dass seriöse Anbieter da sein müssen, 
dass vor allen Dingen eine Rückkehrkontrolle 
gemacht wird. Der ADAC hat uns bestätigt, 
dass er vom Computer aus in Deutschland 
sehen kann, an wen ein CdT erteilt worden 
ist, ob der zurückgekommen ist, wenn der 
irgendwo auftaucht, wie die Reisewege wa-
ren usw. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Haben Sie mit dem ADAC darüber 
gesprochen, wie der diese Verpflichtung, die 
er da eingegangen ist, an ukrainische und 
andere Automobilklubs weitergeben soll? In 
der Ukraine sollte doch das Carnet nicht vom 
ADAC verkauft werden, sondern von einem 
ukrainischen Automobilklub. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, genau. Aber der 
ADAC hatte natürlich ein großes Interesse 
daran im eigenen Sinne, weil er ja keine gro-
ßen Schadensfälle haben möchte, selber den 
Anbieter sehr seriös auszuwählen und darauf 
zu achten, dass tatsächlich dort keine CdT 
an Leute verkauft werden, durch die später 
Schadensfälle für den ADAC entstehen. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wurde darüber mit den Vertretern des 
ADAC auch konkret gesprochen? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. Auch wenn es 
Missbrauchsfälle gab, wurden die immer 
umgehend an den ADAC weitergeleitet. Er 
wurde sehr oft aufgefordert, mit seinen Part-
nern in der Ukraine oder in Russland oder wo 
auch immer zu sprechen. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut, danke. - Keine weiteren Fragen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Grindel, bitte. 
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Reinhard Grindel (CDU/CSU): Frau 
Zeugin, der Kollege Montag hat gesagt, wir 
sollen Sie vor allen Dingen zu den Dingen 
befragen, die Sie auch mit verfasst haben. 
Das will ich gern tun. Deswegen möchte ich 
doch noch einmal auf den Drahterlass vom 
23. Dezember kommen. Ich würde Ihnen 
gerne noch einmal vorhalten und vorlesen, 
was da denn nun wirklich drin steht. Da steht 
erstens drin: 

Es ist jedoch nicht sinnvoll, zusätz-
lich zum CdT eine Einladung oder 
die Bestätigung einer Hotelbuchung 
zu verlangen, wenn der Reisezweck 
plausibel dargelegt wird (zum Bei-
spiel touristischer Aufenthalt). 

Sie haben eben gerade immer nur von 
der Hotelbuchung gesprochen, die man dann 
ja hätte auch wieder stornieren können. Wa-
rum ist es denn auch nicht sinnvoll, eine 
Einladung vorzulegen? 

Zeugin Fries-Gaier: Die Theorie, die ich 
gerade dargelegt habe, war ja, dass tatsäch-
lich schon eine Vorprüfung von einem seriö-
sen Unternehmen stattgefunden hat, das im 
Prinzip alle diese Dinge, die die Botschaft 
hätte prüfen sollen, schon vorgeprüft hat. 
Das ist die Theorie. Das heißt, wenn wir in 
der Tat immer seriöse Unternehmen gehabt 
hätten, die das machen, dann hätte es gar 
keine Notwendigkeit gegeben, noch diese 
Unterlagen zu fordern. 

Aber wenn Sie immer darauf abheben: 
Ich habe den sehr wohl verfasst; aber ich 
habe ihn natürlich auf Weisung verfasst und 
ich habe ihn nicht unterschrieben. Das nur 
noch einmal zur - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verfasst 
ist ja schon was, nicht? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Dann 
kann man auch dazu fragen. 

Aber das hilft ja alles nichts. Sie wussten 
ja, dass es die seriösen Partner nicht gab. 
Das haben Ihnen ja Frau Hoppmann und 
später auch Herr Stüdemann geschrieben. 
Das wussten Sie ja. Die haben ja darum 
gebeten, Einladungen checken zu dürfen, 
auch, um zum Beispiel Vieleinlader ermitteln 
zu können. Also noch einmal meine Frage: 
Die Situation war ja nicht so, wie Sie es ge-
schildert haben, sondern Sie haben in einer 

konkreten Situation einen konkreten Erlass 
gemacht. Sie wussten, es gibt keinen seriö-
sen Partner. Trotzdem durften die die Einla-
dungen nicht prüfen. Warum nicht? 

Zeugin Fries-Gaier: Also, dass es den 
seriösen Einlader nicht gab - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Nein, den 
seriösen Partner, der CdT vertrieben hat, für 
die Vorprüfung. 

Zeugin Fries-Gaier: Wir hatten ... (akus-
tisch unverständlich) nachzusteuern, um 
auch immer in diesem konkreten Falle zu 
gewährleisten, dass das so ist. Im Prinzip 
war es so, dass wir - - Die Auslandsvertre-
tungen sollten - - Die haben ja sowieso so 
viel zu prüfen gehabt. Man wollte Erleichte-
rungen geben und sagen: Hier haben wir ein 
Instrument, das ist das CdT, da ist ein sol-
venter Partner, der dahintersteht; deswegen 
sollen da im Gegensatz zu den anderen nicht 
mehr so viele Unterlagen - - Im Prinzip war 
es auch ein Selbstschutz für die Vertretung, 
die es natürlich dann aber dennoch wollte. 
Deswegen kann man sich jetzt im Nachhi-
nein natürlich fragen, wenn die Vertretung 
selber meinte, für sie ist es gut: Warum hat 
man sie diese Unterlagen nicht fordern las-
sen? Aber es war einfach, dass man sieht, 
man hat einen Massenbetrieb, man will 
Schlangen abbauen, man will es möglichst 
einfach machen und hat einfach ein gutes 
Instrument da, was es eigentlich erlauben 
würde, auf die Vorlage weiterer Unterlagen 
zu verzichten. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verzeihen 
Sie, dieses gute Instrument haben der Bot-
schafter und auch andere - - Nur einmal so 
zwischendurch, weil Sie in Ihrer Einlassung 
gesagt haben, es hätte vielleicht mehr Son-
derinspektionen geben sollen: Frau Zeugin, 
es gab eine Sonderinspektion, und zwar 
genau in den Botschaften, die gegen Ihre 
Erlasse protestiert haben. Es gab die Son-
derinspektion von Herrn Dr. Weishaupt. Ich 
darf vom 10. November 2000, also zeitlich 
nicht so schrecklich entfernt, Ihnen vorlesen, 
was er am Ende zusammenfassend schreibt: 

Es sei wiederholt, dass die Carnet-
praxis weder von den Botschaften 
Kiew und Moskau noch von den 
begleitenden Beamten des BKA 
und BGS noch von der Sonderin-
spektion nachvollzogen werden 
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kann. Um es einmal deutlich zu sa-
gen: Falls aus irgendeinem Grund, 
zum Beispiel Presseberichte, nach-
trägliche Untersuchungen oder 
Ähnliches, die Praxis der Visaertei-
lung aufgrund des Carnets als 
falsch und schädlich angesehen 
wird und dann Verantwortliche ge-
sucht werden, kann keiner sagen, 
dass die Sonderinspektion nicht 
deutlich und ausdrücklich gewarnt 
hat. 

Frau Zeugin, was brauchen Sie noch, um 
solche Erlasse wieder einzusammeln? 

Zeugin Fries-Gaier: Das war nicht meine 
Entscheidung, diese Erlasse wieder einzu-
sammeln. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Würden 
Sie es als falsch betrachten, dass man den 
Erlass nicht sofort, spätestens als Reaktion 
auf die Sonderinspektion, eingesammelt hat? 

Zeugin Fries-Gaier: Im Nachhinein 
würde ich Ja sagen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Immerhin. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Hat es 
jemand verhindert? Wollten Sie es und es 
war jemand dagegen? 

Zeugin Fries-Gaier: Es war ein ständiger 
Diskussionsprozess, in dem die Argumente 
ausgetauscht wurden. Natürlich, wie ich 
schon sagte, die Berichte der Auslandsver-
tretungen wurden ja ernst genommen. Also 
hat man darüber diskutiert. Aber letztend-
lich - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Frau 
Zeugin, darf ich Ihnen eines sagen? Es gibt 
keinen Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes, 
den ich aus den Akten so gut kenne wie Sie. 
Ich kenne unzählige E-Mails von Ihnen, die 
Sie selbst geschrieben haben, die Sie be-
kommen haben, die Sie CC zur Kenntnis 
bekommen haben. Zeigen Sie mir dann bitte 
einmal eine einzige E-Mail, wo Sie angeregt 
hätten, dieser Sonderinspektion Folge zu 
leisten, oder wo auch nur über diese Son-
derinspektion diskutiert worden ist. Es gibt 
sie nicht. Ich habe in den Akten nichts - - 

Zeugin Fries-Gaier: Nicht per Mail, aber 
wir haben ja nicht alles per Mail diskutiert. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber sehr 
viel, wie Sie zugeben werden. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie haben 
ja zig Mails praktisch jeden Tag geschrieben. 

Aber machen wir einmal weiter mit dem 
23. Dezember. Sie haben hier dann hinein-
geschrieben: 

... wenn der Reisezweck plausibel 
dargelegt wird (zum Beispiel touris-
tischer Aufenthalt). 

Reicht also, wenn ich einen touristischen 
Aufenthalt angegeben habe, ein vierzehntä-
giges Programm, wie es ja dort vorgelegt 
worden ist, um plausibel meinen Reisezweck 
darzulegen? 

Zeugin Fries-Gaier: Wenn ich einmal 
davon ausgehe, dass, wie gesagt, vorher 
schon eine Vorprüfung stattgefunden hat, 
dann gehe ich ja davon aus, es kommen nur 
Leute, die tatsächlich einen plausiblen Rei-
sezweck und -grund schon angegeben ha-
ben. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Frau 
Zeugin, mit der Vorprüfung hat Ihnen der 
Kollege Montag ein bisschen aufs Pferd ge-
holfen; das ist wohl wahr. Aber in dem Erlass 
vom 23. Dezember steht nichts von Vorprü-
fung und in den Drahtberichten von Herrn 
Stüdemann und Frau Hoppmann steht auch 
nichts von Vorprüfungen, sondern die sagen 
ja gerade, es hat keine Vorprüfung gegeben. 
Es wird dort gerade gesagt, dass - alleine 
vom äußeren Erscheinungsbild der Personen 
her und wohl wissend, dass man in der 
Ukraine damals im Schnitt 70 oder 100 Dollar 
im Monat verdient hat - es nahezu jedem, der 
dort mit einem CdT gekommen ist, auf die 
Stirn geschrieben stand, dass der Reise-
zweck „touristischer Aufenthalt“ nicht stim-
men konnte. Können Sie es noch erinnern, 
dass es diese Berichte gegeben hat? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, selbstverständ-
lich. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das kön-
nen Sie erinnern. Aber wie soll dann, wenn 
Ihnen ausreicht, dass dort ein vierzehntägi-
ges Programm vorgelegt wird, dieses Merk-
mal, das von Ihnen verlangt wird, plausibel 
den Reisezweck darzulegen, von den Mitar-
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beitern der Visastelle in der Botschaft wider-
legt werden? 

Zeugin Fries-Gaier: In dem Moment, in 
dem er Zweifel hatte, hätte er es ja nachfor-
dern können. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wie soll 
denn der Mitarbeiter Zweifel bekommen? 

Zeugin Fries-Gaier: Wenn im persönli-
chen Gespräch diese Zweifel entstehen, 
wenn man tatsächlich nachfragt: „Wo möch-
test du denn hin?“, und dann erkennt, dass 
der Antragsteller zum Beispiel völlig andere 
Angaben macht, als im Programm drinsteht. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber er 
hat ja das Programm und legt das dort hin 
und sagt: Da fahre ich hin. 

Zeugin Fries-Gaier: Na gut, aber es gab 
ja Nachfragen und es gibt ja durchaus diese 
Fälle, die anhand solcher Sachen aufgefallen 
sind. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wir ken-
nen Fälle, wo Tausende von Programmen 
identisch waren und trotzdem immer Visa 
erteilt wurden. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, aber da muss 
man sich doch fragen, das hätte doch auf-
fallen müssen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Richtig. 
Wem hätte das auffallen müssen? 

Zeugin Fries-Gaier: An der Visastelle 
derjenigen oder demjenigen, dem es vorge-
legt wurde. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Deswe-
gen wollten sie ja Belege, die Sie ihnen ver-
weigert haben. Was ich mich frage, Frau 
Zeugin, ist, warum Sie nicht einfach sagen 
können, dieser Erlass vom 23.12. war Mist. 
Der Bundesminister Fischer hat auf einem 
Landesparteitag der Grünen von Mist ge-
sprochen. Warum kann man nicht sagen, das 
war Mist? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich habe doch ge-
sagt, im Nachhinein ist man natürlich immer 
schlauer. Ich habe nur versucht, zu erklären, 
warum wir zum damaligen Zeitpunkt diesen 

Erlass verfasst haben. Jetzt würde ich auch 
sagen, dass er nicht nötig war. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das war 
Mist? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Denn es 
ist ja auch ein weiteres Problem. In dem 
Punkt 3, der hier in diesem Erlass steht, 
heißt es: 

Es wird um Vorlage einer statisti-
schen Auflistung vom 01.12.99 bis 
31.01.2000 gebeten, wann und in 
welchem Bundesland nach Er-
kenntnissen der Botschaft in Kiew 
gegen CdT-Inhaber wegen illegaler 
Einwanderung oder unerlaubter Ar-
beitsaufnahme ermittelt wird. 

Können Sie mir einmal erklären, wie ich 
als Mitarbeiter der Visastelle in Kiew in-
nerhalb von zwei Monaten herauskriegen 
will, ob ein CdT-Inhaber wegen illegaler Ein-
wanderung oder unerlaubter Arbeitsauf-
nahme in einem Bundesland der Bundesre-
publik Deutschland ermittelt worden ist? 

Zeugin Fries-Gaier: Weil immer dann, 
wenn ermittelt wird, die Ermittlungsbehörden 
sofort die Visumunterlagen bei der Auslands-
vertretung anfordern. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wie soll 
man denn bitte bei unerlaubter Arbeitsauf-
nahme der Leute innerhalb von zwei 
Monaten darauf kommen, außer vielleicht bei 
einer Arbeitskontrolle auf irgendeiner Bau-
stelle meinetwegen? Und vor allen Dingen, 
wieso eigentlich nur Bundesland? Die sind ja 
auch nach Spanien und nach Portugal wei-
tergewandert. Sie wussten, dass die weiter-
wandern; denn auch das ist Ihnen ja aus der 
Botschaft und später auch bei der Arbeits-
gruppe „Visa“ gesagt worden. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, deswegen gab 
es ja auch die Reise nach Kiew. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: 
Wussten Sie es? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich sagte: Deswe-
gen gab es ja die Reise nach Kiew. 
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Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, aber 
dann darf man natürlich solche Erlasse nicht 
machen. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, gut, das war ja 
zu einem anderen Zeitpunkt. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich würde 
gerne fragen, weil wir ja so ein bisschen 
auch gucken, wie das Ganze politisch einge-
bettet worden ist: Was mir auffällt, ist, dass 
bei einer ganze Reihe von Ihren schönen E-
Mails, die Sie da verschickt haben, Frau Nib-
beling-Wrießnig entweder eine Kopie be-
kommen hat oder sogar mit in Entschei-
dungsprozesse einbezogen war. Die war nun 
persönliche Referentin des Staatsministers 
Volmer. Es ist eigentlich ungewöhnlich, dass 
bei so normalem Geschäft in einem Referat 
dann die persönliche Referentin des Staats-
ministers eingebunden wird. Warum ist das 
geschehen? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich kann mich jetzt 
nicht erinnern. Da müssten Sie mir schon 
sagen, was das für eine Mail war und wel-
chen Inhalt sie hatte. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie haben 
zum Beispiel in Kopie eine Mail von Herrn 
Manig an Frau Nibbeling-Wrießnig bekom-
men, wo geschrieben wurde - also ab von 
Kiew -, dass man in Moskau noch Schwierig-
keiten habe, die neue Denkungsart, die 
hinter dem Erlass vom 03.03.2000 stand, zu 
generieren; innerhalb von wenigen Wochen 
sei es nicht möglich, dazu brauche man wohl 
vier bis sechs Monate. Können Sie sich 
daran erinnern? 

Zeugin Fries-Gaier: Aber die Mail habe 
ich ja nicht geschrieben; die habe ich nur - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Nein, die 
haben Sie bekommen. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Haben 
Sie sich nicht gewundert, wieso Ihr Vorge-
setzter dann plötzlich über solche Detailfra-
gen mit der Referentin des Staatsministers 
kooperiert? Hatten Sie mit Frau Nibbeling-
Wrießnig irgendwie in dieser Zeit zu tun? Hat 
sie sich einmal erkundigt, einmal nachge-
fragt? 

Zeugin Fries-Gaier: Kann gut sein. Ich 
stand nicht in regelmäßigem Telefonkontakt 
mit ihr. Es könnte durchaus mal sein, dass 
ich in einer Einzelfrage mit ihr telefoniert 
habe. Aber im Grunde genommen hat sie mit 
Herrn Manig oder einem anderen der Refe-
renten und nicht mit mir gesprochen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wissen 
Sie auch, warum sie mit denen gesprochen 
hat? Da muss es ja um politische Fragen 
gegangen sein. Der Staatsminister hat es ja 
auf Pressekonferenzen präsentiert. 

Zeugin Fries-Gaier: Eben, die - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Würden 
Sie ohnehin sagen, dass man im Grunde 
genommen schon - Sie haben ja ein biss-
chen von vor 98, der alten Regierung, auch 
mitgekriegt - sagen kann, das war nicht nur 
eine neue Visumpraxis, sondern auch eine 
neue Visumpolitik? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich glaube, ich hatte 
eben schon versucht, darzulegen, dass wir 
einfach - was heißt „wir“? -, dass die Idee 
dahinter war, als der Erlass verfasst wurde, 
tatsächlich neue Leitlinien zu geben, um das 
Ermessen anders auszuüben. Das heißt 
deswegen auch Denkungsart, die Sie eben 
angesprochen haben. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Jetzt fällt 
Ihnen dieses Wort „Denkungsart“ wieder ein. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, Sie sagten es 
doch; Sie haben es ja gerade zitiert. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ach so, 
ja, in Ordnung. 

(Sebastian Edathy (SPD): Dann fällt 
einem so was wieder ein!) 

- Ja, ist gut. 
Dann würde ich gerne einmal zum The-

menkomplex Reiseschutzpass kommen. Wie 
ist denn überhaupt der Kontakt zwischen 
dem Auswärtigen Amt und Herrn Kübler ent-
standen, soweit wie Sie das mitbekommen 
haben? 

Zeugin Fries-Gaier: Der Herr Kübler 
wurde uns von Herrn Hildebrandt als jemand 
vorgestellt, der die Kriterien, die ich eben 
schon aufgelistet hatte, damit man zugelas-
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sen werden kann für ein Produkt, das dem 
CdT ähnelt - - Er hat ihn vorgestellt. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): War das 
üblich, dass Herr Hildebrandt - wir haben ja 
gelernt, beim Travel Voucher war es so ähn-
lich - Ihnen regelmäßig Leute vorgestellt hat 
und die dann sofort die Chance kriegten, 
relativ einflussreich auf die Visapolitik der 
Bundesregierung Einfluss zu nehmen? Oder 
war das unüblich? 

Zeugin Fries-Gaier: Seit es das CdT 
gab, war ja klar, dass Konkurrenzprodukte 
allein aus wettbewerbsrechtlichen Gründen 
zugelassen werden müssen. Es war aber in 
diesem Fall - in meiner Zeit jedenfalls - der 
Erste, der bereit war, diese Verpflichtungser-
klärungen nach §§ 84 und 82 einzugehen, 
weil alle anderen, die vorher auch schon 
einmal angefragt hatten, immer davor zu-
rückgeschreckt waren. Das war der Erste, 
der eben bereit war, dies einzugehen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wie ist 
denn sozusagen der erste Kontakt entstan-
den? Waren Sie da mit einbezogen oder wie 
würden Sie Ihr Arbeitsverhältnis zu Herrn 
Kübler beschreiben? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich war bei der Sit-
zung dabei, habe die Sitzung natürlich nicht 
geleitet. Leiter war seinerzeit, wenn ich mich 
richtig erinnere, wohl Herr Kroll. Da wurde 
der erste Kontakt hergestellt. Natürlich wurde 
aber, bevor der Erlass kam, dass dieses 
Produkt ähnlich dem CdT zu benutzen ist, 
auch die Referatsleitung mit eingebunden. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Welche 
Prüfungen hat man in Bezug auf Herrn Küb-
ler durchgeführt? 

Zeugin Fries-Gaier: Von uns wurde die 
Aufforderung an das BMI gestellt, seine Bo-
nität zu prüfen. Er selber hat einen Nachweis 
gebracht, dass er einen hohen Betrag auf ein 
Sperrkonto eingezahlt hat, dass er eben 
bona fide ist. Alle anderen Prüfungen obla-
gen wieder dem BMI. Wie hätte das Auswär-
tige Amt prüfen sollen, ob derjenige tatsäch-
lich bona fide, seriös und was auch immer 
ist? 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Also Sie 
würden sagen, das BMI hat im Grunde ge-

nommen den wesentlichen Teil der Prüfung 
übernommen? Also eigentlich lag sie fast 
sogar in Händen des BMI? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Nun ist es 
so - das haben Sie auch ansatzweise in 
Ihren Einlassungen dargestellt -, dass eine 
ganze Reihe von Reisebüros, die nicht seriös 
waren, aus dem CdT-Verfahren ausgeschie-
den sind oder die Zusammenarbeit im Rah-
men von Reisebüroverfahren mit denen be-
endet wurde. Als dann der Reiseschutzpass 
auf den Markt kam, kamen die sozusagen 
alle wieder zum Vorschein und fingen nun 
also an, den Reiseschutzpass zu vertreiben. 
Wenn denn der Herr Kübler seriös und gut 
geprüft gewesen ist, hat es denn irgendwie 
mal eine Beanstandung Ihrerseits gegeben, 
dass plötzlich dieses Produkt über lauter 
Reisebüros vertrieben wurde, die man als 
unseriös erkannt hatte? 

Zeugin Fries-Gaier: Es war ja ursprüng-
lich so gedacht, dass das Produkt nur im 
Inland verkauft werden sollte. Ich kann mich 
an Fälle erinnern, dass es tatsächlich im 
Ausland vertrieben wurde und dass wir ge-
sagt haben, das war aber nicht absprache-
gemäß oder das kann in der Tat nicht so 
sein. Auch andere Missbrauchsfälle, die ge-
meldet wurden, wurden umgehend an Herrn 
Kübler mit der Aufforderung weitergegeben, 
dass er schon dafür Sorge tragen muss, 
dass er nachvollziehen kann, an wen seine 
Pässe verkauft werden, dass er also einen 
seriösen Vertrieb hat und nicht Blankodoku-
mente an jedwede Reisebüros ausgibt. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie haben 
dann ja einen ausgesprochen intensiven 
Kontakt mit Herrn Kübler gehabt, gerade 
auch schriftlich und über Mails, und haben 
immer wieder Beschwerden der Botschaften 
damit zurückgewiesen, dass Sie gesagt ha-
ben, Sie hätten mit Herrn Kübler Verabre-
dungen getroffen und das werde schon mit 
Herrn Kübler laufen, er werde nach Kiew 
kommen und werde das besprechen. Warum 
haben Sie sich eigentlich so auf Herrn Kübler 
verlassen? 

Zeugin Fries-Gaier: Wir haben in Refe-
ratsrunden besprochen, inwieweit wir tat-
sächlich auf dieses Verfahren Einfluss neh-
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men und es steuern sollten. Da wurde dann 
aber gesagt, dass es letztendlich ein Ge-
schäftsmann ist und dass er das Risiko auch 
für Missbrauchsfälle zu tragen hat und dass 
er selber seinen Vertrieb strukturieren muss, 
dass wir natürlich aufpassen müssen, dass 
es keine illegalen Praktiken gibt, aber dass 
wir soweit wie möglich jetzt nicht da seinen 
Vertrieb steuern sollen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Frau 
Zeugin, da kommt wieder das Problem, das 
wir eben schon mal hatten: Er trägt die Last 
für Missbrauchsfälle, aber nur sozusagen für 
den Bereich, dass irgendjemand plötzlich 
krank wird oder einen Unfall baut oder 
Rückführungskosten entstehen. Aber die 
Frage der illegalen Arbeitsaufnahme, vor der 
Sie von den Botschaften gewarnt wurden, 
fällt doch nicht darunter. Hätten Sie sich nicht 
vor diesem Hintergrund irgendwann einmal 
überlegen müssen, wenn das mit dem stän-
digen Nachsteuern nicht klappt, müssen wir 
das Instrument beenden? Warum haben Sie 
es nicht beendet, als Sie gemerkt haben, das 
viele Nachsteuern führt eigentlich zu nichts? 

Zeugin Fries-Gaier: Das war ja noch re-
lativ am Anfang von diesem Produkt. Am 
Anfang hatte man auch den Eindruck - die 
Nachfrage war eben sehr groß -, dass es 
Anfangsschwierigkeiten sind und dass er es 
im Laufe der Zeit wahrscheinlich besser or-
ganisiert bekommt. Man hat sich davor ge-
scheut, gleich zu sagen, dass man ihn sperrt. 
Wahrscheinlich hätte man mehr Nachweise 
verlangen können. Im Nachhinein sieht man 
das vielleicht anders. Aber in diesem Mo-
ment, als wir darin standen - - Ich sage es 
noch mal: Es waren ja keine Missbrauchs-
fälle im Sinne der Innenbehörden, die uns 
Listen vorgelegt hätten und gesagt hätten, 
hier sind soundso viele Illegale mit dem Rei-
seschutzpass, aus diesen Gründen müssten 
wir das aufheben. Im Gegenteil, das BMI hat 
ja gesagt, dass diese Produkte gut seien. 
Natürlich müssen wir für die Wahrung der 
Sicherheitsinteressen einstehen. Aber wenn 
die Innenbehörden - das heißt, letztendlich 
auch der BGS - sagen, dass die Miss-
brauchsfälle nicht immens sind, dann wäre 
es doch eigentlich Aufgabe der Innenbehör-
den gewesen, zu sagen, wir stampfen das 
ein, und nicht unbedingt unsere Aufgabe. 
Aber, wie gesagt, im Nachhinein ist man 
immer schlauer. Man hätte das wahrschein-
lich durchaus früher beenden sollen, ja. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber um 
es früher zu beenden, hätten Sie eigentlich 
erwartet, dass das BMI entsprechende Hin-
weise gibt? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wusste 
denn das BMI, dass in diesem Umfang zum 
Beispiel illegale Arbeitsaufnahme passiert? 
Hat man dem BMI gesagt, dass es Hinweise 
von den Botschaften gibt, dass so etwas sein 
könne? 

Zeugin Fries-Gaier: Es gab ja auch die 
Sonderkommission des BGS zum Beispiel, 
die ja auch Berichte hatte. Das war dem BMI 
durchaus bekannt. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich habe 
zwar noch ein paar Fragen, aber ich will jetzt 
erst mal Kollegen eine Chance geben. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
Herr Scholz, bitte. 

Olaf Scholz (SPD): Sie haben gesagt, 
Sie sind für die Visumstatistik zuständig ge-
wesen. War das die ganze Zeit über oder nur 
in einem bestimmten Zeitraum? 

Zeugin Fries-Gaier: Relativ schnell. Ich 
würde mal sagen, wahrscheinlich nach ei-
nem Jahr ungefähr. 

Olaf Scholz (SPD): Und wie ist diese 
Statistik erstellt worden? 

Zeugin Fries-Gaier: Die Auslandsver-
tretungen haben regelmäßig aufgeschlüs-
selte Bögen über die erteilten Visa, die wie-
derum ihr Visumsystem ausgedruckt hat, uns 
zugesandt und wir haben die dann in eine 
Gesamtmaske eingegeben und nachher 
ausgewertet. 

Olaf Scholz (SPD): Nun fällt ja in diese 
Zeit, in den Jahren 2001 und 2002, der be-
sondere Anstieg der Visumszahlen in der 
Ukraine, in Kiew vor allem. Ist das bei der 
Erstellung der Statistik aufgefallen, ist da-
rüber gesprochen worden? Was ist damit 
passiert? 

Zeugin Fries-Gaier: Es wurde ja eben 
aus einem Dokument zitiert, dass diese Stei-
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gerungszahlen tatsächlich aufgefallen sind, 
die an sich ja nicht schlecht sind. Die Steige-
rungszahlen deuten auf regeren Reisever-
kehr hin. Das heißt, wenn ich nicht gleichzei-
tig den Eindruck habe, dass auch die illegale 
Einreise zunimmt, dann ist per se die Steige-
rung der Visumszahlen nicht schlecht. Was 
wichtig für uns war, ist, dass die personelle 
Ausstattung natürlich überhaupt nicht mehr 
Schritt gehalten hat. Das heißt, ich habe 
einen so immensen Anstieg und muss mich 
natürlich fragen, ob die Leute vor Ort das 
überhaupt noch bewältigen können. Diese 
Diskussion hat es in der Tat gegeben. 

Olaf Scholz (SPD): Sie berichten uns 
hier, dass Sie aus der Steigerung der Zahlen 
zunächst keine Schlüsse auf Missbrauch 
gezogen haben. 

Zeugin Fries-Gaier: Richtig. 

Olaf Scholz (SPD): Wenn Sie sich noch 
einmal die Zahlen vergegenwärtigen, dann 
ist es ja so gewesen, dass diese gewaltigen 
Steigerungen vor allen Dingen in der 
Ukraine, in Kiew stattgefunden haben. Nun 
haben wir von all den Zeuginnen und Zeu-
gen, die wir gehört haben, gelernt und auch 
in den Akten gefunden, dass in Kiew für die 
Verwendung des Carnet de Touriste eine 
Kontingentierung von ursprünglich 80 und 
später maximal 150 Visen pro Tag vereinbart 
worden ist, was bedeutet, dass es maximal 
zwischen Mitte 20 000 und 40 000 Visen pro 
Jahr waren, die mithilfe eines Carnet de Tou-
riste in Kiew erteilt werden konnten, von ins-
gesamt 300 000. Haben Sie bei dieser Zah-
lendimension gedacht, dass die Zahlenstei-
gerungen, die Probleme vorwiegend etwas 
mit dem Carnet de Touriste zu tun haben? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Olaf Scholz (SPD): Welche halten Sie 
denn für die entscheidenden Ursachen, wenn 
das nur so wenig Bedeutung gehabt haben 
kann? 

Zeugin Fries-Gaier: Das Hauptproblem 
war meines Erachtens das Reisebüroverfah-
ren, das heißt, dass es unseriöse Reisebüros 
gab, die die Anträge vorgeprüft haben, und 
keine persönliche Vorsprache bei der Bot-
schaft mehr stattfand. Dieses System hat die 
Botschaft aber selber eingeführt; das wurde 

nicht von uns oktroyiert. Es wird ja oft so 
dargestellt, dass wir sie so begrenzt hätten 
und ihnen die Möglichkeit der Prüfung ge-
nommen hätten. Aber dieses Verfahren hat 
sie selber aus Arbeitserleichterung - - Es ist 
absolut nachzuvollziehen, warum: weil man 
einfach mit dem Personal den Anfall nicht 
bewältigen konnte und daher auf eine Vor-
prüfung ausgewichen ist, was natürlich, wenn 
man keine seriösen Partner auf der anderen 
Seite hat, problematisch ist. Das ist ja insbe-
sondere dann durch die Reise des stellver-
tretenden Referatsleiters nach Kiew aufge-
fallen. Danach wurde das ja wieder einge-
stellt. 

Olaf Scholz (SPD): Das neue Produkt mit 
dem Reiseschutzpass von Herrn Kübler ist - 
Sie haben es vorhin berichtet - etwa zeit-
gleich mit der Abschaffung des Reisebüro-
verfahrens in Kiew eingeführt worden, Mitte 
2001, zunächst ja nur mit Inlandsvertrieb und 
ab Februar 2002 auch im Ausland, vor allem 
in der Ukraine und in anderen Ländern. Wo 
sehen Sie die Steigerung? War das am An-
fang auch in einem solchen Ausmaß ein 
Problem oder ist das erst praktisch durch den 
weltweiten Vertrieb entstanden? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich würde sagen, ja. 

Olaf Scholz (SPD): Also nach dem Fe-
bruar 2002? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Olaf Scholz (SPD): Haben Sie - Sie sind 
ja nicht mehr die ganze Zeit da gewesen - 
noch mitbekommen, dass im Juni 2002 der 
Vertrieb des Reiseschutzpasses beendet 
wurde? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Olaf Scholz (SPD): Waren Sie denn in 
die Diskussionen nach dem Februar mit den 
ganzen Sorgenmeldungen aus Kiew wegen 
des Reiseschutzpasses von Herrn Kübler 
eingebunden? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Olaf Scholz (SPD): Was können Sie uns 
dazu sagen? 



2. Untersuchungsausschuss  152 
[21. Sitzung am 12.05.2005] 

 DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST 

Zeugin Fries-Gaier: Man hat erkannt, 
dass es ein Problem gab. Wahrscheinlich hat 
man unterschätzt, in welchem Maße es damit 
gegebenenfalls Missbrauch gegeben hat. 
Das ist sehr schwer im Nachhinein zu sagen. 
Es ist jedenfalls so, dass darüber diskutiert 
wurde, wie man damit umgeht, und dass 
letztendlich durchaus in Erwägung gezogen 
wurde, das wieder zu stoppen, was ja dann 
nachher auch gemacht wurde. 

Olaf Scholz (SPD): Es sind ja dann, 
nachdem es den Erlass vom 29. Januar 2002 
gegeben hat und damit im Februar dann der 
weltweite Vertrieb begann, Meldungen aus 
Kiew gekommen, wir kommen hier mit der 
Sache nicht mehr klar. Dann sind verschie-
dene Vorschläge aus der Zentrale gemacht 
worden, nicht von Ihnen; aber Sie waren ja 
noch dabei. Können Sie dazu was sagen? 
Können Sie die Diskussion referieren oder ist 
das nicht mehr in Ihrer Erinnerung? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich kann mich nur 
erinnern, dass man eben versucht hat, tat-
sächlich zu helfen, also eine Organisations-
beratung zu machen. Deswegen ist ja auch 
der Referatsleiter hingefahren und hat sich 
das noch mal vor Ort angeguckt und mit der 
Visastellenleiterin gesprochen. Das war viel 
mehr, als man bei jeder anderen Auslands-
vertretung je gemacht hat. Man hat versucht, 
Möglichkeiten zu finden und mit speziellen 
Nummern für Vorsprachen, Kontingentierun-
gen usw. gegenzusteuern. Aber ich kann 
mich nicht im Einzelnen erinnern, weil ich, 
wie gesagt, nicht eingebunden war. Ich habe 
weder an einer der Reisen teilgenommen 
noch im Einzelnen bei den Steuerungsin-
strumenten mitgewirkt. 

Olaf Scholz (SPD): Schönen Dank. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Binninger, bitte. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Frau 
Fries-Gaier, mir fällt auf, dass Sie sehr häufig 
immer von „man“ reden: Man hat diskutiert, 
man hat darüber gesprochen, man hat über-
legt. Wir brauchen aber die Dinge etwas 
präziser. Nach dem Fischer-Erlass gab es 
auch Beschwerden. Waren die Ihnen in ir-
gendeiner Form bekannt? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also 
verschiedener Botschaften, nicht nur von 
Kiew, um auch einmal damit aufzuhören. Von 
verschiedenen Botschaften. Dann gab es ein 
Regionalseminar, das erste in Kiew. Sie wa-
ren da nicht dabei? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wer 
war da von Ihrem Referat dabei? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich nehme an, der 
Referatsleiter oder vielleicht sogar noch - - In 
Accra war es auf jeden Fall sogar meines 
Erachtens der Abteilungsleiter. Aber ich kann 
es nicht mehr hundertprozentig sagen. Wie 
gesagt, ich war nicht dabei. Ich kann es nicht 
mehr sagen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Da gibt 
es ja zwei Protokolle über dieses Regional-
seminar: ein offizielles wohl des Referats und 
dann auch noch ein Protokoll eines Teilneh-
mers, der aus Sicht einer Arbeitsgruppe 
seine Einschätzung wiedergibt. 

Sie hatten vorhin gesagt, dass bei dieser 
zweiten Reiseschutzversicherung der Herr 
Hildebrandt vom BMI quasi auf Sie zuge-
kommen ist; das AA hätte sonst diese Idee 
nicht gehabt oder sei da auch nicht konkreter 
geworden. Habe ich Sie da richtig verstan-
den? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
war auch 2000 irgendwann, im Spätjahr, 
glaube ich. 

Zeugin Fries-Gaier: Im Mai 2001 meines 
Erachtens, Einführung Reiseschutzpass. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Da wird 
es eingeführt. Aber ich glaube, Herr Kübler 
ist zum ersten Mal bei Ministerien vorstellig 
geworden im Spätjahr 2000. Aber schon bei 
diesem Regionalseminar gibt einer der Teil-
nehmer die Position des Auswärtigen Amtes 
wieder und weist dort darauf hin, dass man 
beabsichtige, weitere Reiseschutzversiche-
rungen, die derzeit noch nicht auf dem Markt 
seien, einzuführen. Das heißt, gab es in 
Ihrem Referat damals schon konkrete Über-
legungen oder auch Wünsche? 
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Zeugin Fries-Gaier: Wenn das so da 
drinstand, dann muss es diese Vorbespre-
chung - - Also, die Einführung war ja im Mai. 
Dann muss es die Vorbesprechung wahr-
scheinlich schon in 2000 gegeben haben. 
Nur, dass es noch weitere Anbieter geben 
könnte, das war von Anfang an eigentlich 
klar, also seit dieser 1995er CdT-Regelung. 
Aber ich bin mir ziemlich sicher, dass es von 
uns nicht - - Das heißt, wir standen nicht 
gegen so ein Produkt; aber es wurde nicht 
von uns in irgendeiner Weise initiiert; nicht, 
dass es mir bekannt wäre. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Mir 
geht es so wie dem Kollegen Montag, der 
sich ja auch fragt, was Sie oder das BMI 
veranlasst hat, die Nutzung des Carnets, 
nachdem Missbrauchsanfälligkeiten bekannt 
wurden, nicht zurückzufahren, sondern aus-
zuweiten. Welchen Grund gibt es da, wel-
chen Grund gibt es da auch für den ADAC, 
wo steckt da die Motivation? Sie selber ha-
ben gesagt, für das BMI war die Krankenver-
sicherung immer das Wichtigste. Habe ich 
Sie da richtig verstanden? 

Zeugin Fries-Gaier: Ein sehr wichtiger 
Teil, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): So 
hatte ich Sie vorhin verstanden.  

Dann hätte es ja gar keiner Notwendigkeit 
bedurft, zu sagen, wir machen aus dem Car-
net einen Ersatz für eine Verpflichtungserklä-
rung und schieben hinterher noch eine an-
dere Versicherung, den Reiseschutzpass, 
entsprechend nach. Warum denn dann über-
haupt? 

Zeugin Fries-Gaier: Man hatte natürlich 
die Erklärung nach §§ 82 und 84, wo dann 
auch die Rückführungskosten und im Zweifel 
auch die Kosten, die durch einen Aufenthalt 
entstehen, damit abgedeckt waren. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
das war für das BMI ja nicht wichtig. 

Zeugin Fries-Gaier: Es war ein Paket. 
Die Krankenversicherung war schon das - - 
Wenn wir jetzt zum Beispiel die Ukraine 
nehmen, hat das BMI uns zu verstehen ge-
geben, dass die Rückführungskosten meis-
tens selber von denjenigen getragen werden 
könnten, weil sie das machen könnten, nur 

die hohen Summen eines Krankenhausauf-
enthaltes könnte der Antragsteller selber 
nicht tragen. Die Dimension der Kosten ist im 
Krankenversicherungsbereich höher. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Schauen Sie, was mich irritiert, ist: Wir haben 
das Carnet seit 1995, beginnend Rumänien 
und Bulgarien, dann die baltischen Staaten, 
dann ausgedehnt 97 und dann aufgewertet 
99. In all diesen Jahren mag es internen 
Schriftverkehr gegeben haben, dass viel-
leicht auch noch andere Anbieter Interesse 
hätten, die dann abgesprungen sind. Es gibt 
aber keine offizielle Mitteilung an die Aus-
landsvertretungen, es kommen bald noch 
mehrere. Aber ab dem Moment, als der Fi-
scher-Erlass in Kraft war und Sie dieses Re-
gionalseminar gemacht haben, taucht es auf. 
Kurz danach erscheint auf einmal die Reise-
Schutz AG auf der Bildfläche. Sechs Jahre 
nichts oder niemand will es machen, auf 
einmal ist die Reise-Schutz AG aus heiterem 
Himmel da und immer sind die gleichen Per-
sonen mit im Spiel. Kannten Sie denn Herrn 
Kübler persönlich? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein, nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Sie 
schütteln ein bisschen entsetzt den Kopf. 
Warum nein? 

Zeugin Fries-Gaier: Weil Sie jetzt damit 
so insinuieren, als hätte ich irgendetwas da-
mit zu tun gehabt, dass diese neue Versiche-
rung auftrat. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Mir fällt 
halt auf, dass er zumindest eine Mail, die der 
Kollege Grindel vorhin zitiert hat, ja auch, 
glaube ich, direkt an Sie geschrieben hat, wo 
er Sie vor seinen ehemaligen Geschäftspart-
nern warnt. Das hätte er dem Herrn Huth 
oder dem Herrn Hildebrandt schreiben kön-
nen, den er ja vielleicht besser kennt. Warum 
gerade Ihnen dann? Es gibt einen Brief in 
den Akten, wo er sich auch bei Ihnen noch 
einmal für das sehr angenehme Gespräch 
bedankt; ich meine, es war ein Telefonat. 

Zeugin Fries-Gaier: Er sah mich, weil ich 
eben für das Carnet de Touriste zuständig 
war, als ständige Ansprechpartnerin an. Ja, 
keine Ahnung, warum er sich immer so spe-
ziell an mich gewandt hat. Es war mir auch 
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teilweise nicht immer so angenehm. Ich habe 
die Mails deswegen auch immer an die Vor-
gesetzten weitergeleitet. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Was 
heißt, er war Ihnen auch nicht immer ange-
nehm? 

Zeugin Fries-Gaier: Weil ich den Ein-
druck hatte, dass er die oberen Schienen 
vielleicht dadurch unterlaufen wollte oder 
dass er persönlich zu mir einen Kontakt 
suchte, den ich aber durchaus nicht haben 
wollte. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
Letzte habe ich akustisch nicht verstanden. 

Zeugin Fries-Gaier: Ich sagte: Weil ich 
mich, genau wie Sie sagen, eigentlich nicht 
als seine Hauptansprechpartnerin sah und 
das gerne immer an die Vorgesetzten wei-
tergeben wollte. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Was 
hat er denn da immer von Ihnen letztendlich 
auch gewollt? Ich brauche noch einen Ter-
min oder bitte transportieren Sie meine An-
liegen oder ruft er da an oder schreibt nur 
Mails oder wie muss man sich das vorstel-
len? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, er hat am An-
fang natürlich die Probleme angesprochen, 
die er mit dem Geschäft hatte - unseriöse 
Partner -, weil wir ihn natürlich auch mit der 
Tatsache konfrontiert haben, dass es durch-
aus Missbrauchsfälle gab, und ihm erklärt 
haben, dass er schon versuchen muss, das 
in den Griff zu bekommen. Dann hat er eben 
immer versucht, darzustellen, wie viel er tut, 
dass er jetzt ein Computersystem aufbaut, 
um das alles so wie der ADAC kontrollieren 
zu können usw. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wen 
haben Sie denn dann von seinen Mails in-
formiert? Wer wurde da von Ihnen dann im-
mer noch unterrichtet? 

Zeugin Fries-Gaier: Herr Huth als direk-
ter Vorgesetzter, aber ab und zu auch Herr 
Dr. Manig. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und 
das BMI nicht? 

Zeugin Fries-Gaier: Doch, aber nicht - - 
Es kommt darauf an, um was für Mails es 
sich handelte. Wenn es zum Beispiel darum 
ging, Kontakte zu unserer Botschaft in Kiew 
herzustellen, dann wurde natürlich das BMI 
nicht beteiligt. Aber wenn es um irgendwel-
che Sachen mit Missbrauch ging, dann 
wurde, soweit ich mich erinnere, das BMI da 
auch immer mitbeteiligt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Sie 
hatten vorhin ein paar Mal darauf abgeho-
ben, für die Bonitätsprüfung der Firma von 
Herrn Kübler und auch für anderes sei das 
BMI zuständig. Jetzt ist mir nicht ganz klar: 
Es geht ja hier um Versicherungen, die an-
geboten werden. Sind Sie nie auf den Ge-
danken gekommen, dass man hier ja das 
Angebot einer Versicherungsleistung prüfen 
müsste: nicht nur, ob der eine Bankbürg-
schaft hinterlegt - er wird ja tätig im Sinne 
einer Versicherung -, sondern auch, ob er die 
Eigenschaften und überhaupt die Qualifika-
tion hat? 

Zeugin Fries-Gaier: Er wurde uns so 
vorgestellt, dass er mit der Allianz eine Ko-
operation hat. Unter anderem wurde ja die 
Krankenversicherung von der Elvia gestellt. 
Also sind wir davon ausgegangen, dass er 
tatsächlich diese Qualifikation hat, ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Nach-
dem Herr Kübler endlich seinen Willen hatte - 
will ich jetzt mal sagen -, gab es ja im Jahr 
2001 - das wurde jetzt schon ein paar Mal 
angesprochen - immer wieder Warnungen 
vor Missbräuchen sowohl bei Carnets als 
auch bei Reiseschutzpässen, nicht nur aus 
Kiew, sondern auch aus vielen anderen Ver-
tretungen. Warum haben Sie sich dann trotz-
dem - ich möchte Ihnen da auch eine Mail 
aus Kiew vorhalten - dafür entschieden, im 
Januar 2002 dann den Vertrieb des Reise-
schutzpasses weltweit einzuführen? 

Da schreibt Ihnen die Frau Hoppmann im 
September 2001, als es wohl erste Überle-
gungen gab, informelle Anfragen etc., was 
man machen soll: 

Den Vertrieb der Reiseschutzpässe 
über ukrainische Reisebüros halten 
wir für nicht praktikabel. 

So zieht es sich dann auch wie ein roter Fa-
den durch. 

Was hat Sie bewogen, nach all den War-
nungen, den Hinweisen, den Bitten, Belege 
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zu prüfen, jetzt die Ausdehnung weltweit, 
also den Vertrieb auch im Ausland, einzufüh-
ren und so etwas zu ignorieren? Da muss 
man ja andere Fakten haben, die so etwas 
aufheben, dass man der Frau Hoppmann 
sagt: Sie täuschen sich da, das ist wunder-
bar. Weiter unten schreibt die Frau Hopp-
mann: 

Herr Kübler hält seine Ankündigun-
gen, uns über Änderungen zu un-
terrichten, leider in keinster Weise 
ein. 

Sagten Sie da einfach, ich glaube dem 
Herrn Kübler mehr als meiner Kollegin Frau 
Hoppmann? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein, durchaus 
nicht. Gut, im Nachhinein weisen Sie immer 
wieder zu Recht darauf hin, man hätte sich 
nicht nur auf das BMI verlassen sollen, auf 
deren Zahlen. Das ist sicherlich richtig. Aber 
damals haben wir schon diese Missbrauchs-
gefahr, die dort immer geschildert wurde - - 
Solange die nicht mit Tatsachen belegt 
wurde, mit denen wir ihn konfrontieren 
konnten - - Wir haben ja gefragt, gebt uns 
Tatsachen. Aber man kann ja nicht auf ein-
mal sagen, weil die jetzt denken, dass es 
missbräuchlich verwendet wird, aber keine 
Beweise haben, wird das jetzt wieder einge-
stellt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Be-
weise waren für Sie also nur, wenn quasi in 
Deutschland jemand auf frischer Tat bei 
Schwarzarbeit oder bei anderen Dingen er-
wischt wurde? Alles andere war für Sie kein 
Beweis? 

Zeugin Fries-Gaier: Sie sagen immer, für 
mich. Ich meine, ich war in den Verfahren 
dabei. Aber letztendlich habe ich die Ent-
scheidungen ja nicht getroffen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also für 
das Referat war nur das der Beweis? Man 
muss quasi jemanden auf frischer Tat ertap-
pen? 

Zeugin Fries-Gaier: So nicht, aber - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wissen 
Sie, die Botschaft schreibt ja hier: 

Den Vertrieb der Reiseschutzpässe 
über ukrainische Reisebüros halten 
wir für nicht praktikabel. Wir haben 

inzwischen bereits 204 ukrainische 
Reisebüros gesperrt. Die Liste ver-
größert sich täglich. Der Reisebü-
romarkt ist dermaßen im Fluss, 
dass es unseres Erachtens unmög-
lich ist, hier seriöse Partner auszu-
wählen. 

Zeugin Fries-Gaier: Das war ja, nach-
dem das Reisebüroverfahren in Kiew einge-
stellt worden ist. Diese Mail ging aber nicht 
nur an Kiew, sie ging auch an andere Ver-
tretungen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber es 
war ja die Warnung davor, zu sagen, dann 
dürft ihr auch den Reiseschutzpass, der dann 
über die Firmen vertrieben wird, die vorher 
Reisebüroverfahren gemacht haben - - Das 
sagt ja auch das BKA: Die Kriminellen sind 
die gleichen geblieben und haben sich nur 
jeweils des neuen Verfahrens bedient. Hier 
werden Sie gewarnt und im Januar 2002 
schreibt dann Ihr Referat, aufgrund der guten 
Erfahrungen wird es jetzt weltweit vertrieben. 
Das ist doch ein Widerspruch sonderglei-
chen. Hat Sie da irgendjemand überstimmt? 
Gab es da im Referat jemanden, der gesagt 
hat, ich nehme die Frau Hoppmann ernst, 
und jemanden, der gesagt hat, ich glaube 
dem Herrn Kübler mehr? Wenn Sie diskutiert 
haben, können Sie sich noch daran erin-
nern? Oder waren alle einer Meinung und 
haben gesagt, na ja, die in Kiew? Herr Huth 
sagt ja „Chicken Kiew“. Oder gab es unter-
schiedliche Auffassungen im Referat? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich kann das jetzt 
aus der Erinnerung schwer sagen, wer jetzt 
für was war. Es gab auf jeden Fall Diskus-
sionen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Diskus-
sionen gibt es ja eigentlich nur, wenn man 
sich uneinig ist. Jemand bestimmt dann 
trotzdem die Richtung. Wissen Sie noch, 
wer? 

Zeugin Fries-Gaier: Die Richtung be-
stimmt derjenige, der letztendlich die Ent-
scheidung zu treffen hat. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und 
wer war das? 

Zeugin Fries-Gaier: In diesem Falle Herr 
Huth und Herr Manig; der Herr von Kummer 
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war sicherlich auch eingebunden. Er hat ja 
die ganze Zeit das mitbekommen, er hat ja 
auch die Mails und die Diskussionen mitbe-
kommen. Das heißt, es ging ja nicht über 
seinen Kopf hinweg. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Im 
Moment keine Fragen. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Kollege Binninger, ich wollte Sie 
nur auf eines aufmerksam machen: Sie 
haben der Zeugin vorgehalten, dass es vor 
Kübler keine Debatte im Auswärtigen Amt 
über andere Anbieter gegeben habe. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Keine Ankündigungen!) 

- Ja, Ankündigungen, das meine ich ja. 
(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Also offizielle an die Auslandsver-

tretungen!) 

Es gibt ein Schreiben des Auswärtigen 
Amtes vom 23. April 1997 an die Botschaft 
Kiew mit folgendem Satz: 

In absehbarer Zeit ist damit zu 
rechnen, dass auch andere Unter-
nehmen CdT-ähnliche Produkte 
anbieten werden. Das Bundesin-
nenministerium ist wie das Auswär-
tige Amt darüber im Klaren, dass 
Konkurrenten zum ADAC zugelas-
sen werden müssen, will sich die 
Bundesregierung nicht dem Vorwurf 
aussetzen, eine bestimmte Firma 
zu bevorzugen. 

April 97! 
(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Es 

ist aber keiner gekommen!) 

- Ja, es ist keiner gekommen. Aber die Ge-
danken und Überlegungen, dass welche 
kommen werden, dass es Konkurrenz gibt 
und dass man das wohl nicht wird ablehnen 
können, gab es schon früher. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): In dem 
Punkt haben Sie Recht. Ich habe aber den 
Zusammenhang hergestellt, dass hier die 
zeitliche Dichte auffällt: quasi in kurzer Ab-
folge Fischer-Erlass, Ankündigung, jetzt 
kommen bald welche, die noch nicht auf dem 
Markt sind, und vier Wochen später taucht 
der Herr Kübler auf. 

(Sebastian Edathy (SPD): Herr Bin-
ninger, ein bisschen mehr Bekennt-

nis zur Marktwirtschaft hätte ich 
jetzt schon erwartet! - Gegenruf des 
Abg. Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Solchen Heuschrecken wollen wir ja 
nichts zubilligen! - Hellmut Königs-

haus (FDP): Die Heuschrecken sind 
schneller, Herr Scholz! Die brau-

chen keine sieben Jahre!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Aber 
die Heuschrecken-Diskussion führen wir hier 
nicht; das hat mit dem Thema nichts zu tun.  

Herr Königshaus. 

Hellmut Königshaus (FDP): Frau Zeu-
gin, eine Frage: Wie sind diese Erlasse - der 
vom 15.10.99 und auch der vom Septem-
ber 99, Fischer-Volmer-Erlass vom 
03.03.2000 - eigentlich mit den Schengen-
Partnern abgestimmt worden? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gar 
nicht; das hatte ich schon gefragt. 

Zeugin Fries-Gaier: Die sind mit den 
Schengen-Partnern nicht abgestimmt wor-
den. 

Hellmut Königshaus (FDP): Wie sind 
Sie den Schengen-Partnern mitgeteilt wor-
den? 

Zeugin Fries-Gaier: Dass es das CdT 
gab, das ist ihnen mitgeteilt worden. 

Hellmut Königshaus (FDP): Wie und 
wann? 

Zeugin Fries-Gaier: Es ist eine Notiz 
gemacht worden, wohl schon vorher; das gibt 
es ja schon seit 1995. Irgendwann gab es 
dann eine Notiz an Brüssel, dass in dem 
Visumetikett in diesem Fall ein CdT bei den 
Visumsunterlagen ist. Da gibt es ein Kürzel 
CdT, das die anderen darauf hinweisen soll, 
dass tatsächlich - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Das meine 
ich nicht. Zur Fälschungssicherheit komme 
ich gleich. Jetzt geht es mir in erster Linie um 
die inhaltliche Änderung am 15.10.1999: Wer 
ein CdT vorlegt, braucht in der Regel keine 
weiteren Unterlagen vorzulegen. Wann ist 
das den Schengen-Partnern - abgestimmt 
worden ist nicht; das habe ich jetzt verstan-
den - mitgeteilt worden? 
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Zeugin Fries-Gaier: Das ist Ihnen so 
nicht mitgeteilt worden. 

Hellmut Königshaus (FDP): Nicht mit-
geteilt worden. Da sind Sie sicher? 

Zeugin Fries-Gaier: Nicht von mir. Nicht 
bei irgendeinem, wo ich mit befasst gewesen 
wäre. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ist denn 
darüber nicht gesprochen worden, dass man 
das müsste? 

Zeugin Fries-Gaier: Es ist so, dass, wie 
ich auch sagte, die Auslandsvertretungen 
gehalten waren, - 

Hellmut Königshaus (FDP): Nein, ich 
rede über Sie. 

Zeugin Fries-Gaier: - ihre Praxis vor Ort 
abzusprechen und ein harmonisiertes Ver-
fahren zu finden. 

Hellmut Königshaus (FDP): Aber jetzt 
reden wir doch über den Erlass selbst. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, aber wenn wir 
Leitlinien geben, gewisse Sachen so oder so 
auszulegen, dann wird das ja nicht in jedem 
Einzelfall mit den Schengen-Partnern abge-
stimmt. 

Hellmut Königshaus (FDP): Nein, dass 
das nicht üblich ist, das haben wir jetzt ver-
standen. Es geht jetzt um die Frage, ob es 
nicht nötig gewesen wäre. Ist darüber auf der 
Fachebene nicht diskutiert worden? 

Zeugin Fries-Gaier: Aber es hätte ja gar 
keinen Weg gegeben, das in Brüssel - - Das 
muss ja vor Ort geschehen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Wieso muss 
das vor Ort geschehen? Wenn Sie eine Er-
messensbindung weltweit zum Beispiel beim 
Volmer-Erlass oder für einen sehr, sehr gro-
ßen Teil, wie zum Beispiel den GUS-Staa-
ten - Bukarest usw.; wir haben ja alle da - 
machen, das, meinen Sie, interessiert die 
Schengen-Partnern nicht, das brauchen Sie 
denen nicht mitzuteilen? Das werden sie 
schon merken, wenn in allen Standorten 
jeweils die Diskussionen dann allmählich 

anfangen? Steht das so im Schengen-Über-
einkommen? 

Zeugin Fries-Gaier: Also, solange man 
sich im Rahmen des Ausländerrechts und 
der Schengen-Vereinbarungen bewegt, wie 
das auch ausdrücklich im Erlass vom 3. März 
noch mal drinstand, dann gibt es keine Not-
wendigkeit, etwas mitzuteilen, weil man sagt, 
man bewegt sich ja in den Grenzen und - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Nein, Sie 
ändern doch das Ermessen. Sie lenken doch 
Ermessen. Sonst bräuchten Sie ja nichts 
abzustimmen. Dann könnten Sie ja alle Ab-
stimmungserfordernisse abschaffen, solange 
Sie das Schengen-Übereinkommen beibe-
halten. Sie lenken doch. 

Zeugin Fries-Gaier: Aber dieses Ermes-
sen ist ja in einem abgestuften Verfahren, 
wie es auch im Ausländerrecht eigentlich 
vorgesehen ist, das heißt - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Und warum 
ist die Information dann doch gegeben wor-
den entgegen dem, was Sie gerade sagen? 
Denn darüber haben nun wieder andere be-
richtet. 

Zeugin Fries-Gaier: Wie gesagt, mir ist 
es nicht bekannt. 

Hellmut Königshaus (FDP): Das ist 
dann also ohne Ihre Mitwirkung oder ohne 
Mitwirkung der Fachebene passiert? 

Zeugin Fries-Gaier: Nur, dass es mir 
nicht bekannt ist, heißt ja nicht, dass ich - - 
Es ist mir jetzt im Moment nicht bekannt. 

Hellmut Königshaus (FDP): Nein, nein, 
deshalb frage ich ja. Okay, also Sie wissen 
darüber nichts. 

Sagen Sie mal, wer ist denn auf die Idee 
gekommen, bei den Reiseschutzpässen die-
ses Merkmal der Fälschungssicherheit mit 
Hologramm und alldem so in den Vorder-
grund zu schieben? Meine Versicherungspo-
lice geht ganz bestimmt über höhere Sum-
men als den Gegenwert eines solchen Rei-
seschutzdokuments und ist ohne Hologramm 
und einfach auf normalem Papier gedruckt. 
Wer wollte das und warum? 
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Zeugin Fries-Gaier: Das BMI. Genau wie 
die Verpflichtungserklärung - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Das BMI 
oder eine bestimmte Person im BMI? 

Zeugin Fries-Gaier: Herr Hildebrandt war 
zuständig für die Dokumentensicherheit im 
BMI. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja, also 
Herr Hildebrandt hat Ihnen das gesagt? - Ich 
frage nur, weil aus den Akten nicht erkennbar 
ist, wo diese Forderung eigentlich herkommt. 
Deshalb frage ich. 

Zeugin Fries-Gaier: Die kam - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Da sieht 
man nur eine beginnende Diskussion da-
rüber, was fälschungssicher ist. Aber warum 
man diese Fälschungssicherheit für ein so 
läppisches Papier fordert, ist nirgendwo er-
kennbar. - Okay, also wissen Sie nicht. 

(Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 
Es ist doch gesagt worden: Herr 

Hildebrandt!) 

- Nein, nein, sie weiß nicht, was der Hinter-
grund ist. Dass es Herr Hildebrandt war, das 
habe ich verstanden. - Das war richtig, nicht? 

Sagen sie mal, die Sicherheitsdienste wa-
ren ja über einen großen Teil der Partner, die 
solche Dokumente anboten, informiert: BKA, 
BGS. Wenn ich Sie recht verstehe, haben 
Sie aber von alldem nichts gewusst. 

Zeugin Fries-Gaier: Moment mal, wovon 
nichts gewusst? 

Hellmut Königshaus (FDP): Dass ein 
Großteil Ihrer Geschäftspartner den Sicher-
heitsdiensten, den Polizeibehörden, Staats-
anwaltschaften, Justizbehörden aus anderen 
Zusammenhängen schon mal aufgefallen 
war und als nicht seriös einzustufen war. Das 
hat Ihnen aber aus dem Bereich der Polizei - 
BGS, BKA oder sonst wer - niemand mitge-
teilt? 

Zeugin Fries-Gaier: Welche Leute mei-
nen Sie jetzt konkret? Die von - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Anbieter 
von Reiseschutzdokumenten und Ähnlichem. 

Zeugin Fries-Gaier: Die später kamen 
oder jetzt speziell Herr Kübler? 

Hellmut Königshaus (FDP): Egal, wann. 
(Volker Neumann (Bramsche) 

(SPD): Welchen Namen meinen Sie 
jetzt?) 

- Egal, wann. - Zum Beispiel von Itres usw. 
Es gab noch eine ganze Reihe; ich habe sie 
nicht alle im Kopf. Aber wir wissen jedenfalls, 
dass dort fast alle - Sie können ja irgend-
einen beliebigen Namen dort nehmen - mal 
irgendwo negativ aufgefallen waren. Da ha-
ben Sie keine Mitteilung bekommen? 

Zeugin Fries-Gaier: Kann ich mich jetzt 
nicht daran erinnern. 

Hellmut Königshaus (FDP): Sie hatten 
vorhin eine sehr griffige Beschreibung des-
sen, wo Sie eigentlich den Hintergrund der 
Probleme sehen. Wenn ich das einmal griffig 
zusammenfasse: Im Grunde genommen war 
das BMI daran schuld, die hätten ja aufpas-
sen können. Das würde ja dann auf diese 
Beschreibung auch zutreffen. 

Zeugin Fries-Gaier: Also, es geht ja jetzt 
nicht darum, irgendwelche Schuld oder 
sonstige Dinge abzuschieben, aber es ist 
einfach - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Doch, doch. 
Das ist Gegenstand dieses Ausschusses, 
das zu klären. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, aber es gibt da 
auch eine gewisse Arbeitsteilung. Das heißt, 
für die Sicherheit gewisser Dokumente, zum 
Beispiel für die Zahlenerkennung, wie viele 
Rückführungsfälle es gibt, für das Erkennen 
illegaler Einreise ist nun einmal das BMI zu-
ständig. Deswegen haben wir uns auf deren 
Aussagen verlassen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Auf welche 
Aussagen haben Sie sich verlassen? 

Zeugin Fries-Gaier: Die Aussagen zum 
Beispiel, dass ein Anbieter seriös ist. 

Hellmut Königshaus (FDP): Und warum 
finden wir in den Akten dazu nichts? In den 
Akten gibt es nirgendwo das Ergebnis einer 
solchen Prüfung. Nirgendwo! 
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Zeugin Fries-Gaier: Das kann man 
durchaus sagen, dass es jetzt im Nachhinein 
sehr schlecht ist, dass man darauf nicht be-
standen hat, ja. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): 
Darf ich mal eine Frage stellen? - Haben Sie 
die Akten des Innenministeriums gesehen? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): 
Können Sie also sagen, dass nirgendwo 
geprüft worden ist? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein, ich habe - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Ich habe 
gesagt - - 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): 
Also es geht nur um das Auswärtige Amt 
jetzt? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja, natür-
lich. Danach frage ich doch. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Ich 
hatte nur gefragt, weil er generell fragte. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ich fragte 
natürlich jetzt gerade diese Zeugin, ob - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Es 
war für alle verständlich. Machen Sie ruhig 
weiter. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ist Ihnen 
das nicht aufgefallen? Sie sagten doch - das 
ist ja auch so an die Außenvertretungen bei 
der Vorstellung der neuen Produkte weiter-
gegeben worden -, BMI und AA hätten das 
geprüft. Deshalb könnte man ja dann, wenn 
man so etwas schreibt, auf den Gedanken 
kommen, dass man vielleicht zu diesem 
Zeitpunkt sich darüber bewusst ist, ob tat-
sächlich etwas geprüft wurde oder nicht. 

Zeugin Fries-Gaier: Dieser Erlass zur 
Einführung des Reiseschutzpasses ist mit 
dem BMI abgestimmt worden. Nicht nur A6, 
ich denke, auch A2 - bei BGS II 2 bin ich 
nicht ganz sicher - haben diesen Erlass 
mitgezeichnet, teilweise sogar noch etwas da 

drin verändert. Wenn die uns im Vorfeld 
sagen, wir haben das geprüft, und dann 
quasi ihren Namen darunter setzen - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Aber das 
findet sich in den Akten eben auch nicht, in 
Ihren Akten. 

Zeugin Fries-Gaier: Doch, das muss es 
schon. 

Hellmut Königshaus (FDP): Wo steht 
das? Ich habe es nicht gefunden. 

Zeugin Fries-Gaier: Ich meine aber, 
dass es drin ist. 

Hellmut Königshaus (FDP): Der Kollege 
Montag ist mir ja immer behilflich in solchen 
Fällen, wenn er meint - - 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich bin schon am Su-

chen!) 

- Ja, das dachte ich mir. 
(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Sie kriegen Ihr Fett 

schon weg!) 

- Ich freue mich ja immer, ich lese auch im-
mer, wie gesagt, alles gerne, was Sie schrei-
ben, weil es einem meistens irgendwann hilft. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Sehen Sie!) 

Gut, okay, während der Kollege Montag 
sucht: Sie können sich jedenfalls nicht daran 
erinnern? 

Zeugin Fries-Gaier: Doch, ich weiß, dass 
es so was gegeben hat. Ich weiß, dass die-
ser Erlass vom BMI mitgezeichnet worden 
ist. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja, das 
schon. Die Prüfung, mitgezeichnet worden, 
ja. 

Zeugin Fries-Gaier: Dass das BMI uns 
bestätigt hat, dass es diese Prüfung gegeben 
hat. 

Hellmut Königshaus (FDP): Das wie-
derum sucht der Kollege Montag gerade. 
Das werden wir dann ja prüfen können. 

Wer ist eigentlich auf die Idee gekommen, 
diese Produkte - - Wie auch immer man jetzt 
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die wettbewerbsrechtliche Situation betrach-
tet: Ob man also einen Herrn Kübler, der im 
Prinzip weiter nichts mitbringt als die Beglei-
tung eines Mitarbeiters des BMI, nun unbe-
dingt wettbewerbsrechtlich wirklich mit einer 
Massenorganisation wie dem ADAC gleich-
behandeln muss, der das Carnet de Touriste 
im Übrigen nicht nur im Zusammenhang mit 
Visafällen seit Jahrzehnten vertreibt, da habe 
ich meine Zweifel. Aber wer ist denn auf die 
Idee gekommen, diese Produkte dann zu 
privilegieren, indem sie auf der Homepage 
angepriesen werden, denen einen Brief zu 
schreiben - Wir freuen uns, dass Sie in Zu-
kunft privilegiert sind - für eine ganz normale 
Dienstleistung, die im Kern ja eine Versiche-
rungsleistung ist? Irgendjemand muss das ja 
veranlasst haben. Waren Sie das? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich war es bestimmt 
nicht. 

Hellmut Königshaus (FDP): Wie bitte? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja, aber wie 
ist das denn auf die Homepage gekommen? 

Zeugin Fries-Gaier: Letztendlich ist es ja 
eine Absprache zwischen AA und BMI gewe-
sen. Das heißt, es ist ein neues Produkt ne-
ben dem Carnet de Touriste und das wurde 
dann dementsprechend auch publik ge-
macht. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja, Ent-
schuldigung, aber auf der Homepage und 
nicht auf einer Informationsseite. Die konnten 
da so eine Einblendung auf Ihrer amtlichen 
Homepage machen. - Also wissen Sie das 
nicht, Sie jedenfalls nicht? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Hellmut Königshaus (FDP): Wie ist denn 
das eigentlich mit den Beschwerden gewe-
sen, über die wir ja schon mal gesprochen 
haben? Es kamen ja nun immer wieder Be-
schwerden aus den Botschaften bzw. aus 
den Außenvertretungen. Dort sind ja teil-
weise sehr konkrete Fälle benannt worden. 
Wie war denn eigentlich dort die Diskussion 
auf der Fachebene? Sie sind ja die Erste, die 
wir nun tatsächlich so richtig aus der Fach-
ebene haben, die also tatsächlich dort auf 

der Sachbearbeiterebene war. Das hat ja der 
Kollege Montag gerade herausgestrichen. 
Wie ist denn dort das nun entstanden? Wie 
wurde das behandelt? 

Zeugin Fries-Gaier: Sobald es Miss-
brauchsfälle gab, wurden sie an die Innen-
behörden weitergegeben. Wir haben darüber 
diskutiert. Ich kann mich natürlich jetzt nicht 
mehr an jede Einzelheit erinnern. Ich weiß 
nur, dass es nicht einfach unter den Teppich 
gekehrt wurde, sondern man hat sich schon 
damit beschäftigt. 

Hellmut Königshaus (FDP): Also, ich 
muss Ihnen dann mal sagen: Es gab ja da 
diese Sonderinspektion, von der hier schon 
die Rede war. Zwei Jahre später, im Jahre 
2003, genau am 27. März 2003, als im Zu-
sammenhang mit der Reiseschutzversiche-
rung diskutiert wurde, schrieb der Herr Weis-
haupt, inzwischen also Generalkonsul offen-
bar in Saratow, an den sehr geehrten Herrn 
von Kummer. Er schreibt dann: 

Die Ursache liegt weiterhin darin, 

- nach zwei Jahren - 
dass sich das AA nur zu gerne auf 
das Carnet de Touriste verlassen 
hat, weil es ja - ich muss es noch 
einmal wiederholen - „mit dem BMI 
abgestimmt war“. Damit war die 
entsprechende Verfahrensweise 
anscheinend unangreifbar ... 

Das ist das Wiederaufnehmen dessen, was 
wir vorhin schon gehört haben: Es soll hin-
terher keiner sagen, ich, Weishaupt, hätte 
nicht gewarnt. 

Dann kommt zum Schluss hier: 
Ich sehe aber noch mehr als deut-
lich vor Augen, mit welcher Überle-
genheit, um nicht zu sagen Selbst-
gefälligkeit, die damaligen Beden-
ken der Visastellen, unserer Ver-
tretungen und der Sonderinspektion 

- der redet also nicht nur vom Hörensagen, 
sondern von eigenem Erleben - 

vom Tisch gewischt wurden. Insbe-
sondere Herr Grabherr und Herr 
Manig ... 

Aber das betrifft jetzt nicht mehr Sie. 
Mir geht es ja nur um den Sachverhalt. 

Zwei Jahre nach der Sonderinspektion! Ist 
denn darüber nicht diskutiert worden, als der 
erste Brief kam und später dann dieser hier? 
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Und was ist dazwischen passiert? Weil Sie 
sagen, es ist immer sofort reagiert worden. 
Bestand das darin, dass man dem BMI mit-
geteilt hat, da werden Probleme mitgeteilt? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein, das nicht. Was 
mitgeteilt wurde, war, wenn konkrete Einzel-
fälle bekannt wurden, mit Namen und - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Okay. Aber 
was war hier nun? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich kann mich noch 
nicht mal erinnern, diese Sache gesehen zu 
haben, will es aber nicht ausschließen. Aber 
ich kann mich nicht daran erinnern. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ist denn in 
der Fachebene über politische Motive zum 
Beispiel für diese Neuausrichtung gespro-
chen worden, zum Beispiel in der Folge 
dieser Hausbesprechung vom November? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich wusste bis vor 
kurzem noch gar nicht, dass es diese Haus-
besprechung überhaupt gegeben hatte. 

Hellmut Königshaus (FDP): Gut. Aber 
politische Motive? Darum geht es ja, also 
beispielsweise darum, dass es auch hier 
irgendwelche Profilierungssüchte gibt, um 
irgendwelche Signale im politischen Raum zu 
versenden. Denn der Herr Lohkamp, um das 
zu sagen - von Peking aus haben Sie das 
möglicherweise mitbekommen -, hat ja mit 
dem Herrn Mützelburg im Kanzleramt telefo-
niert und dort angedeutet, das sei eigentlich 
der Hintergrund, auch was die Taktung und 
den Zeitpunkt angeht. Der Bundesminister 
hat dazu gesagt, von ihm komme das nicht, 
das seien eben politisch denkende Beamte, 
die mitdenken. Haben Sie auch mitgedacht? 

Zeugin Fries-Gaier: Von mir kam es je-
denfalls nicht. 

Hellmut Königshaus (FDP): Okay, dann 
bedanke ich mich ganz herzlich und bedanke 
mich beim stellvertretenden Vorsitzenden für 
seinen freundlichen Kommentar. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ja, 
daran muss man sich gewöhnen; ich erlebe 
das auch immer wieder. 

(Zuruf des Abg. Volker Neumann 
(Bramsche) (SPD)) 

- Ja, man fühlt es; aber das macht nichts. 
(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Vorsitzender!) 

- Nein, Sie haben nicht das Wort, Herr Mon-
tag. Herr Grindel hat das Wort. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut, da er essen muss, Herr 
Vorsitzender, wollte ich dem Herrn Königs-
haus doch die Fundstellen nachliefern, um 
die er mich gebeten hat. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ah, ja, 
das ist wichtig, das müssen Sie machen. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sehen Sie. - Aber nicht bezüglich des 
Themas, das Sie haben wollen. Sie haben 
der Zeugin vorgehalten, dass es keinerlei 
Belege in den Akten darüber gebe, dass die 
Schengen-Partner über die einschlägigen 
Erlasse informiert worden sind. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Nicht schon wieder das, wo das 

Dokument fehlt, wo nur behauptet 
wird!) 

- Nein, nein, nichts da, langsam, keine Erre-
gung. 

Projektgruppe Europäische Harmonisie-
rung vom 11. Oktober 99: In der Ratsarbeits-
gruppe „Visa“ wird das Konzept des CdT 
noch einmal auf seine Wirksamkeit 
verdeutlicht. - Referat A6, Europäische 
Harmonisierung vom 28. September 2000 - 
alles aus den Akten des BMI -: Ebenfalls 
noch einmal eine Darstellung, dass 
gegenüber den Schengen-Partnern das CdT-
Verfahren erklärt und verdeutlicht wird. - Es 
gibt also sehr wohl in den Akten - aber das 
weiß die Zeugin natürlich nicht - des 
Innenministeriums schon Belege dafür, dass 
die Schengen-Partner informiert worden sind. 

Hellmut Königshaus (FDP): Das ist ja 
genau das, worüber wir schon mal gespro-
chen haben. Nur das, was dort angeblich 
übergeben wurde, liegt leider in den Akten 
nicht vor. Das scheint ja inzwischen wohl 
gängige Praxis zu sein. 

(Zuruf des Abg. Jerzy Montag 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)) 

- Entschuldigung, wir haben eine Vollstän-
digkeitserklärung von Frau Dr. Flor, die das 
alles - - 
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(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Was Sie nicht anfor-

dern!) 

- Wir haben es angefordert: Alles das, was in 
diesem Zusammenhang an Unterlagen und 
Akten da ist, sollte uns übergeben werden. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Na ja, 
das wäre ein abendfüllendes Thema. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr Vor-
sitzender, es ist richtig, dass ich, als Sie mich 
aufgerufen haben, gegessen habe. Das habe 
ich deswegen getan, weil ich vorhin gesehen 
habe, dass der Kollege Scholz sich gemeldet 
hat. Nach unserem Pingpongsystem habe 
ich gedacht, dass Sie dann den Kollegen 
Scholz aufrufen. Insofern würde ich für den 
Kollegen Scholz, auch wenn ich jetzt nicht 
mehr esse, zurückstehen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ja, da 
haben Sie Recht. Eigentlich müsste Herr 
Scholz vor dem Herrn Grindel dran sein. 
Aber der Herr Scholz meldet sich immer 
dann, wenn er sieht, dass von seiner Seite 
niemand mehr da ist. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Nein, er 
hat sich mit ausgesprochener Begeisterung 
gemeldet, sowohl im Gesicht als auch kör-
perlich, als ob er noch einmal angreifen 
wolle. Deswegen wollte ich ihn nicht daran 
hindern. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
halte es für wichtig, dass wir so lange Scholz 
aufrufen, bis der Morgen graut. - Also, Scholz 
ist dran. 

Olaf Scholz (SPD): Ich will Sie aber nicht 
mit vielen Fragen aufhalten, weil Herr Grindel 
noch ein paar hat, mit denen er bis um 2 Uhr 
fertig sein will. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Nein!) 

Ich will noch einmal nachfragen in Bezug 
auf die Fragen, die eben Herr Montag gestellt 
hat. Hat es von Ihrer Seite, weil Sie teilweise 
an den Schengen-Runden teilgenommen 
haben, an den Gesprächen, die dort statt-
gefunden haben, einmal Versuche gegeben, 
das CdT anderen Ländern schmackhaft zu 
machen? Erinnern Sie sich daran? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, die hat es gege-
ben. 

Olaf Scholz (SPD): Können Sie darüber 
was sagen? 

Zeugin Fries-Gaier: Wie gesagt: Das 
BMI hatte ja auch den Vorsitz in diesen 
Schengen-Gruppen und Herr Hildebrandt 
hatte dieses Produkt vorgestellt. Es war zum 
Beispiel am Anfang fraglich, ob dieses CdT, 
wenn denn damit jemand im Ausland aufge-
griffen wird, tatsächlich auch bei entstehen-
den Kosten eingreifen würde. Da hat der 
ADAC nachher gesagt, dass er das auch tun 
würde. Entsprechend hat Herr Hildebrandt 
dieses Produkt also schon angepriesen. Aber 
ich bin da nicht im Einzelnen - - Ich habe es 
nur mitbekommen, am Rande mitgelesen, 
aber ich war nicht in irgendeiner Weise damit 
befasst. 

Olaf Scholz (SPD): Okay. Dann wollte ich 
Sie gerne fragen, ob Sie - da waren Sie nicht 
dabei - irgendwie mitbekommen haben, dass 
von irgendwem um 1995 herum eine Über-
prüfung des ADAC stattgefunden hat, ob es 
sich dabei um eine seriöse Organisation 
handelt. 

Zeugin Fries-Gaier: Ist mir nicht bekannt. 

Olaf Scholz (SPD): Können Sie sich vor-
stellen, dass die damalige Bundesregierung 
und die Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes 
und des Bundesinnenministeriums damals 
gesagt haben: Das muss man bei dem 
ADAC nicht machen? 

Zeugin Fries-Gaier: Vermutlich, ja. 

Olaf Scholz (SPD): Erinnern Sie sich 
dunkel, wann der Reiseschutzpass von Herrn 
Kübler als zweites Produkt so in die Welt 
kam? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich kann mich nicht 
an die ersten Besprechungen erinnern. Das 
wurde aber im Mai 2001 per Runderlass 
angekündigt, wenn ich mich richtig erinnere. 

Olaf Scholz (SPD): Im Mai 2001. Haben 
Sie in Erinnerung, dass es eine Überprüfung 
von Herrn Kübler zu dieser Zeit gegeben 
hat? 
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Zeugin Fries-Gaier: Ich habe in Erinne-
rung, dass das BMI uns gegenüber bestätigt 
hat, dass es eine solche Überprüfung gege-
ben habe. 

Olaf Scholz (SPD): Wir haben das in den 
Akten nicht gefunden. Kann es sein, dass es 
eine solche Überprüfung gar nicht gegeben 
hat, weder durch Sie noch durch das Bun-
desinnenministerium? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich weiß natürlich 
nicht, ob das Bundesinnenministerium wirk-
lich die Prüfung vollzogen hat. Aber ich kann 
mich sehr wohl daran erinnern, dass wir da-
von ausgegangen sind, dass es geprüft 
wurde. 

Olaf Scholz (SPD): Wir kennen ein 
Schreiben des Staatssekretärs Schapper 
vom 24. Juli 2002. Das hat Erkenntnisse der 
Sicherheitsbehörden aus etwa dem Mai des 
Jahres zur Grundlage, die dort insbesondere 
im Zusammenhang mit der Erstellung des 
Wostok-Berichts zusammengelaufen sind. Es 
wird da berichtet und an Herrn Chrobog ge-
schrieben. Dort schlägt der Staatssekretär 
Schapper dem Auswärtigen Amt vor: 

Darüber hinaus sollten das Auswär-
tige Amt und das BMI zukünftig bei 
der Entgegennahme der Erklärun-
gen nach §§ 82 und 84 Ausländer-
gesetz stärker als bisher die Serio-
sität und Zuverlässigkeit der juristi-
schen und natürlichen Personen 
des Anbieters unter Ausnutzung 
aller zur Verfügung stehenden 
Überprüfungsmöglichkeiten unter-
suchen, ohne unzulässigerweise in 
den Wettbewerb einzugreifen. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Von wann war das?) 

- Vom 24. Juli 2002 ist das Schreiben, 
Postausgangsstelle 26. 

Kann es sein - Sie kennen das Schreiben 
nicht; da waren Sie ja nicht mehr da -, dass 
möglicherweise erst, nachdem die Erkennt-
nisse des Wostok-Berichts, die sich ja im 
Wesentlichen auf Herrn Kübler und die Vor-
läufer dazu bezogen haben, vorlagen, und 
das Bundesinnenministerium daraufhin Vor-
schläge gemacht hat, dass man solche si-
cherheitlichen Überprüfungen vornehmen 
soll, diese auch vorgenommen worden sind, 
das heißt, dass die ersten Sicherheitsüber-
prüfungen von dem einen Produkt von Herrn 

Kübler und von den später auftretenden 
überhaupt erst danach veranlasst und dann 
auch realisiert wurden und es vorher eine 
solche gar nicht gegeben hat? 

Zeugin Fries-Gaier: Das weiß ich nicht. 
Darüber möchte ich jetzt nicht spekulieren, 
ob es die gegeben hat oder nicht. Ich kann 
nur sagen: Wir sind damals davon ausge-
gangen, es hätte eine solche gegeben. 

Olaf Scholz (SPD): Das konnte man ehr-
licherweise keinem einzigen Schreiben 
entnehmen. 

Zeugin Fries-Gaier: Vielleicht haben wir 
uns zu sehr auf die Aussagen von Herrn 
Hildebrandt verlassen, dass das tatsächlich 
gemacht wurde. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Kollege Scholz, darf ich ausnahmsweise ein 
Schreiben zitieren, aus dem es vielleicht 
hervorgeht? Das mag aber interpretationsfä-
hig sein. Ein Schreiben des Auswärtigen 
Amtes vom 25. Januar 2002 von Herrn Huth 
an das BMI, wo er schreibt: 

Das Verfahren hinsichtlich der 
Auswahl von Versicherungen durch 
BMI und AA sowie hinsichtlich der 
Kennzeichnung der erteilten Visa 
entspricht der dortigen Anregung. 

Da muss es also eine Anregung vom BMI 
gegeben haben, die schon älter war als von 
Januar 2002. Dann der Schlusssatz: 

Das Auswärtige Amt geht im Übri-
gen davon aus, dass das Bundes-
ministerium des Innern die für die 
Zulassung neuer Versicherer erfor-
derlichen Voraussetzungen mit den 
Versicherungsunternehmen be-
sprechen wird. Die nachfolgende 
Entscheidung über die Anerken-
nung derartiger Versicherungen 
treffen AA und BMI gemeinsam. 

Januar 2002. 

Olaf Scholz (SPD): Wir können das ja 
noch mal bei der Erstellung des Berichts 
austauschen. Aber ich will Ihnen jetzt mal 
ganz kurz meine These dazu sagen: Es hat 
ein Einverständnis darüber gegeben, dass es 
eine Bonitätsprüfung geben muss, und eine 
Diskussion darüber, wer die Verpflichtungs-
erklärung entgegennehmen muss. Am Ende 
war klar, das können nur die Botschaft oder 
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zentral das Auswärtige Amt machen. Das 
war vorher immer nicht ganz sicher.  

Dann ist eine Diskussion darüber erfolgt, 
dass es sichere Pässe geben muss, damit 
nicht gefälscht werden kann und irgendwel-
che Leute mit dem Kopierer gewissermaßen 
Reiseschutzpässe vervielfältigen und gar 
kein Geld dafür gezahlt haben und nicht all 
das an Misstrauen entsteht, was da ist. Wei-
tere Prüfungen über die Anbieter sind wegen 
des Starts mit dem ADAC erst in der zweiten 
Jahreshälfte 2002 veranlasst worden und 
dann vom Bundesgrenzschutz auch durch-
geführt worden. Vorher hat es niemals wel-
che gegeben. Die Vereinbarung ist auf der 
Grundlage dieses Schreibens, das ich Ihnen 
eben vorgelesen habe, zwischen den beiden 
Staatssekretären und den Häusern getroffen 
worden. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ist 
das jetzt eine Erkenntnis oder eine 

Schlussfolgerung?) 

- Nein, das ist eine Erkenntnis, die ich jetzt 
einfach nur noch mal beitragen wollte. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das 
passt aber nicht zu dem, was die 

Zeugin gesagt hat, Entschuldigung!) 

Wir sollten nicht unsere Zeit heute Nacht 
damit zubringen, aber ich wollte fragen, ob 
es irgendwelche Dokumente gegenteiligen 
Inhalts gibt, die Sie kennen. Ich glaube, Sie 
kennen die nicht; aber das haben Sie ja 
gesagt. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: So, 
dann kehren wir wieder zur Zeugin zurück, 
und zwar in Gestalt des Abgeordneten Grin-
del. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Also, das 
war ganz schön, Herr Scholz. Das kann man 
auch so denken. Nur, die Zeugin hat leider 
was anderes gesagt. 

(Sebastian Edathy (SPD): Was 
denn?) 

Insofern ist das natürlich ein bisschen 
schwierig. 

(Zuruf des Abg. Hellmut Königs-
haus (FDP)) 

- Ja, ich kann das ja auch verstehen. Jeder 
nimmt seinen Freund und Genossen in 
Schutz. 

Ich würde gerne, Frau Zeugin, mal wieder 
auf was kommen, was Sie selber nun zu 
verantworten und initiiert haben. Und zwar 
haben wir uns ja gerade mit der Frage be-
schäftigt, wie es dazu kommen konnte, dass 
das Reiseschutzpasssystem, die Reise-
schutzpässe, und auch die Vergabe vor Ort 
weltweit ausgedehnt wurden. Den Anstoß 
dazu, wenn ich das richtig sehe, haben Sie 
selbst gegeben, nämlich mit einer E-Mail 
bereits vom 7. September 2001, wo Sie die 
„liebe Frau Friedrich-Boerger“, die „liebe Frau 
Hoppmann“, die „liebe Frau Hesse“ und eine 
„liebe Karin“, bei der es sich offenbar um 
Frau Marschall handelt, also die Visastellen-
leiterinnen in Tiflis, Minsk, Kiew und Moskau, 
mit genau dieser Idee konfrontieren. 

Zeugin Fries-Gaier: Dann müssen Sie 
aber auch den kompletten Mail-Inhalt - - Die-
ser Mail ging eine Mail von Herrn Huth vo-
raus, wo er mich ausdrücklich darum gebe-
ten hat, mit den Worten: Hak’ mal nach, wie 
die Auslandsvertretungen darauf reagieren 
würden. 

(Zuruf: Dann ist die Idee von Herrn 
Huth!) 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, wenn 
es die Idee ist von Herrn Huth, ist es auch 
gut. Ein kleiner Zweizeiler im Morgengrauen. 

Aber Sie haben die Damen damit kon-
frontiert. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie haben 
gefragt, wie das denn so wäre, wenn man 
das jetzt vor Ort auch vertreiben ließe, und 
haben dann ganz am Ende geschrieben: 

Wie sehen Sie das? Für Kritik, An-
regungen etc. wäre ich dankbar. 

Die haben Sie dann auch bekommen. Alle 
waren dagegen und haben gesagt, dass 
das - Kollege Binninger hat das eben zitiert - 
„in keinster Weise“ sozusagen seriös abläuft: 

Wir haben insgesamt keine guten 
Erfahrungen mit dem RSP ge-
macht. Herr Kübler hält seine An-
kündigungen, uns über Änderungen 
zu unterrichten, leider in keinster 
Weise ein. Die Antragsteller be-
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richten uns von einem blühenden 
Markt für die RSPs. Einige haben 
hier 500 DM für einen Reiseschutz-
pass gezahlt. 

Meine Frage: Wenn dann alle, die sich 
vor Ort auskennen und verantwortlich sind, 
sagen, macht das nicht, warum hat man es 
dann am 29. Januar 2002 doch gemacht? 

Zeugin Fries-Gaier: Es waren nicht alle. 
Zum Beispiel hatte Minsk gesagt, dass sie 
durchaus - - Sie sagten, dass es vor Ort 
wahrscheinlich irgendwelche Probleme gebe, 
aber generell wäre das System des CdT und 
des Reiseschutzpasses nicht schlecht. Äh, 
ja. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Gut. Aber 
jetzt sind wir bei Kiew, die mit die höchsten 
Zahlen hatten und die schlechte Erfahrungen 
gemacht haben. Moskau hat abgeraten, 
Minsk - das haben Sie zu Recht gesagt - hat 
von Problemen gesprochen. Ich meine, Tiflis 
war auch nicht begeistert. Warum haben Sie 
es trotzdem gemacht? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich glaube, der Er-
lass, mit dem das Ganze dann eingeführt 
wurde, gab den Auslandsvertretungen ja 
wieder quasi die  - - Er sagte, dass eben 
nicht mehr auf die Vorlage verzichtet werden 
soll. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Hätten 
Sie ja trotzdem machen können, ohne die 
weltweite Ausdehnung. Warum haben Sie 
das eine gemacht und das andere dazuge-
packt, was ja die Probleme noch wieder aufs 
Neue heraufbeschworen hat? Würden Sie 
auch jetzt wieder sagen, im Nachhinein hätte 
man es lieber nicht gemacht? 

Zeugin Fries-Gaier: Richtig. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Gut, das 
ist doch was. - Dann würde ich gerne wis-
sen - das ist eben auch gerade schon ange-
sprochen worden, weil es in einer Mail auf-
taucht -: Was meinen Sie denn um aller 
Herrgotts Willen mit „Chicken Kiew“? Ist das 
sozusagen die übliche Art und Weise, wie 
man miteinander umgeht? Das ist hier sehr 
interessant, dass auf der einen Seite - - 

(Lachen bei der SPD) 

- Ich habe gehört, bei Ihnen ist Rotwein unter 
dem Tisch. Damit lässt sich natürlich das 
Lachen erklären. Aber das ist schon eine 
ernste Angelegenheit. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
habe jetzt das Problem, Herr Grindel, dass 
ich jetzt gleich vielleicht von Herrn Scholz 
gerügt werden muss, ob „Chicken Kiew“ eine 
Frage nach einer Tatsache oder nach einer 
Wertung ist. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich kann 
ja mal versuchen, das Ganze tatsächlich hier 
zu einer Frage zu führen. 

Es ist so, dass Sie mit E-Mail vom 
5. Februar noch mal sozusagen in Richtung 
Kiew deutlich gemacht haben, dass also - an 
Herrn Schäfer ging das - nun der Herr Kübler 
alles regeln werde. Da soll also ein Bild in die 
Reiseschutzpässe hinein, damit die Bauchlä-
den aufhören, und der Herr Kübler werde 
sich in Kürze also nun in Kiew melden, um 
sich ein Bild der Lage vor Ort zu verschaffen, 
und er werde die unseriösen Vertriebsstruk-
turen abstellen. 

Um das mal vorweg zu fragen: Warum 
haben Sie trotz der vielen Probleme, die es 
mit ihm gab, ein solches Vertrauen, und zwar 
noch am 5. Februar 2002, in den Herrn Küb-
ler gesetzt? 

Zeugin Fries-Gaier: Die Probleme gab 
es mit den Vertriebsstrukturen und, so wie er 
uns glaubhaft schilderte, mit seinen Partnern. 
Also hatte er einen bestimmten Vertrauens-
vorschuss, den man ihm gegeben hat, und 
man hatte ihm die Möglichkeit gegeben, das 
Verfahren, wie es da auch geschildert ist, 
noch in den Griff zu bekommen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wann war 
denn der Vertrauensvorschuss von Herrn 
Kübler aus eigenen Erkenntnissen, die Sie 
haben, aufgebraucht? 

Zeugin Fries-Gaier: Also ich denke, es 
zeichnete sich schon in der Zeit ab, in der ich 
noch da war, weil eben seine Beteuerungen, 
wie auch Kiew nachher geschrieben hat, 
tatsächlich nachzusteuern und etwas zu tun, 
dann letztendlich nicht realisiert wurden, aus 
welchen Gründen auch immer. Ich kann es 
nicht genau festmachen, wann. Aber, wie 
gesagt, man hat ein solches Verfahren kre-
iert und es ist bei allen neuen Verfahren so, 
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dass es erst mal Schwierigkeiten gibt. Also 
wollte man einen gewissen Vertrauensvor-
schuss, Vorlaufzeit geben, um tatsächlich 
einschätzen zu können, inwieweit dieses 
Produkt ähnlich gut oder wie auch immer wie 
das Carnet de Touriste oder auch nicht ist. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Noch am 
21. Februar haben Sie Herrn Huth dann mit-
geteilt, Herr Kübler werde nächste Woche 
nach Kiew reisen: 

Er sagte mir, die Aussage der Bot-
schaft, er hätte sich nie gemeldet, 
träfe absolut nicht zu. Er hätte re-
gelmäßig bei Herrn Nesyt nachge-
fragt und von dort immer die Aus-
kunft erhalten, alles laufe prächtig 
und es gebe keine Probleme. Ir-
gendwo stimmt doch da was nicht 
... 

So schreiben Sie. Dann antwortet Herr Huth: 
Susanne, mal abwarten, wie das in 
Kiew läuft. Ich werde auch noch 
einen DE 

- also wohl Drahterlass - 
an die Botschaft machen (Chicken 
Kiew). Ansonsten: Ich habe nichts 
gegen eine großzügige Kontingen-
tierung. 

Also erste Frage: Wieso hat er dann trotz 
der vielen Probleme nichts gegen eine groß-
zügige Kontingentierung und was verbirgt 
sich in diesem Drahterlass hinter „Chicken 
Kiew“? 

Zeugin Fries-Gaier: Da müssen Sie 
Herrn Huth fragen. Also das - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Nein, das 
muss ich nicht. Ihnen muss der - - 

Zeugin Fries-Gaier: Ich habe den Aus-
druck nie - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Jetzt 
wollen wir morgens um zwei nicht unpräzise 
werden. Es ist ein Schreiben an Sie. Inso-
fern, wenn er von „Chicken Kiew“ spricht, 
müssen Sie wissen, was der Zusammenhang 
ist, und Sie müssen auch wissen, warum er 
Ihnen - - Das wirkt ja gerade so, als ob Sie 
es vorgeschlagen haben. Wenn er sagt, Su-
sanne, ich habe nichts gegen eine großzü-
gige Kontingentierung, dann heißt es: Sie 
haben sie vorgeschlagen. 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. Diese Kontin-
gentierung wurde von Kiew vorgeschlagen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber 
keine großzügige. Die wollten es ja gerade 
begrenzen. 

Zeugin Fries-Gaier: Das „großzügige“ 
war dann vermutlich von Herrn Huth einge-
fügt im Sinne - - Denn Kiew hatte ja eine 
Kontingentierung vorgeschlagen, - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, weil 
Sie nicht Herr der Lage waren. 

Zeugin Fries-Gaier: - wie es sie auch 
beim Reiseschutz, beim Carnet de Touriste 
gab. Das wollten sie dann dafür einführen. 
Daraufhin hat er gesagt - - Das war ja auf 
eine Mail, wenn ich mich richtig erinnere, die 
Frau Hoppmann zu dieser Kontingentierung 
geschrieben hat. 

Was er mit diesem Ausdruck meinte - - 
Deswegen sagte ich, da müssen Sie ihn 
fragen; denn wir haben die Vertretung nicht 
so genannt. Ich habe diesen Ausdruck nie 
benutzt. Wenn Sie die Auslandsvertretung in 
Kiew fragen, dann werden die Ihnen sicher-
lich sagen, dass ich schon versucht habe, die 
Probleme, die sie mir geschildert haben, 
auch weiterzugeben, und dass ich ein offe-
nes Ohr hatte und sie nicht als solches be-
zeichnet habe. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Also mit 
der Formulierung „Chicken Kiew“ können Sie 
nichts anfangen? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Da müs-
sen wir also schon Herrn Huth fragen? 

Zeugin Fries-Gaier: Richtig. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Der war-
tet schon geraume Zeit, ja. 

Dann kommen wir mal zu Baku. Sie wa-
ren ja an verschiedenen Stellen aktiv. Da gab 
es regelmäßigen Kontakt direkt mit den Si-
cherheitsbehörden von der dortigen Vi-
sastelle. Das haben Sie unterbunden. Das ist 
das, was wir hier im Ausschuss mittlerweile 
als so genannten Maulkorberlass bezeich-
nen. 
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(Volker Neumann (Bramsche) 
(SPD): Nein, Sie! - Sebastian 

Edathy (SPD): Wer ist denn „wir“?) 

- Wir! Wir hier im Ausschuss. Wenn die Zeu-
gin so oft „man“ sagt, sage ich „wir“. Also wir 
hier! 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Die 
Pfote hoch, heißt es in Bayern. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Warum 
durften die aus Gründen der Schnelligkeit - 
das hat ja auch in Kiew eine gewisse Rolle 
gespielt - nicht direkt mit den Sicherheitsbe-
hörden kommunizieren? 

Zeugin Fries-Gaier: Weil es ein abge-
stimmtes Verfahren gibt. Das ist keine Idee, 
die von mir kam, sondern es steht in den 
Regelungen drin - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Von 
Ihnen kommt aber der Erlass; den haben Sie 
verfasst. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, weil ich diese 
Regelungen, die es vorher gab, die ja bereits 
bestanden, noch mal klar gemacht und ge-
sagt habe, dass jeglicher Kontakt mit den 
Auslandsvertretungen über das Auswärtige 
Amt zu laufen hat. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Warum? 
Das ist doch eine reine Verzögerung. 

Zeugin Fries-Gaier: Das dürfen Sie mich 
nicht fragen. Es gibt jedenfalls diese Rege-
lung und daran habe ich mit diesem Erlass 
nur noch mal erinnert. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber vor-
her hat es doch auch geklappt. 

Zeugin Fries-Gaier: Vorher wurden wir 
eingebunden. Es ist ja auch nicht so, dass 
wir das nicht weitergegeben haben. Aber es 
ist in dem ministeriellen Verfahren eben nicht 
vorgesehen, dass ein solcher Direktverkehr 
stattfindet, sondern das hat über das Aus-
wärtige Amt zu laufen. Aber das ist nicht 
meine Idee gewesen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Dann hat 
es Schwierigkeiten - Sie haben ja gesagt, Sie 
haben die Sicherheitsinteressen wahren 
wollen - mit der Grenzschutzdirektion gege-

ben. Und zwar haben Sie veranlasst, 
Schwärzungen von Bona-fide-Antragstellern 
vorzunehmen. Das wiederum führte dazu, 
dass die Grenzschutzdirektion unseriöse 
Bona-fide-Unternehmen nicht nachverfolgen 
konnte. Warum haben Sie diese Schwärzung 
veranlasst? 

Zeugin Fries-Gaier: Wenn Sie in den 
Vorgang gucken, da steht eindeutig drin, 
dass das auf ein Schreiben des Daten-
schutzbeauftragten zurückzuführen ist, das 
wiederum durch Beschwerden von Gastge-
bern entstanden ist, die sagten, sie wollten 
nicht, dass ihre persönlichen Einkommens-
verhältnisse den Eingeladenen zur Kenntnis 
gelangen. Da gab es dann einen Schrift-
wechsel. Ich habe mich vorher schon kundig 
gemacht, ob das möglich ist, welche Interes-
sen jetzt hier mehr im Vordergrund stehen. 
Da hat der Datenschutzbeauftragte gesagt, 
das geht nicht. Das wurde dann wiederum in 
Abstimmung mit dem BMI so umgesetzt, wie 
Sie es dann nachher in dem Erlass finden. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Also mit 
anderen Worten: Weil die Grenzschutzdirek-
tion dagegen remonstriert hatte, wenn man 
so will, hat sich das BMI dann auch damit 
abgefunden, dass solche Informationen aus 
Datenschutzgründen nicht der Grenzschutz-
direktion zur Verfügung gestellt werden dür-
fen? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich weiß 
nicht, wie oft Sie heute Abend gesagt haben 
„das hätte man lieber nicht so machen sol-
len“ und „das war falsch“. Deswegen würde 
ich ganz zum Schluss noch mal die Frage 
stellen: Wenn man so viele Dinge jetzt im 
Nachhinein so bewertet, wie stark hat dann 
bei Ihren Entscheidungen eine Rolle gespielt, 
dass Sie natürlich auch gemerkt haben, dass 
politisch diese neue Visapraxis gewollt ist? 

Zeugin Fries-Gaier: Es sind nicht meine 
Entscheidungen gewesen; darauf weise ich 
noch einmal hin. Ich habe Anregungen ge-
geben, ich war in Diskussionsprozessen mit 
eingebunden, ich habe natürlich auch ver-
sucht, diese Linie mitzutragen. Aber die Ent-
scheidungen sind nicht von mir getroffen 
worden, sondern von anderen. Deswegen 
habe ich auch nicht über irgendwelche politi-
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schen Hintergründe dieser Entscheidungen 
zu urteilen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Danke 
schön. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
von Klaeden. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ich 
habe nur zwei kurze Fragen. Das eine ist: Ich 
würde gerne noch auf diese EU-Visagruppe 
in Brüssel zurückkommen. Wer nimmt daran 
von deutscher Seite aus teil? 

Zeugin Fries-Gaier: Herr Hildebrandt 
vom BMI und Herr Dr. Manig. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Also 
immer ein Vertreter AA und ein Vertreter 
BMI? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Wie oft 
tagt diese Gruppe? 

Zeugin Fries-Gaier: In regelmäßigen Ab-
ständen. Ich weiß es wirklich nicht mehr, wie 
oft das war. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Aber 
mehrfach im Jahr? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Wird 
ein Protokoll gemacht? 

Zeugin Fries-Gaier: Es gab ja immer 
eine Tagesordnung von Brüssel, wo be-
stimmte Punkte abgearbeitet wurden, und die 
jeweiligen Ergebnisse dazu. Dazu gab es 
auch Papiere, die in die jeweiligen Sprachen 
übersetzt wurden. Wenn ich zum Beispiel an 
einer solchen Gruppe teilgenommen habe, 
was nicht oft der Fall war, habe ich persön-
lich die Ergebnisse dann noch einmal fest-
gehalten. Ich meine, das hat auch Herr 
Dr. Manig regelmäßig gemacht. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Aber 
nach Ihrer Kenntnis gibt es kein offizielles 
Protokoll von der EU oder so? 

Zeugin Fries-Gaier: Ist mir nicht bekannt. 
Ich will es aber nicht ausschließen. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Wenn 
jemand eine Einladung mit einer Tagesord-
nung macht, dann muss jemand auch ir-
gendwie dafür sorgen, dass die Sache wei-
tergeht. Irgendjemand muss also - - Wer lädt 
denn dazu ein? Wissen Sie das noch? 

Zeugin Fries-Gaier: Brüssel, der jewei-
lige Vorsitz dann, die Präsidentschaft. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Wir 
hatten vorhin über die Frage der Kritik am 
Carnet de Touriste gesprochen und darüber, 
dass davon das BMI jeweils informiert wor-
den sei. Sie sind nach den Berichten und 
den Kabeln aus den Botschaften gefragt 
worden und dann haben Sie gesagt, das BMI 
sei jeweils von der Kritik unterrichtet worden. 
Was geht denn an das BMI von den Dingen 
weiter, die an die Zentrale aus den Bot-
schaften in Visaangelegenheiten gesandt 
werden? 

Zeugin Fries-Gaier: Das wird im Einzel-
fall entschieden. Es wird ja nichts direkt 
durchgestellt, sondern es wird dann ent-
schieden, inwieweit der Inhalt für das BMI 
relevant ist. Dann wird es weitergeleitet. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Wo-
nach wird das entschieden? 

Zeugin Fries-Gaier: Wenn Sicherheits-
interessen betroffen sind, wenn Dinge be-
troffen sind, die das BMI wissen sollte. Zum 
Beispiel ist ja das Carnet de Touriste eine 
Vereinbarung zwischen BMI und AA gewe-
sen. Das heißt also, über die Entwicklung 
sollte das BMI dann natürlicherweise infor-
miert werden. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Nun 
kann man sich auf den Standpunkt stellen, 
dass alles, was mit Visamissbrauch zu tun 
hat, regelmäßig das BMI angehen müsste. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. Ich überlege nur 
kurz, weil es beim Bereich „illegale Einreise“, 
den ich ganz am Anfang mal kurz betreut 
habe, so ist: Wenn von der Grenzschutzdi-
rektion etwas kommt, das kommt an uns und 
wir stellen es an die Auslandsvertretungen 
durch. In dem Moment gehe ich natürlich 
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davon aus, dass die GSD diese Information 
ihrem Innenministerium direkt zukommen 
lässt. Das wurde dann von uns natürlich nicht 
weitergegeben. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Das ist 
klar. Das, was Sie sozusagen von einer Be-
hörde, die dem BMI unterstellt ist, bekom-
men, da kann ich nachvollziehen, dass Sie 
das nicht weitergeben. Mich interessieren 
jetzt mehr so Berichte und Anfragen, die sich 
auf die Visaerschleichung beziehen und die 
an Sie dann gesandt werden. Haben Sie die 
im Regelfall dann auch an das BMI weiterge-
geben? 

Zeugin Fries-Gaier: Kann man so nicht 
sagen. Es wurde oft auch nicht unbedingt 
telquel der Bericht weitergegeben, sondern 
die Essenz aus dem Bericht. Schreiben, die 
vor allen Dingen das Carnet de Touriste be-
trafen, gingen ja in erster Linie an den ADAC, 
den es betraf, wenn es um Missbrauch ging. 
Diese wurden dann CC, also in Doppel, in 
Kopie, dem BMI zugeschickt, das heißt, zur 
Kenntnis von dieser Sachlage. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Und 
was sind das für Berichte, von denen Sie 
gerade gesprochen haben, wenn ich es rich-
tig verstanden habe, dass die Essenz, 
glaube ich, hatten Sie gesagt, dann an das 
BMI weitergeht? 

Zeugin Fries-Gaier: Genau. Wenn zum 
Beispiel jetzt Kiew oder Moskau darüber 
berichten, dass sie den Eindruck haben, der, 
der das CdT vertreibt, ist aus den und den 
Gründen nicht seriös, dann wird das umfor-
muliert, weil vielleicht auch Dinge davon nicht 
so relevant sind. Jedenfalls die wichtigsten 
Dinge. Dann wurde der ADAC aufgefordert, 
das bitte zu prüfen, hinzufahren und uns 
dann nachher eine Rückmeldung zu geben, 
ob das abgestellt worden ist. Das bekam das 
BMI dann im Doppel. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Und 
die Dinge, die jetzt nicht das Carnet de Tou-
riste betreffen, also zum Beispiel Remonstra-
tionen zum Erlass vom 03.03.2000? Die 
betreffen ja auch die Fragen, wenn es jetzt 
zum Beispiel um die Fragen von abstrakten 
und konkreten Zweifeln und Missbrauchsan-
fälligkeit des Visaverfahrens geht. Das hat ja 
auch alles Konsequenzen, die das BMI inte-

ressieren. Jedenfalls ist der Innenminister 
der Ansicht, dass ihn das interessieren muss. 

Zeugin Fries-Gaier: Solange es sich erst 
mal um grundsätzliche Diskussionen han-
delte, nein. Aber wenn natürlich Fälle ange-
sprochen sind, also wenn plakativ gesagt 
wurde, das ist nicht gut, weil ..., und das 
kann man sehen am Beispiel X, dann wurde 
es weitergegeben. Aber das war zum 
Beispiel im Falle des 03.03. - die Kritik 
zumindest, die ich gelesen habe - nie mit 
konkreten Fällen unterlegt. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Und 
das gilt auch horizontal, wie es der Kollege 
Königshaus, glaube ich, genannt hat? 

Zeugin Fries-Gaier: Die Berichte der 
Auslandsvertretungen werden ja auch an die 
Leitung durchgestellt. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Nein, 
ich meine jetzt, wie es vom AA zum BMI 
geht. Das geht nicht die Leiter im AA hoch, - 

Zeugin Fries-Gaier: Nein, nein. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 
- sondern das wird auf Referatsebene rüber-
gegeben? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ja, 
okay. Danke. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Kauder, bitte. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Frau Fries-Gaier, Sie sa-
hen anfangs Ihrer Aussage Anlass, zu die-
sem Zeugenkomplott Stellung zu nehmen, 
und haben dabei erwähnt, da habe es so 
eine flapsige E-Mail gegeben. Darf ich an-
nehmen, dass es Ihre E-Mail an Herrn Kum-
mer vom 30. September 2003 ist? 

Zeugin Fries-Gaier: Kann gut sein, dass 
es die ist. Sie wurde aber auch noch an Kol-
legen weitergeleitet. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Ja, ich finde darin nichts 
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Flapsiges, ich finde darin nur ein ganz ziel-
strebiges Vorgehen. 

Zeugin Fries-Gaier: Ich finde im Nachhi-
nein, es ist missverständlich. Vielleicht ist 
„flapsig“ der falsche Ausdruck. Es ist miss-
verständlich. Es könnte der Eindruck entste-
hen, als hätte ich gewollt, dass wir - - Also, 
es steht da drin, dass wir alle im gleichen 
Tenor aussagen. Das hört sich ja so an, als 
wenn wir uns absprechen sollten; dann sa-
gen wir alle nur dasselbe. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das 
hört sich nicht nur so an, das ist so!) 

Aber darum ging es nicht. Es ging darum, 
dass man sich wirklich wieder auf den glei-
chen Wissensstand bringt, wie ich jetzt die 
Möglichkeit hatte, die Akten wieder einzuse-
hen, und zum Beispiel sagt, das war 2001, 
das war 2002, das war die logische Abfolge. 
Es ist ja zu dieser Besprechung gar nicht, es 
ist ja letztendlich auch nicht dazu gekommen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Also darf ich festhalten, 
von flapsig ist darin keine Rede, sondern, wie 
Sie zu Recht sagten - - 

Zeugin Fries-Gaier: Die ist schlecht for-
muliert. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU):  

Es ist meines Erachtens ja wichtig, 
dass wir alle im selben Tenor ant-
worten. 

Oben drüber steht: 
Ich möchte mich zuvor noch einmal 
mit dem Referat 508 abstimmen. 

Abstimmen ist ja mehr als nur eine Informa-
tion. Abstimmen heißt, sich mit dem anderen 
ins Benehmen zu setzen. 

Zeugin Fries-Gaier: Deswegen habe ich 
gesagt, das Ganze ist falsch, flapsig, miss-
verständlich formuliert. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Das ist ganz klar formu-
liert. 

(Olaf Scholz (SPD): Das ist jetzt 
keine Frage mehr, Herr Kauder!) 

Kam jetzt eine Antwort auf diese E-Mail? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, es gab eine 
Antwort, die sagte im Tenor: Ja, es ist richtig, 
die reisen alle zu unterschiedlichen Zeiten 
an, wenn Sie noch Informationsbedarf ha-
ben, dann können wir Ihnen durchaus Er-
lasse zuschicken. Ja, so in dem Stil. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Es war aber eigentlich 
nicht das, was Sie wollten. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Sie wollten doch was mit 
dem Referat 508 abstimmen und, dass man 
im selben Tenor antwortet. 

Zeugin Fries-Gaier: Richtig. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Das hatten Sie mit der 
Antwort auf Ihre E-Mail ja nicht erreicht. 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. In einem Te-
lefonat wurde mir dann auch noch einmal 
erläutert, bei Dingen, die ich nicht wüsste, da 
könnte ich sagen: „Ich kann mich nicht erin-
nern“ oder „Ich weiß es nicht“, wenn ich Ge-
dächtnislücken hätte. Das heißt also, dass 
man uns - - Da wurde ich auch darüber auf-
geklärt, da wurde mir dann auch klar, dass 
es sich um ein Gerichtsverfahren handelt, 
dass jeder das zu sagen hat, jeder seine 
eigene Wahrheit hat, und selbst dann, wenn 
sich unsere Aussagen unterscheiden, dass 
das dann völlig in Ordnung ist, weil es eben 
Gedächtnislücken sind. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Mit wem haben Sie denn 
da telefoniert, wenn man fragen darf? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich meine, es wäre 
Herr Barth gewesen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Und was hat er Ihnen ge-
sagt? Wann dürften Sie sagen: „Ich weiß es 
nicht“? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein, weil ich sagte, 
wenn ich jetzt nicht mehr konkret weiß - - 
Deswegen wollte ich ja kommen und Akten-
einsicht nehmen, weil ich gesagt habe - - 
Wenn mich jemand so wie jetzt zum Beispiel 
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mit einem bestimmten Schriftstück konfron-
tiert und ich das nicht mehr weiß, dann 
könne ich ruhig sagen, dass ich es nicht 
mehr weiß; ich hätte nicht die Pflicht, mich 
jetzt tatsächlich da noch mal konkret einzule-
sen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Jetzt hatten Sie ja von 
Ihrer E-Mail vom 30. September bis zur Ver-
nehmung beim Landgericht Köln noch einen 
glatten Monat Zeit; denn die Vernehmung 
beim Gericht war am 29. 10., also einen vol-
len Monat danach. Haben Sie Kontakt zu 
anderen Zeugen aufgenommen? 

Zeugin Fries-Gaier: Kurz nach der E-
Mail bekam ich einen Anruf von Herrn Huth, 
der mich gefragt hat, weil er auch dieses 
Interesse hatte, ob ich irgendetwas gehört 
hätte, ob es da irgendwas gäbe. Dann habe 
ich gesagt, nein. Es war ein Anruf am späten 
Abend. Aber wir haben nichts inhaltlich be-
sprochen. Das werden Sie mir vermutlich 
nicht glauben, aber es ist so. Das würde ich 
beschwören. 

Der Einzige, den ich getroffen habe, mit 
dem ich kurz gesprochen habe, war mein 
Kollege Ralf Nitz, der am selben Tag wie ich 
ausgesagt hat. Da haben wir uns kurz vor-
her - wir haben zusammen gegessen - schon 
über das Verfahren, aber nicht konkret in-
haltlich im Sinne von „Das sage ich jetzt da, 
das sage ich jetzt da“ unterhalten. Das war 
kurz vorher, wir hatten nur noch kurz Zeit. Da 
gab es keine inhaltlichen Abstimmungen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Ja, aber da wäre doch jetzt 
Gelegenheit gewesen, einen gemeinsamen 
Tenor abzustimmen, genau das, was Ihr 
Anliegen war. 

Zeugin Fries-Gaier: Haben wir aber 
nicht, weil mir ja auch, wie gesagt, durch das 
Gespräch mit dem Auswärtigen Amt klar 
wurde, dass jeder seine eigene Wahrheit hat 
und jeder das so sagen soll, wie er es emp-
funden hat. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Waren Sie eigentlich bei 
Ihrer Vernehmung bei Gericht nervös? 

Zeugin Fries-Gaier: Natürlich. Man ist 
nervös. Ich bin ja auch jetzt nervös. Das ist 
doch, glaube ich, völlig normal. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Weil es dem Staatsanwalt 
besonders aufgefallen ist, Sie seien sehr 
nervös gewesen. 

Zeugin Fries-Gaier: Vielleicht bin ich ein 
nervöser Mensch. Ich weiß nicht, was Sie 
damit jetzt - - 

(Olaf Scholz (SPD): Wir auch nicht!) 

Ist die Frage jetzt zulässig? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
habe Sie jetzt akustisch nicht verstanden. 

Zeugin Fries-Gaier: War die Frage jetzt 
zulässig, zu fragen, warum ich nervös bin? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Die 
Frage war zulässig, es war eine Tatsachen-
frage. 

Zeugin Fries-Gaier: Man ist nervös, 
wenn man vor Gericht aussagt. Ich weiß 
nicht, ob Sie da nicht nervös sind. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Nein. 

Zeugin Fries-Gaier: Ich bin da nervös. 
(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wa-

rum sollte man denn da nervös 
sein?) 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Sie sagen doch nicht über 
sich aus, Sie sagen über ein fremdes Ge-
schehen aus, von dem Sie was wissen. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, aber meine Si-
tuation in diesem Prozess war auch überra-
schend für mich. Ich habe nämlich in der Tat, 
genau, wie Sie es jetzt sagen, gedacht, dass 
ich als Zeuge aussage und durch meine 
Aussagen zur Wahrheitsfindung beitrage. Ich 
hatte aber von Anfang an das Gefühl, dass 
ich eigentlich die Angeklagte bin, die da sitzt. 
Das war eine Situation, die mich überrascht 
hat, weil ich damit nicht gerechnet habe. 
Deswegen kann es durchaus sein, dass ich 
da nervös gewirkt habe. 
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Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Wie haben Sie sich denn 
auf diese Aussage bei Gericht vorbereitet? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich habe versucht, 
mir noch mal die Tatsachen, die damaligen 
Dinge, ins Gedächtnis zu rufen. Ich habe im 
Ausländerrecht, in der GKI - - Wir haben da 
so eine Visa-CD, wo man noch mal alle Er-
lasse anschauen kann. Aber ich habe mich 
nicht mehr informieren können über konkrete 
Mailwechsel oder Dinge, wie sie zustande 
gekommen sind. Das war nachteilig. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Haben Sie Akten eingese-
hen? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. Nein, ich bin ja 
nicht über Berlin geflogen. Ich bin ja direkt 
von Peking nach Köln geflogen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Haben Sie Aktenteile zur 
Einsicht erhalten? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Kopien davon? 

Zeugin Fries-Gaier: Nein. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Sonst keine Fragen, 
danke. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Darf 
ich noch kurz ergänzen?) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wir 
haben noch eine ganz schöne Rednerliste. 
Das sind Herr Montag, dann der Herr Bin-
ninger, dann der Herr Königshaus, und der 
Herr Grindel, ja? - Gut. 

Herr Montag, bitte. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Fries-Gaier, Sie sind auf diese 
von Ihnen als flapsig oder ungenau 
bezeichnete Rundmail angesprochen wor-
den. Ich will Ihnen vorhalten, dass es offen-
sichtlich außer einem Telefongespräch mit 
Ihrem Kollegen Lorenz Barth von dem Kolle-
gen Lorenz Barth auch eine Rückmail gege-
ben hat. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, das habe ich 
eben gesagt. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Da heißt es - ich wollte gerne wissen, 
ob Sie sich noch daran erinnern -: 

Ein Briefing hier im Auswärtigen 
Amt vor dem jeweiligen Gerichts-
termin sollte nicht stattfinden. 

Erinnern Sie sich, dass er Ihnen das ge-
schrieben hat? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, das ist im Prinzip 
das, was er telefonisch mir auch mitgeteilt 
hatte. Das habe ich noch mal schriftlich be-
kommen. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dann möchte ich, nachdem Sie hier 
mit der Aussage des Staatsanwalts Bülles 
konfrontiert worden sind, die er hier über Sie 
gemacht hat, Sie seien nervös gewesen, 
Ihnen gerne, damit Sie auch Gelegenheit 
haben, dazu Stellung zu nehmen, die volle 
Zitatstelle von Herrn Bülles vorhalten. Der 
Herr Bülles ist nach seiner Einschätzung 
Ihrer Aussage vor dem Strafgericht gefragt 
worden und antwortet darauf folgenderma-
ßen: 

Aber auf Ihre konkrete Frage: Ich 
persönlich hatte den Eindruck - darf 
ich das jetzt überhaupt in der öf-
fentlichen Sitzung sagen? -, dass 
die Frau Fries-Gaier mich von vorn 
bis hinten belogen hat. Das ist die 
Dame, die aus Peking kam. 

Und dann erzählt er, dass Sie nervös waren. 
Deswegen ganz klar, damit Sie auch Ge-

legenheit haben, hier Stellung zu nehmen: 
Haben Sie in Köln auf alle Fragen die Wahr-
heit gesagt? 

Zeugin Fries-Gaier: Natürlich. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Danke. Ich frage Sie das nicht, weil 
ich das bezweifle, sondern ich frage Sie das 
deswegen, damit in unserem Protokoll nicht 
nur die Seite des Staatsanwalts steht, 
sondern genauso auch Ihre Seite, verstehen 
Sie? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Binninger. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Frau 
Fries-Gaier, mir ist noch einmal eine Mail, die 
auch Kollege Grindel schon mal zitiert hat, 
aufgefallen, wo ich Sie fragen möchte, was 
sich dahinter verbirgt und welche Vorstellun-
gen Sie da auch von Touristenreisen haben. 
Da geht es darum, den Reiseschutzpass 
eben auch im Ausland zu vertreiben. Sie 
sagen: 

Der Nachteil des neuen Verfahrens 
wäre, dass die vereinfachte Prüfung 
bei diesen Dokumenten wegfällt. 
Der Vorteil wäre aber, dass eine 
Reisemöglichkeit für die Leute er-
öffnet wird, die keinen solventen 
Einlader in Deutschland kennen 
und selber kein allzu hohes Ein-
kommen haben, 

- wobei man sich fast schon wieder fragen 
muss, woher denn das Geld für die Touris-
tenreise kommt - 

aber trotzdem durch Auto- und Er-
satzteillager - „An- und Verkauf“ - 
ihr täglich Brot verdienen und ne-
benbei ja auch für die deutsche 
Wirtschaft nützlich sind. 

Was haben Sie damit gemeint? 

Zeugin Fries-Gaier: Das war auf die 
Autokäufer bezogen. Da gab es ja einen sehr 
großen Geschäftsweg von der GUS, also 
nicht nur Kiew, auch andere, die eben ka-
men, selber kaum Geld hatten, in der Tat 
nach Deutschland gekommen sind, alte Au-
tos gekauft haben und mit denen dann zu-
rückgefahren sind und von diesem Erlös 
dann die Reise und auch andere Einkäufe, 
die sie in Deutschland getätigt haben, finan-
ziert haben. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und 
darüber hatten Sie so detaillierte Erkennt-
nisse von den Botschaften, dass das die 
Masse der Antragsteller war, die es dann 
gerechtfertigt hätten, dass man so ein Ver-
fahren jetzt weltweit ausdehnt, oder war 
das - - 

Zeugin Fries-Gaier: Auch dazu gab es 
zuvor eine Sitzung, allerdings im großen 
Kreis. Das ist schon länger her. Da waren 
nicht nur Herr Hildebrandt - ich weiß gar 
nicht, ob er dabei war -, sondern auch an-
dere vom BMI, das Ausländerreferat A2. Da 
ging es um die Frage, wie das Visumsverfah-

ren bei diesen Autokunden geregelt werden 
sollte, ob das eben - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Dafür 
war ja das Carnet eigentlich mal gedacht, 
nicht? 

Zeugin Fries-Gaier: Ich bekomme es 
nicht mehr im Einzelnen zusammen. Jeden-
falls gab es darüber schon einige Diskussio-
nen und auch Zahlen, die vorgelegt wurden, 
in welcher Höhe tatsächlich da der Reisever-
kehr stattfindet. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wer 
hatte diese Zahlen? 

Zeugin Fries-Gaier: Wie gesagt, das 
Thema hat nachher mein Kollege Herr Nitz 
übernommen. Ich glaube, ich war auch nur 
vertretungshalber in dieser Sitzung. Diese 
Zahlen kamen über die Innenbehörden, aber 
auch Wirtschaft etc. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Kamen 
die von staatlichen Stellen oder von außer-
halb? 

Zeugin Fries-Gaier: Die kamen von 
staatlichen Stellen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Es 
scheint ja für Sie immer ein zentraler Punkt 
gewesen zu sein, den Vertrieb des Reise-
schutzpasses mit der Begründung weltweit 
einzuführen, dann haben die Leute, die hier 
mit Auto- und Ersatzteilllager, An- und Ver-
kauf verdienen, auch eine Chance. 

Zeugin Fries-Gaier: Sie stellen das im-
mer so dar, als wenn es mein persönliches 
Anliegen gewesen wäre. Das ist es aber 
nicht gewesen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Es ist 
nun mal Ihre Mail und Ihr Kästchen. Ihr 
Name steht darunter, - 

Zeugin Fries-Gaier: Richtig. Aber - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): - wo 
Sie im Prinzip die Sinnhaftigkeit des neuen 
Verfahrens damit begründen. Deshalb frage 
ich mich jetzt: War denn die Mehrzahl der 
Visaantragsteller Autokäufer und - wenn ja - 
woher hatten Sie diese Zahlen? 
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Zeugin Fries-Gaier: Ob das jetzt die 
Mehrheit gewesen ist, weiß ich nicht. Aber 
auch Kiew hat ja berichtet. Sie hatten auch 
vorher daraus zitiert, dass es eben auch 
Autokäufer gab. Aber, wie gesagt, Herr Huth 
hatte darum gebeten, das abzufragen und 
den Auslandsvertretungen die positiven 
Dinge, die Vorteile so zu schildern. Das war 
nicht mein persönliches Anliegen, das zu tun. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Kennen 
Sie irgendjemanden, der - - Also, den Herrn 
Kübler - das habe ich vorhin mal gehört - 
kannten Sie nur über Telefon oder E-Mail, 
persönlich nicht? 

Zeugin Fries-Gaier: Doch, doch. Er war 
ja, als Herr Hildebrandt ihn uns vorstellte in 
der Sitzung, da. Er kam auch des Öfteren 
später noch mal ins Auswärtige Amt, um 
seine neuen Verfahrensweisen vorzustellen 
etc. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und 
dann immer zu Ihnen oder zum Herrn Huth 
oder - - 

Zeugin Fries-Gaier: Zu Herrn Huth, zu 
Herrn Nitz, zu mir, nachher zu meinem 
Nachfolger, Herrn Strieben; Herr Manig war 
dabei. Ihn haben ziemlich viele gesehen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Dem 
Herrn Kübler muss es im AA gefallen haben, 
wenn er so häufig kam. Das Verfahren hat 
sich doch gar nicht geändert. Zwischen der 
ersten Einführung Mai 2001 und dann Ihrer 
Entscheidung, wir machen es weltweit, 
glaube ich, hat sich das Verfahren als sol-
ches ja eigentlich nicht geändert. 

Zeugin Fries-Gaier: Das war es auch. Er 
kam eigentlich ständig. Deswegen sagte 
dann Herr Manig auch, dass es zu viel ist 
und dass er der Geschäftsmann ist - er muss 
das Verfahren regeln - und dass es im Prin-
zip nicht richtig ist, dass er ständig kommt 
und uns irgendwie versucht - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Kam er 
da immer alleine oder waren anfangs noch 
seine Geschäftsführer mit dabei, die er 
hatte? 

Zeugin Fries-Gaier: Er kam immer al-
leine. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Kamen 
denn danach die anderen Anbieter, also 
Firma Itres, auch persönlich vorbei? 

Zeugin Fries-Gaier: Das habe ich 
nicht - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
war schon nach Ihrer Zeit? 

Zeugin Fries-Gaier: Das war nachher, ja. 
Mit Itres gab es mal eine Sitzung, im BMI 
allerdings. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Was 
war im BMI mit Itres? 

Zeugin Fries-Gaier: Wie gesagt, ob es 
Itres war - - Es gab mal eine Sitzung im BMI, 
da war auch der ADAC dabei, und ich meine 
auch, ein anderer Anbieter. Aber ich kann 
mich daran jetzt nicht mehr hundertprozentig 
erinnern. Mit dem hatte ich nichts zu tun, die 
kannte ich also nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wenn 
der Herr Kübler so häufig kam und sich auch 
wohlgefühlt hat im Schoß der Behörde AA, 
hat er denn mal erzählt, wie für ihn der Kon-
takt zu Herrn Hildebrandt entstand oder wer 
ihn, also Herrn Kübler, denn auf die Idee mit 
diesen Reiseschutzpässen gebracht hat? 

Zeugin Fries-Gaier: Kann ich mich nicht 
entsinnen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Er hat 
auch nie gesagt, woher er den Herrn Hilde-
brandt kennt? 

Zeugin Fries-Gaier: Kann ich mich nicht 
erinnern, wirklich nicht. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Frau 
Fries-Gaier, es sind noch zwei Kollegen bis-
her, die noch Fragen stellen wollen. Wenn 
Sie eine Unterbrechung brauchen, müssen 
Sie sich melden, ja? Sonst würde ich jetzt die 
zwei noch aufrufen. - Gut. Herr Grindel, bitte. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie haben 
gesagt, Sie sind von Peking direkt nach Köln 
geflogen. Haben Sie eben gesagt. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja. Das ist nicht 
richtig. Ich bin von Peking nach Frankfurt 
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geflogen, habe da einen Zug bestiegen bis 
nach Siegburg, bin in Siegburg in die Tram 
gestiegen und von da nach Bonn gefahren, 
weil ich nämlich in Bonn übernachtet habe, 
weil ich da am nächsten Tag einen Anwalts-
termin hatte, und dann bin ich von Bonn mit 
dem Zug nach Köln gefahren. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Den An-
waltstermin hatten Sie bei Herrn Dahs in der 
Kanzlei? 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, oder bei einem 
Vertreter. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Was uns 
nur wundert, ist, warum Sie dann nur einen 
Flug Berlin–Köln beim Landgericht abge-
rechnet haben. 

Zeugin Fries-Gaier: Weil es nicht anders 
gegangen wäre. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wieso 
geht es nicht anders? Sie kommen aus Pe-
king und dann können Sie doch - - 

Zeugin Fries-Gaier: Also ich finde, diese 
Unterstellung ist jetzt - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU):  Nein, 
verzeihen Sie, diese Fragen müssen Sie jetzt 
beantworten. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Der Vorhalt ist falsch! 

Aus den Akten ergibt sich eine Ab-
rechnung der Botschaft der Bun-
desrepublik Deutschland Peking–

Köln!) 

- Ich kenne diese Akte nicht. 
(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Aber natürlich! Das ist 
Teil der Gerichtsakte aus Köln!) 

- Ich beziehe mich - - 
(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Da gibt es ein Kosten-

heft!) 

- Verzeihen Sie - - 
(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Sie beziehen sich auf 
die Aussage des Herrn Bülles!) 

- Na sicher, mit Verlaub, man wird sich ja 
wohl noch die Aussagen eines Staatsanwal-
tes vor einem Untersuchungsausschuss - - 

(Zurufe von der SPD - Jerzy Mon-
tag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Richtig! Deswegen sage ich Ihnen, 

es gibt eine - -) 

Er sagte hier aus und ich bitte, mich jetzt 
nicht zu unterbrechen. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das ist falsch!) 

- Verzeihen Sie, das ist nicht - - 
(Clemens Binninger (CDU/CSU): 

Das kann doch die Zeugin sagen!) 

Herr Montag, auch morgens um halb drei 
kann es hier noch gesittet zugehen. Der Vor-
halt bezieht sich hier auf die 11. Sitzung vom 
17. März, Seite 24, wo der Zeuge Bülles 
Folgendes aussagt: 

Wissen Sie, die Zeugen kamen. Die 
waren offensichtlich gebrieft wor-
den ... Ich hatte ja Vermutungen 
gehabt. Die sagten: Wir sind vorher 
in Berlin gewesen. Also auch Zeu-
gen, wenn sie von Peking oder von 
Südafrika oder sonst woher kamen. 
Sie haben aber fairerweise die 
Flugkosten von Berlin nach Köln 
abgerechnet. 

Zeugin Fries-Gaier: Das ist aber nicht 
wahr. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Der 
Vorhalt ist richtig, weil er sich auf den Herrn 
Bülles bezog. Was Sie erzählen, ist etwas 
anderes. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, das 
können wir doch hier - - 

(Zuruf von der SPD - Heiterkeit bei 
der SPD) 

- Verzeihen Sie - - 
(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN): Aber es ist eine Falsch-
aussage des Herrn Bülles!) 

- Verzeihen Sie, Herr Montag. Wissen Sie 
was? Das interessiert mich einen feuchten 
Kehricht, was Sie hier sagen. Ich mache hier 
einen Vorhalt und die Zeugin antwortet da-
rauf. Da brauchen Sie hier nicht immer einen 
Rechtsbeistand zu spielen oder sonst ir-
gendwas. 

(Siegfried Kauder (Villingen-
Schwenningen) (CDU/CSU): Oder 

haben Sie es abgerechnet?) 
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Diese Akte kenne ich auch gar nicht. Ich 
muss sie auch gar nicht kennen.  

Vielmehr möchte ich von Ihnen wissen, 
ob das, was Herr Bülles uns hier gesagt hat, 
richtig oder falsch ist. 

Zeugin Fries-Gaier: Es ist falsch, und 
zwar in allen Teilen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Dann ha-
ben Sie gesagt, Sie waren - - In allen Teilen? 
Was meinen Sie mit „allen Teilen“? 

Zeugin Fries-Gaier: Er unterstellt ja - Sie 
unterstellten es auch gerade wieder -, dass 
es ein Briefing gegeben hat. Es hat ein sol-
ches Briefing nicht gegeben. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Gut, 
wenn es in Berlin nicht stattgefunden hat, 
kann es ja in Bonn bei Herrn Dahs stattge-
funden haben. 

Zeugin Fries-Gaier: Es hat auch in Bonn 
nicht stattgefunden. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wer war 
denn noch bei Herrn Dahs? 

Zeugin Fries-Gaier: Herr Nitz, mein Kol-
lege Herr Nitz. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie haben 
eben gesagt, den hätten Sie nur kurz beim 
Essen gesehen. 

Zeugin Fries-Gaier: Ja, weil wir uns - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Warum 
sagen Sie denn nicht, dass Sie ihn auch 
beim Anwalt gesehen haben? 

Zeugin Fries-Gaier: Entschuldigung, ich 
habe ihn auch beim Anwalt gesehen. Da 
haben aber - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sie sind 
hier zur Wahrheit verpflichtet. 

(Sebastian Edathy (SPD): Lassen 
Sie die Zeugin zu Ende reden!) 

Wenn ich nicht zufällig nachgefragt hätte, 
hätten Sie es nicht gesagt. 

Zeugin Fries-Gaier: Sie haben danach 
gefragt, wann ich mich mit ihm unterhalten 

habe. Ich habe mich mit ihm beim Anwalt 
nicht direkt unterhalten, sondern er war da-
bei. Wir haben uns mit dem Anwalt unter-
halten und der hat uns nicht gebrieft. Wir 
haben uns auch nicht abgesprochen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Der 
Sachverhalt ist insofern schon gewichtig, weil 
es zutiefst unüblich ist, dass Beamte, die nur 
einfach eine Zeugenaussage zur Sache ma-
chen und in keiner Weise selbst belastet 
sind, bei einem der bekanntesten und auch 
teuersten Strafverteidiger - - 

(Zurufe von der SPD: Das ist falsch! 
Unsinn!) 

- Das stimmt, natürlich, selbstverständlich. 
Aber ich will gerne noch mal auf Ihre Be-

merkung zurückkommen - - 
(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

- Darf ich vielleicht meine Frage stellen? 
Sie haben gesagt: Ich war überrascht, 

was das Verfahren in Köln angeht, dass ich 
so behandelt worden bin, als ob ich für die 
Taten verantwortlich bin. Ich weiß jetzt nicht, 
ob Sie den Begriff „Angeklagte“ verwandt 
haben. Ich habe es mir eben kursorisch auf-
geschrieben. Da möchte ich mal fragen: 
Wieso können Sie da überrascht sein? Sie 
haben heute in Ihrer Vernehmung hier be-
stimmt zu sechs, sieben Erlassen, Vorgän-
gen gesagt, das sei im Nachhinein falsch 
gewesen. In einem Punkt haben Sie mir zu-
gestimmt, das sei Mist gewesen. Diese gan-
zen Erlasse haben natürlich die Taten von 
solchen Leuten wie Herrn Barg und anderen 
begünstigt. Ist Ihnen nicht bewusst, dass das 
hier kein Spaß ist, wo es um ein paar Gebüh-
ren geht, die man falsch berechnet hat, son-
dern dass hier Ihre Entscheidungen massen-
haft Schleusungen natürlich begünstigt ha-
ben? 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Kollege Grindel, 
der Vorhalt eines strafbaren Ver-

haltens - -) 

- Ich bitte jetzt, dass die Zeugin die Frage 
beantwortet. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): So dürfen Sie mit der 

Zeugin nicht umspringen!) 

- Natürlich kann ich sie fragen. 
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(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Nein, das können Sie 

nicht!) 

- Sie hat sich so eingelassen. 
(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN): Aber das bedeutet 
nicht, dass sie sich im Kölner Pro-

zess als eine Angeklagte hat fühlen 
müssen!) 

- Verzeihen Sie, ich frage sie, ob sie sich 
bewusst darüber ist, dass das offensichtliche 
falsche Entscheiden, falsche Abfassen von 
Erlassen Schleusungen begünstigt hat. Das 
werde ich ja wohl fragen dürfen und ich bitte 
um eine Antwort. 

Zeugin Fries-Gaier: Es ist im Grunde 
genommen zu fragen: Waren tatsächlich 
diese Erlasse ursächlich dafür oder war es 
nicht vielmehr - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das ist ja 
beantwortet von Ihnen. 

Zeugin Fries-Gaier: Das Reisebürover-
fahren hat, wenn ich mich richtig erinnere - 
nachher in dem Urteil stand es auch drin - - 
Das waren Fälle, wo Herr Barg verurteilt 
wurde, die über das Reisebüroverfahren 
gelaufen sind, die also nicht ursächlich mit 
unseren Erlassen zu tun hatten. Das heißt 
also, nicht jeder Missbrauch ist auf unsere 
Erlasse zurückzuführen. Man kann ja davon 
ausgehen, dass wir die Erlasse mit bestem 
Wissen und Gewissen gemacht haben und 
nicht, um Schleusungen - - Warum sollten wir 
ein Interesse daran haben, Schwarzarbeiter 
oder Prostituierte oder Ähnliche nach 
Deutschland reinzulassen? Dass dies alles 
passiert ist, das ist zutiefst bedauerlich. Aber 
letztendlich ist es doch nicht so, dass wir das 
gewollt hätten, dass wir da willentlich etwas 
gemacht haben. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Darf 
ich mal, um da die Schärfe herauszunehmen, 
Herr Grindel? 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Nein, ich bin ja - -) 

Ich glaube, Sie haben den Herrn Grindel 
falsch verstanden. Er hat Sie, glaube ich, 
nicht gefragt, ob Sie begünstigen wollten, 
sondern, ob Sie im Endeffekt, ohne es zu 
wollen, damit begünstigt haben. Das war die 
Frage. Und „sie“ nicht groß geschrieben, 

sondern die Erlasse, die aus Ihrem Referat 
kamen. 

Zeugin Fries-Gaier: Aber diesen Miss-
brauch gab es auch schon vorher. Jeder 
versucht natürlich, eine Lücke im System zu 
finden. Dann ist es einmal das Reisebüro-
verfahren, dann waren es vielleicht Reise-
schutzpässe. Ob das wirklich in dieser 
Masse passiert ist? Wir haben ja nie diese 
Zahlen bekommen, die tatsächlich diese 
Masse darlegen würden. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verzeihen 
Sie, darf ich dann noch einmal nachfragen, 
wenn Sie sich schon einlassen? Sie haben 
sich gerade eingelassen, Sie waren für die 
Statistik selbst verantwortlich. Sie wussten 
doch, dass hier in dieser Form die Zahlen in 
die Höhe schnellten. 

Zeugin Fries-Gaier: Die Zahlen, aber 
doch nicht - - Das Hochschnellen der Zahlen 
heißt doch nicht gleichzeitig, dass auch die 
illegalen Einreisen hochschnellten. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber 
selbstverständlich, wenn Herr Stüdemann als 
Botschafter vor Ort Ihnen in Drahtberichten 
sagt, über die Hälfte der Antragsteller würde 
eine illegale Arbeitsaufnahme anstreben. Sie 
wissen zumindest mittlerweile von 60 000, 
die alleine in Portugal angelandet sind. Da 
müssen Sie sich doch darüber im Klaren 
sein, dass je höher die Zahl der Antragsteller 
wird, dementsprechend auch die Zahl der 
Missbrauchsfälle steigt. 

Zeugin Fries-Gaier: Aber diese Miss-
brauchsfälle wurden uns in diesem Moment 
nicht so gemeldet. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Gut, Sie 
haben gesagt, dass Sie nicht für jeden Miss-
brauch verantwortlich sind. Da stimme ich 
Ihnen zu. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gibt 
es weitere Fragen an die Zeugin? Das ist 
anscheinend nicht der Fall. - Es ist tatsäch-
lich nicht der Fall. 

Damit sind wir am Ende der Vernehmung. 
Frau Fries-Gaier, Sie bekommen von uns ein 
Protokoll. Das bitte ich durchzuschauen und 
uns dann eventuell korrigiert zurückzusen-
den. 
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Wir sind am Ende Ihrer Vernehmung. Sie 
haben gut durchgehalten bis 2.40 Uhr. Ich 
darf Ihnen einen guten Nachhauseweg nach 
China, wenn ich es recht sehe, wünschen. 
Wir sehen uns in der nächsten Woche nicht, 
weil Sie Urlaub haben, wenn ich das richtig 
sehe. Alles Gute im Urlaub dann! 

Zeugin Fries-Gaier: Danke schön. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Auf 
Wiederschauen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich höre, im Kellergewölbe wartet noch in 
der Dunkelheit der letzte Zeuge. Er hat 
Angst, dass er von uns vergessen wird. Dann 
sollten wir ihn jetzt holen, Frau Reuther. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir sa-
gen ja immer, wir arbeiten nach den Regeln 
der Strafprozessordnung. Wenn mich die 
Herren Juristen da drüben sofort korrigieren, 
wäre ich dankbar. Wir arbeiten nach den 
Regeln der Strafprozessordnung. Ist das in 
etwa richtig? 

(Zuruf: Analog!) 

- Analog. Da gibt es ja den § 136 a. Der 
kennt auch gewisse Dauern und Uhrzeiten 
von Vernehmungen. Ich habe schon Beden-
ken, dass, wenn wir morgens um 3 Uhr 
beginnen - - 

(Zuruf: 30 Stunden - Jerzy Montag 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
kann Ihnen sagen: BGH-Recht-

sprechung!) 

- 30 Stunden am Stück darf man vernehmen, 
oder was? 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, wenn es die Polizei macht und 
wenn es normale Menschen sind, dann darf 
man das machen. Bei Beamten ist es noch 
nicht entschieden. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Herr Kollege Montag, Vo-
raussetzung ist aber, dass alle Verfahrens-
beteiligten noch aufnahmefähig sind. Da sind 
wir uns, glaube ich, einig. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich gehe bei Ihnen davon aus, dass 
Sie alles mitkriegen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Es kommt aber nicht nur 
auf mich und nicht nur auf Sie an. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verzeihen 
Sie, das ist jetzt eine Frage, die wir auch 
rechtlich klären können, ob wir uns noch für 
verhandlungsfähig erklären. Aber meinen 
Sie, das ist politisch? Wenn man ernst ge-
nommen werden will und einen Untersu-
chungsauftrag wirklich vernünftig erfüllen will, 
meinen Sie, dass es der Öffentlichkeit ge-
genüber vertretbar ist, morgens um 2.45 Uhr, 
wo wir ja auch noch eine nicht öffentliche 
Sitzung haben, eine solche Vernehmung 
durchzuführen? Meinen Sie ernsthaft, dass 
irgendjemand draußen das nachvollziehen 
kann? 

Olaf Scholz (SPD): Ja, zumal wir auf 
Ihren Wunsch hin heute nicht um 9 Uhr, son-
dern um 13.30 Uhr begonnen haben. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wir leiden 
darunter, dass Sie uns mit viel zu vielen 
Zeugen bepacken. Das ist das Problem. 

(Monika Heubaum (SPD): Wir sind 
jetzt erst bei Zeuge drei; das kann 

nicht so viel sein!) 

- Es war doch abzusehen, dass das Zeugen 
sind, die ungewöhnlich lange befragt werden 
würden. Das ist doch ganz klar. Das kann ich 
Ihnen auch für andere Vernehmungen sa-
gen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
möchte bei dieser Gelegenheit darauf hin-
weisen, dass wir nach dieser Zeugenver-
nehmung eine Beratungssitzung haben wer-
den, 

(Zurufe: Nein!) 

- Moment, Moment! -, bei der uns ein Antrag 
von Ihnen, von der SPD und den Grünen, 
präsentiert werden wird, eine Zeugenbe-
frachtung mit sechs Zeugen vorzunehmen: 
zu drei Zeugen noch einmal drei dazu. Ich 
möchte Sie jetzt wirklich allen Ernstes fragen: 
Wollen Sie angesichts dieses Umstands, was 
wir jetzt hier erleben und was wir schon 
zweimal erlebt haben, diesen Antrag wirklich 
noch stellen oder wollen Sie ihn nicht lieber 
zurückziehen? 

(Olaf Scholz (SPD): Das können wir 
nachher besprechen!) 
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- Ich will es nur sagen, ja? Irgendwann hört 
der Spaß auf. 

Also, der Zeuge scheint da zu sein. 
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Vernehmung des Zeugen Huth 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Neh-
men Sie bitte Platz. Ich heiße Sie herzlich 
willkommen. Sie sind für 17 Uhr geladen wor-
den; das weiß ich. Jetzt ist es 2.40 Uhr. 

Herr Huth, wir machen hier eine Ton-
bandaufzeichnung für das Protokoll. Ich höre, 
dass der Stenografische Dienst noch bis 
3 Uhr im Einsatz ist. Ist das richtig?  

(MR’n Dr. Ortmann-Droste (BT): Wir 
protokollieren auch noch darüber 

hinaus!) 

- Sie machen auch über 3 Uhr hinaus weiter, 
gut. Dann ist dies schon einmal gesichert.  

Eine Aussagegenehmigung liegt vor.  
Ich muss Sie in aller Form noch belehren. 

Herr Huth, Sie sind verpflichtet, als Zeuge die 
Wahrheit zu sagen. Ihre Aussagen müssen 
daher richtig und vollständig sein. Sie dürfen 
nichts weglassen, was zur Sache gehört, und 
nichts hinzufügen, was der Wahrheit wider-
spricht.  

Ich muss Sie aufmerksam machen auf 
mögliche strafrechtliche Folgen. Bei einer 
Falschaussage können Sie nach § 153 
Strafgesetzbuch bestraft werden. Sie können 
allerdings die Auskunft auf solche Fragen 
verweigern, deren Beantwortung Ihnen selbst 
oder Angehörigen die Gefahr zuziehen 
würde, einer Untersuchung nach einem ge-
setzlich geordneten Verfahren ausgesetzt zu 
werden. Sollten Ihre Aussagen aus Gründen 
des Schutzes von Dienst-, Privat- oder Ge-
schäftsgeheimnissen nicht für die Öffentlich-
keit bestimmt sein, dann müssen Sie uns 
einen Hinweis geben, damit wir dies in nicht 
öffentlicher Sitzung gegebenenfalls abhan-
deln. 

Jetzt möchte ich Sie bitten, uns Ihren voll-
ständigen Namen zu sagen, Alter, Beruf und 
Wohnort.  

Zeuge Huth: Mein Name ist Martin Huth, 
geboren 01.04.64 in Essen. Ich bin Beamter, 
arbeite beim Auswärtigen Amt. Mein gegen-
wärtiger Dienstort ist Beirut.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
haben Sie die Möglichkeit, wie alle anderen 
Zeugen auch, im Zusammenhang darzustel-
len, was Sie zum Prüfungsgegenstand zu 
sagen haben.  

Zeuge Huth: Ich würde diese Gelegen-
heit gerne wahrnehmen, Sie aber zeitlich 
schonen; es wird nicht sehr lange werden.  

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Lauter!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wenn 
Sie näher an das Mikrofon herangehen, kann 
man Sie besser verstehen.  

Zeuge Huth: Gestatten Sie mir zunächst 
einen Hinweis in Bezug auf meine Aussage 
vor dem Landgericht Köln im Strafverfahren 
gegen Anatoli Barg. Im Verlaufe meiner 
sachlichen und wahrheitsgemäßen Aussage 
wurde diese von Herrn Oberstaatsanwalt 
Bülles mit jener eines - Zitat - „Täters aus der 
NS-Zeit; die hätten auch von nichts etwas 
wissen wollen“ verglichen, ohne dass der 
Vorsitzende dies anders als mit einer freund-
lichen Aufforderung zur Zurückhaltung bean-
standet hätte. Ich habe in diesem in jeder 
Hinsicht unakzeptablen Vergleich immer 
einen Beleg für eine außerordentliche Vor-
eingenommenheit gesehen. Presseberichten 
habe ich entnommen, dass Oberstaatsanwalt 
Bülles vor diesem Ausschuss gesagt hat - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr Vor-
sitzender, inwieweit ist das Vernehmungsge-
genstand, was der Zeuge uns hier vorträgt?  

Zeuge Huth: Wenn Sie noch einen - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Bitte? 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Inwieweit 
ist das Vernehmungsgegenstand, was der 
Zeuge uns hier vorträgt? Was hat das mit 
unserem Verfahren zu tun? 

Olaf Scholz (SPD): Das ist sein Recht, 
das hier zu sagen. Jetzt lassen Sie das mal 
und ertragen das! 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Nein, 
nein, es geht hier um den Verfahrensge-
genstand und wir lassen uns hier morgens 
um 2.45 Uhr nicht mit irgendwelchem Zeug 
langweilen.  

(Olaf Scholz (SPD): Ich finde, es 
gehört dazu!) 

- Ich frage, inwieweit das für unseren Verfah-
rensgegenstand interessant ist. Aber irgend-
welche - - 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Sind 
Sie der Meinung, Herr Huth, dass das mit 
unserem Thema zu tun, was Sie jetzt gerade 
vorgetragen haben?  

Zeuge Huth: Ja, wenn ich noch zwei 
Sätze weiterlesen dürfte, dann wird der Zu-
sammenhang sofort klar.  

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Wir sind hier nicht dazu da, 
um Richter- und Staatsanwaltsschelte anzu-
hören. Das kann man beim Gericht und beim 
Staatsanwalt machen.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das hat 
mit diesem Verfahren nichts zu tun. 

Olaf Scholz (SPD): Herr Vorsitzender, 
erteilen Sie bitte das Wort dem Zeugen!  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Er hat 
das Wort. 

Zeuge Huth: Presseberichten habe ich 
entnommen, dass Oberstaatsanwalt Bülles 
vor diesem Ausschuss gesagt haben soll: 
Wenn ich so arbeiten würde wie die beim 
Auswärtigen Amt, hätte ich mir einen Kopf-
schuss gegeben.  

Der gleiche Oberstaatsanwalt hat gegen 
mich und andere Mitarbeiter des Auswärtigen 
Amtes ein Verfahren wegen uneidlicher 
Falschaussage eingeleitet. Das Verfahren 
wurde zwar sehr rasch mangels Tatverdacht 
eingestellt, kann jedoch grundsätzlich jeder-
zeit wieder eröffnet werden. Muss ich vor 
diesem Hintergrund nicht befürchten, dass 
die Kölner Staatsanwaltschaft meine Aus-
sage vor diesem Ausschuss erneut mit 
einem Verfahren wegen Falschaussage in 
Köln beantwortet? Bis heute wurde mir von 
niemandem mitgeteilt, was ich denn Fal-
sches in Köln ausgesagt haben soll. Des-
halb: Was immer ich heute berichte, es be-
steht die Gefahr, dass wieder der Vorwurf 
erhoben wird, dass ich falsch aussage.  

Ich habe mich rechtlich beraten lassen 
und dabei erfahren, dass ich bei dieser Si-
tuation ein umfassendes Auskunftsverweige-
rungsrecht auch vor diesem Ausschuss ge-
mäß § 22 Abs. 2 PUAG in Verbindung mit 
§ 55 StPO habe. Ich will aber nicht, dass 
dieser Untersuchungsausschuss die zur Er-
füllung seines Untersuchungsauftrages er-
forderlichen Informationen nur deshalb nicht 

bekommt, weil ein Zeuge in Köln in öffentli-
cher Verhandlung in unakzeptabler Weise 
persönlich angegriffen und ihm dann auch 
noch eine Falschaussage nachgesagt wurde. 
Ich werde deswegen trotz meines Auskunfts-
verweigerungsrechtes hier aussagen. 

Ich würde dann gerne unter Bezug auf 
den Beweisantrag vom 9. März zunächst den 
Zeitraum meiner Tätigkeit beim Referat 508 
klarstellen. Ich war im Referat 508 als Refe-
rent eingesetzt in der Zeit von August 2000 
bis Mai 2002. Mit Fragen des Visumrechts 
war ich jedoch ausschließlich in der Zeit von 
August 2001 - - Der Beweisantrag geht hier 
von März 2001 aus; tatsächlich war ich mit 
Fragen des Visumrechts in der Zeit von 
August 2001 bis Mai 2002 befasst. Zuvor war 
ich im Referat 508 in einem anderen Arbeits-
gebiet eingesetzt und war in keiner Weise mit 
Fragen des Visumrechts befasst. 

In Abweichung von dem Text möchte ich 
nur kurz meiner Belustigung Ausdruck ge-
ben, dass ich hier unmittelbar vor dieser Sit-
zung draußen von einem jungen Mann, der 
sich als Mitarbeiter Ihrer Fraktion, Herr Vor-
sitzender, ausgegeben hat, über eine halbe 
Stunde lang in ein sehr intensives Gespräch 
verwickelt wurde, bei dem er mir sehr spezi-
fische Fragen zum Verhandlungsgegenstand 
gestellt hatte. Er wollte unter anderem wis-
sen, ob ich denn wisse, woher der Satz „in 
dubio pro libertate“ käme, was ich von Frau 
Nibbeling-Wrissnig halten würde und ob ich 
einer Partei angehöre.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wer 
war das? Wer hat Sie da gefragt?  

Zeuge Huth: Ein junger Herr, der dort 
sitzt. Ich will damit keinen Vorwurf verbinden. 
Ich habe freundlich, unverbindlich geantwor-
tet. Ich meine nur, dass vielleicht Fraktions-
mitarbeiter vor den Sitzungen mit den Zeu-
gen solche Gespräche nicht führen sollten.  

(Sebastian Edathy (SPD): Das ist ja 
erstaunlich! - Weitere Zurufe von 

der SPD und der CDU/CSU) 

- Der junge Herr, der dort sitzt. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Kön-
nen wir das mal schnell klären? Stimmt das, 
dass das Gespräch draußen stattgefunden 
hat?  

Harbusch (BT): Ja, es hat stattgefunden. 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: In der 
Form, wie es gerade hier gesagt wurde? 

Harbusch (BT): Es ging darum, dass der 
Zeuge lange warten muss, nicht um den 
Gegenstand des Untersuchungsauftrages.  

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Es ging um den Inhalt.  

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): 
Wer ist das denn überhaupt? Können wir das 
mal zu Protokoll nehmen?  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Erst 
mal hat er es nicht im Auftrag getan und 
zweitens - - 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Ich 
würde gerne mal wissen, wer es ist.  

Harbusch (BT): Ich heiße Harbusch. Ich 
habe, wie es üblich ist, in der Halle ein Ge-
spräch geführt. Er stand da ganz alleine. Ich 
habe gefragt, ob er der Zeuge ist, der noch 
zu hören ist. Dieses Gespräch war dem Zeu-
gen auch nicht unangenehm. Wir haben über 
dieses und jenes gesprochen. Ich hatte nicht 
das geringste Unrechtsbewusstsein. Es war 
ein ganz normales Gespräch über diesen 
Ausschuss.  

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und über den Untersuchungsauftrag: 
„… pro libertate“ - oder? 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Also, 
Herr Montag, erst mal ist der Mitarbeiter hier 
nicht Zeuge. Zum Zweiten möchte ich darauf 
hinweisen, dass es nicht verboten ist, wie Sie 
jetzt hier insinuieren. Das Dritte ist: Wenn es 
Herrn Huth unangenehm gewesen wäre, 
dann hätte er das Gespräch ja nicht führen 
müssen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
Gefühl habe ich aber auch. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und ich 
wundere mich, Herr Huth: Gerade haben Sie 
sich selber noch - zu Recht oder nicht - be-
klagt über das Verhalten eines Oberstaats-
anwaltes und jetzt haben Sie auch einen 
Mitarbeiter relativ schnell in eine Lage ge-
bracht, wo er das Gefühl haben muss, er hat 
was falsch gemacht.  

(Siegfried Kauder (Villingen-
Schwenningen) (CDU/CSU): Dass 

er ein Angeklagter sei!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Huth, fühlen Sie sich jetzt im Nachhinein 
durch das Gespräch bedroht, belästigt, aus-
gespäht oder was ist denn los mit Ihnen?  

Zeuge Huth: Ich habe ausdrücklich ge-
sagt, dass ich mit diesem Hinweis keinen 
Vorwurf verbinde.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wa-
rum erzählen Sie es uns dann?  

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Kommen Sie vielleicht mal zur Sa-

che!) 

Warum erzählen Sie es uns? 

Zeuge Huth: Es macht den Eindruck, vor 
diesem Ausschuss ausgefragt zu werden. Da 
gibt es zwei Möglichkeiten. Die eine ist, wie 
Sie gerade richtig sagen, dass man das Ge-
spräch abbricht, und die andere ist, dass 
man freundlich, unverbindlich antwortet und 
eben seine Sachen für sich behält. Das ist 
der Weg, den ich gewählt habe. Ich wollte 
das nur dem Ausschuss zur Kenntnis geben, 
weil ich persönlich der Auffassung bin, dass 
solche Gespräche nach Möglichkeit unmittel-
bar vor einer Ausschusssitzung am besten 
nicht geführt werden sollten oder nicht ge-
führt werden.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Noch 
mal - jetzt wird es langsam bunt - - 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Dann hätten Sie es doch nicht füh-

ren müssen! Sie haben es doch 
geführt!) 

- Jetzt seien Sie doch bitte mal ruhig! - Wenn 
Sie draußen ein privates Gespräch mit einem 
Ihnen unbekannten Menschen führen und 
Sie sich dort belästigt oder bedroht fühlen, 
dann brechen Sie das Gespräch ab.  

(Sebastian Edathy (SPD): Ein Pri-
vatgespräch über einen Untersu-

chungsgegenstand, das ist doch lä-
cherlich!) 

- Halten Sie jetzt bitte den Mund! - Wenn Sie 
jetzt sagen, Sie fühlen sich hier beeinträch-
tigt, dann müssen Sie das vortragen. Wenn 
Sie sagen, da hat ein Mensch im Auftrag 
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möglicherweise oder um irgendetwas auszu-
spähen, von Ihnen was wissen wollen - - 
Was wollen Sie uns denn mitteilen? Wollen 
Sie uns jetzt etwas mitteilen oder wollen 
Sie - - Ich verstehe das nicht, was der Sinn 
Ihrer Rede ist.  

Zeuge Huth: Ich möchte es noch mal kla-
rer fassen, Herr Vorsitzender. Ich habe, 
glaube ich, nicht gesagt, dass ich mich 
übermäßig negativ beeinträchtigt gefühlt 
habe. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Was 
denn dann?  

Zeuge Huth: Ich wollte es Ihnen zur 
Kenntnis geben, dass dieses Gespräch hier 
stattgefunden hat. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das 
war auch wertvoll!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Also, 
Sie wollen sagen, da draußen hat Sie je-
mand angesprochen und Sie halten es für 
wichtig, dass das uns hier mitgeteilt wird.  

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ein Mitarbeiter Ihrer 
Fraktion, nicht irgendeiner, hat 

einen Zeugen vor seiner Verneh-
mung hier ausgefragt!) 

- Ja und? Bevor es noch hysterischer wird - - 
(Lebhafte Zurufe von der SPD und 

der CDU/CSU) 

Wir machen jetzt weiter, wenn es geht, 
zum Prüfungsthema und nicht zu irgendwel-
chen Leuten.  

Zeuge Huth: Zu der in diesen Zeitraum - 
genauer gesagt: in die Zeit von August 2001 
bis Januar 2002 - fallenden Neuregelung der 
Handhabung von Reiseschutzversicherun-
gen als einem für den Untersuchungsge-
genstand dieses Ausschusses offenbar rele-
vanten Thema möchte ich zusammenfas-
send kurz Folgendes festhalten: Das Carnet 
de Touriste und der Reiseschutzpass waren 
bereits seit längerer Zeit im Rahmen der so 
genannten Versicherungslösung als Aliud 
oder Surrogat für die von einem Einlader 
abzugebende Verpflichtungserklärung ge-
mäß der §§ 82 und 84 Ausländergesetz ein-
geführt. Ihre Anerkennung im Visumverfah-
ren war insbesondere geregelt in Teilrunder-

lassen vom 15.10.1999 - darin unter ande-
rem „i. d. R. Verzicht auf Vorlage weiterer 
antragsbegründender Unterlagen bei Vorlage 
eines CdT“ - und vom 02.05.2001, der im 
Wesentlichen die Gleichbehandlung von CdT 
und Reiseschutzpass vorsah.  

Da sich im Spätsommer 2001 ein drittes 
Unternehmen um Akzeptanz eines derartigen 
Versicherungsproduktes im Rahmen des 
Visumverfahrens bemühte, bestand Anlass, 
die bestehenden Regeln zu sichten und auch 
mit Blick auf weitere zukünftige mögliche 
Anbieter von Reiseschutzversicherungen 
unter einheitlichen Bedingungen und in Ab-
sprache mit dem BMI neu zu fassen. Die 
Zulassung weiterer Versicherungsunterneh-
men war wünschenswert, um Monopolstel-
lungen einzelner Anbieter verhindern zu kön-
nen. Die Abschaffung der Anerkennung von 
Reiseschutzversicherungen und damit die 
Abstandnahme von der Versicherungslösung 
überhaupt stand - auch mit Blick auf weiter-
hin oft unterbliebene Bonitätsprüfung durch 
die Ausländerbehörden - nicht zur Disposi-
tion.  

Kernpunkte und Zielsetzung einer solchen 
Neuregelung waren: erstens die Aufstellung 
von grundlegenden Erfordernissen für derar-
tige Versicherungsprodukte: Fälschungssi-
cherheit, ausreichende Bonität bzw. Leis-
tungsfähigkeit des Versicherers sowie ein 
den §§ 82 und 84 Ausländergesetz genü-
gender Versicherungsschutz; zweitens die 
Wiederherstellung der Prüfhoheit unserer 
Visastellen über Visaanträge von Antrag-
stellern, welche eine Reiseschutzversiche-
rung vorlegen, insbesondere hinsichtlich der 
Prüfung von Rückkehrwilligkeit und Ver-
wurzelung. In diesem Zusammenhang habe 
ich im Referat und gegenüber dem BMI 
mehrfach deutlich gemacht, dass ich die mit 
Teilrunderlass vom 15.10.1999 getroffene 
Regelung, die ich zuvor erwähnt habe, für 
problematisch und für nicht vereinbar mit 
dem allein auf eine Bürgschaft im Sinne der 
§§ 82 und 84 Ausländergesetz beschränkten 
Zweck von Reiseschutzversicherungen hielt. 
Auch eine in der Vergangenheit praktizierte 
Vorprüfung potenzieller Reiseschutzversiche-
rungskunden durch die Versicherer selbst 
war meines Erachtens bereits mit Blick auf 
die wirtschaftliche Interessenlage der Versi-
cherungsunternehmer kein Ersatz für eine 
Prüfung von Visaanträgen durch die Visa-
stellen.  

Drittens die Vermeidung jeglicher vertrag-
licher Bindung des Auswärtigen Amtes zu 
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einzelnen Anbietern, um bei negativen Erfah-
rungen jederzeit die Anerkennung einzelner 
oder aller Reiseschutzversicherungen im 
Visumverfahren aussetzen oder beenden zu 
können; viertens ausschließlich unter diesen 
genannten Voraussetzungen die Anerken-
nung von im In- und Ausland ausgestellten 
Reiseschutzversicherungen im Visumverfah-
ren ohne besondere Kontrolle der Vertriebs-
wege.  

Die Umsetzung dieser Gedanken in Form 
eines Runderlasses fand in ständiger Ab-
stimmung mit dem BMI und unter Rückkop-
pelung mit dem für die Visumpraxis zustän-
digen Referat 509 statt. Eine diesen ge-
nannten Eckpunkten entsprechende Rege-
lung wurde dann mit Runderlass vom 
29.01.2002 formuliert. Der Erlass, der im 
Übrigen die Teilrunderlasse vom 15.10.99 
und 02.05.2001 aufhob, wurde von BMI und 
Referaten 509 und 110 des Auswärtigen 
Amtes mitgezeichnet.  

Die Botschaften Kiew und Moskau ver-
zeichneten aufgrund des einsetzenden örtli-
chen Vertriebs von Reiseschutzpässen - im 
Inland ausgestellte Reiseschutzpässe waren 
ja bereits zuvor anerkannt - einen offenbar 
rasanten Anstieg von Antragstellern und 
wiesen das Auswärtige Amt hierauf mit 
Drahtberichten von Februar und März 2002 
hin. In mehreren intensiven Gesprächen und 
Korrespondenzen wurden diese Botschaften 
auf den beschränkten Zweck der Reise-
schutzversicherungen, die Notwendigkeit der 
Prüfung der übrigen visumrechtlichen Vo-
raussetzungen inklusive des Reisezwecks 
und der hierfür erforderlichen finanziellen 
Mittel und damit die Möglichkeit der Ableh-
nung derartiger Anträge hingewiesen.  

Angesichts des dennoch nicht nachlas-
senden Andrangs vor der Botschaft Kiew 
wurde die Botschaft mit Weisung des Aus-
wärtigen Amtes vom 19. März 2002 ange-
wiesen, die Annahme von Reiseschutzversi-
cherungen bis auf weiteres auszusetzen. 
Reise-Schutz AG und ADAC als die ausstel-
lenden Unternehmen hatten zuvor bereits 
zugesagt, bis auf weiteres keine Reise-
schutzversicherungen mehr für die Ukraine 
auszustellen. 

Ich selber habe dann das Referat 508 
zum 31. Mai 2002 aufgrund meiner Verset-
zung an die Botschaft Beirut verlassen. 

Danke schön. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Huth, Sie haben sicher mitbekommen, dass 

das Carnet de Touriste wie auch der Reise-
schutzpass - insbesondere das Carnet de 
Touriste - von Anfang an missbrauchsanfällig 
war und man immer gegensteuern musste, 
nachbessern musste, damit Missbrauch nicht 
in großem Stil systematisch stattfindet. Vor 
Gericht haben Sie ausgesagt zu dem Thema, 
auch hinsichtlich des Carnet de Touriste 
habe man Zweifel an einem seriösen Vertrieb 
im Ausland gehabt; es sei aber nicht Aufgabe 
des Auswärtigen Amtes, die Vertriebswege 
der Reiseversicherungen zu kontrollieren 
oder zu überwachen. - Was haben Sie damit 
gemeint? 

Zeuge Huth: Darf ich fragen, Herr Vorsit-
zender, wo dieses Zitat herkommt? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
ist das Zitat aus der Hauptverhandlung, Ihre 
Vernehmung, Zeuge Herr Huth, Martin, Be-
ginn 27.10.2003, 13 Uhr bis 16.45 Uhr.  

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Dr. Uhl, es gibt doch gar kein 
Protokoll; beim Landgericht wird kein 
Protokoll geführt.  

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das 
ergibt sich aus der Mitschrift des 

BGS-Beamten!) 

- Aha.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Mit-
schrift des BGS-Beamten. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also eine Mitschrift von jemandem. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Eine 
Mitschrift. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Er 
kann doch sagen, ob es richtig ist 

oder nicht!) 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Er fragt doch erst mal, woraus zitiert 
wird. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
ist eine gute Frage; da brauchen wir doch gar 
nicht so gereizt zu sein. Die Mitschrift haben 
Sie doch auch. Also, das ist eine Mitschrift 
des BGS-Beamten. Haben Sie das gefun-
den? 
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Zeuge Huth: Ja, ich habe diesen Text 
auch vorliegen.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: 
Zweite Seite in der Mitte. 

Zeuge Huth: Ich habe diesen Text ges-
tern das erste Mal gesehen bei der Akten-
durchsicht im Auswärtigen Amt und habe 
festgestellt, dass es sich sozusagen um das 
Privatprotokoll eines Polizisten handelt, der 
im Zuschauerraum mitgeschrieben hat - ich 
weiß gar nicht, in wessen Auftrag. Ich habe 
den Text durchgeschaut und habe gesehen, 
dass er offenbar eine Reihe von schon rein 
sachlichen Fehlern enthält, wenn Sie sich 
den Anfang anschauen: Herr Huth gab an, 
von 2001 bis Mai 2003 Leiter des Refera-
tes 508 im Auswärtigen Amt gewesen zu 
sein. - Ich habe ja zum Zeitraum meiner Tä-
tigkeit gerade eine Aussage gemacht. 
Selbstverständlich war ich auch nicht Leiter 
des Referates 508, sondern Referent.  

An einigen anderen Stellen schreibt der 
Protokollant, dass er eben auch die Antwor-
ten akustisch nicht richtig verstanden hat. Ich 
sage das nur deshalb, weil dieser Text in 
seiner Gesamtheit für mich möglicherweise 
nicht alles absolut richtig wiedergibt.  

Zu der von Ihnen angeführten Aussage: 
Die kann ich jedenfalls insoweit sinngemäß 
bestätigen, als dass es nach dem mit dem 
Erlass erarbeiteten Konzept auf die Kontrolle 
der Vertriebswege nicht mehr ankommen 
sollte.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Was 
heißt „nicht mehr ankommen sollte“? Das 
heißt, das Auswärtige Amt soll nichts kontrol-
lieren bzw. die Botschaft bzw. die Visastelle, 
also die Sphäre des Auswärtigen Amtes? 

Zeuge Huth: Wie ich gerade erklärt habe, 
ging es darum, eine einheitliche Regelung zu 
schaffen, unter der Reiseschutzversicherun-
gen verschiedener Anbieter grundsätzlich 
anerkannt werden können. Da verschiedene 
Unternehmen natürlich unterschiedliche 
Strukturen haben, mit unterschiedlichen 
Partnern arbeiten und gerade auch mit Blick 
darauf, dass zum Beispiel im Zusammen-
hang mit dem Reisebüroverfahren ja eher 
schlechte Erfahrungen hinsichtlich der Kon-
trolle von Vertriebswegen und der Kontrolle 
von Partnern gemacht worden sind, und na-
türlich auch mit Blick darauf, dass man in 
bestimmten Ländern wohl immer mit einer 

gewissen Wahrscheinlichkeit rechnen muss, 
dass Vertriebspartner nicht unbedingt seriös 
sind, und mit Blick auf die fehlenden Kon-
trollkapazitäten innerhalb der Botschaften 
war es eben wichtig, im Rahmen dieser 
neuen Regelung eine vernünftige Regelung 
zu finden, bei der auf die Kontrolle der Ver-
triebswege verzichtet werden konnte. Ich darf 
es vielleicht gleich damit verknüpfen, dass 
ich sage: Der Schlüssel lag darin, dass man 
eben die volle Prüfhoheit hinsichtlich der 
Visaanträge wieder in die Visastellen verlegt 
hat. Etwas salopp würde ich sagen: völlige 
Abstandnahme von einem bisher geübten 
Outsourcing bei der Kontrolle von Visuman-
trägen.  

Die Reiseschutzversicherung sollte nur 
noch ein Produkt sein und nur noch eine 
Versicherung und nur noch ein Aliud für die 
Verpflichtungserklärung. Die Prüfung aller 
visumrechtlichen Erfordernisse dagegen 
hatte durch die Botschaft zu erfolgen. Wenn 
Sie das mit dem Reisebüroverfahren verglei-
chen oder auch mit der Regelung unter dem 
Teilrunderlass vom 15.10.99, dann setzen 
derartige Regelungen ja immer einen Ver-
trauenstatbestand. Man arbeitet mit einem 
Partner zusammen und man gibt ihm Kredit 
dafür, dass er zum Beispiel die Vi-
saantragsteller einer Vorprüfung, einer eige-
nen Vorprüfung unterzieht, schickt die Leute 
dann zur Botschaft. Natürlich wird das nur 
umgesetzt, wenn dann auch in der Prüfung 
der Visaunterlagen mit einer geringeren 
Prüfdichte geprüft wird. Der Sinn des Erlas-
ses vom 29.01.2002 war es eben, hier eine 
klare Trennlinie zu ziehen zwischen dem, 
was außerhalb der Botschaft passiert - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
glaube, das können wir abkürzen. Es geht 
mir um etwas ganz anderes. Es geht mir 
darum, dass Sie scheinbar ein anderes Ver-
ständnis hatten in Ihrer Zeit von den Aufga-
ben des Auswärtigen Amtes/Botschaft und 
Visastelle beim Vertrieb des Carnet de Tou-
riste, als es früher, vor Ihrer Zeit, der Fall 
war. Sie waren von August 2000 bis 
Juni 2002 im Referat. 

Zeuge Huth: August 2001.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Au-
gust 2001. Dann habe ich hier eine andere 
Angabe bei mir. August 2001. Das heißt also 
sozusagen ein Jahr? 
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Zeuge Huth: Wie ich vorhin in meiner 
Eingangserklärung sagte: Ich war von Au-
gust 2000 im Referat 508, war aber von Au-
gust 2000 bis August 2001 in einem völlig 
anderen Aufgabengebiet eingesetzt. Ich 
habe mich dort mit Rückführungsangelegen-
heiten befasst und überhaupt nicht mit dem 
Visumrecht. Dann wurde die Stelle des 
Grundsatzreferenten frei und ich habe refe-
ratsintern gewechselt.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. 
Deswegen frage ich Sie, ob Sie mit den Vor-
kommnissen diesbezüglich drei Jahre zuvor 
zu tun hatten - das konnten Sie nicht haben - 
oder ob Sie es vielleicht nachgelesen haben. 

Ich halte Ihnen mal einen Drahterlass vor 
vom 17.10.97, also drei Jahre vor der Zeit. 
Hier geht es um den Vertrieb in der Ukraine. 
Da fand eine Besprechung statt mit den Ver-
tretern des ADAC, ÖAMTC, Auswärtiges Amt 
und BMI zum Vertrieb des Carnet de Touriste 
in der Ukraine.  

Automobilclubs wurden in deutlicher 
Form die Wünsche des AA und der 
Botschaft nach einem transparen-
ten, vom Klub 112 beaufsichtigten 
seriösen Vertrieb des Carnet de 
Touriste dargelegt. Klubs zeigten 
sich problembewusst … 

Dann wurde denen mitgeteilt, dass nur 
eine solide Verkaufspraxis langfristig erfolg-
reich sein kann, das heißt, dass sie langfris-
tig im Geschäft bleiben können. So geht es 
weiter. Das heißt, es wurde ihnen klar ge-
macht, sie müssen den Vertrieb so gestalten, 
wie das Auswärtige Amt und das BMI und die 
Botschaft es von ihnen erwarten. Das war im 
Oktober 97.  

Dann, im Mai 98 - - Das Carnet de Tou-
riste wurde in der Ukraine am 01.05.97 ein-
geführt und dann gibt es allerlei Probleme. 
Aus den Problemen heraus wurde der Ver-
kauf des Carnets dann auch eine Zeit lang 
eingestellt, weil die Vertriebswege unseriös 
wurden.  

Jetzt wird hier in dem Schreiben berichtet:  
Heute verkauft der Klub circa 120 
Carnets pro Tag nur in seinen eige-
nen Räumlichkeiten in Kiew. Diese 
Räumlichkeiten wurden von der 
Leiterin der Visumstelle und Unter-
zeichner besichtigt. Im Übrigen fin-
den regelmäßige Treffen mit den 
Vertretern des Automobilklubs statt, 
einmal alle sechs bis acht Wochen 
… 

Das heißt, im Jahr 97, 98 hatte man 
durchaus das Verständnis im Auswärtigen 
Amt und in der Botschaft, dass man die Ver-
triebswege sehr präzise kontrollieren und 
fortlaufend überwachen muss, alle sechs bis 
acht Wochen. Das ist so ziemlich das Ge-
genteil von dem, was Sie vorgetragen haben 
im Gericht, was Ihre Meinung sei. Ich sage 
nicht, dass Sie was Falsches gesagt haben, 
nur, was Ihre Meinung sei. Was meinen Sie 
dazu? 

Zeuge Huth: Herr Vorsitzender, ich sehe 
da keinen Widerspruch. Man muss die bei-
den Komplexe auseinander halten. Sie spre-
chen von einer Zeit, in der es ausschließlich 
um den ADAC ging, in der man auch dem 
ADAC eine gewisse Vorprüfung der Kunden 
zugebilligt hat und das dann andererseits 
honoriert hat mit einem gewissen Entgegen-
kommen bei der Visumerteilung. Dieser Ge-
danke fand ja dann auch einen weiteren 
Ausdruck im Erlass vom 15.10.1999, in dem 
stand: Wer ein CdT vorlegt, der ist in der 
Regel von der Vorlage weiterer antragsbe-
gründender Unterlagen zu befreien. - Das 
mag eine Regelung gewesen sein, die, so-
lange man ausschließlich mit dem ADAC 
zusammengearbeitet hat, durchaus sinnvoll 
gewesen sein mag. Ich bin nicht in einer 
Situation und verfüge nicht über entspre-
chendes Wissen, um den ADAC hier zu kriti-
sieren oder zu loben, sondern das war mög-
licherweise sinnvoll. In dem Moment, in dem 
man sich aber überlegt, dass man es mit 
potenziell mehreren Anbietern von solchen 
Versicherungen zu tun hat, dass man ein 
einheitliches Regelungssystem schaffen will, 
das grundsätzlich für diese Versicherer gilt, 
und vor allem in dem man ein System 
schaffen will, in dem man den Anbietern 
überhaupt keine Privilegien bei der Visum-
erteilung mehr zubilligt, sondern die gesamte 
Prüfhoheit in die Auslandsvertretung zurück-
zieht, in die Visastelle - - In diesem Zusam-
menhang macht es durchaus Sinn, auf die 
Kontrolle der Vertriebswege zu verzichten, - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Mit 
welchem Erlass ist das Ihrer Meinung nach 
passiert?  

Zeuge Huth: - schon alleine deshalb, weil 
die Auslandsvertretungen im Zweifelsfalle 
auch gar nicht die Kapazitäten haben, all 
diesen Vertriebswegen hinterherzulaufen. 
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Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: In 
welchem Erlass ist das Ihrer Meinung nach 
passiert? 

Zeuge Huth: In dem Erlass vom 
29. Januar 2002.  

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Zi-
tieren Sie mal, wo denn da! Wo 
denn da? Lesen Sie mal vor!) 

Zeuge Huth: Also nur die entsprechende 
Passage, nicht den ganzen Absatz? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Natür-
lich. 

Zeuge Huth: Das ist Ziffer III.3.: 
Die Reiseschutzversicherung be-
rechtigt den Inhaber, diese im 
Rahmen seines Antrags auf Ertei-
lung eines Visums für einen Kurz-
zeitaufenthalt bis zu drei Monaten 
ohne Aufnahme einer Erwerbstätig-
keit als Finanzierungsnachweis 
gemäß §§ 82, 84 AuslG vorzulegen. 
Die Auslandsvertretung ... 

- jetzt kommt ein technischer Satz - 
... Ausfertigung des Versicherungs-
scheins ... Davon unbenommen 
bleibt die Pflicht der Auslandsver-
tretung zur Überprüfung der übrigen 
Voraussetzungen zur Visumertei-
lung (z. B. Rückkehrberechtigung, 
Rückkehrbereitschaft bzw. Verwur-
zelung im Heimatland) entspre-
chend den Vorgaben der allgemei-
nen Runderlasse … 

Zusätzlich darf ich darauf verweisen, dass 
dieser Erlass vom 29. Januar 2002 in seinem 
Titel unter „Bezug“ die Teilrunderlasse vom 
02.05.2001 und vom 15.10.1999 aufführt und 
in seinem zweiten Satz sagt: 

Die Bezugs-Teilrunderlasse zu 1 
und 2 werden aufgehoben ... 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Kön-
nen Sie auch noch den einen Satz vorlesen, 
den Sie gerade übersprungen haben, wo Sie 
gesagt haben, jetzt kommt ein technischer 
Satz? 

Zeuge Huth: 
Die Auslandsvertretung nimmt da-
bei eine Ausfertigung des Versiche-

rungsscheins zur Visumakte und 
verzichtet im Übrigen auf die Vor-
lage anderer bzw. ergänzender Fi-
nanzierungsnachweise. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Aha. 
... und verzichtet im Übrigen auf die 
Vorlage anderer bzw. ergänzender 
Finanzierungsnachweise. 

Was heißt das? 

Zeuge Huth: Das heißt, dass die Reise-
schutzversicherung als Finanzierungsnach-
weis anzuerkennen ist. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
heißt, kein weiterer Finanzierungsnachweis 
ist mehr erforderlich. 

Zeuge Huth: Das heißt, kein weiterer Fi-
nanzierungsnachweis ist vorzulegen, um die 
Finanzierung der Reise im engeren Sinne zu 
bestreiten. Aber Sie wissen vielleicht aus den 
Akten, dass dieser Erlass der Botschaft Kiew 
hinterher, als sie gesagt hat: „Wir haben die-
sen Andrang gehabt“, mehrfach im Einzelnen 
erläutert worden ist und dabei wiederholt 
darauf hingewiesen worden ist, dass zum 
Beispiel im Rahmen der Prüfung des Reise-
zwecks, der Rückkehrwilligkeit und der Ver-
wurzelung selbstverständlich auch der Blick - 
wenn ich das salopp sagen darf - ins Porte-
monnaie des Antragstellers erlaubt und er-
forderlich ist. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: In 
welcher Weise? 

Zeuge Huth: Indem zum Beispiel, wenn 
der Reisezweck geprüft wird, festzustellen 
ist, ob der angegebene Reisezweck mit den 
vorhandenen finanziellen Mitteln des An-
tragstellers überhaupt erfüllt werden kann. In 
diesem Falle ist die Finanzierung der Reise 
durchaus relevant, aber nicht mit Blick auf 
die Übernahme des Kostenrisikos, was ja 
durch die Reiseschutzversicherung abgesi-
chert ist, sondern mit Blick auf den angege-
benen Reisezweck. Wenn Sie die Akten 
durchsehen, dann werden Sie sehen, dass 
zwischen Januar 2002 und März 2002 hierzu 
ein sehr intensiver Austausch mit der Bot-
schaft Kiew stattfand, in dem dieser Punkt 
immer wieder wiederholt und klargestellt 
wurde. 
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Im Gegenzug dazu hat der Erlass vom 
15.10.1999 generell auf die Vorlage weiterer 
antragsbegründender Unterlagen verzichtet. 
Dieser Erlass wurde mit dem Erlass vom 
29. Januar 2002 aufgehoben. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wel-
che Finanzierung war denn nötig oder in 
welcher Höhe musste ein Ausländer nach 
diesem Erlass vom 29. Januar 2002 in Vor-
lage treten? Er musste also einen Reise-
schutzpass besorgen, um die Kosten abzusi-
chern. Was musste er noch unter Finanzie-
rungsgesichtspunkten tun? 

Zeuge Huth: Wenn wir jetzt nur vom 
Nachweis über die Finanzierung sprechen, 
dann musste er nichts weiter vorlegen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Was 
kostete der Reisepass in etwa, ein einmona-
tiger? 

Zeuge Huth: Das ist mir jetzt nicht mehr 
präsent. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Bitte? 

Zeuge Huth: Ist mir im Moment nicht 
mehr präsent. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Gut. - 
Also, er musste nichts mehr weiter nachwei-
sen? 

Zeuge Huth: Hinsichtlich der Finanzie-
rung musste er nichts nachweisen. Sobald 
aber die Frage auf den Reisezweck kam, war 
es eben unter Umständen durchaus erforder-
lich, ihn dann auch wieder auf seine eigenen 
persönlichen finanziellen Verhältnisse hin zu 
überprüfen. Das Gleiche gilt auch für die 
Verwurzelung; denn natürlich sind die man-
gelnden Finanzen durchaus auch ein Indiz 
für die Rückkehrwilligkeit. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang 
auch darauf hinweisen, dass es im Grunde 
auch hier bei dem Untersuchungsgegen-
stand um Schleusungen geht. Wer sich 
schleusen lässt oder sich selber schleust, 
dem mangelt es in aller Regel an der Rück-
kehrwilligkeit, nicht unbedingt an den Finan-
zen. Es sind also durchaus Fälle denkbar - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Muss-
te ein Ausländer, der - - 

Zeuge Huth: Darf ich kurz die Antwort zu 
Ende führen? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Muss-
te ein Ausländer, der - - 

(Sebastian Edathy (SPD): Der 
Zeuge möchte weiter antworten, 

Herr Vorsitzender! - Jerzy Montag 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Der 
Zeuge hat darum gebeten, zu Ende 

sprechen zu dürfen!) 

Bitte, was wollen Sie uns noch sagen? 

Zeuge Huth: Danke. - Es sind ja durch-
aus Fälle denkbar, dass jemand erforderliche 
eigene finanzielle Mittel nachweist oder auch 
tatsächlich hat, aber dennoch nicht rück-
kehrwillig ist. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Natür-
lich, alles ist denkbar. 

Zeuge Huth: Deshalb kommt es grund-
sätzlich auf die Prüfung des Kriteriums der 
Rückkehrwilligkeit an. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Natür-
lich. 

Zeuge Huth: In diesem Rahmen kann 
man auch wieder den Blick ins Portemonnaie 
werfen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: 
Schön. - Also, ein Ausländer gibt vor, er will 
nach Köln reisen, um dort zwei Wochen zu 
bleiben, und bittet um ein Visum. Muss er 
nach diesem Erlass die Finanzierbarkeit der 
Reisekosten nach Köln und die Unterbrin-
gungskosten für zwei Wochen in Köln nach-
weisen können oder nicht? Dass er das fi-
nanzieren kann? 

Zeuge Huth: Er legt einen Reiseschutz-
pass oder ein CdT vor - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ja, 
natürlich. 

Zeuge Huth: - in dieser Konstellation. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Muss 
er es nachweisen oder nicht, zusätzlich zum 
Reiseschutzpass, den er ja vorlegt? 
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Zeuge Huth: Er muss seinen Reisezweck 
darlegen können und - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Der 
sagt: Ich bin zwei Wochen in Köln. Muss er 
jetzt die Finanzierbarkeit der Reise nachwei-
sen oder nicht? 

Zeuge Huth: Sein Reisezweck ist die 
Reise nach Köln. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ja. 

Zeuge Huth: Und dann hat er vielleicht, 
wie das ja bekannt ist aus den Fällen Barg 
mit diesen fantastischen Reiseprogram-
men - - Da muss er wohl unter Umständen 
auch nachweisen, wenn die Botschaft ihn 
darum fragt, dass er diese Reise auch finan-
zieren kann, dass er die erforderlichen Mittel 
hat; denn ansonsten ist der angegebene 
Reisezweck fraglich. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Und 
wenn hier steht: „ ... verzichtet im Übrigen auf 
die Vorlage anderer bzw. ergänzender Fi-
nanzierungsnachweise ...“, wie wollen Sie es 
dann einfordern? 

Zeuge Huth: Herr Vorsitzender, ich 
möchte insoweit nicht um den Brei herumre-
den. Mir ist schon klar, dass man das nach 
dem Motto lesen kann: Die Finanzierung ist 
damit vollkommen abgehakt. Ich verweise 
Sie aber noch einmal ganz eindringlich auf 
die nachfolgenden Schriftwechsel mit der 
Botschaft Kiew, die sich sehr unmittelbar an 
diesen Erlass anschließen, in denen das 
noch im Detail erklärt worden ist, damit also 
diese Art der Interpretation wirklich vermie-
den wird. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: In 
welcher Weise wurde es erklärt? 

Zeuge Huth: Das wurde der Botschaft in 
mindestens zwei Erlassen vom Februar und 
vom März 2002 erklärt. Soll ich die kurz su-
chen und daraus vorlesen? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Bitte, 
ja. 

(Der Zeuge sucht in seinen Unter-
lagen) 

Zeuge Huth: Ein Plurez an die Botschaf-
ten Kiew und Moskau vom 26.02.2002 - das 
ist also auch eine Reaktion auf einen Bericht 
der Botschaft Kiew gewesen, der Ihnen 
wahrscheinlich bekannt ist; ich glaube, vom 
8. Februar -: 

Das Auswärtige Amt weist noch-
mals darauf hin, dass Reiseschutz-
versicherungen im Visumverfahren 
unter den geschilderten Vorausset-
zungen ausschließlich als Finanzie-
rungsnachweis anzusehen und zu 
behandeln sind. Insofern betrifft der 
Bezugsrunderlass auch lediglich mit 
der Finanzierung von Besuchsauf-
enthalten zusammenhängende 
Fragen. Der Hinweis der Botschaft 
Moskau, dass der Reiserunderlass 
weder den Reisezweck noch das 
Reiseziel anspricht, geht deshalb 
fehl. Ziffer 2.3 des Runderlasses 
besagt ausdrücklich, dass die 
Pflicht der Auslandsvertretung zur 
Überprüfung der übrigen Voraus-
setzungen zur Visumerteilung - 
Rückkehrbereitschaft, Rückkehrbe-
rechtigung und Verwurzelung im 
Heimatland - davon unbenommen 
bleibt. 

Nein, da gibt es noch eine andere Stelle, 
Entschuldigung. - Auf der nächsten Seite: 

Der Bezugsrunderlass weist näm-
lich ausdrücklich darauf hin, dass 
die Vorlage weiterer antragsbe-
gründender Unterlagen, die den 
Reisezweck und die Rückkehrwil-
ligkeit dokumentieren, verlangt wer-
den kann. Die von der Botschaft 
Kiew verlangte Vorlage einer Ar-
beitsbescheinigung ist nicht zu be-
anstanden. 

Wir haben es irgendwo ganz deutlich; ich 
finde es sofort. 

(Der Zeuge sucht in seinen Unter-
lagen) 

Ja, Erlass vom 19.03.2002, noch einmal 
auf eine weitere Remonstration der Botschaft 
Kiew: 

Anders als bisher geregelt, legt der 
Bezugs-RE fest, dass die AVen die 
volle Prüfhoheit hinsichtlich der Er-
füllung der übrigen ausländer- und 
visumrechtlichen Voraussetzungen, 
insbesondere zu Reisezweck (inkl. 
Überprüfung, ob Antragsteller über 
die zur Erfüllung des Reisezwecks 
erforderlichen Finanzmittel verfügt), 
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Rückkehrwilligkeit und Verwurze-
lung im Heimatland, behalten. 

(Zuruf von der SPD: Alles klar!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Kön-
nen Sie das noch einmal sagen? Finanzier-
barkeit oder Finanzen, wie wollen Sie das 
prüfen? - Sie haben, wissen Sie, im ent-
scheidenden Punkt etwas zu schnell gespro-
chen. Das hängt vielleicht mit der späten 
Stunde zusammen. 

Zeuge Huth:  
Anders als bisher geregelt, legt der 
Bezugs-RE 

- das ist der Erlass vom 29. Januar 2002 - 
fest, dass die AVen die volle Prüf-
hoheit hinsichtlich der Erfüllung der 
übrigen ausländer- und visumrecht-
lichen Voraussetzungen, insbeson-
dere zu Reisezweck (inkl. Über-
prüfung, ob Antragsteller über die 
zur Erfüllung des Reisezwecks er-
forderlichen Finanzmittel verfügt), 
Rückkehrwilligkeit und Verwurze-
lung im Heimatland, behalten. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Rück-
kehrwilligkeit und Verwurzelung im Heimat-
land, aber nicht Finanzierbarkeit der Reise 
selbst. 

(Zuruf von der SPD: Doch!) 

Zeuge Huth:  
... inkl. Überprüfung, ob Antragstel-
ler über die zur Erfüllung des Rei-
sezwecks erforderlichen Finanz-
mittel verfügt ... 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Und in 
welcher Weise sollte das geschehen? Bei 
der Visaantragstellung? 

Zeuge Huth: Ich - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
frage deswegen: Sie haben in dem Erlass 
vom 29. Januar 2002 eine Ziffer 4. In Ziffer 4 
können Sie nachlesen, wie der Nachweis der 
Finanzierbarkeit erfolgen soll. Da geht es um 
das Erfordernis der Mitführung ausreichender 
Finanzmittel und darum, dass der Ausländer 
darauf hinzuweisen ist, dass dies möglicher-

weise an der Grenze kontrolliert werden 
kann. - Wenn das der Nachweis ist, den Sie 
meinen. 

Zeuge Huth: Nein, das steht völlig neben 
dem Erlass und ist einfach ein Hinweis da-
rauf, - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
steht in dem Erlass, nicht neben dem Erlass. 
Das ist die Ziffer 4 des Erlasses vom 
29. Januar 2002. 

Zeuge Huth: Das ist ein zusätzlicher 
Hinweis in dem Erlass, der einfach die Aus-
sage beinhaltet, dass an den deutschen 
Grenzen häufiger Kontrollen durchgeführt 
werden, bei denen kontrolliert wird, dass ein 
gewisser Mindestbetrag mitgeführt wird, der 
dann, glaube ich, bar oder möglicherweise 
auch durch Kreditkarten nachgewiesen wer-
den kann. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
fahren wir fort. - Herr Scholz, bitte. 

Olaf Scholz (SPD): Ich mache es ganz 
kurz. Noch einmal zu der Frage: Wie ist der 
Erlass vom 29. Januar 2002, der den vom 
15. Oktober 99 aufhebt, zustande gekom-
men? Sie haben gesagt: Eine Motivlage ist 
gewesen, dass es neue Antragsteller gab. 
Allerdings war ja die Reise-Schutz AG schon 
in der Welt. Es waren auch neue Verantwort-
liche. Herr von Kummer war seit etwa der 
gleichen Zeit wie Sie relevant. Hat es dort 
auch interne Diskussionen gegeben oder ist 
das gewissermaßen aus eigenem Antrieb 
erfolgt? Können Sie dazu noch etwas sa-
gen? 

Zeuge Huth: Wie Sie richtig feststellen, 
ist es so, dass zu dieser Zeit bereits das CdT 
und der Reiseschutzpass anerkannt waren, 
allerdings zu leicht unterschiedlichen Bedin-
gungen - der Reiseschutzpass nur im Inland 
ausgestellt, das CdT auch im Ausland ver-
trieben -, und darüber natürlich die allge-
meine Erlasslage vom 15.10.99 bzw. 
02.05.2001. 

Der konkrete Anlass, sich der Gestaltung 
dieser Versicherungslösung anzunehmen, 
ergab sich daraus, dass eben im Spätsom-
mer 2001 ein drittes Unternehmen sich inte-
ressiert zeigte, auch ein solches Produkt 
anzubieten. Dann stand man natürlich vor 
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der Frage, ob man sagt: „Nein, es besteht 
gar kein Bedarf; zwei Unternehmen, das 
reicht“, oder ob man es zum Anlass nimmt 
und sagt: Muss nicht das ganze System wie 
diese Reiseschutzversicherungen gehand-
habt, akzeptiert und neu geregelt werden? 
Das war der Anstoß dafür. Natürlich gab es 
dazu eine kontinuierliche Diskussion im Re-
ferat. Die Konzeptionalisierung lag natürlich 
bei mir; aber ich habe dazu auch ausführli-
che Diskussionen innerhalb des Referates 
geführt. 

Olaf Scholz (SPD): Waren Sie etwas 
überrascht darüber, dass es dann solche 
Missverständnisse über den Erlass vom 
29. Januar gab, die dann zu zwei weiteren 
Erlassen in Richtung Kiew geführt haben, mit 
dem Hinweis, dass man tatsächlich all diese 
Dinge - Rückkehrwilligkeit, Verwurzelung - 
prüfen muss? 

Zeuge Huth: Überrascht war ich insofern 
nicht, weil ich grundsätzlich davon ausgehe: 
Wenn man ein neues Konzept erarbeitet und 
ein neues Konzept anwendet, dann gibt es 
immer hier und dort mal Probleme und da 
muss man nachsteuern. Insofern ist das völ-
lig normal. Der Erlass vom 29. Januar 2002 
war ein weltweiter Runderlass und Kiew hat 
eben Nachsteuerungsbedarf gemeldet. In-
sofern war ich nicht überrascht. 

Ich war vielleicht über den enormen An-
drang etwas überrascht; ich war vielleicht 
auch persönlich etwas überrascht darüber, 
dass zum Beispiel Kiew die mit diesem Er-
lass eingetretenen rechtlichen Verbesserun-
gen, nämlich insbesondere die Aufhebung 
des Erlasses vom 15.10.1999, nicht in einer 
vielleicht aus meiner Sicht wünschenswerten 
Weise positiv wahrgenommen hat; aber da 
war dieser Andrang im Vordergrund. Ich 
würde sagen: Das Überraschungselement 
und das Element, dass man einfach hin-
nimmt, dass es bei einem neuen Konzept 
auch Nachsteuerungsbedarf gibt, das hat 
sich wohl die Waage gehalten. 

Olaf Scholz (SPD): Können Sie sich vor-
stellen, dass das Missverständnis einzelner 
Auslandsvertretungen, aber auch einzelner 
hier nachfragender Abgeordneter und ande-
rer möglicherweise darauf beruht, dass das 
Wort „Finanzierungsnachweis“ überinterpre-
tiert wird und nicht auf die Absicherung des 
deutschen Staates und der deutschen Ge-
meinden vor Inanspruchnahmerisiken zu-

rückgeführt wird, wenn die ungeplant hier 
verbleiben? 

Zeuge Huth: Das mag durchaus so sein. 
Ich würde an dieser Stelle aber vor allem 
besonderen Wert darauf legen, dass eben 
unmittelbar und sofort ein intensiver Aus-
tausch mit der Botschaft Kiew eingesetzt hat. 
Ich weiß auch noch, dass der Erlass vom 
29. Januar 2002 nicht sofort an diesem Tag 
das Auswärtige Amt verlassen hat, weil wir 
nämlich noch Originalmuster der Reise-
schutzversicherung beilegen mussten; die 
waren nicht bereit. Der Erlass hat, glaube 
ich, in der ersten Februarwoche das Auswär-
tige Amt verlassen und dann kamen gleich 
die Remonstrationen. Wir sind in die Diskus-
sion mit Kiew eingestiegen und das Ergebnis 
war eben, dass am 19.03., also rund andert-
halb Monate später, die Botschaft Kiew auch 
angewiesen wurde, die Annahme von Reise-
schutzversicherungen auszusetzen, und 
zwar aufgrund des eingetretenen Andrangs. 

Olaf Scholz (SPD): Okay. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Dann 
geht es weiter zu Herrn Binninger. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Huth, könnten Sie mir mal freundlicherweise 
erklären, welche Stationen Sie im AA durch-
laufen haben, bevor Sie im August 2001 
dann im Referat diese Tätigkeit im Visabe-
reich übernommen haben? Sie waren davor 
auch schon im Referat, von August 2000, 
aber für einen anderen Bereich zuständig. 
Wo waren Sie davor? 

Zeuge Huth: Muss ich diese Frage be-
antworten, Herr Vorsitzender? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
hat möglicherweise schon mit dem Prü-
fungsgegenstand zu tun, weil wir wissen 
wollen, ob Sie mit der Sache schon mal zu 
tun hatten und Erfahrungen sammeln konn-
ten. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Zeuge, verstehen Sie, es waren jetzt schon 
viele Zeugen vom AA da und ein Großteil 
oder die Mehrheit hat sogar ganz ausführlich 
begonnen und im schnellen Raffer gesagt, 
wann eingetreten und welche Stationen. Das 
würde ich mir auch von Ihnen gern anhören. 
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Dann kann man sich ein Bild über den Zeu-
gen machen, was er so gemacht hat, in wel-
chen Feldern er Kompetenz hat, wo er viel-
leicht schon Berührungspunkte mit dem 
Thema hatte oder was auch immer. 

Zeuge Huth: Ich habe mit der Beantwor-
tung dieser Frage überhaupt kein Problem; 
ich habe mich nur im Moment -  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Na, 
dann freue ich mich auf die Antwort. 

Zeuge Huth: - daran erinnert, dass in ir-
gendwelchen Papieren stand: Die Fragen 
beschränken sich auf das Geburtsdatum, 
den Namen usw. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): In was 
für Papieren? 

Zeuge Huth: Bitte? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): In was 
für Papieren stand was? Was für Fragen? 

Zeuge Huth: Ich glaube, im PUAG zum 
Beispiel. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Nein, das steht da nicht drin!) 

Clemens Binninger (CDU/CSU): In was 
für Papieren - - 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das 
ist ein Gesetz und kein Papier! Was 

meinen Sie mit Papier?) 

In was für Papieren stand das, was wir fra-
gen oder worauf sich die Fragen beschrän-
ken? 

Zeuge Huth: Sie haben mich, glaube ich, 
noch nicht gefragt, wo ich vorher war, bevor 
ich hier beim Ausschuss war. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Kommt 
ja noch, kommt ja noch; eins nach dem an-
deren. Jetzt möchte ich erst einmal wissen, 
was Sie so gearbeitet haben. 

Zeuge Huth: Ich meine, dass zum Bei-
spiel der Herr Dr. Zieger, bei dem ich gestern 
Nachmittag war, mir das auch gesagt hat. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
verstehe Sie akustisch ganz schlecht. - Noch 
mal, bitte. Wie war das? 

Zeuge Huth: Dass mir das auch der Herr 
Dr. Zieger gesagt hat, bei dem ich gestern 
Nachmittag war. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Aha, 
der Rechtsanwalt. Gut. 

Zeuge Huth: Zu meinem persönlichen 
Werdegang: Ich bin 1991 eingetreten in das 
Auswärtige Amt. Von 1992 bis 1995 war ich 
an der Deutschen Botschaft in Sanaa im 
Jemen und habe dort die Arbeitsbereiche 
Kultur, Presse, Rechts- und Konsularwesen 
betreut. Von 1995 bis 1997 war ich an der 
Deutschen Botschaft in Teheran Leiter der 
Rechts- und Konsularabteilung. Von 1997 bis 
2000 war ich an der ständigen Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland bei den Ver-
einten Nationen in Genf, wo ich mich mit dem 
Bereich Menschenrechte befasst habe. Vom 
Jahr 2000 bis 2002 war ich im Referat 508 
und ab 2002 als politischer Referent an der 
Botschaft in Beirut. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Vielen 
Dank. Wenn Sie im RK-Bereich waren, kann 
man ja doch unterstellen, dass Sie schon 
auch praktische Erfahrungen vor Ort sam-
meln konnten, was das Thema Visavergabe 
betrifft. Ist das richtig? 

Zeuge Huth: Ja, aber nicht unter dem 
Erlass vom 03.03.2000. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Schon 
klar, wenn Sie davor dort waren; aber Erfah-
rungen haben Sie gesammelt, auch vielleicht 
mit problematischen Bereichen oder schwie-
rigen Fällen der Visavergabe. 

Zeuge Huth: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Was 
mir auffiel: Sie waren kaum im Referat - - 
Also, bei dem referatsinternen Wechsel im 
neuen Aufgabenbereich, August 2001, ha-
ben Sie da noch mal irgendwie einen Som-
merurlaub gemacht? Können Sie sich daran 
erinnern, ob das schon davor war? Oder war 
das Jahr ohne Sommerurlaub? 
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Zeuge Huth: Entschuldigung, als ich 
nach Berlin gekommen bin oder als ich - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Als Sie 
innerhalb des Referats gewechselt haben, im 
August 2001, hat sich daran dann vielleicht 
Ihr turnusmäßiger Jahresurlaub noch ange-
schlossen, sodass Sie ab September im 
neuen Arbeitsfeld waren, oder war der Ur-
laub schon davor? 

Zeuge Huth: Nein, nein, Anfang August 
oder möglicherweise die letzten Julitage 
habe ich diesen Wechsel von dem einen 
Posten innerhalb des Referates auf den an-
deren vollzogen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Mir fällt 
auf, dass Sie kaum, dass Sie im neuen Tä-
tigkeitsgebiet waren, im Prinzip eben schon 
diese Idee hatten, die Erlasslage anzupas-
sen. Darauf haben Sie jetzt ein paar Mal 
abgehoben: Es gab im Spätsommer 2001 ein 
drittes Unternehmen, das auch ein Versiche-
rungsprodukt anbieten wollte. Wer war die-
ses dritte Unternehmen? 

Zeuge Huth: Das müsste nach meiner 
Erinnerung die Firma Itres gewesen sein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Was 
wussten Sie von dieser Firma Itres? 

Zeuge Huth: Zu diesem Zeitpunkt wusste 
ich, wenn ich mich richtig erinnere, gar nichts 
über diese Firma; aber ich habe, wie gesagt, 
das bekannte - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Sind 
Sie sicher? 

Zeuge Huth: Ja, ich bin ziemlich sicher. 
Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wirk-
lich? 

Zeuge Huth: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich ma-
che es nicht aus Jux und Tollerei. Wir hatten 
vorhin eine Zeugin hier; die haben wir mit 
einem Datum konfrontiert und einem Hin-
weis. Die Zeugin hat gesagt, sie hat diesen 
Hinweis an ihren Vorgesetzten, den Herrn 
Huth, gegeben. Deshalb frage ich noch mal: 

Wann haben Sie bewusst von der Firma Itres 
zum ersten Mal etwas gehört und in welchem 
Zusammenhang vielleicht? 

Zeuge Huth: Ich kann im Moment nur 
vermuten, dass es im September 2001 war. 
Die Befassung mit dem Thema der Reise-
schutzversicherung erfolgte nicht mit dem 
ersten Tag. Ich weiß noch sehr genau aus 
meiner Erinnerung, dass Frau Fries-Gaier 
mir sagte - so in den ersten Wochen, als ich 
auf dem neuen Posten innerhalb des Refe-
rats 508 angefangen hatte -: Wir müssen uns 
demnächst mal mit dem Thema der Reise-
schutzversicherungen befassen. 

Ich weiß auch, dass ich das nicht sofort 
getan habe und dass das etwas dauerte. 
Insofern kann es gut September gewesen 
sein. Wie gesagt, zu dieser Zeit war es eben 
der äußere Anlass, dass es ein drittes Unter-
nehmen gab. Das war aber nach meiner 
Erinnerung für mich überhaupt kein Anlass, 
mich en detail mit dieser neuen Firma zu 
befassen, sondern das war nur der Anlass, 
zu sagen: Aha, da steht möglicherweise noch 
jemand vor der Tür und deswegen müssen 
wir das System hinsichtlich dieser Versiche-
rungen neu regeln. Wenn ich mich richtig 
erinnere, ist ja dann auch die Prüfung und 
Zulassung der Firma Itres nach den dann 
erst erarbeiteten Vorgaben ja auch zu einem 
sehr viel späteren Zeitpunkt erfolgt. Also, 
insofern muss während mehrerer Monate ein 
großer Abstand zur Firma Itres bestanden 
haben. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wenn ich 
mal kurz übernehmen darf, Herr Vorsitzen-
der. - Sie haben gesagt, September 2001. 
Das muss überraschen. Ich darf Ihnen hier 
aus den Akten einen Brief der Firma Itres 
GmbH vom 19. November 2001 entgegen-
halten, in dem an das Bundesinnenministe-
rium geschrieben wird: 

Wir haben vor, analog wie der 
ADAC und Reise-Schutz AG einen 
Reiseschutzpass anzubieten. 

Dann wird Bezug genommen auf die Ver-
pflichtung gemäß §§ 82 und 84 Ausländerge-
setz. Frau Fries-Gaier, die eben gerade vor 
Ihnen, wie Sie wissen, hier war, hat gesagt, 
in der Tat sei dann von Herrn Hildebrandt 
aus dem BMI sozusagen der Weg für die 
Itres GmbH zum Auswärtigen Amt gewiesen 
worden. 
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Wie kommen Sie dazu, im September 
schon über eine Veränderung des Reise-
schutzpassverfahrens nachzudenken, was 
wir ja anhand einer E-Mail von Frau Fries-
Gaier an einige Visastellenleiterinnen nach-
weisen können, wenn sich das Unternehmen 
erst am 19. November überhaupt beim Bun-
desinnenministerium gemeldet hat? 

Zeuge Huth: Ich habe vorhin versucht, 
einer gewissen Unsicherheit Ausdruck zu 
geben hinsichtlich des Zeitpunktes Septem-
ber oder November. Es kann auch später 
gewesen sein, aber November - - Wenn wir 
erst November mit der Firma Itres konfron-
tiert worden wären oder davon erfahren hät-
ten, dann würde mir im Moment auch nicht 
richtig bewusst sein, warum ich meine, mich 
im September bereits mit der Frage der Rei-
seschutzversicherungen befasst zu haben. 
Ich kann das im Moment nicht aufklären und 
müsste noch mal - - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr 
Zeuge, dann muss es ja einen anderen 
Grund gegeben haben, weswegen Frau 
Fries-Gaier sich mit ihrer Mail an die Vi-
sastellenleiterinnen gewandt hat. 

Zeuge Huth: Die Mail an die Visastellen-
leiterin, an die Visastellenleiter hat den Hin-
tergrund, dass wir uns zu diesem Zeitpunkt 
eben die Neugestaltung des Verfahrens hin-
sichtlich der Reiseschutzversicherungen 
überlegt haben und im Sinne einer Diskus-
sion nicht nur referatsintern die möglichen 
Komponenten eines solchen neuen Systems 
auch schon einmal mit Auslandsvertretungen 
besprechen wollten und deshalb ein Roh-
muster oder einen allerersten groben Ent-
wurf - ich glaube, in wenigen Stichworten hat 
Frau Fries-Gaier das gemacht - an verschie-
dene Auslandsvertretungen mit der Bitte um 
Rückmeldung geschickt haben. Aber ich 
glaube nicht, dass da die Firma Itres erwähnt 
wurde. Also, das ist mir nicht präsent. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Nein, 
eben. Das war ja auch nicht der Grund. Nach 
dem Grund fragen wir ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Des-
halb irritiert mich auch, wenn Sie sagen, 
Sommer, Spätsommer, wann auch immer 
wollte ein dritter Anbieter auf den Markt und 
das war für Sie Anlass, darüber nachzuden-

ken, wie wir diese Reiseschutzversiche-
rungsthematik neu organisieren müssen. 
Aber als dann im Januar 2002, also ein 
knappes halbes Jahr später, das Thema 
Reiseschutzversicherungen neu geregelt 
wurde, war von diesem dritten Anbieter noch 
nichts oder wieder nichts oder nichts mehr in 
diesem Erlass zu lesen. Da waren es nach 
wie vor unverändert das Carnet und der Rei-
seschutzpass. 

Zeuge Huth: Soviel ich weiß - das Pro-
blem ist, dass ich mich jetzt nicht an die ge-
nauen Zeitpunkte erinnere -, gab es einen 
dritten Anbieter. Ich weiß auch jetzt nicht, ob 
es einen vierten Interessenten gab, aber ich 
weiß von mir selber, dass ich gesagt habe: 
Wir schieben diese möglichen, potenziellen 
Anbieter erst einmal ganz weit weg, wir be-
fassen uns nicht mit denen, sondern wir 
überlegen uns die neuen Regularien. Wenn 
wir die neuen Regularien in Abstimmung mit 
dem BMI haben, dann können wir sehen, 
inwieweit diese Regularien auf neue Anbieter 
anzuwenden sind. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Also, 
dann war doch nicht der dritte Anbieter, son-
dern waren einfach andere Überlegungen 
der Auslöser, dass Sie gesagt haben: Wir 
wollen das Verfahren neu ordnen; wenn wir 
es neu geordnet haben, überlegen wir, ob 
überhaupt weitere dazu passen. 

Zeuge Huth: Ich meine jetzt, mich wirk-
lich zu erinnern, dass es - - Verstehen Sie 
aber auch, dass ich mich mit dem Thema 
jetzt - - dass es schon sehr lange Zeit prä-
sent ist, natürlich auch über Köln usw. Des-
wegen meine ich immer, mich erinnert zu 
haben, dass es ein dritter Anbieter war. Ich 
könnte mir jetzt im Moment auch keinen an-
deren Anlass vorstellen, warum ich, wie Sie 
richtig sagen, früh im September 2001 an 
dieses Thema herangegangen sein soll; 
denn die Reiseschutzversicherung von der 
Reise-Schutz AG war ja nun gerade frisch 
zugelassen, der CdT wurde praktiziert. Es 
hätte insofern kein Anlass bestanden, sich 
unmittelbar frisch im August oder Anfang 
September mit dem Thema zu befassen. 
Insofern denke ich doch, dass in irgendeiner 
Weise bekannt war: Es gibt möglicherweise 
weitere Interessenten und einer davon ist 
möglicherweise die Firma Itres. Aber da 
müsste man noch mal in die Akten schauen. 
Genau weiß ich das jetzt nicht mehr. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Wie hat 
man denn Sie oder die Frau Fries-Gaier im 
Prinzip ins Bild gesetzt, als Sie neu waren in 
diesem Geschäft, über Reise-Schutz AG, 
Carnet, Überprüfung dieser Firmen? Wurden 
Sie da mal informiert im Rahmen einer Be-
sprechung oder hat man Ihnen einen Stapel 
Akten hingelegt zum Durcharbeiten oder wie 
waren Sie dann auf Ballhöhe? Sie waren ja 
dann immerhin der Vorgesetzte, der die 
Dinge ja auch zu entscheiden hatte. 

Zeuge Huth: Wie gesagt, Frau Fries-
Gaier kam auf mich zu und sagte: Da besteht 
ein Regelungsbedarf. Sie hat mir, glaube ich, 
die bisherige Handhabung dieses Themas 
erläutert. Wie gesagt, in dem Moment, in 
dem für mich sehr schnell feststand, dass 
man das einheitlich regeln müsste, auch mit 
Blick auf weitere Anbieter, die zu diesem 
Zeitpunkt wohl schon vor der Tür gestanden 
haben, habe ich mich mit den entsprechen-
den Erlassen befasst, die eben das bisherige 
Prozedere geregelt haben, habe mir mein 
eigenes Konzept entworfen, wir haben das 
im Referat diskutiert, insbesondere mit Frau 
Fries-Gaier, aber auch im Referat und auch 
mit 509, wie ich das in meiner Eingangserklä-
rung geschildert habe. Das war ein kontinu-
ierlicher Prozess, bei dem sicherlich das 
konzeptionelle Schwergewicht bei mir lag, 
aber durchaus in Anknüpfung und ständiger 
Kommunikation mit all den Mitarbeitern im 
Referat und bei 509, die um uns herum wa-
ren. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Sind 
Sie ergebnisoffen in diese Anpassung und 
Veränderung gegangen - Sie hatten ja Frau 
Fries-Gaier gebeten, bei den Visastellenleite-
rinnen und -leitern mal abzufragen, was sie 
von den neuen Überlegungen halten - oder 
waren Sie im Prinzip schon festgelegt, dass 
es hier zu einem weltweiten Vertrieb beider 
Produkte dann gleichberechtigt bei Zurück-
führung verschiedener Erleichterungen kom-
men soll? 

Zeuge Huth: Ich denke, es ist ein Beleg 
für die Ergebnisoffenheit, dass ich Frau 
Fries-Gaier veranlasst habe, diese Umfrage 
durchzuführen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wenn 
Sie ergebnisoffen waren, warum haben Sie 
dann die ganzen Sorgen aller Angefragten, 
die gesagt haben - ich verkürze jetzt, um 

nicht immer zu zitieren -, wir haben Beden-
ken, wir können mit den Reisebüros dort 
nicht zusammenarbeiten, wir haben auch 
Bedenken, was die Zuverlässigkeit von dem 
Herrn Kübler angeht - - Fast unisono von 
jeder angefragten Botschaft kamen also er-
hebliche bis massive Bedenken, dass so 
etwas nicht funktioniert. Warum haben Sie es 
dann trotzdem gemacht? 

Zeuge Huth: Es ist richtig, dass die Ant-
worten überwiegend skeptisch waren. Nicht 
richtig ist, dass wir das überhaupt nicht auf-
gegriffen hätten. Die Botschaft Kiew, wenn 
ich mich richtig erinnere, hat in ihrer Antwort 
eben ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 
die Kontrolle von Vertriebswegen eine höchst 
problematische Angelegenheit sei. Gerade 
das sprach meiner Ansicht nach auch dafür, 
dass man auf ein Modell hinarbeiten müsste, 
bei dem eben dann die Kontrolle der Ver-
triebswege keine wichtige Rolle mehr spielen 
würde, indem man die Sache eben wasser-
dicht macht und die Prüfhoheit bei den Aus-
landsvertretungen ansiedelt. Ich denke, in-
sofern sind wir durchaus auf ein von der Bot-
schaft Kiew angesprochenes Interesse ein-
gegangen. 

Ansonsten: Ich bestätige, dass die Ant-
worten überwiegend skeptisch waren. Ich 
war damals aber auch - ich denke, das wäre 
heute nicht anders - der Auffassung, als ich 
mir die Rückläufe angesehen habe, dass 
eigentlich die Grundkomponenten dieses 
Konzeptes von den angeschriebenen Aus-
landsvertretungen nicht sehr gut verstanden 
worden waren; denn das ist ja das, was ich 
vorhin auch anzusprechen versucht habe. Es 
kam keinerlei positive Reaktion darauf, dass 
man vorgeschlagen hat, von der Regelung 
vom 15.10.1999 - ohne Vorlage weiterer 
antragsbegründender Unterlagen ist ein Vi-
sum zu erteilen - abweichen zu wollen, dass 
man das aufheben wollte, dass man den 
Botschaften ihre Prüfhoheit wieder in die 
Hände geben wollte. Da hätte ich mir mit 
Blick auf die Haltung der Botschaft Kiew 
eigentlich gedacht, dass sie uns beglück-
wünschen würden. Dieser Aspekt - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wenn 
Sie nur das gemacht hätten, dann hätten sie 
Sie möglicherweise beglückwünscht, aber 
Sie haben ja gleich etwas Neues noch dazu 
gemacht, was den Botschaften das Leben 
wieder schwer gemacht hat, nämlich das 
Zusammenarbeiten mit ukrainischen Ver-
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triebsbüros, wo die Botschaft vorher schon 
sagte: Da haben wir große Probleme und 
sehen diese Seriosität mit erheblichem 
Zweifel und jetzt müssen wir mit denen zu-
sammenarbeiten. 

Zeuge Huth: Nein, das ist ja vollkommen 
anders; entschuldigen Sie. Die Zusammen-
arbeit mit Reisebüros in Kiew bis zum Som-
mer 2001 erfolgte doch im Rahmen des Rei-
sebüroverfahrens. Im Rahmen des Reisebü-
roverfahrens wurde diesen Reisebüros ein 
Vertrauensvorschuss gewährt und die prüf-
ten die Unterlagen. Es war ein Verzicht auf 
die persönliche Vorsprache. All das findet bei 
dem neuen Konzept hinsichtlich der Reise-
schutzversicherung überhaupt keine Anwen-
dung und insofern kann man auch nicht sa-
gen, dass der Erlass vom 29. Januar 2002 
die Botschaften zu irgendeiner Form der 
Zusammenarbeit mit Reisebüros oder Leu-
ten, die Reiseschutzpässe vertreiben, ver-
pflichtet hätte. Das war so gestaltet - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Zeuge, kennen Sie den Wostok-Bericht? 

Zeuge Huth: Nein, ich kannte - - Ich 
kenne den Wostok-Bericht jetzt nicht und ich 
kannte den Wostok-Bericht damals nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Waren 
Sie auch nicht darüber informiert, dass hier 
seitens des BKA - beginnend, glaube ich, in 
2001 und dann Ihre gesamte Amtszeit hin-
durch und noch darüber hinaus - solche Re-
cherchemaßnahmen auch im Einvernehmen 
mit der Botschaft in Kiew getroffen wurden? 

Zeuge Huth: Nein. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Waren 
Sie nicht darüber informiert? 

Zeuge Huth: Nein. Soviel ich weiß - ich 
glaube, das ergibt sich auch aus den Akten -, 
wurde das Auswärtige Amt über diese Er-
mittlungen auch zu einem sehr viel späteren 
Zeitpunkt unterrichtet. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wobei 
die Botschaft in Kiew ja wohl Bescheid 
wusste. Aber ich will Ihnen daraus etwas 
vorhalten, sinngemäß, weil Sie so sehr auf 
die Reisebüros abstellen. 

Das Bundeskriminalamt sagt: Wir haben 
es hier mit Schleuserorganisationen zu tun. 
Denen ist es herzlich egal, welche Idee man 
am grünen Tisch im Außenministerium hat. 
Sie haben als Reisebüros gearbeitet, wäh-
rend des Reisebüroverfahrens. Als man das 
abgeschafft hat, sind sie fließend umgesattelt 
auf das Thema Reiseschutzpässe und waren 
hocherfreut darüber, als dann der weltweite 
Vertrieb möglich war. 

Sehen Sie diese Problematik, dass die 
Täter sich immer die schwächste Stelle aus-
suchen und Sie mit jedem Verfahren eine 
angeboten haben, oder sehen Sie diese 
Problematik nicht? 

Zeuge Huth: Abgesehen davon, dass 
diese Information mir in dieser Zeit nicht 
vorlag, ergibt sich aus diesem Argument 
eigentlich geradezu logisch, dass man in 
Sachen eines Vertriebs überhaupt nicht mit 
Partnern in dem Sinne zusammenarbeiten 
kann, dass man Vertrauenstatbestände 
schafft oder sich auch noch anmaßt, dass 
man vor Ort solche Vertriebsgesellschaften 
kontrollieren kann, a) weil man nicht die Ka-
pazitäten hat und b) weil man als Botschaft 
im Ausland nicht über den Ermittlungsappa-
rat, die polizeilichen Befugnisse etc. verfügt, 
um eine ständige effiziente Kontrolle solcher 
Vertriebswege auch tatsächlich ausführen zu 
können. 

Ich möchte ein Beispiel nennen. Im Rah-
men des Visumverfahrens wird häufig eine 
Krankenversicherung oder, wie ich glaube, 
sogar grundsätzlich eine Krankenversiche-
rung verlangt. Diese Krankenversicherung 
muss für Deutschland gültig sein. Diese 
Krankenversicherungen werden in vielen 
Ländern von vielen verschiedenen Anbietern 
vertrieben und verkauft. Die deutschen Bot-
schaften im Ausland, soweit ich das weiß, 
überprüfen die Büros, die diese Krankenver-
sicherungen verkaufen, in keinster Weise. 
Für die ist es allein wichtig, dass es eine 
gültige Krankenversicherung ist, aber an den 
Erwerb dieser Krankenversicherung wird 
auch darüber hinaus kein weiteres Privileg 
geknüpft. Genau dieses Modell beinhaltet der 
Erlass vom 29. Januar 2002 für die Reise-
schutzversicherungen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Zeuge, meine Zeit ist vorbei, aber in Anbe-
tracht dessen, dass die Kollegen, glaube ich, 
jetzt nicht drängen - Herr Montag, Sie sind ja 
nach mir -, würde ich Ihnen gern noch einen 
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Satz von der Botschaft in Minsk zu diesem 
Erlass, und zwar bei der Vorabfrage von 
Frau Fries-Gaier, auch mal vorhalten, weil 
Sie gesagt haben, Sie waren über solche 
Schwierigkeiten nicht informiert. Da schreibt, 
ich glaube, eine Kollegin aus Minsk: 

Wenn man den Verkauf von CdT 
und RSP usw. völlig freigibt, kann 
man, etwas überspitzt gesagt, ge-
nauso gut an den Grenzen einen 
Versicherungsschalter aufbauen 
und jeder, der eine Versicherung 
kauft, darf einreisen. 

Das war die Einschätzung der Praktiker über 
Ihr Vorhaben. 

Zeuge Huth: Das - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
komme nachher noch mal darauf zurück, weil 
meine Zeit vorbei ist. Ich will das jetzt nicht 
überstrapazieren. 

Zeuge Huth: Darf ich dazu etwas erwi-
dern? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja. 

Zeuge Huth: Das ist aber zum einen nur 
eine Behauptung und zum Zweiten ist diese 
Behauptung auch nur dann möglicherweise 
richtig, wenn sie unter einem Regelungswerk 
wie dem Erlass vom 15.10.1999 angewendet 
wird, wenn nämlich tatsächlich die Vorlage 
einer Reiseschutzversicherung die Eintritts-
karte nach Deutschland beinhaltet. Wenn 
aber, wie das im Erlass vom 29. Januar 2002 
der Fall ist, die gesamte an die Auslandsver-
tretung zurückverlegt wird, dann ist das nicht 
mehr richtig. 

Und ich weiß ja - - Ich habe diesen Unter-
suchungsausschuss und natürlich diese An-
gelegenheit auch schon länger verfolgt und 
ich weiß, dass immer wieder gesagt wurde, 
die Botschaft Kiew habe sich eben an be-
stimmten Formulierungen festgemacht. Zu 
diesen Formulierungen gehört ja dann auch 
der berühmte Satz „In dubio pro libertate“ 
und das heißt, es müssen alle hereingelas-
sen werden. Wenn in dem Erlass vom 
29. Januar 2002 die schöne Formulierung 
„volle Prüfhoheit“ drinstand, dann wäre das 
natürlich auch anders gewesen, sich dieses 
Begriffes in der gleichen Weise zu bemächti-
gen und diesen Begriff zu verinnerlichen. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich 
komme nachher noch mal darauf zurück. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Montag, bitte. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Danke schön. - Herr Huth, im 
Zusammenhang mit dem Erlass vom 
15.10.99 haben Sie von dem Begriff Out-
sourcing gesprochen oder von einer Vorprü-
fung. Wenn ich das richtig verstehe, ist das 
System im Erlass vom 15.10.99 und vom 
29. Januar 02 so ein Waagschalenmodell: 
Auf der einen Seite, 15.10.99, sagt man, nur 
eine Organisation, ADAC, und der Vertriebs-
weg wird geprüft, aber dafür, sagten Sie, 
sinkt die Prüfungsdichte bei der Botschaft 
selber. Was war vereinbart mit dem ADAC 
und seinen Tochter- oder Schwesterorgani-
sationen im Ausland? Die sollten die Rück-
kehrbereitschaft und den Reisezweck prüfen, 
also die sollten prüfen, ob sie ihr Produkt an 
echte Touristen verkaufen? 

Zeuge Huth: Der genaue Gegenstand 
der vorgesehenen Vorprüfung durch den 
ADAC ist mir nicht bekannt; aber mir ist na-
türlich bekannt, dass ich das - einfach, weil 
es vor meinem Eintritt auf diesen Posten 
geregelt wurde - - Aber der Erlass, der dies 
regelte, war eben der vom 15.10.99, der 
sagte: Weil eben der ADAC vorprüft, kann 
das Visum dann ohne Vorlage weiterer an-
tragsbegründender Unterlagen erteilt wer-
den. 

Ich teile Ihre Idee eines Waagschalenmo-
dells. Das eine ist, wir lassen den ADAC 
prüfen und senken dafür in der Botschaft die 
Schwelle. Das Modell vom 29. Januar 2002 - 
ich denke, auch im Blick auf die Erfahrungen 
des Reisebüroverfahrens - war eben genau 
umgekehrt: Wir trauen den Partnern, wer 
immer das auch ist, keine eigene Vorprüfung 
zu, wir betreiben kein „Outsourcing“, sondern 
ziehen die gesamte Prüfhoheit an uns, aber 
dafür kontrollieren wir auch die Vertriebs-
wege nicht mehr, schon allein, weil wir dazu 
nicht die Mittel und Kapazitäten haben. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Also, das Problem - - 

Zeuge Huth: Es handelt sich ja auch - 
Entschuldigung - um hoheitliche Prüfungs-
aufgaben - 
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Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Mir schon klar. 

Zeuge Huth: - und ich sehe nicht, dass 
man die abgeben kann oder sollte. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Na gut, man kann natürlich hoheitliche 
Prüfung auch abgeben, aber das muss 
irgendwie geklärt sein. Das ist genau das 
Problem, das ich jedenfalls habe. Sie sagen, 
die genauen Bedingungen, was und auf 
welche Art und Weise der ADAC und seine 
Schwesterorganisationen prüfen sollten, 
wüssten Sie nicht, das sei vor Ihrer Zeit 
vereinbart worden. Das Problem ist: Das ist 
nirgends schriftlich vereinbart worden; je-
denfalls haben wir nie etwas gefunden. Das 
ist seit 95 wohl mit dem ADAC mit Hand-
schlag gemacht worden oder Sie haben ir-
gendetwas in den Akten, was ich noch nicht 
gelesen habe. - Wollen Sie es jetzt suchen? 

Zeuge Huth: Ich müsste wahrscheinlich 
etwas länger suchen. Ich meine, irgendwo 
steht zumindest eine Schilderung, wie das 
gehandhabt wurde, aber, wie gesagt, das - - 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Eine Schilderung, wie es gehandhabt 
wurde, vielleicht schon, aber irgendwie eine 
verbindliche Vereinbarung mit wem auch 
immer haben wir nicht gefunden. 

Was ich noch in diesem Zusammenhang 
von Ihnen gerne wissen wollte, ist: Diese 
Vorprüfung oder das Outsourcing kann man 
auch so verstehen, dass der ADAC oder der 
ukrainische Automobilklub prüft, aber die 
Botschaft deswegen nicht von der gleichen 
Prüfung entbunden ist, also Vorprüfung im 
Sinne von: Die volle Prüfung kommt hinter-
her. War das so oder war es so: Vorprüfung, 
Outsourcing, und dafür prüft die Botschaft 
weniger? 

Zeuge Huth: Ich kann dazu nur noch mal 
auf den Erlass vom 15.10.1999 verweisen, 
der eben sagte: Bei Vorlage eines CdT ist in 
der Regel auf die Vorlage weiterer antrags-
begründender Unterlagen zu verzichten. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut. - Jetzt zu diesem Erlass vom 
29. Januar 02. Da gibt es ja die Stelle unter 
III.3; vielleicht nehmen Sie es freundli-
cherweise doch noch mal zur Hand, weil es 

da wirklich auf den Text selber ankommt. Da 
gab es bei diesem Satz 2 auf den Einwurf 
des Herrn Vorsitzenden von Ihnen die Be-
merkung, Sie wollen nicht um den heißen 
Brei herumreden, da gebe es eine Missver-
ständlichkeit. Das wollte ich gerne mit Ihnen 
noch mal genau besprechen. 

Die Ziffer III besagt doch im ersten Satz, 
wenn jemand ein Carnet oder seine Reise-
schutzversicherung vorlegt, dann gilt dies 
„als Finanzierungsnachweis gem. §§ 82 und 
84 AuslG“. Im nächsten Satz heißt es: Im 
Übrigen wird auf die Vorlage anderer bzw. 
ergänzender Finanzierungsnachweise ver-
zichtet. Das kann man tatsächlich auf zwei-
erlei Art und Weise lesen: Entweder man 
verzichtet auf weitere oder ergänzende Fi-
nanzierungsnachweise nach §§ 82 und 84 
oder auf andere ergänzende Finanzierungs-
nachweise über was auch immer. Ist es das 
gewesen, wo Sie jetzt sagten, Sie wollten 
nicht um den heißen Brei herumreden, da 
gebe es eine Unklarheit, die dann aber sofort 
später berichtigt worden ist? 

Zeuge Huth: Selbstverständlich, so ist 
es. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut. - Dann noch mal, damit das klar 
ist, weil da auch der Herr Vorsitzende 
Bedenken erhoben hat: Sie erklärten uns 
diesen Runderlass, der das dann erklärte. 
Ich glaube, das ist vom März 2002. Wir ha-
ben eine unglaublich schlecht leserliche Ko-
pie. Auf Seite 2 heißt es: Anders als bisher 
geregelt, legt der Bezugsrunderlass fest, 
dass die Auslandsvertretungen die volle 
Prüfhoheit hinsichtlich dreier Dinge haben: 
erstens Reisezweck, zweitens Rückkehrwil-
ligkeit, drittens Verwurzelung im Heimatland - 
drei Punkte, volle Prüfhoheit. Bei dem einen 
Punkt wird noch ausgeführt, was das heißt, 
nämlich bei dem Punkt Reisezweck: „(inkl. 
Überprüfung, ob Antragsteller über die zur 
Erfüllung des Reisezwecks erforderlichen 
Finanzierungsmittel verfügt)“. Ist das so zu 
lesen, dass also die volle Prüfhoheit diese 
drei Elemente umfassen soll und dass das 
der Preis dafür ist, dass diese Dinger welt-
weit vertrieben werden können, also Waag-
schalenmodell? 

Zeuge Huth: So ist es. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Gut. - Danke. 
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(Hellmut Königshaus (FDP): Ich 
weiß nicht, ob mir das Wort erteilt 

wird!) 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Ich 
kann es nicht erteilen. Ich weiß nicht, ob ich 
den Vorsitzenden vertreten soll; davon hat er 
mir nichts gesagt. 

(Hellmut Königshaus (FDP): Ich 
nehme schon an, dass er das - -) 

- Fangen Sie doch einfach an, Herr Königs-
haus. 

Hellmut Königshaus (FDP): Herr Zeuge, 
wie war eigentlich die Situation in der Zeit, in 
der Sie die Visastelle oder diesen Visabe-
reich übernommen haben? Wer hat dort wel-
che Funktion gehabt? 

Sie sagen ja, Sie waren vorher im Refe-
rat 508. Was haben Sie denn dort gemacht 
im 508? Dort hatten Sie, wenn ich mich recht 
erinnere, irgendetwas mit dauerhaften Ein-
reisen zu tun gehabt. - Nein. 

Zeuge Huth: Meine eigene Tätigkeit bei 
Referat 508 war vom Sommer 2000 bis zum 
Sommer 2001. Da war ich der Grundsatzre-
ferent für Rückführungsangelegenheiten. 

Hellmut Königshaus (FDP): Oder Rück-
führung, genau. 

Zeuge Huth: Das betraf also insbeson-
dere die Mitarbeit auch in Abstimmung mit 
dem BMI beim Abschluss von Rückfüh-
rungsabkommen. Gleichzeitig war ich auch 
zuständig für die Abfassung oder Redigie-
rung von asylrelevanten Lageberichten, und 
zwar nach geographischer Aufteilung. 

Hellmut Königshaus (FDP): Okay, aber 
es war jedenfalls etwas - - 

Zeuge Huth: Das war etwas vollkommen 
anderes. Das hatte ich ja in meiner Ein-
gangserklärung ausgeführt. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja, ja, das 
hatten Sie gesagt. Ich wollte nur wissen, wie 
anders. Und danach hatten Sie dann für etwa 
ein Jahr oder nicht mal ganz ein Jahr diesen 
Bereich? 

Zeuge Huth: Für neun Monate. 

Hellmut Königshaus (FDP): Neun Mo-
nate. - Das ist etwas, was eigentlich durch-
gängig auffällt, dass die Funktionen dort im-
mer relativ kurzfristig, und zwar, je weiter 
oben in der Hierarchie, desto kürzer wahrge-
nommen werden. Der eine war gerade noch 
in der Einarbeitung, hat sich da noch nicht 
darum kümmern können; anschließend war 
er wieder in der Vorbereitung auf die nächste 
Funktion und konnte sich nicht mehr darum 
kümmern. Dazwischen blieben dann so ein 
paar schwarze Löcher übrig, in denen ir-
gendjemand entschieden hat, der nicht fest-
stellbar ist. 

Zeuge Huth: Das ist mit einer Einschrän-
kung nicht ganz richtig. 

Hellmut Königshaus (FDP): Nämlich? 

Zeuge Huth: Oder mit einer Einschrän-
kung ist es richtig, und zwar, dass gerade die 
Stelle des Grundsatzreferenten für Auslän-
der- und Visumrecht innerhalb des Refera-
tes 508 vorzugsweise aus dem Referat 
selbst nachbesetzt wurde. Das heißt, da ist 
nicht jemand von draußen, vom Ausland 
gekommen, sondern jemand, der mit dem 
Ausländerrecht im weiteren Sinne schon zu 
tun hatte. Das galt für mich und meine bei-
den Vorgänger. 

Hellmut Königshaus (FDP): Sodass Sie 
eigentlich in die Entscheidungsfindung und in 
die Diskussion, auch wenn nicht unmittelbar 
mit dieser Frage befasst, doch eingebunden 
waren? 

Zeuge Huth: In die Entscheidungsfindung 
war ich sicherlich nicht eingebunden. Es gab 
Morgenrunden, in denen über Dinge in all-
gemeiner Form gesprochen wurde, aber ich 
möchte Ihnen gerne versichern, dass ich 
auch im Rückführungsbereich ziemlich gut 
beschäftigt war und mich darauf konzentriert 
habe. 

Hellmut Königshaus (FDP): Daran ha-
ben wir keine Zweifel. Ich möchte mir nur mal 
vorstellen, wie das dort eigentlich konkret 
zuging; denn wir haben ja bisher noch nie-
manden wirklich feststellen und namhaft 
machen können, der tatsächlich mal irgend-
wann eine Entscheidung getroffen hat - wir 
machen das jetzt so, wir müssen hier mal 
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was Neues machen -, der Impulse gegeben 
hat. 

Zeuge Huth: Ich habe doch einen Impuls 
gegeben, indem ich die Neuregelung ge-
macht habe. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja, Sie. 
Deshalb bin ich ja jetzt so interessiert an der 
Zeit davor und danach. Ihre Rolle ist ja jetzt 
klar geworden; aber davor gab es ja auch 
eine ganze Reihe von Entscheidungen. 

Ist denn aus den Akten, die Sie dort vor-
gefunden haben, oder eben auch aus den 
Berichten der Mitarbeiter, die dann länger da 
waren auf der Sachbearbeiterebene, eigent-
lich für Sie klar geworden, wer zum Beispiel 
die vorangegangenen Erlasse, die nun teil-
weise aufgehoben oder eben integriert wur-
den, veranlasst hat, also zum Beispiel, jetzt 
nur als Beispiel diesen berühmten Erlass 
vom 15.10.99 oder vom 03.03.2000? 

Zeuge Huth: Ich kann die Frage insofern 
beantworten, als dass ich mich sehr genau 
erinnere, dass das Stichwort und die Be-
deutung Reiseschutzversicherungen für mich 
das erste Mal präsent war, eben als ich den 
Wechsel innerhalb des Referates vollzogen 
habe und auch auf das Thema angespro-
chen wurde; insbesondere mit dem Erlass 
vom 15.10.99 kam ich dann auch erst in Be-
rührung, als ich mich eben mit dem Konzept 
befasst habe. 

Hellmut Königshaus (FDP): Hat es 
schon geklingelt? - Das ging aber schnell. Na 
gut. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: So, 
dann kommen wir jetzt in die freie Runde. 
Jetzt hat sich Herr Grindel gemeldet. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich würde 
gerne auf den Komplex Itres GmbH zurück-
kommen. Sie sind derjenige, der den Erlass 
gemacht hat, mit dem dann zum 15. Mai die 
Itres GmbH ihre Travel Voucher vertreiben 
konnte. Es steht dort drin, dass ein Alexan-
der Schmidt Ansprechpartner sein würde; der 
war Geschäftsführer der Itres GmbH. Es 
steht dort: 

Eine Prüfung hinsichtlich der in Zif-
fer III 1 beschriebenen Vorausset-
zungen 

- das ist der Bezugsrunderlass, der generell 
die Reiseschutzpassfrage regelt - 

ist durch BMI und AA erfolgt.  

Inwieweit haben Sie die Prüfung der 
Firma Itres vorgenommen?  

Zeuge Huth: Ich selbst habe die Prüfung 
der Firma Itres überhaupt nicht vorgenom-
men, sondern ich habe - das ist auch aus 
den Akten bekannt - mehrfach das BMI, das 
Referat A6 darauf hingewiesen, dass die 
Prüfung entsprechend der aufgestellten Be-
dingungen durch das BMI stattzufinden hat, 
weil es sich auch um einen Inlandssachver-
halt handelt und weil auch nur das BMI über 
die Mittel verfügt, eine solche Überprüfung 
vorzunehmen. Seitens des BMI war eigent-
lich spürbar, dass man das Referat 508 da 
ganz gerne an Bord hätte. Ich habe mich da 
zweifach - das kann ich Ihnen gerne vorle-
sen - dagegen ausgesprochen und gesagt: 
Das macht das BMI. - Irgendwann haben wir 
mal vonseiten des AA eine Formulierung 
gefunden, bei der wir dem BMI mitgeteilt 
haben: Das BMI prüft die Bedingungen und 
die Entscheidung wird dann gemeinsam ge-
troffen. Das heißt, das BMI prüft und in der 
gemeinsamen Sitzung teilt es uns den Inhalt 
der Prüfung mit und dann wird eben ent-
schieden.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber 
wenn Sie für diesen Prüfvorgang wichtige 
Erkenntnisse gewonnen hätten im Rahmen 
Ihrer eigenen Arbeit, dann hätten Sie das 
doch sicherlich in den Prüfprozess mit ein-
bringen müssen oder eingebracht, oder?  

Zeuge Huth: Selbstverständlich.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Dann 
möchte ich Ihnen gerne ein Schreiben von 
Herrn Kübler von der Reise-Schutz AG vom 
22. August 2001 an Frau Fries-Gaier vorhal-
ten, das Sie zur Kenntnis bekommen haben, 
wie Frau Fries-Gaier hier handschriftlich auf 
diesem Brief notiert hat, als Vorinfo zum Ge-
spräch am Freitag; so steht hier, also wahr-
scheinlich zu einem Gespräch an dem da-
nach folgenden Freitag. In diesem Brief 
schreibt Herr Kübler, dass er einem gewis-
sen Juri Shebrak die Zusammenarbeit auf-
gekündigt hat. Dieser Herr Shebrak war in 
der Itres GmbH mit Herrn Schmidt gemein-
sam tätig.  

Dann schreibt er:  
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Von Herrn Schmidt haben wir uns 
auch distanziert. Herr Schmidt hat 
allerdings eine gewisse Anzahl von 
Reiseschutzpässen, die er drüben 

- also, in Kiew vor allen Dingen - 
zu saftigen Preisen verkauft. Wir 
haben also den Bock zum Gärtner 
gemacht. Ich habe hier also wirklich 
richtig danebengelangt.  

Dann schreibt er: 
Was mich heute etwas irritiert, ist 
die Aussage eines Reisebüroinha-
bers, der von den Herren 
Schmidt/Shebrak angesprochen 
worden ist, sie hätten die Zulassung 
des BMI und des Auswärtigen Am-
tes erhalten und würden zum 01.09. 
mit Verpflichtungserklärung und 
Versicherung auf den Markt kom-
men. 

Jetzt möchte ich gerne wissen, wenn Sie 
solche Anzeichen haben und nur eine kurze 
Erkundigung eingezogen hätten, dann hätten 
Sie erfahren, dass gegen beide Herren, 
Schmidt und Shebrak, einschlägige Ermitt-
lungsverfahren in der Vergangenheit gelau-
fen sind. Wie können Sie zulassen, dass 
solche Leute von Ihnen mit einem Erlass 
einen Travel Voucher immerhin in einer Auf-
lage von 32 000 Stück vertreiben können? 

Zeuge Huth: Also, die Überprüfung der 
Firma Itres entsprechend den aufgestellten 
Bedingungen ist ja durch das BMI erfolgt.  

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Gemeinsam mit Ihnen!) 

- Nein, sie ist durch das BMI erfolgt und man 
hat sich dann in einer Sitzung getroffen, bei 
der es eigentlich auch nichts Weiteres zu 
besprechen gab, und dann gesagt wurde: 
Das BMI hat bestätigt, dass die Erfüllung 
dieser Voraussetzungen gegeben ist. - Dann 
habe ich diesen Erlass gemacht hinsichtlich 
der Firma Itres.  

Was die von Ihnen angesprochene Frage 
letztlich der Zuverlässigkeit oder der Mög-
lichkeiten dubioser Machenschaften betrifft, 
weiß ich jetzt im Moment nicht mehr, ob ich 
davon Kenntnis gehabt habe oder nicht. Das 
ist mir im Moment nicht präsent; ich weiß es 
nicht. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Na ja, 
also, wenn Frau Fries-Gaier hier drauf-

schreibt: „Herrn Huth zur Kenntnis“, dann 
wird es Sie wohl erreicht haben. 

Zeuge Huth: Ist da meine Paraphe 
drauf?  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Die Kopie 
ist hier ausgesprochen schlecht. 

Sie haben, wenn man so will, mit der 
Prüfung der Itres gar nichts zu tun gehabt? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Die 
Paraphe kann man schon sehen. Wenn das 
dieses Zeug ist, das da rum geht, dann endet 
es rechts oben mit „Gruß Susanne“. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): „Gruß 
Susanne“, steht da. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Mit 
Datum. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Na gut. - 
Die Frage bleibt aber gleichwohl: Sie haben 
mit der Prüfung eigentlich gar nichts zu tun 
gehabt? 

Zeuge Huth: Richtig. Aus den Akten er-
gibt sich auch, dass wir dem BMI kontinuier-
lich gesagt haben: Die Prüfung dieser ge-
meinsam aufgestellten Voraussetzungen ist 
Angelegenheit des BMI.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Dann ha-
ben Sie in anderem Zusammenhang mehr-
fach jetzt diesen Erlass vom 29. Januar 2002 
angesprochen, der ja von einer ganzen 
Reihe auch wieder von Visastellen bzw. Bot-
schaften kritisiert worden ist. Sie haben 
gesagt, Sie hätten die volle Prüfhoheit den 
Visastellen zurückgegeben. Sie haben dazu 
einen Drahterlass am 26.02.2002 verfasst, 
auf dessen zweiter Seite es noch mal zum 
Sinn und Zweck der Reiseschutzpässe heißt:  

Die generelle Vorlage bezahlter 
Hotelreservierungen und die Pflicht 
zur Vorlage einer formlosen Ein-
ladung, wie sie die Botschaft Mos-
kau fordert, würde dem mit Ein-
führung von Reiseschutzversiche-
rungen verfolgten Zweck - Ermög-
lichung von Kurzaufenthalten auch 
ohne bisherigen Anknüpfungspunkt 
in Deutschland - demnach zuwider-
laufen.  
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Ich möchte Sie gerne mal fragen, wie Sie 
hier von einer vollen Prüfhoheit sprechen 
können, wenn Sie exakt das, was wir schon 
in Formulierungen kennen aus einem Erlass 
von Frau Fries-Gaier vom 23. Dezember 
1999, also hier wiederum den Visastellen 
signalisieren, dass sie nicht weitere Nach-
weise verlangen dürfen, mit denen sie im 
Grunde genommen das nachprüfen können, 
wo sie angeblich die Prüfhoheit - - Warum 
haben Sie die angebliche Prüfhoheit hier 
gleich wieder eingeschränkt? 

Zeuge Huth: Ich denke, dass es sich hier 
nicht um eine Einschränkung der Prüfhoheit 
handelt, sondern nur um einen Verweis da-
rauf, dass vielleicht ein Dokument, an das 
dann bei der Vornahme einer bestimmten 
Prüfung gedacht werden könnte, nicht 
zweckdienlich ist. Aber dadurch wird nicht die 
Prüfhoheit insgesamt eingeschränkt. Die 
Begründung folgt ja auch:  

Eine bezahlte Hotelrechnung hat 
zudem schon hinsichtlich des Be-
suchszwecks nur einen geringen 
Aussagewert. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verzeihen 
Sie, Sie haben uns gerade deutlich gemacht, 
dass Sie relativ wenig Ahnung von dem Ge-
schäft haben. Es war der Wunsch der Bot-
schaft Moskau, wenn sie denn die volle Prüf-
hoheit haben, auch diese Nachweise verlan-
gen zu dürfen, und Sie haben es durch Ihren 
Drahterlass untersagt. Ich bitte, auf meine 
Frage zu antworten, warum. Wenn die Bot-
schaften volle Prüfhoheit haben und glauben, 
das ist ein wirksames Mittel - sie kannten 
sich ja vor Ort aus; Kiew wollte es auch; Sie 
haben gesagt, Sie seien neun Monate mit 
dem Ganzen befasst und hätten in Teheran 
vorher auch wenig Erfahrung gesammelt -, 
warum maßen Sie sich denn an, hier Vorga-
ben zu machen, wo die Botschaften vor Ort 
dieses gerne haben wollen? Beantworten Sie 
meine Frage! 

Zeuge Huth: Also, die Bewertung, dass 
ich von dem Geschäft keine Ahnung habe, 
das ist Ihre Bewertung, die muss ich nicht 
kommentieren.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Und jetzt 
antworten Sie auf meine Frage! 

Zeuge Huth: Ich suche hier gerade noch 
im Text. 

(Der Zeuge blättert in seinen Un-
terlagen) 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich habe 
schon meinen Eindruck aus den Akten, wie 
ich Ihre Tätigkeit bewerte. Wenn wir uns das 
hier gegenseitig um die Ohren hauen, kön-
nen wir das gerne machen.  

(Sebastian Edathy (SPD): Aber, 
Herr Grindel, eine bisschen Mäßi-

gung!) 

Aber Sie werden jetzt auf meine Frage ant-
worten. 

Es ist Ihr Problem, dass wir hier morgens 
um diese Zeit mit diesem Zeugen hier sitzen.  

(Widerspruch bei der SPD - Eckart 
von Klaeden (CDU/CSU): Es wird ja 

schon wieder hell! Ich weiß gar 
nicht, was Sie wollen!) 

Verzeihen Sie, so was müssten Sie doch, 
wenn Sie Ahnung haben, sofort wissen. Das 
ist doch ein springender Punkt; das war doch 
ein ständiger Punkt des E-Mail-Verkehrs: 
Wie viel Vorgaben macht die Zentrale und 
wie viel Prüfhoheit haben die einzelnen Vi-
sastellen? Sie sagen gerade, Sie haben 
Prüfhoheit, und ich halte Ihnen hier bei erster 
Gelegenheit aus Ihrem Drahterlass die Ein-
schränkung vor. 

Zeuge Huth: Ich versuche, es im Moment 
noch nachzuvollziehen. Ich glaube nicht, 
dass ich hier bei einem nachzuholenden 
Staatsexamen bin. Ich habe auch nicht bis 
gestern an einem Schreibtisch gesessen, an 
dem ich diese Dinge bearbeitet habe, son-
dern das ist drei Jahre her. Das ist eine sehr 
spezifische Frage. Ich versuche, mich hier 
gerade in diese Textpassage einzulesen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wir 
geben dem Zeugen eine Chance, zu lesen. 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Ja, lesen Sie mal in aller Ruhe!) 

Zeuge Huth: Sie meinen den Absatz, der 
anfängt mit: „Die Gemeinsame Konsularische 
Instruktion“ - 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja.  
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Zeuge Huth: - „zeigt einige Beispiele auf, 
wie diese Nachweise geführt werden kön-
nen“. Dann kommt man auf den Zweck, den 
mit den Reiseschutzversicherungen ebenfalls 
verfolgten Zweck, nämlich dass Reisenden, 
die weder über ein Reisebüro buchen noch 
einen Einlader in Deutschland kennen, die 
Möglichkeit zu einer Besuchsreise eröffnet 
werden sollte. Deshalb ist die generelle Vor-
lage bezahlter Hotelreservierungen und die 
Pflicht zur Vorlage einer formlosen Einla-
dung - - würde dem Zweck zuwiderlaufen, 
klar. Die formlose Einladung ist ja im Cha-
rakter wieder ähnlich der Verpflichtungserklä-
rung, ohne den finanziellen Aspekt. Aber sie 
sagt eben: Der Mensch, der reisen will, der 
muss einen Anknüpfungspunkt in Deutsch-
land haben, der muss einen Einlader ha-
ben. - Das würde dann bedeuten: Wer kei-
nen Einlader hat, der soll nicht reisen. Bei 
den Reiseschutzversicherungen war es eben 
so, dass man auch gesagt hat: Es sollen 
auch diejenigen, die nicht über einen forma-
len Anknüpfungspunkt in Deutschland verfü-
gen, die Möglichkeit haben, zu reisen.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Was ist 
mit der Hotelreservierung? 

Zeuge Huth: Ich vermute, dass der 
Grund für die Skepsis hinsichtlich der Hotel-
reservierung einfach der ist, dass man sagt, 
jeder kann ein Hotel reservieren in Deutsch-
land und will deswegen vielleicht trotzdem 
ganz woanders hinfahren. Also, der Aussa-
gewert solcher Hotelreservierungen ist an 
sich einfach beschränkt.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber, 
verzeihen Sie, warum überlassen Sie diese 
Beurteilung nicht den Visastellen, die in der 
täglichen Praxis sind, und warum überlassen 
Sie es ihnen vor allem dann nicht, wenn sie 
Zweifel haben, dem Antragsteller die Chance 
zu geben, durch eine formlose Einladung, die 
ja nicht unbedingt an einen Anknüpfungs-
punkt anknüpfen muss - es kann bei einer 
Sportlerreise der Sportverein sein oder was 
auch immer -, dieses zu unterstreichen, dass 
der Reisezweck, den er angibt, auch der 
Tatsache entspricht? Es geht um einen ent-
scheidenden Punkt. Sie haben gesagt: Die 
volle Prüfhoheit liegt bei den Botschaften. Ich 
halte Ihnen vor, dass das nicht der Fall ist. 
Warum haben Sie das nicht den Botschaften 
überlassen? 

Zeuge Huth: Ich teile Ihre rechtliche Be-
wertung einfach nicht.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verzeihen 
Sie, das ist keine Antwort auf meine Frage. 
Wenn Sie sagen „volle Prüfhoheit“ und gleich 
wieder Einschränkungen machen, dann er-
kenne ich nicht die volle Prüfhoheit; denn es 
ist ja durch den Hinweis, wie ihn die Bot-
schaft Moskau fordert, dass die Moskauer 
Botschaft dies gerne wollte - - Wenn sie die 
volle Prüfhoheit hat, dann muss sie die 
Chance haben, auch so zu verfahren.  

Zeuge Huth: Ich denke, dass die volle 
Prüfhoheit durchaus gegeben ist, wenn der 
Botschaft gesagt wird, dass sie den Reise-
zweck überprüft, dass sie die Rückkehrbe-
reitschaft und die Rückkehrwilligkeit - das 
sind nämlich diese Dinge, die im Ausländer-
recht drinstehen - zu prüfen hat. Wenn es 
darum geht, ob im Rahmen dieser Prüfung 
irgendeine Art von Dokument mehr oder 
weniger geeignet ist, aus unserer Sicht einen 
entsprechenden Nachweis zu führen, dann, 
denke ich, ist es schon die Aufgabe der Zen-
trale im Auswärtigen Amt, die Botschaft Mos-
kau darauf hinzuweisen, dass aus unserer 
Sicht hinsichtlich - was haben wir hier? - der 
formlosen Einladung, Zweck, Reiseschutz-
versicherung bzw. der Hotelreservierung eine 
gewisse Skepsis angebracht ist. Das bein-
haltet ja im Grunde auch, dass man vielleicht 
an andere, bessere Unterlagen denken 
könnte.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich 
nehme das jetzt mal so hin und komme zu 
dem nachfolgenden Punkt 3. Da geht es um 
die von der Botschaft Kiew geäußerten Be-
denken hinsichtlich eines größeren Andrangs 
von Visabewerbern, bei denen vermutet wer-
den kann, dass es sich dann um schwarze 
Schafe handelt; Formulierung aus Ihrem 
Drahterlass.  

Dann schreiben Sie: 
Dazu ist zu sagen, dass diese Be-
denken bei der Erstellung des mit 
dem BMI eng abgestimmten Rund-
erlasses dort nicht erhoben wurden 
und auch nicht durch entspre-
chende Statistiken gestützt werden. 

Können Sie mir mal sagen, welche Statis-
tiken Sie denn da meinen? 
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Zeuge Huth: Ich habe keine Ahnung 
mehr.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber Sie 
haben es ja geschrieben. 

Zeuge Huth: Ich weiß es heute nicht 
mehr. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das 
macht mich etwas sprachlos. Denn es ist 
doch ein tragender Grund, dass Sie sagen - - 
Diese Bedenken von Kiew, von denen wir 
heute wissen, dass sie inhaltlich völlig korrekt 
waren, sogar sehr korrekt waren, wischen 
Sie mit Statistiken und mit dem Hinweis, 
dass das BMI diese Bedenken nicht teile - 
was auch nicht stimmt, wie wir aus einigen 
Schriften sowohl des BGS als auch sogar bis 
hin, wenn man es ganz weit auslegt, des 
Ministers wissen - - 

Zeuge Huth: Der BGS ist nicht das BMI 
und das BMI hat uns gegenüber zu diesem 
Zeitpunkt derartige Bedenken nicht erhoben. 
Ich kann Ihnen versichern: Wenn solche 
Bedenken erhoben worden wären, wäre von 
einem Tag auf den anderen der Vorhang 
gefallen und die Reiseschutzversicherung 
überhaupt oder die Versicherung einzelner 
Anbieter wäre sofort ausgesetzt worden. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aus wel-
chem Anlass ist denn überhaupt das Pro-
blem diskutiert worden? Denn wenn Sie sa-
gen: „Das BMI hat keine Bedenken erhoben“, 
dann muss es ja zumindest mal diskutiert 
worden sein. 

(Der Zeuge liest in seinen Unterla-
gen) 

Zeuge Huth: Möglicherweise haben wir in 
diesem Punkt einfach - möglicherweise! -, als 
der Bericht aus Kiew eintraf, beim BMI fern-
mündlich abgefragt: Wir haben hier von der 
Botschaft Kiew die Behauptung, dass … 
Haben Sie darüber im BMI irgendwelche 
Informationen bekommen? - Das ist eine 
Möglichkeit. Ich kann das jetzt mit Sicherheit 
nicht mehr sagen.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Stimmen 
Sie mir zu aus der Reaktion der Botschaften, 
deren Meinung Sie ja eigentlich ergebnisof-
fen eingeholt haben, dass alle Botschaften, 
wenn man von Minsk mit Abstrichen vielleicht 

absieht, gesagt haben: Eigentlich eignen sich 
diese ganzen Instrumente, CdT und RSP, 
nicht für diese Botschaften? Warum haben 
Sie eigentlich - Ihr mehrseitiger Drahterlass 
ist dafür ja auch Beleg - so sehr an diesen 
Instrumenten festgehalten, obwohl die Prak-
tiker vor Ort sagen: Lasst es sein, wir können 
damit nicht arbeiten? 

Zeuge Huth: Ich denke, in erster Linie 
weil eine Alternative nicht unbedingt ersicht-
lich war. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verzeihen 
Sie, Herr Zeuge, Sie nuscheln etwas. Könn-
ten Sie ein bisschen lauter und klarer spre-
chen? 

Zeuge Huth: Ich werde mir Mühe geben.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wenn 
Sie näher an das Mikrofon herangehen, wird 
es deutlicher. Man kann es nicht verstehen. 

Zeuge Huth: Ich mag mich nicht auf den 
Tisch legen.  

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Der 
Umstand, dass Sie auch etwas schnell und 
etwas undeutlich sprechen und die Stunde 
schon vorgerückt ist, macht es uns allen 
schwer, Sie zu verstehen.  

Machen wir weiter. 

Zeuge Huth: Könnten Sie die Frage noch 
mal wiederholen, bitte? 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich würde 
gerne wissen: Da Sie ja immer wieder auch 
betont haben, Sie seien an der Meinung der 
Praktiker vor Ort interessiert gewesen, und 
das ja eine Reaktion ist auf die kritischen 
Stellungnahmen der vor allem betroffenen 
Botschaften - es ist ja nicht nur Kiew, son-
dern Moskau, Minsk, Tiflis, die sich dort ge-
äußert haben und die von Ihnen diesen Plu-
rez bekommen, Nowosibirsk, Saratow, St. 
Petersburg - - Wenn so viele gesagt haben, 
dass generell für die jeweiligen Botschafts- 
und Konsulatsbezirke die Instrumente CdT 
und RSP nicht geeignet sind, warum haben 
Sie eigentlich nicht Abstand genommen da-
von?  

Zeuge Huth: Ich teile nicht die Implizie-
rung Ihrer Frage, dass die Botschaften ge-
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sagt hätten, auf die Versicherungslösung 
sollte insgesamt verzichtet werden.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Verzeihen 
Sie, Herr Zeuge, wir haben zahlreiche Draht-
berichte, die das ausweisen.  

Zeuge Huth: Die Klagen der Botschaft 
Kiew, die hierfür exemplarisch sind, bestehen 
im Wesentlichen aus drei Elementen: erstens 
der Feststellung eines enorm gestiegenen 
Andrangs infolge des Erlasses vom 
29. Januar 2002 - das hängt wohl mit der 
weltweiten Freigabe zusammen -, zweitens 
einer allgemeinen Vermutung, dass An-
tragsteller mit Täuschungsabsicht handeln 
bzw. missbräuchlich ein Visum erwerben 
wollen, und drittens der Behauptung, dass 
der Vertretung unzureichende Prüfungsmaß-
stäbe zur Verfügung stehen. In den nachfol-
genden intensiven Schriftwechseln sind der 
Botschaft die Prüfungsmaßstäbe noch ein-
mal nahe gelegt und erläutert worden. Für 
das Problem des Andrangs ist eine Lösung 
gefunden worden und ein Vorschlag erar-
beitet worden, der mit der Botschaft Kiew 
sogar zuvor abgestimmt wurde und ihr mit 
Erlass nur anderthalb Monate später, vom 
19.03., zuging. Mir ist nicht bekannt, dass die 
Botschaft Kiew dann nach der Lösung auf 
der Andrangsebene nach dem 19.03. noch 
einmal auf uns zurückgekommen wäre und 
gesagt hätte: Das ist nicht die Lösung, son-
dern Reiseschutzversicherungen müssen 
insgesamt abgeschafft werden.  

Wir haben immer gearbeitet unter der 
Prämisse, dass das Instrument der Reise-
schutzversicherung grundsätzlich wün-
schenswert ist. Die Hintergründe sind Ihnen 
ja bekannt: die Probleme mit der Überprü-
fung hier in Deutschland, die Verpflichtungs-
erklärung, die fehlende Bonität. Gleichzeitig, 
denke ich, ist es eigentlich einleuchtend: die 
Feststellung, dass die Lösung, die mit Erlass 
vom 15.10.1999 getroffen wurde, nicht trag-
bar oder nicht sinnvoll ist, wenn man jeden-
falls mit mehr Versicherern als mit dem 
ADAC zusammenarbeitet. Das war eben die 
Lösung, die sich unter diesen Prämissen 
angeboten hat. Ich sehe auch nicht, dass die 
Botschaft Kiew - - Dieser Austausch - ich 
möchte das mal deutlich sagen -, der war 
kurz, der war deutlich, da sind auch böse 
Worte gefallen. Ich bin persönlich der Bot-
schaft Kiew im Grunde sehr dankbar dafür, 
dass sie ihre Anliegen mit dieser Vehemenz 
auch vertreten hat. Ich denke, das war hilf-

reich. Aber wir haben doch in sehr kurzer 
Zeit - Erlass vom 29. Januar 2002; vernünfti-
ger Lösungsvorschlag zum 19.03., jedenfalls 
insofern vernünftig, als die Botschaft darauf-
hin nach meiner Kenntnis und meiner Zeit 
nicht mehr demonstriert hat - - Das Ziel war 
nicht die Aufhebung dieses Instruments. 
Wenn man das Instrument der Reiseschutz-
versicherungen abgeschafft hätte, das wäre 
keine schlechte Lösung gewesen; aber das 
hätte eben vorausgesetzt, dass es hier mit 
den Innenbehörden auf der Ebene der Ver-
pflichtungserklärungen funktioniert.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Also, 
nach Ihrer Zeit ist nach wie vor natürlich von 
den Botschaften das vorgetragen worden, 
dass es Probleme gibt. Dann ist ja auch im 
März 2003 oder Februar das Reiseschutz-
passsystem abgeschafft worden. 

Ich möchte gerne, was diesen Erlass an-
geht, noch mal auf den Punkt V zu sprechen 
kommen. Dort steht: 

Die von der Botschaft Kiew beo-
bachteten Unregelmäßigkeiten bei 
der Preisgestaltung des RSP geben 
hier Anlass zur Besorgnis. Ein Ge-
spräch mit dem BMI hat allerdings 
ergeben, dass ADAC und RS AG 
nicht verpflichtet werden können, 
ihre Versicherungsscheine mit 
einem aufgedruckten Preis zu ver-
sehen. Der Inhaber der RS AG, 
Herr Kübler, wurde jedoch von hier 
aus dringend gebeten, dafür zu 
sorgen, dass derartige Praktiken 
eingestellt werden. 

Können Sie mir erklären, was nach die-
sem Erlass unternommen worden ist bzw. 
warum Sie nicht erreicht haben, dass genau 
das passiert?  

Zeuge Huth: Warum wir nicht erreicht 
haben, dass ein Preis aufgedruckt wurde? 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Nein, wa-
rum Sie nicht erreicht haben, dafür zu sor-
gen, dass derartige Praktiken eingestellt 
werden; denn das war ja ein großes Pro-
blem. 

Zeuge Huth: Ich muss bei der Beant-
wortung zunächst darauf hinweisen, dass ein 
wichtiges Element der Neuregelung bei den 
Reiseschutzversicherungen war, dass das 
Auswärtige Amt keine vertraglichen Bindun-
gen zu den Reiseschutzversicherern einge-
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hen sollte. Vertragliche Bindungen bedeuten, 
dass man sich dann vielleicht bei der Lösung 
eines solchen Verhältnisses an Fristen halten 
muss, dass man nicht so frei ist, wie man frei 
sein möchte. Eine Konsequenz daraus ist es 
natürlich auch, dass man, wenn es keine 
vertragliche Bindung gibt, auch keinen Preis 
vorschreiben kann. 

Ich erinnere mich daran, als diese Klage 
kam, dass ich mir für mich durchaus überlegt 
habe, dass man zumindest, ohne dass man 
das auf dem Wege des Bestehens oder des 
Einrichtens einer vertraglichen Bindung tut, 
mit den Versicherungsunternehmen spre-
chen sollte, um sie doch irgendwie zu ver-
anlassen, zumindest preislich in einer gewis-
sen Spanne zu bleiben. Es ist aber so, dass 
sich das BMI bei einem Gespräch oder sogar 
bei einem Mailwechsel mit dem Referat A6 
des BMI vehement dagegen ausgesprochen 
hat, was diese Preisfrage betrifft. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aus wel-
chen Gründen? Können Sie es noch entsin-
nen, warum das BMI sich so vehement da-
gegen ausgesprochen hat? 

Zeuge Huth: Ich meine, es war vor allem 
auch dieser vertragliche Aspekt. Also, es war 
recht vehement; es kam zurück: Das können 
wir nicht tun und das wollen wir nicht tun. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Aber eine 
Alternative, wenn - - Diese unterschiedliche 
Preisgestaltung hing ja nicht damit zusam-
men, dass da eine rasante Preisbildung mal 
so, mal so stattgefunden hätte, sondern dass 
eben das im illegalen Bereich gehandelt 
wurde. Das hätte ja auch Anlass sein kön-
nen, eben in der Tat zu überprüfen, ob man 
mit dem System Reiseschutzpass zumindest 
in Kiew arbeiten kann. Es ist ja dann kurze 
Zeit nach Ihrem Ausscheiden auch beendet 
worden. Darüber ist niemals nachgedacht 
worden? 

Zeuge Huth: Ich habe nicht verstanden: 
Worüber wurde nicht nachgedacht? 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das 
System Reiseschutzpass für Kiew von der 
RS AG auszusetzen, wenn die Probleme 
damit nicht in den Griff zu kriegen sind. 

Zeuge Huth: Bis zu diesem Zeitpunkt 
wurde darüber nicht nachgedacht, nein, son-

dern es ging darum, das Andrangsproblem in 
Kiew zu regeln. Die Botschaft wurde mit Er-
lass vom 19.03. - ich sage das noch einmal - 
angewiesen, die Annahme von Reiseschutz-
versicherungen, CdT und Reiseschutzpass, 
bis auf weiteres auszusetzen. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Gut. - 
Dann möchte ich gerne zu einem letzten 
Aspekt fragen. Es hat dann in der Nachfolge-
zeit immer einen heftigen Mail-Verkehr ge-
geben zwischen Herrn Kübler und Frau 
Fries-Gaier, möglicherweise auch anderen 
Mitarbeitern Ihres Referats, über einzelne 
Fragen, die Herr Kübler in Kiew regeln sollte. 
Unter anderem schreibt Frau Fries-Gaier an 
Sie: 

Herr Kübler wird nächste Woche 
nach Kiew reisen. Er sagte mir, die 
Aussage der Botschaft, er hätte 
sich nie gemeldet, träfe absolut 
nicht zu. Er hätte regelmäßig bei 
Herrn Nesyt nachgefragt und von 
dort immer die Auskunft erhalten, 
alles laufe prächtig und es gebe 
keine Probleme. Irgendwo stimmt 
doch da etwas nicht. 

Diese Mail beantworten Sie mit: 
Susanne, mal abwarten, wie das in 
Kiew läuft. Ich werde ja auch noch 
einen DE 

- also wohl Drahterlass - 
an die Botschaft machen („Chicken 
Kiew“). 

Was verbirgt sich hinter „Chicken Kiew“? 

Zeuge Huth: Ich glaube, das war eine 
Frotzelei zwischen Kollegen. Zu Kiew ist 
eben das Einzige, was mir eingefallen war, 
„Chicken Kiew“. Ich glaube, ich habe gesagt, 
wir nennen den Erlass mal „Chicken Kiew“. 
Oder - - Ich weiß nicht mehr. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, was 
meinen Sie denn damit? 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
„Chicken“ steht für was?) 

Zeuge Huth: Keine Ahnung. Was könnte 
ich damit gemeint haben? 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das frage 
ich Sie. Sie haben es ja geschrieben. Ich 
habe es nicht geschrieben. 
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Zeuge Huth: Keine Ahnung. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich würde 
auch niemals im Traum darauf kommen, so 
etwas in einer Mail als Mitarbeiter des Aus-
wärtigen Amtes zu schreiben. Zeigt das nicht 
eine gewisse Haltung, was Sie von den Kol-
legen in Kiew halten? Finden Sie, man kann 
so mit Kollegen in Kiew umgehen? 

Zeuge Huth: Ich habe vorhin gesagt, der 
Austausch mit der Botschaft Kiew war kurz 
oder der war - - nein, der erstreckte sich über 
einige Wochen. Der war vom Ton her teil-
weise durchaus hart. Auch mich hat der Lei-
ter der Rechts- und Konsularabteilung in 
Kiew einmal angerufen und war persönlich 
sehr engagiert und sehr emphatisch.  

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Herr 
Schäfer oder wer war das? 

Zeuge Huth: Herr Schäfer hat mich ange-
rufen und hat also mit aller Vehemenz seine 
Anliegen, wie sie auch in den Drahtberichten 
enthalten waren, vorgetragen. Er hat das 
auch vorgetragen in einem Ton, der für mich 
ein bisschen weit ging. 

Ich will damit nur sagen, es mag da 
durchaus Zeiten gegeben haben, wo von der 
Tonlage her man ein bisschen angespannt 
miteinander umgegangen ist. Aber Sie wer-
den sehen, dass wir einen kontinuierlichen 
Fluss von Kommunikation und von Diskus-
sion von Lösungsmöglichkeiten hatten, der 
auch zu einem guten Ergebnis geführt hat. 
Ich bin weiterhin der Meinung, dass ich der 
Botschaft Kiew für ihr Engagement und auch 
für den harten Tonfall, mit dem sie die Dinge 
vorgebracht hat, letztlich sehr dankbar bin. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): „Chicken 
Kiew“ heißt ja: ängstliche Hühner in Kiew. 
Oder ist das eine falsche Auslegung? 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ja, 
sagen Sie es doch, was Sie meinen! 

(Clemens Binninger (CDU/CSU): 
Sie wissen nicht, was - -) 

Zeuge Huth: Ich weiß es wirklich nicht 
mehr. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Es 
stammt doch von Ihnen. 

Zeuge Huth: Ja, ich weiß nicht mehr, was 
ich vor drei Jahren bei irgendeiner Frotzelei 
in eine E-Mail reingeschrieben habe. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: ... 
(akustisch unverständlich) der das weiß. 

Zeuge Huth: Ich weiß auch nicht, wie - - 
Ich habe da in diese E-Mail reingeschrieben, 
dass ich einen Erlass mache an die Bot-
schaft Kiew, und dieser Erlass liegt Ihnen 
vor. Das ist der Erlass vom ... (akustisch 
unverständlich) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Nein. 
Was heißt das Wort „Chicken Kiew“? Das 
wollen wir wissen. Es ist ein Wort von Ihnen, 
Sie haben es gebraucht, wir haben es vor-
gelesen. Sie müssen doch wissen, was Sie 
schreiben. 

Zeuge Huth: Ich weiß jetzt nicht mehr, 
was ich damals mit einer Frotzelei und mit 
diesem Ausdruck im Einzelnen gemeint 
habe; es tut mir Leid. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wissen 
Sie, zu einem späteren Zeitpunkt hat mal der 
Generalkonsul von Saratow, Herr Weishaupt, 
der auch einmal eine Sonderinspektion in 
mehreren GUS-Botschaften geleitet hat, 
geschrieben, wo ja immer deutlicher wurde, 
dass die Botschaften, die sich gegen Miss-
bräuche gewandt haben, Recht hatten, dass 
er sich wünschen würde, wenn statt der Ar-
roganz und Ignoranz, die aus der Zentrale in 
die Botschaften getragen worden ist, viel-
leicht auch einmal ein Wort der Selbstkritik 
fällig wäre. Könnte der auch an Sie gedacht 
haben? Sehen Sie Anlass zur Selbstkritik, 
wenn Sie andere so abqualifizieren? 

Zeuge Huth: Erstens habe ich die Bot-
schaft Kiew nicht abqualifiziert. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): „Chicken 
Kiew“ hätten Sie im normalen Umgang ... 
(akustisch unverständlich) 

Zeuge Huth: Nein, nein, nein. Sie gehen 
jetzt auf eine sehr persönliche Ebene und ich 
finde, das ist auch absolut unpassend. 

(Zuruf von der SPD) 

Zu einem Wort der Selbstkritik bin ich gerne 
bereit. 
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Reinhard Grindel (CDU/CSU): Nur zu! 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
würden wir ganz gern hören. 

Zeuge Huth: Wollen Sie es hören? 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, sonst 
würde ich ja nicht fragen. Ich stelle eigentlich 
morgens um halb fünf immer Fragen, die ich 
dann auch echt ernst meine. 

Zeuge Huth: Ich bin zum Beispiel im 
Rückblick durchaus der Auffassung, dass ein 
Problem ist, dass viele Regelungen daran 
gelitten haben, dass sie zu filigran waren. 
Das ist zum Beispiel eine Schlussfolgerung, 
die ich durchaus ziehen kann. 

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Was mei-
nen Sie mit „zu filigran“? 

Zeuge Huth: Na, dass man versucht hat, 
für zu viele Einzelfälle zu viele einzelne Re-
gelungen zu treffen, und dass das natürlich 
auch eine hohe Anforderung an die Bear-
beiter gestellt hat. Sie sehen ja diese ganzen 
Erlasse; sie sind nicht einfach zu lesen. Wir 
haben vorhin über die Frage des Finanzie-
rungsnachweises gesprochen. Das ist ein 
Punkt, wo ich mir sage: Es ist zumindest 
wünschenswert, dass man Regelungen 
schafft, die weniger filigran sind. Ob das in 
der Praxis möglich ist, ist eine andere Frage. 
Also, ich bin nicht frei von Selbstkritik, ganz 
im Gegenteil. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
heißt, wenn Sie gefragt werden jetzt von mir: 
„Haben Sie in Ihrer Zeit Fehler gemacht in 
Bezug auf diese Erlasse, die Sie mit zu ver-
antworten haben?“, wäre das der einzige, 
den Sie sich vorstellen können, dass Sie zu 
filigran geregelt haben? 

Zeuge Huth: Die Filigranität, das Fili-
grane ist Bestandteil vieler Erlasse. Man 
sollte natürlich grundsätzlich darauf achten, 
dass Erlasse nicht zu filigran gefasst sind. 
Wenn sie dann natürlich auf Situationen sto-
ßen wie in Kiew mit dem Andrang, dann kann 
ich durchaus verstehen, dass das nicht im-
mer einfach ist. 

Wenn Sie mich fragen, wo ich selbst 
einen Fehler gemacht hätte hinsichtlich die-
ser Thematik, die wir nun besprochen haben, 

dann muss ich sagen, dass mir bis heute aus 
der heutigen Perspektive und in Anbetracht 
der damaligen Situation die Entwicklung des 
mit Erlass vom 29. Januar 2002 geschaffe-
nen Systems durchaus denklogisch und rich-
tig erscheint. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Bitte? 
Durchaus was? 

Zeuge Huth: Denklogisch und richtig war. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Also 
kein Fehler war? 

Zeuge Huth: Nein. Sonst wären wir ja 
beim Erlass vom 15.10.1999 geblieben, der 
noch viel schlechtere Prüfungsvoraussetzun-
gen enthielt. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Das 
heißt, Sie sehen bei sich keine Fehler? 

(Olaf Scholz (SPD): Wir sind hier 
nicht in China beim Schauprozess!) 

- Bitte? - Sie sehen keine Fehler in Bezug auf 
Ihre Tätigkeit? 

Zeuge Huth: Ich habe Ihre Frage gerade 
dahin gehend beantwortet, - 

(Sebastian Edathy (SPD): Haben 
Sie das Bülles auch gefragt?) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
habe - - 

Zeuge Huth: Ich wollte die Antwort noch 
einmal wiederholen. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ja, 
tun Sie das. 

Zeuge Huth: - dass ich hinsichtlich dieser 
Thematik, hinsichtlich der Erarbeitung des 
Erlasses vom 29. Januar 2002 das aus heu-
tiger Sicht und in Anbetracht der damaligen 
Motivation durchaus für denklogisch und 
richtig halte, ausgehend von den Prämissen, 
die man gesetzt hat, dass es richtig war, eine 
solche Regelung erst einmal festzuschrei-
ben. Dass die in der Anwendung in Kiew 
dann zu dem Andrang geführt hat, das sehe 
ich gerne ein. Dieser Andrang wurde ange-
gangen und das Problem wurde diskutiert. 
Ich glaube, das hat auch nichts mit der Aus-
setzung der Reiseschutzpässe später und 
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dem Bekanntwerden eines Ermittlungsver-
fahrens gegen Herrn Kübler zu tun. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Also 
noch einmal die Frage: Der Erlass vom 
29.01. war denklogisch und richtig, hat aber 
zu einem großen Andrang geführt und war 
jetzt ein Fehler oder kein Fehler? Denklo-
gisch und richtig kann ja kein Fehler sein, - 

Zeuge Huth: Ausgehend - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: - hat 
aber zu großem Andrang geführt. 

Zeuge Huth: Nein. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Was 
jetzt? 

Zeuge Huth: Ich halte ihn nicht für einen 
Fehler. Ausgehend von den Prämissen, die 
man sich gesetzt hat, war er kein Fehler. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Kein 
Fehler? 

Zeuge Huth: Nein. 
(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Das ist keine Frage: 

Kein Fehler?) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
kann auch noch sieben Mal fragen. 

(Volker Neumann (Bramsche) 
(SPD): Ja, aber das ist keine Tatsa-
chenfrage! Sie wissen, das ist eine 

Bewertungsfrage!) 

- Es ist keine Bewertungsfrage, wenn es um 
Erlasse geht, die in ihrer Wirkung möglicher-
weise falsch waren. 

(Volker Neumann (Bramsche) 
(SPD): Das ist eine Bewertungs-

frage! Das geht ja so nicht!) 

Dann machen wir weiter, in aller Ruhe. 

Zeuge Huth: Entschuldigung, Herr Vor-
sitzender, - - 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Wol-
len Sie eine Pause? 

Zeuge Huth: Nein, ich habe nur eine 
Frage. Alles andere hätte ja bedeutet, dass 

man CdT und Reiseschutzpass weiterhin 
unter den Bedingungen des 15.10.99 zu-
lässt, das heißt Eintrittskarte nach Deutsch-
land. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Die-
sen Unfug wollen Sie ja uns hoffentlich nicht 
unterstellen. - Herr Scholz, bitte. 

Olaf Scholz (SPD): Ich habe nicht viele 
Fragen und möchte eigentlich nur ein Thema 
noch einmal vertiefen, nämlich die Frage der 
Überprüfung der Anbieter von Reiseschutz-
versicherungen, die Sie angesprochen ha-
ben, und wie das geschehen soll. 

In dem Erlass vom 29. Januar 2002 ist 
das geregelt unter III. Ziffer 1. Da steht näm-
lich drin: 

Maßgebliche Auswahlkriterien sind 
dabei neben der Bonität (d. h. 
Leistungsfähigkeit) des Unterneh-
mens das Vorliegen eines den An-
forderungen der §§ 82, 84 AuslG 
genügenden Versicherungsschut-
zes sowie die Fälschungssicherheit 
des verwendeten Versicherungs-
scheins. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Sind 
Sie fertig mit der Frage? 

Olaf Scholz (SPD): Ja. Ich wollte nur, 
dass der Zeuge das finden kann. 

Zeuge Huth: Ich habe es gefunden. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ich 
wollte es ja nur einmal wissen. 

Olaf Scholz (SPD): Das ist - so habe ich 
das verstanden - das Prüfkriterium, das zu 
der Zeit vereinbart worden ist. Sehe ich das 
richtig? 

Zeuge Huth: Unter der Voraussetzung, 
dass eben das Versicherungsprodukt auf 
seine eigentliche Funktion zurückgeführt wird 
und nicht mehr als ein Aliud oder ein Surro-
gat gemäß §§ 82 und 84 Ausländergesetz 
ist, ... (akustisch unverständlich) 

Olaf Scholz (SPD): Ja, das ist ja ... 
(akustisch unverständlich) 

Zeuge Huth: Dann sind das die drei 
Punkte, auf die es ankommt, damit diese 
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Versicherungen im Rahmen des Visumver-
fahrens akzeptiert werden können. 

Olaf Scholz (SPD): Ja. - Sie hatten uns 
vorhin erläutert, dass das auch bedeutet, 
dass man sich mit dem Vertrieb und den 
Vertriebsstrukturen nicht beschäftigt, sondern 
hofft, dass durch mehrere Anbieter und 
marktwirtschaftlichen Wettbewerb gewisser-
maßen von selber eine Regulierung eintritt, 
wenn ansonsten diese Voraussetzungen 
gegeben sind. 

Zeuge Huth: Ein wesentliches Element 
bei der Marktregulierung wären zudem hö-
here Ablehnungsquoten durch die Botschaf-
ten gewesen, die sich dann eben auch da-
rauf auswirken. 

Olaf Scholz (SPD): Ja. - Unter Ziffer 5 
heißt es deshalb ja auch noch einmal: 

Es wird jedoch vorsorglich darauf 
hingewiesen, dass der Vertrieb der-
artiger Versicherungen keiner Kon-
trolle durch die Auslandsvertretung 
bedarf. Die Auslandsvertretungen 
haben im Visumverfahren die volle 
Prüfhoheit, d. h., der Besitz einer 
Reiseschutzversicherung berechtigt 
nicht zum Erhalt eines Visums, 
wenn der Auslandsvertretung an-
dere in der Person des Antragstel-
lers liegende Ablehnungsgründe 
bekannt sind. 

Das wiederholt ja den Gedanken: Es gibt 
jetzt zwei Dinge, einmal diese drei Kriterien, 
die wir eben genannt haben; mit Vertrieb hat 
das nichts zu tun, das wird auch nicht ge-
prüft. Ansonsten findet die Prüfhoheit, die Sie 
schon mehrfach geschildert haben, statt. 

Eine Überprüfung der Anbieter auf ihre si-
cherheitliche Qualität ist damals nicht ge-
meint gewesen mit den Prüfschritten? 

Zeuge Huth: Nein. 

Olaf Scholz (SPD): Weitere Fragen habe 
ich nicht. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das 
würde ja bedeuten, dass Kriminelle 
das machen dürfen, Hauptsache, 

sie haben Geld!) 

- Ich habe vorhin schon das Schreiben von 
Herrn Schapper vorgelesen, um die ver-
schiedenen Irrtümer, die hier in verschiede-
nen Fragen auftauchten, einmal aufzulösen. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Dazu möchte ich doch Herrn Schily 

einmal hören!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Sind 
Sie fertig und der Zeuge auch? - Dann 
kommt der Nächste dran. Herr Kauder. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Herr Vorsitzender, erlau-
ben Sie mir einen kleinen Hinweis an den 
Kollegen Montag. 

Wir haben ja heute Nacht die Frage dis-
kutiert, ob eine nächtliche Vernehmung ge-
gen § 136 a verstößt oder nicht. Herr 
Kollege, vielleicht lesen Sie einmal die 
Entscheidung in BGH St 12/332. Diese 
Entscheidung befasst sich mit dem Thema, 
ob eine nächtliche Hauptverhandlung gegen 
§ 136 a verstößt. 

Ich sage es Ihnen deshalb erst jetzt, weil 
nach § 104 StPO die Nachtzeit schon herum 
ist. Sie endet nämlich in der Sommerzeit um 
4 Uhr morgens. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Es ist 
schlecht, wenn man die Rechtsprechung zur 
Nacht liest, wenn schon der Morgen graut. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Herr Zeuge, der Auftritt 
beim Landgericht Köln hat ja bei Ihnen einen 
nachhaltigen Eindruck hinterlassen. Dieser 
Vernehmung beim Landgericht Köln ist ja 
eine durchaus dynamische Phase vorange-
gangen. Da waren nicht nur Sie der einzige 
geladene Zeuge, sondern andere Zeuginnen 
und Zeugen des Amtes sind auch geladen 
gewesen. Deswegen liegt es ja nahe, dass 
man untereinander den Kontakt gesucht hat, 
was übrigens nicht verboten ist. 

Können Sie sich in diesem Zusammen-
hang an eine E-Mail der Frau Fries-Gaier 
vom 30. September 2003 erinnern, gerichtet 
an Herrn Kummer und in Mehrfertigung auch 
unter anderem an Sie gegangen? In dieser 
E-Mail setzt Frau Fries-Gaier sich mit einzel-
nen Punkten der Vernehmungsart und der 
Aussageart auseinander. 

Zeuge Huth: Können Sie mir das Datum 
noch einmal nennen? 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): 30. September 2003. 
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Zeuge Huth: Also vor den Vernehmun-
gen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Etwa einen Monat vor der 
Vernehmung, ja. 

Zeuge Huth: Ja, ich meine, dass ich mich 
an diese Mail erinnere. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Können Sie sich an den 
Inhalt noch erinnern? 

Zeuge Huth: Ich muss einmal sehen, ob 
ich sie sogar hier habe. Ich meine, ich habe 
mich sogar an diese E-Mail angeschlossen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Sind Sie bitte so nett; 
schauen Sie nach. 

Zeuge Huth: Ja, ich habe diese E-Mail. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Da wird gefragt, ob vor der 
Zeugenvernehmung noch einmal ein aus-
führliches Briefing durch das Referat 508 
stattfindet, dass es der Zeugin sehr wichtig 
sei, sich zuvor noch einmal mit dem Refe-
rat 508 abzustimmen, und sie hält es aus 
ihrer Sicht für sehr wichtig, „dass wir alle im 
selben Tenor antworten“. Wie kam denn das 
bei Ihnen an? Wie haben Sie das verstan-
den? 

Zeuge Huth: Das Anliegen, was in die-
sem Satz zum Ausdruck kommt, ist natürlich 
nicht mein eigenes. Ansonsten habe ich 
diese Mail so verstanden, dass da jemand, 
der auch schon längere Zeit mit dieser The-
matik nichts mehr zu tun hat und in die für sie 
ungewohnte Situation kommt, im Rahmen 
eines Strafverfahrens zu dieser Sache aus-
sagen zu müssen, das natürliche Bedürfnis 
hat, sich mit dem Vernehmungsgegenstand 
oder mit der eigenen Tätigkeit noch einmal 
vertraut zu machen. 

Ich habe dieses Ansinnen für meine Per-
son selber ganz genauso gehabt und ich 
denke, es ist auch völlig normal, dass man 
als Betroffener in einem solchen Moment 
dieses Bedürfnis hat; denn - noch einmal -, 
wir sind alle nicht von dem Schreibtisch, an 
dem wir bis gestern diese Dinge bearbeitet 
haben, weggeholt worden, um dann am 

nächsten Tag in Köln über frische Dinge 
auszusagen, sondern das sind alles Sachen, 
die sehr weit zurücklagen. Ich habe mich in-
sofern auch diesem Wunsch angeschlossen. 

Natürlich zielt Ihre Frage auf die mögliche 
oder tatsächliche Beeinflussung der Zeugen 
durch das Auswärtige Amt. Ich möchte dazu 
ganz klar sagen: Ich bin vorher auch in Berlin 
gewesen. Ich habe 20 Minuten ein sehr all-
gemeines Gespräch - ein sehr allgemeines 
Gespräch - mit dem Referatsleiter Herrn von 
Kummer über die alten Zeiten gehabt. Ich 
verwende diesen Ausdruck, weil es wirklich 
auf dieser Linie stattfand. Ich habe anschlie-
ßend rund eine Dreiviertelstunde in meinem 
alten Vorgang Reiseschutzversicherungen 
geblättert und dann habe ich das Auswärtige 
Amt wieder verlassen. In keiner Weise wurde 
ich einem Versuch der Einflussnahme sei-
tens des Auswärtigen Amtes mit Blick auf 
meine Zeugenaussage in Köln ausgesetzt, 
zu keinem Moment. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Die Frage hätte ich Ihnen 
gar nicht gestellt. Sie sind über das Ziel hi-
nausgeschossen; aber trotzdem danke 
schön. Mich hätte etwas ganz anderes inte-
ressiert. 

Nachdem Sie die gleiche Intention hatten 
wie Frau Fries-Gaier, wie haben Sie dann auf 
diese E-Mail reagiert? 

Zeuge Huth: Ich habe keinen inhaltlichen 
Austausch zu diesen Fragen - weder mit 
Frau Fries-Gaier noch mit anderen Kollegen - 
gehabt. Ich habe mich an diese Mail ange-
schlossen und gesagt: „Ja, ich habe auch ein 
Interesse, vorher nach Berlin zu gehen“, aber 
nicht: „Ich habe ein Interesse daran, mich mit 
Frau Fries-Gaier oder irgendwelchen ande-
ren Kollegen oder über diese Themen aus-
einander zu setzen oder mich vom Auswärti-
gen Amt irgendwie beeinflussen zu lassen“. 
Die Zielrichtung war, einen gewissen Kennt-
nisstand der eigenen Tätigkeit wieder errei-
chen zu können, bevor man nach Köln geht. 
Ich halte das nach wie vor für ein äußerst 
legitimes Anliegen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Jetzt sagten Sie auf die 
Frage, die ich Ihnen nicht gestellt hatte, als 
Antwort, Sie seien auch in Berlin gewesen 
vor der Vernehmung, auch. Wer denn noch? 
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Zeuge Huth: Sorry, ist mir so gekommen. 
Ist mir jetzt nicht bewusst, dass andere Kol-
legen auch in Berlin gewesen sind. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Ja, haben Sie dort jeman-
den getroffen - 

Zeuge Huth: Nein, ich habe - -  

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): - von den Zeugen? 

Zeuge Huth: Nein, ich habe niemanden 
getroffen von den Leuten, die in Köln ausge-
sagt haben. Ich habe das gesagt in Verlän-
gerung des Satzes vorher, dass ich mich an 
diese Mail oder auch an diese Mail ange-
schlossen habe. Aber als ich in Berlin war, 
habe ich niemanden von den anderen Zeu-
gen gesehen. Ich weiß auch, ehrlich gesagt, 
nicht, wer von den anderen Zeugen tatsäch-
lich über Berlin gefahren ist. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Was haben Sie denn in 
Berlin gemacht? 

Zeuge Huth: Das habe ich doch gerade 
gesagt. Ich habe mich 20 Minuten mit dem 
Referatsleiter unterhalten und 45 Minuten in 
den Akten geblättert und dann bin ich wieder 
weggegangen. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): In welchen Akten geblät-
tert? 

Zeuge Huth: In dem Vorgang 
516.20 SP/2, der das Reiseschutzverfahren 
betraf. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Also gezielt nach Urkun-
den gesucht oder einfach so beliebige Akten 
durchgesehen? 

Zeuge Huth: Es war ja für mich ersicht-
lich, dass das eigentlich der Verhandlungs-
gegenstand sein würde, wobei mich dann in 
Köln oder nach Köln doch sehr erstaunt hat, 
dass der Verhandlungsgegenstand von Köln 
eigentlich die Taten des Anatoli Barg waren, 
21 Taten, von denen er 18 bis zum August 
2001 abgeschlossen hatte. Ich bin erst im 
August 2001 auf diesen Posten eingestie-

gen. Ich weiß insofern auch gar nicht, warum 
ich eigentlich in Köln war. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Haben Sie aus den Akten, 
die Sie durchgesehen haben, Kopien gezo-
gen oder sich ziehen lassen und die zur Ver-
nehmungsvorbereitung oder zur Verneh-
mung mitgenommen? 

Zeuge Huth: Die Antwort auf diese Frage 
möchte ich nicht geben. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Bitte? 

Zeuge Huth: Die Antwort auf diese Frage 
möchte ich nicht geben. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Sie müssen aber. 

Zeuge Huth: Ich denke, nicht. 
(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 

Wieso das denn nicht?) 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Wieso denn nicht? 

Zeuge Huth: Stellen Sie sich einmal vor, 
ich hätte Akten kopiert. Dann ist das mögli-
cherweise Anlass für ein Disziplinarverfah-
ren. Also. 

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): 
Wieso das?) 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Sie dürfen doch Akten 
kopieren und sich auf die Vernehmung vor-
bereiten. 

Zeuge Huth: Ich weiß nicht, ob ich Akten 
kopieren kann und aus dem Auswärtigen 
Amt rausnehmen kann. Also, gesetzt den 
Fall, ich - - 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Kollege, wenn der 

Zeuge sich - -) 

... (akustisch unverständlich) diese Frage 
nicht beantworten. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Wenn sich ein Zeuge 
auf sein Aussageverweigerungs-

recht beruft und das glaubhaft 
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macht - das hat er getan -, dann 
haben Sie das zu akzeptieren! - 
Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Wenn Sie schon Zeugen-
beistand sind, Herr Kollege - das machen Sie 
ja gerne -, dann müssen Sie ihn belehren, 
dass es nicht unerlaubt ist, sich aus den Ak-
ten Kopien zu ziehen. Dann sind wir auf dem 
richtigen Stand. Das dürfen Sie dem Zeugen 
gerne sagen. 

Also, es ist nicht strafbar, aus Akten Ko-
pien zu ziehen, um sich auf eine Zeugenaus-
sage vorzubereiten. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Er hat aber auf das Dis-
ziplinarrecht abgehoben! Das um-
fasst das Aussageverweigerungs-

recht auch!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ja, ja. 

Hellmut Königshaus (FDP): Herr Mon-
tag, Sie haben gerade bei anderen Zeugen 
sehr ausführlich dargelegt, dass die Zeugen 
sogar verpflichtet sind, Akteneinsicht zu 
nehmen und gegebenenfalls Kopien zu zie-
hen. Also kann es - - 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Nein, das habe ich nie 

gesagt!) 

- Aber es steht in - - Wir werden nachgucken. 
Aber es steht in engem Zusammenhang 
jedenfalls dazu, dass die Zeugen verpflichtet 
sind, sich vorzubereiten. Dann kann das 
Ziehen von Kopien, wenn er dort Einsicht 
hat, ja allein auch disziplinarisch nicht zu 
beanstanden sein. Er tut ja nur seine Pflicht. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Herr Zeuge, Sie haben so 
Hilfe suchend zu Frau Flor geguckt. War 
Frau Flor dabei, als Sie die Akten kopiert 
haben? 

Zeuge Huth: Nein, ich habe aus dem 
Fenster geguckt. - Ich wollte lediglich sagen, 
dass ich mir selber in meiner eigenen rechtli-
chen Einschätzung nicht sicher bin, ob denn 
das Kopieren von Akten und die Mitnahme 
außerhalb des Auswärtigen Amtes mögli-
cherweise disziplinarrechtlich relevant sein 
könnte. Ich weiß nicht, ob ich mich jetzt hier 
auf Ihre Rechtsansicht verlassen kann oder 

verlassen darf. Ich bin da einfach in einem 
Zustand der Unsicherheit und deswegen 
ziehe ich es im Moment vor - auch wenn ich 
grundsätzlich kein Problem habe, auf diese 
Frage zu antworten -, solange ich darüber 
keine Rechtssicherheit habe, auf diese Frage 
nicht zu antworten. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwennin-
gen) (CDU/CSU): Dann bleibt die Frage of-
fen. - Danke. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Binninger. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Huth, ich möchte noch einmal auf den Kom-
plex Itres eingehen und Sie noch einmal 
fragen, ob Sie sich jetzt, nachdem ein paar 
Mal gefragt wurde - manchmal kommt die 
Erinnerung ja dann auch zurück -, noch sel-
ber daran erinnern können, außer dem Vor-
halt, den der Kollege Grindel gemacht hat, 
wann Sie von der Firma das erste Mal gehört 
haben, sei es von der Firma oder sei es von 
den beiden Geschäftsführern, dass Sie da-
rüber informiert wurden, sei es, dass die 
Firma etwas will, oder was auch immer. 

Zeuge Huth: Das ist eine Wiederholung 
der Frage, die wir vorhin schon einmal hat-
ten. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ja, ob 
die Erinnerung zurückgekehrt ist in der Zwi-
schenzeit. 

Zeuge Huth: In der Zeit zwischen den 
beiden Fragen ist die Erinnerung nicht we-
sentlich stärker geworden. Ich knabbere 
nach wie vor daran, dass ich meine oder mir 
eigentlich sehr sicher bin, dass der Anlass für 
das Aufgreifen dieses Themas die Tatsache 
war, dass es da irgendeinen weiteren An-
bieter gibt, der gerne Reiseschutzversiche-
rungen anbieten würde. Ich meine für mich, 
mich zu erinnern, ohne das mit absoluter 
Sicherheit sagen zu können, dass es die 
Firma Itres gewesen ist, bin allerdings sehr 
verunsichert durch Ihren Hinweis oder den 
Hinweis von Herrn Grindel, dass die Firma 
Itres wohl erstmals gegenüber dem BMI und 
erst im November aufgetaucht sei. Insofern 
weiß ich es jetzt nicht. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir 
wissen jetzt ja, dass im August - - Das hat 
vorhin Frau Fries-Gaier auch bestätigt oder 
sie hat gesagt, sie hätte Sie informiert im 
August, dass Herr Kübler Frau Fries-Gaier 
per Mail über seine beiden ehemaligen Part-
ner - Herr Schmidt war dann der zukünftige 
Geschäftsführer der Firma Itres - informiert 
hat und auch darüber, dass die beiden be-
haupten würden, sie hätten jetzt auch schon 
eine Erlaubnis für eine Reiseschutzversiche-
rung. Das steht alles in der Mail. Auf dieser 
Mail steht drauf: 

Ihnen zur Kenntnis für die Bespre-
chung am Freitag; darüber müssen 
wir uns unterhalten. 

Ihre Paraphe ist jetzt nicht zu sehen, aber sie 
hat vorhin gesagt, sie hätte Sie informiert. 

Wenn wir davon ausgehen, dass Sie 
Ende August darüber informiert waren, und 
Sie selber am 1. Oktober alle Ansprechpart-
ner des BMI - Herrn Alber, A2, Herrn Hilde-
brandt, A6 und Herrn Fischer, auch A2 - zu 
einer Besprechung eingeladen haben, wo es 
auch um die Neuordnung dieser Reise-
schutzversicherung geht, auch für zukünftig 
vergleichbare Angebote privater Versicherer, 
dann frage ich Sie jetzt noch einmal: Sie 
werden, neu in Ihrer Funktion, von Ihrer un-
mittelbar nachgeordneten Mitarbeiterin mit 
einem sensiblen Anlass konfrontiert, Sie 
berufen fünf Wochen später eine Bespre-
chung mit den zuständigen Leuten des BMI 
ein, wo es genau um dieses Thema geht, 
Weiterentwicklung und weitere private An-
bieter. Kann es jetzt wirklich sein, dass Sie 
dieses Wissen über problematische Perso-
nen bei dieser Besprechung in keiner Weise 
weitergegeben haben? 

Zeuge Huth: Ich weiß es wirklich nicht. 
Ich weiß aber, dass der Anlass oder der Ein-
berufung der Besprechung mit den Kollegen 
vom BMI unmittelbar vorausgegangen ein 
Gespräch war, das ich mit Herrn Alber auf 
der Ausländerreferententagung hatte, wo ich 
das schon angekündigt hatte. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
steht hier auch so in der Mail, aber die Frage 
war: Kann es sein, dass Sie diesen eigentlich 
brisanten Sachverhalt nicht angesprochen 
haben, obwohl es ja Teil des Themas wäre? 

Zeuge Huth: Beim besten Willen, ich 
weiß es nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Dann 
ein weiterer Vorhalt: Als Sie im Oktober, im 
August - - Jetzt unterstellen wir einmal, Frau 
Fries-Gaier hat uns da präzise informiert und 
der handschriftliche Vermerk auf der Mail 
trügt auch nicht. Ein paar Wochen später 
hatten Sie die Besprechung; da haben Sie es 
nicht angesprochen oder Sie wissen nicht, ob 
Sie es angesprochen haben. 

Aber dann wieder fünf Wochen später, da 
ist Ihnen dann die Firma Itres doch wieder 
irgendwie in den Sinn gekommen, denn da 
schreiben Sie den Herrn Hildebrandt an, am 
13. November. Ich darf Ihnen kurz einen 
Vorhalt machen: 

Ich darf Sie daher bitten, das Vor-
liegen dieser Voraussetzungen für 
die Firma Dr. Walter 

- also wohl noch ein weiterer - 
sowie der Firma Itres GmbH jeweils 
in eigener Zuständigkeit zu prüfen. 

Dann geht es weiter im Text. 
Auch da vermisse ich jetzt irgendeinen 

Hinweis auf Ihre Erkenntnisse über die bei-
den oder den einen Geschäftsführer zumin-
dest. Nun frage ich noch einmal: Wenn Sie 
Herrn Hildebrandt auf die Firma Itres hinwei-
sen, die wiederum selber erst sechs Tage 
danach das BMI anschreibt, wie kamen Sie 
da noch einmal auf die Firma Itres in diesem 
Zusammenhang? Kam sie noch einmal auf 
Sie zu, von alleine, im Oktober, Anfang No-
vember? 

Zeuge Huth: Entweder sind die auf das 
Auswärtige Amt zugekommen oder aber das 
BMI hatte uns kontaktiert und gesagt: Prüft 
ihr einmal die Firma Itres, die stehen bei uns 
vor der Tür. Dann habe ich eben mit der Mail 
geantwortet. Das ist ja die Hauptrichtung 
dieser Mail, zu sagen: Prüfung dieser Vo-
raussetzungen bitte durch euch. Ich kann 
daraus jetzt nicht ersehen, ob die Kontakt-
aufnahme seitens der Firma Itres über das 
BMI oder über das AA erfolgte. Auch das 
weiß ich nicht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
was ist der Grund, warum Sie auch hier nicht 
irgendwo auch mit Ihren Erkenntnissen, die 
Sie via Kübler/Frau Fries-Gaier ja hatten, 
gesagt haben, wenn da der und der auf-
taucht oder bei dem Namen oder was auch 
immer, da scheint es auch Schwierigkeiten 
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zu geben? Das wäre doch eigentlich nahe 
liegend. 

Zeuge Huth: Vielleicht wäre es auch 
nahe liegend, zu sagen, man prüft erst ein-
mal die Voraussetzungen, und dann darüber 
spricht, wenn man mit dem BMI zusammen-
sitzt und diese Entscheidung trifft. Ich weiß 
es, ehrlich gesagt, auch nicht mehr, ob mir 
zu diesem Zeitpunkt präsent war, dass es da 
einen Hinweis gegeben hat. Der Hinweis 
stammt ja ursprünglich von Herrn Kübler und 
ist insofern der Hinweis eines Konkurrenten 
über einen Mitkonkurrenten. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Un-
bestritten; ich habe auch nicht gesagt, dass 
Sie ihm zu 100 Prozent glauben sollen. Aber 
Sie müssen ihn doch an die Stelle weiterge-
ben, die das hinterher prüft, bevor sie ein 
neues Produkt auf den Markt lässt. Das wer-
den Sie doch zugeben. Das ist doch ein Hin-
weis zumindest für die Prüfung - egal, ob er 
hinterher beachtlich ist oder nicht, ob er ver-
worfen wird oder nicht -, der aber zumindest 
interessant wäre für die Stelle, die so was zu 
prüfen hat. Da stimmen Sie mir doch zu? 

Zeuge Huth: Ich stimme Ihnen zu, dass 
das möglicherweise interessant wäre, dass 
es aber kein Bestandteil der drei Prüfungs-
kriterien ist, die zu prüfen waren. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Welche 
drei Prüfkriterien waren denn zu prüfen? 

Zeuge Huth: Leistungsfähigkeit des Ver-
sicherers, ausreichender Versicherungs-
schutz und Fälschungssicherheit des Doku-
mentes. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Warum 
haben Sie eigentlich nie eine Prüfung vorge-
nommen nach - ich sage es jetzt untech-
nisch - dem Versicherungswesen über die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht, weil hier ja keine Maklertätigkeit vorge-
nommen wird, sondern eine Anbietertätigkeit 
einer Versicherung? Kam niemand auf die-
sen Gedanken, dass hier mehr gemacht wird 
als sonst, wenn der Allianzvertreter eine Ver-
sicherung makelt und quasi die Produkte der 
Allianz anbietet, sondern quasi, dass hier 
eigene Produkte, hinter denen zwar dann bei 
einem Teil eine Versicherung steht, entwi-
ckelt und auf dem Markt angeboten werden 

und dass deshalb eine weitergehende Prü-
fung notwendig gewesen wäre, dass mögli-
cherweise beide Firmen nie eine Erlaubnis 
bekommen hätten und der Schlamassel uns 
allen erspart geblieben wäre? 

Zeuge Huth: Ich glaube, bei dem Vertrieb 
von Reiseschutzversicherungen handelt es 
sich nicht um ein Versicherungsgeschäft. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Doch. 
(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ist 

erwiesen!) 

Dazu hat sich die BaFin eindeutig geäußert. 
Wir hatten zwar bei den Fragestunden im 
Deutschen Bundestag auch unterschiedliche 
Auffassungen von den Regierungsvertretern 
zu hören bekommen, aber das ist mittlerweile 
geklärt. 

Olaf Scholz (SPD): Ich finde übrigens 
nicht, dass es mittlerweile geklärt ist. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Son-
dern? Gibt es noch ein Gegengutachten, 
oder? 

Olaf Scholz (SPD): Ich würde das Er-
gebnis gerne kennen, aber es ist eine nicht 
abgeschlossene Rechtsfindung. Die BaFin ist 
ja auch sehr spät erst zu dem Ergebnis ge-
kommen, das einmal eventuell so zu beur-
teilen. Also deshalb - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
sie kam auf dieses Ergebnis. Da geben Sie 
mir Recht, ja? 

Olaf Scholz (SPD): Das ist, glaube ich, 
eine nicht sehr angemessene Diskussion, zu 
sagen, das sei so. Sie können den Zeugen 
fragen, ob er und andere damals der Mei-
nung gewesen seien - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
habe ich doch getan! 

Olaf Scholz (SPD): Ja, aber dann ist es 
auch Schluss. 

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Er sagt Nein!) 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Nein, 
es geht ja um etwas anderes. Es geht ja um 
etwas anderes. 
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Der Zeuge weist ständig darauf hin, dass 
er für die Prüfung nicht zuständig gewesen 
ist, sondern das Innenministerium. Jetzt ha-
ben wir einen zweiten Aspekt, dass neben 
dem Innenministerium möglicherweise auch 
noch eine nachgeordnete Dienststelle des 
Finanzministeriums zuständig gewesen ist. 
Jetzt geht es um die Frage an diesen Zeugen 
vom Außenministerium, ob er nach allen 
Regeln der Amtshilfe und der Zusammenar-
beit zwischen verschiedenen Behörden und 
Ministerien verpflichtet ist, seine Kenntnis, 
die ihm mitgeteilt wurde, an die Stellen wei-
terzugeben, von denen er glaubt, dass sie 
zuständig sind für eine Prüfung. Um dies und 
keine andere Frage geht es. Die hätte ich 
ganz gern von Ihnen noch beantwortet. 

Olaf Scholz (SPD): Die Frage kann sinn-
voll nur so lauten, wie Herr Binninger sie 
teilweise gestellt hat, nämlich, ob er damals 
der Meinung war, es handelt sich um eine 
Versicherung und die BaFin wäre zuständig. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ob kei-
ner auf den Gedanken gekommen ist. 

Olaf Scholz (SPD): Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Auf 
allzu viele Gedanken scheinen Sie aber so-
wieso nicht gekommen zu sein, muss ich mit 
aller Deutlichkeit sagen. 

Olaf Scholz (SPD): Das ist keine Frage, 
Herr Binninger, und auch nur der Uhrzeit 
wegen zulässig. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Ich will 
jetzt auch gar keine weitere Antwort dazu; ich 
will noch einmal weitermachen. 

Dann kam die Itres, Herr Huth, und hat ja 
die Erlaubnis bekommen im Jahr 2002. Fiel 
Ihnen da auch nicht auf, dass es einen Ge-
schäftsführer gibt, auf den Sie zumindest 
interessante Hinweise erhalten haben, die 
sich ja dann alle bestätigt haben? Es ist ja 
nicht so, dass man hier ins Blaue hinein 
einfach nur Vermutungen angestellt hätte. Es 
hat sich ja im Nachhinein leider alles be-
stätigt. 

Die Frage noch einmal: Warum haben Sie 
dann, als - teilgeprüft vom BMI - die Firma 
Itres wieder bei Ihnen angelandet war, da 
nicht mehr Sensibilität gezeigt, was diesen 
Namen und die Hinweise angeht? Fiel es 

niemandem auf, auch Frau Fries-Gaier 
nicht? 

Zeuge Huth: Nein. - Also, ich kann jetzt 
nur sagen: Mir ist nicht mehr präsent, dass 
wir bei der abschließenden Besprechung im 
BMI, deren Folge ja dann die Mitteilung an 
die Auslandsvertretungen war, dass auch die 
Versicherung der Itres akzeptiert würde, über 
diesen Komplex gesprochen hätten. Das ist 
mir nicht präsent. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Und es 
hat sich auch niemand dafür zuständig ge-
fühlt, einmal dahinter zu schauen, hinter die 
Firma Itres? Wer steckt dahinter? Wer sind 
die Geschäftsführer? Sind die irgendwo 
schon einmal aufgefallen in diesem Bereich? 
Dann wäre man zwangsläufig auf diesen 
Hinweis von Kübler, den man dann noch 
überprüfen muss - gar keine Frage -, ge-
kommen und man wäre wahrscheinlich nie - 
so sind Sie ja hinterher auch zurückgerudert, 
zumindest Ihr Haus - auf die Idee gekom-
men, dieser Firma eine solche Erlaubnis zu 
erteilen. Das war alles nicht vorgesehen, die 
Dinge etwas genauer zu prüfen? 

Zeuge Huth: Es war vorgesehen, die 
Reiseschutzversicherung so zu prüfen, für 
den Zweck, für den wir sie gebraucht haben. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Egal 
wer sie vertreibt? 

Zeuge Huth: Jetzt sind wir wieder bei der 
Kontrolle des Vertriebs. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wissen 
Sie, in Deutschland brauchen Sie für kleinste 
Dinge manchmal sehr aufwendige Behör-
dengänge. Es wäre in diesem Land nieman-
dem zu vermitteln, dass man zwar für einen 
Bauplatz oder was auch immer lange Zeit 
braucht, für die Gründung einer Firma mögli-
cherweise lange Zeit braucht und viele Un-
terlagen vorlegen muss, aber beim Auf-den-
Markt-Werfen eines Versicherungsproduktes 
einmal so aus der Hüfte niemand so richtig 
prüft und es keine Rolle spielt, wer hinter der 
Firma steht, Hauptsache, es wird Geld be-
reitgestellt. 

(Olaf Scholz (SPD): Unterneh-
mensberater werden Sie auch in 

fünf Minuten!) 
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- Dazu brauche ich aber auch kein Ministe-
rium. 

(Olaf Scholz (SPD): Dabei können 
Sie aber viel Unheil anrichten!) 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Binninger, was ist denn eigentlich 
bei der Itres so Schlimmes he-
rausgekommen? Das Verfahren gegen die 
Leute, deren Leumund ich nicht kenne, ist 
eingestellt worden. 

(Hellmut Königshaus (FDP): Sach-
verständiger Zeuge!) 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Wir ha-
ben ja noch Zeit. Es wird ja schon wieder 
hell. 

Es wurde nichts geprüft. Sie hatten Hin-
weise, aber nicht geprüft. - Ich will noch ein-
mal eine letzte Frage zu Ihrem Erlass stellen. 
Auch da taucht so eine Formulierung auf, die 
Sie mir bitte erklären. Auf Seite 4, 5.: 

Die Tatsache allein, dass ein aus-
ländischer Vertriebspartner der Rei-
seschutzversicherung 

- also egal welcher, ob Carnet oder Reise-
schutzpass oder Travel Voucher - 

möglicherweise nicht das Vertrauen 
der örtlichen Auslandsvertretung 
genießt, 

- die Ukraine sprach ja da von etwa 200 
schon gesperrten Reisebüros und die Liste 
wird täglich länger - 

rechtfertigt daher keine Ablehnung. 

Dahinter verbirgt sich für mich die Wei-
sung an Auslandsvertretungen, im Zweifel 
auch mit der OK zusammenzuarbeiten, weil 
das ja keine Rolle spielen darf, Hauptsache, 
das Produkt ist in Ordnung und irgendjemand 
kommt für die Kosten auf. Halten Sie solch 
einen Hinweis für angebracht? 

Zeuge Huth: Er ist in Anwendung des 
von Herrn Montag gebrachten Waagscha-
lenmodells „volle Prüfhoheit bei den Aus-
landsvertretungen, keine Kontrolle der Ver-
triebswege“ - - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Aber 
was wäre denn so schlimm daran gewesen, 
zu sagen: Wenn eine Auslandsvertretung 
sagt, dieses Reisebüro ist alles, nur kein 

Reisebüro, mit denen arbeiten wir nicht zu-
sammen und lehnen das auch ab, wenn sie 
uns in irgendeiner Form Kunden oder selber 
jemanden bringen mit einer Reiseschutzver-
sicherung - - Was wäre denn daran so 
schlimm? Es besteht ja kein Rechtsanspruch 
auf die Erteilung eines Visums. Aber es be-
steht ein Rechtsanspruch, alles zu tun, um 
Missbrauch zu verhindern. 

Zeuge Huth: Meine Vermutung wäre, 
dass dann möglicherweise - - Das, was Sie 
Zusammenarbeit nennen, ist natürlich nicht 
wirklich eine Zusammenarbeit; denn es gibt 
gar keinen Kontakt zwischen der Visastelle 
und dem Verkäufer des Reiseschutzpasses 
oder der Reiseschutzversicherung, sondern 
nur zwischen dem Antragsteller - der hat 
nämlich das Papier erworben - und der Bot-
schaft. Die Konsequenz wäre wahrscheinlich, 
dass, soweit es ersichtlich ist, die Papiere, 
die über diesen Vertriebspartner verkauft 
werden, nicht mehr anerkannt würden und 
sofort andere Ersatzbüros gefunden würden, 
die dann morgen das Papier verkaufen. Das 
ist genau der Hintergrund - ich möchte das 
einfach noch mal verdeutlichen -, warum 
man gesagt hat, man sollte sich auf diese 
möglichen unseriösen Absichten bei den 
Verkäufern der Papiere überhaupt nicht ein-
lassen und muss deshalb die Prüfung in der 
Visastelle vollziehen und akzeptiert das Pro-
dukt, solange es sich um ein echtes Produkt 
handelt, und dann wird es auch nur als das 
angesehen und akzeptiert, was es ist, näm-
lich der Ersatz für die Verpflichtungserklä-
rung nach den §§ 82 und 84.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Das 
leuchtet mir zwar nicht ein, weil es nichts 
damit zu tun hat, dieser Balance zwischen 
Reisefreiheit und Sicherheit auch nur im An-
satz gerecht zu werden, und weil es wirklich 
für mich eine Aufforderung oder fast eine 
Weisung ist, mit jeder Firma zusammenzuar-
beiten, egal welche Erkenntnisse die Aus-
landsvertretung darüber hat. Ich halte es für 
einigermaßen absurd, zu glauben, dass man 
damit Missbrauch verhindern kann. Sie ha-
ben ihn damit gefördert. Es wurden ja nicht 
umsonst hinterher alle Verfahren wieder kas-
siert. Wenn sie so gut gewesen wären und 
so zweifelsfrei, hätte man sie ja bestehen 
lassen können. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Ma-
chen wir weiter. - Herr Königshaus, bitte.  
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Hellmut Königshaus (FDP): Herr Zeuge, 
könnten Sie uns mal bitte erklären, wie denn 
eigentlich die Entscheidungsfindung inner-
halb des Auswärtigen Amts ablief? Bisher 
haben wir jetzt also gehört, es gab Abstim-
mungen mit dem Innenministerium. Es ist 
zwar nicht ganz klar, wer da was im Innen-
ministerium geprüft hat. Das müssen Sie 
auch nicht wissen; Sie waren ja im Auswärti-
gen Amt. Aber wie war es denn im Auswärti-
gen Amt? Wer war denn dort eigentlich in die 
Entscheidungsfindung eingebunden? Haben 
Sie das alleine machen können mit Frau 
Fries-Gaier oder - - 

Zeuge Huth: Die Entscheidungsfindung 
über den Erlass vom 29. Januar? 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja. 

Zeuge Huth: Der Erlass vom 29. Januar 
wurde konzeptionell von mir erarbeitet und 
von mir verfasst und er wurde vom Refe-
ratsleiter unterschrieben. Ich glaube, der 
Unterabteilungsleiter hat ihn vorab auch be-
kommen. Das müsste man noch mal nach-
prüfen.  

Hellmut Königshaus (FDP): Das heißt, 
alles das, worüber wir hier reden, fand auf 
der Ebene unterhalb der Abteilungsleiter 
statt? 

Zeuge Huth: Soweit ich mich erinnere, ja. 

Hellmut Königshaus (FDP): Es gab 
keine Einbindung zum Beispiel auch der 
Staatssekretäre? 

Zeuge Huth: Nein.  

Hellmut Königshaus (FDP): Das heißt, 
dass also, zum Beispiel was Sicherheitsfra-
gen und Ähnliches angeht, die Kenntnis und 
die Kompetenz dessen, was zum Beispiel die 
Staatssekretäre aus den Sicherheitslagen 
oder aus den ND-Lagen mitgebracht haben, 
zwar möglicherweise da war, aber für Sie 
völlig nutzlos war, weil es nicht rückgekoppelt 
werden konnte? 

Zeuge Huth: Ich denke, dass solche 
Hinweise in erster Linie vonseiten des BMI 
direkt gekommen wären; denn das Verfahren 
war ja angekoppelt an das BMI.  

Hellmut Königshaus (FDP): Wir fragen 
jetzt aber nach Ihrem Haus.  

Zeuge Huth: Das sind ja die Informatio-
nen der Innenbehörden. Die Informationen, 
die Sie ansprechen, die dann bei den 
Staatssekretären auflaufen, sind ja solche 
Informationen der Innenbehörden. 

Hellmut Königshaus (FDP): Jetzt ist es 
möglicherweise in den anderen Häusern 
genauso organisiert. Es spricht ja auch man-
ches dafür. Wir sehen ja die Akten aus allen 
Häusern. Aber jetzt vom Auswärtigen Amt. 
Das Innenministerium würde jetzt wahr-
scheinlich argumentieren: Das Auswärtige 
Amt hatte doch alle Kenntnisse; der Staats-
sekretär nimmt doch regelmäßig an den ND-
Lagen teil. - Das heißt also: Diese Informa-
tion geht in ein schwarzes Loch und verpufft 
dort; bei Ihnen unten kommt jedenfalls nichts 
an. Muss ich das so richtig verstehen? 

Zeuge Huth: Das ist eine Bewertung von 
Ihnen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Nein, ich 
frage jetzt einfach.  

(Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Was fragen Sie eigent-

lich?) 

- Ob es eine Rückkopplung gab. Das habe 
ich doch jetzt schon zweimal gefragt. Ich 
habe nur noch keine Antwort und die erwarte 
ich im Übrigen auch nicht von Ihnen, sondern 
vom Zeugen - wenn ich das auch noch mal 
anmerken darf. 

Das kann man doch mit Ja oder Nein 
beantworten. Es gibt offenbar keine 
Rückkopplung. Oder bekamen Sie mal einen 
Vermerk von einem persönlichen Referenten, 
von einem Büroleiter, von irgendwem, vom 
Staatssekretärsbüro - mein Gott, wie muss 
man denn hier fragen -, der Ihnen dann 
berichtet: Wir haben aus der ND-Lage für 
Ihren Bereich relevante Informationen 
bekommen?  

Zeuge Huth: Es hat eine solche Rück-
koppelung, wie Sie sie gerade schildern, 
nicht gegeben. Aber das heißt nach meiner 
Auffassung nicht, dass der Kommunika-
tionsweg hinsichtlich Erkenntnissen der In-
nenbehörden, die in diesem Zusammenhang 
relevant sein können, verschlossen war. Ich 
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denke, gerade durch die Anbindung an das 
BMI war er nicht verschlossen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Nein, es 
geht jetzt um diesen Weg. Dieser Weg ist 
also vollkommen nutzlos; bei Ihnen unten 
kam jedenfalls nichts an, was über die ND-
Lage in die Staatssekretärsebene ging, so-
weit es eben einen wesentlichen Bereich 
auch der Sicherheitspolitik, nämlich der Vi-
sapolitik, angeht. Das wurde vollkommen 
abgekoppelt, losgelöst, ohne Rückmeldung 
und ohne irgendwelche Hinweise, jedenfalls 
soweit es die Schiene Auswärtiges Amt an-
geht, von der Leitungsebene in die aktiven 
Bereiche hinein abgewickelt. 

Zeuge Huth: Ich hatte Ihre Frage so ver-
standen, dass sie sich auf eine Rückkoppe-
lung in diesem spezifischen Bereich und 
hinsichtlich dieses Erlasses bezieht. Da ist 
meine Antwort, dass eine solche spezifische 
Rückkoppelung meines Wissens nicht statt-
gefunden hat.  

Was aber den allgemeinen Teil der Frage 
betrifft, ob Informationen sicherheitspoliti-
scher Art, die woanders vorlagen, auch mal 
zu 508 gekommen sind oder in die Rechts-
abteilung: Davon gehe ich eigentlich aus, 
dass das auch mal der Fall gewesen ist. Ich 
kann nicht von mir aus sagen - das steht mir 
auch nicht zu -: Grundsätzlich sind keine 
sicherheitsrelevanten Informationen an die 
Abteilung 5 gegangen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Sie waren ja 
nun zwar nicht lange, aber doch neun Mo-
nate in dieser Funktion. Sind in diesen neun 
Monaten jemals irgendwelche Informationen 
dieser Art an Sie gekommen? 

Zeuge Huth: Informationen welcher Art? 

Hellmut Königshaus (FDP): Sicherheits-
relevante Informationen aus der ND-Lage, 
die für die Visaerteilungspraxis von Bedeu-
tung sein könnten, zum Beispiel über Terro-
rismus, zum Beispiel möglicherweise über 
Schleusungserkenntnisse und Ähnliches, 
was im Zusammenhang mit der Visapolitik 
von Bedeutung sein könnte. 

Zeuge Huth: In den neun Monaten, in 
denen ich - - 

Hellmut Königshaus (FDP): Nehmen Sie 
bitte auch mal den Ausschuss ernst!  

Zeuge Huth: In den neun Monaten, in 
denen ich dieses Gebiet bearbeitet habe - - 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Bitte, darf der Zeuge antworten?  

Hellmut Königshaus (FDP): Nein, 
also - - 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Ja, natürlich darf er antworten.  

Hellmut Königshaus (FDP): Darf ich 
auch noch mal - - 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Ja, danach.  

Hellmut Königshaus (FDP): Könnten Sie 
bitte mal da drüben auch dafür sorgen, dass 
das hier ein ordentliches Verfahren ist? 

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Bitte schön, jetzt können Sie 
antworten. 

Zeuge Huth: Ich erinnere mich nicht, 
dass in den neun Monaten, wenn Sie so 
spezifisch fragen, Informationen aus der ND-
Lage betreffend Schleusungen oder ähnlich 
sicherheitsrelevante Vorgänge - ich kann 
jetzt nur sagen - auf meinem Schreibtisch 
gelandet wären.  

Hellmut Königshaus (FDP): Und in der 
Zeit über Rückführungen und Ähnliches oder 
in anderen Zusammenhängen? 

Zeuge Huth: Ich weiß es nicht. 

Hellmut Königshaus (FDP): Wie sieht 
das jetzt aus, wenn Sie solche Gespräche 
mit dem Innenministerium geführt haben? 
Wenn vom BMI die Rede ist, wer ist denn 
das eigentlich? Wen können wir uns in Per-
son vorstellen? Aus den Akten heraus sind ja 
immer drei Namen eigentlich erkennbar. Wie 
sieht es da aus? Wer ist das namentlich als 
Person, wenn Sie vom BMI reden: Vom BMI 
ist dies oder das oder jenes oder mit dem 
BMI ist dies oder das besprochen? 
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Zeuge Huth: Hinsichtlich der Reise-
schutzpässe war das Referat A6, Herr Hilde-
brandt, der Ansprechpartner.  

Hellmut Königshaus (FDP): Nur Herr 
Hildebrandt? 

Zeuge Huth: Herr Alber, den ich aus der 
Rückführungszeit ganz gut kannte, war über 
einen gewissen Zeitraum informatorisch be-
teiligt. Ich glaube, er hat auch teilgenommen 
zum Beispiel an diesem Treffen, das dem 
Erlass bezüglich Itres voranging. Aber den 
Ansprechpartner, was die Reiseschutzversi-
cherung betraf, habe ich gewissermaßen 
geerbt und übernommen. Das wurde mir 
auch von Anfang an so gesagt, als ich diesen 
Bereich übernommen habe: Der Ansprech-
partner im BMI ist das Referat A6, Herr Hil-
debrandt.  

Hellmut Königshaus (FDP): Ich habe 
jetzt etwas allgemeiner gefragt. Natürlich, im 
Zusammenhang mit diesen Reiseschutzpäs-
sen, klar, das ist geklärt, aber generell: Sie 
waren ja für die Visaerteilung insgesamt zu-
ständig. Wie war es dort? Auch Herr Hilde-
brandt ausschließlich und Herr Alber mögli-
cherweise?  

Zeuge Huth: Ja, ich glaube, Alber ist 
auch Grundsatzreferent für Ausländer und 
Visumrecht. Ich weiß nicht genau, wie sein 
Titel war und ob er da im Moment auch noch 
ist beim Referat A2. Aber hinsichtlich der 
Reiseschutzversicherung war es A6, Herr 
Hildebrandt. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ist jetzt über 
diese Herren, mit denen Sie dann Kontakt 
hatten, irgendwelche relevante Information 
zum Beispiel über Schleusungsbewegungen, 
über Entwicklungen im Bereich von OK oder 
Ähnliches an Sie herangekommen? Sie 
sagten ja, Sie gehen davon aus, wenn etwas 
gewesen wäre, wäre es ja auf diesem Weg 
zu Ihnen gekommen. Ist denn etwas auf die-
sem Weg zu Ihnen gekommen? 

Zeuge Huth: Nicht, dass ich mich im 
Moment daran erinnere. 

Hellmut Königshaus (FDP): Hat Sie das 
nicht gewundert, dass in der Bundesrepublik 
über solche Fragen keine Erkenntnisse vor-
liegen sollen, nachdem die Zeitungen davon 

übrigens gerade zu jener Zeit voll standen; 
„Spiegel“, „Süddeutsche Zeitung“ haben da-
rüber berichtet. Es gab Erkenntnisse über 
entsprechende Vorgänge an Botschaften 
und Außenvertretungen eines ganz großen 
Mitgliedstaates der EU. Gab es keinen 
Grund, mal nachzufragen: Habt ihr keine 
Erkenntnisse, BGS oder Abteilung P oder 
BND?  

Zeuge Huth: Ich wäre davon ausgegan-
gen, dass uns diese Kenntnisse selbstver-
ständlich, sobald sie vorliegen, auch über-
mittelt werden.  

Hellmut Königshaus (FDP): Danke.  

Stellvertretender Vorsitzender Volker 
Neumann: Bevor jetzt Herr von Klaeden das 
Wort bekommt, möchte ich nur darauf hin-
weisen, damit das ins Protokoll kommt: Ich 
war vorhin draußen, da kam ein Anruf von 
Frau Fries-Gaier. Sie war wieder aufgewacht 
und hatte sich noch einmal Gedanken ge-
macht über ihre Aussage zu Herrn Nitz. Sie 
sagt, sie hat Herrn Nitz auch im Zug getrof-
fen. Sie sind wohl auch mit dem Zug gefah-
ren. Sie haben auch in dem gleichen Hotel 
wohl in Bonn oder Köln übernachtet. Ich 
habe gesagt, deshalb braucht sie nicht extra 
zurückzukommen, um das hier zu berichti-
gen. Sie kann das ja zu Protokoll geben. Ich 
habe das jetzt zu Protokoll gegeben. Ihr war 
es schlichtweg entfallen. Ich glaube, das 
sollte ich hier tun.  

Herr von Klaeden.  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Herr 
Huth, haben Sie an der EU-Visa-Arbeits-
gruppe in Brüssel teilgenommen?  

Zeuge Huth: Nein.  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Sind 
Ihnen Berichte von dort mitgeteilt worden, 
also von den Sitzungen? Frau Fries-Gaier 
sagte, dass Herr Dr. Manig und Herr Hilde-
brandt an diesen Sitzungen teilgenommen 
hätten, die seit mehreren Jahren stattfinden.  

Zeuge Huth: Ich habe nicht teilgenom-
men und ich bin auch nicht mit Berichten aus 
Brüssel versorgt worden. Aber ich will nicht 
ausschließen, dass mir mal möglicherweise 
das eine oder andere Papier zur Kenntnis 
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gegeben worden ist. Aber da erinnere ich 
mich an keinen konkreten Vorfall. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ist 
Ihnen denn Kritik zur Kenntnis gelangt von 
anderen Schengen-Partnern über die Vi-
saerteilungspraxis an deutschen Botschaf-
ten? 

Zeuge Huth: Die ist mir präsent in allge-
meiner Form; aber ich kann nicht sagen, 
wann dieses Wissen oder diese Information, 
dass es da Vorbehalte gibt, bei mir aufge-
schlagen ist. Das weiß ich nicht mehr. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Kön-
nen Sie sich denn erinnern, welcher Art die 
Vorbehalte sind oder waren, worauf sie sich 
inhaltlich bezogen?  

Zeuge Huth: Ich denke, es wird der all-
gemeine Vorwurf einer großzügigen Visaer-
teilung durch deutsche Botschaften in Osteu-
ropa gewesen sein.  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ist 
Ihnen auch etwas über die Folgen dieser 
Visarteilungspraxis zur Kenntnis gelangt, - 

Zeuge Huth: Nein.  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): - 
Stichwort Schwarzarbeit in Portugal, Spa-
nien, Frankreich, Italien? 

Zeuge Huth: Nein.  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): „Nein“, 
haben Sie gesagt. - Und von welchen Län-
dern die Kritik geäußert wurde, ist Ihnen 
auch nicht bekannt? 

Zeuge Huth: Nein. Es ist mir im Moment 
nicht - - Ich sagte ja, es ist mir in der Erinne-
rung nicht präsent.  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Das 
Einzige, woran Sie sich erinnern können, 
wenn ich das zusammenfassen darf, ist, 
dass es diese Kritik gegeben hat. Aber Sie 
erinnern sich weder, von wem, noch, worauf 
sie sich bezog, über das hinaus, was Sie 
bisher gesagt haben? 

Zeuge Huth: Richtig wäre, dass ich zu 
einem mir jetzt nicht mehr bekannten Zeit-

punkt so etwas mal gehört habe. Aber ich 
weiß nicht, wann es war und welche ganz 
konkreten Formen es hatte.  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Sind 
Sie auf Ihrem derzeitigen Posten auch mit 
R-und-K-Angelegenheiten befasst, mit 
Visaerteilung? 

Zeuge Huth: Nein.  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Sie 
haben auch keinen Kontakt zur Visastelle 
oder hören von Problemen aus der Vi-
sastelle? 

Zeuge Huth: In meinem derzeitigen 
Posten bin ich damit nicht befasst. Es ist eine 
kleine Botschaft. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Gerade 
als der Kollege Binninger Sie fragte, haben 
Sie gesagt, Sie sind politischer Referent in 
Beirut. Waren Sie am Standort Beirut auch in 
einer anderen Funktion tätig? 

Zeuge Huth: In Beirut?  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): In Bei-
rut, ja. Oder sind Sie von Anfang an seit Ihrer 
Versetzung nach Beirut als politischer Refe-
rent tätig? 

Zeuge Huth: Ich bin von Anfang an als 
politischer Referent versetzt worden.  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ich 
frage deshalb, weil ich mich zu erinnern 
meine, von Problemen der Visaerteilung 
auch in Beirut gelesen zu haben. Deswegen 
frage ich Sie. Sind Ihnen da Probleme be-
kannt aus der Visastelle? 

Zeuge Huth: Ich muss ergänzend sagen, 
dass ich vertretungsweise, überbrückungs-
weise einmal ein paar Monate Rechts- und 
Konsularangelegenheiten in Beirut neben 
meiner Tätigkeit gemacht habe. Ich glaube, 
das, worauf Sie anspielen, war auch mal 
Gegenstand einer Kleinen Anfrage, einer 
Bundestagsanfrage. Soviel ich weiß, liegen 
diese Vorgänge relativ weit zurück. Das war 
also auch vor meiner Zeit. Insofern habe ich 
keine Kenntnis darüber.  
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Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Ehrlich 
gesagt ist mir der Gedanke gekommen, als 
Sie auf die Frage des Kollegen Binninger 
sagten - - Nachdem Sie in Beirut sind, meinte 
ich mich zu erinnern, etwas von Beirut gele-
sen zu haben. Deswegen muss ich Ihnen 
auch sagen, dass ich mich, genauso wenig 
wie Sie sich an die Schengen-Partner erin-
nern können, jetzt an die Frage erinnern 
kann, woher ich es weiß. Aber Sie können 
mir dazu auch nichts weiter sagen? 

Zeuge Huth: Nein.  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Die 
klassischen Fälle sind ja Korruption usw. Das 
hört man immer wieder: Probleme mit Orts-
kräften, Korruptionsanfälligkeit. Ist Ihnen da 
irgendetwas bekannt, weil wir das immer 
wieder hören? 

Zeuge Huth: Ja, aus der Vergangenheit 
Dinge, die ich berichtet bekommen habe, die 
auch vor meinem Eintreffen in Beirut lagen, 
auch hinsichtlich Ortskräften. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Kön-
nen Sie noch sagen, was das war? 

Zeuge Huth: Ich weiß das nicht mehr im 
Einzelnen. Ich weiß, dass es in einem Fall, 
ich glaube, um eine Ortskraft geht, die heute 
auch noch in einem anderen Bereich in der 
Botschaft beschäftigt ist. Es wäre mir auch 
unangenehm, darüber jetzt etwas zu sagen. 
Das waren Dinge, die weit zurücklagen, die 
ich als nachfolgender Kollege an der Bot-
schaft Beirut einmal mitbekommen habe. 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Aber 
das hat mit Korruption zu tun gehabt? Das ist 
ja so allgemein. 

Zeuge Huth: Das würde jetzt davon ab-
hängen - ich kenne den Vorgang im Einzel-
nen nicht -, wie Sie den Korruptionsbegriff 
umschreiben. Es ist mir bekannt, dass es 
auch in Beirut früher einmal Probleme gege-
ben hat, die auch Ortskräfte betrafen. Das 
war weit vor meiner Zeit.  

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): Okay, 
danke. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Binninger, bitte.  

Clemens Binninger (CDU/CSU): Herr 
Huth, wenn Sie schon einmal da sind - ich 
hatte das vorhin leider vergessen; ich bitte 
um Nachsicht, auch an die Kollegen -: Hatten 
Sie im Vorfeld dieses Erlasses vom 
29. Januar 2002, den Sie ja verfasst haben, 
auch Gespräche mit dem ADAC und mit der 
Reise-Schutz AG geführt? 

Zeuge Huth: Ja. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Mit bei-
den. Und mit wem dort jeweils bei den bei-
den? 

Zeuge Huth: Vom ADAC ist es der Herr 
Rakerseder, der, glaube ich, in den Unterla-
gen auch genannt wird; er war mal im Aus-
wärtigen Amt. Den haben wir zumindest bei 
einem solchen Gespräch auch mal über die 
Neuregelung unterrichtet, weil es ja für den 
ADAC eine Veränderung bedeutete. Mit 
Herrn Kübler hat es natürlich auch Gesprä-
che gegeben. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Im 
Vorfeld dieses Erlasses? 

Zeuge Huth: Ja, und ich glaube, es hat 
keine gemeinsamen Gespräche gegeben. Da 
bin ich nicht ganz sicher, aber ich glaube, es 
hat keine gemeinsamen Gespräche mit 
Kübler und Rakerseder gegeben. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Was 
wurde da besprochen? Waren die beiden 
jeweiligen Vertreter mit der neuen Erlasslage 
zufrieden oder hatten sie Wünsche, Ände-
rungsvorschläge oder was auch immer? 
Hatten Sie Schwierigkeiten gesehen oder 
sonstige Aussagen getroffen? 

Zeuge Huth: Nein. Gerade hinsichtlich 
Herrn Kübler weiß ich, dass ich ihm mitgeteilt 
habe, dass wir an einer Neuregelung arbei-
ten, dass wir ihm natürlich mitgeteilt haben, 
dass er seine Bonität noch sozusagen nach-
zuliefern hätte; denn sein Produkt, sein Rei-
seschutzpass, ist ja im Mai anerkannt wor-
den und die Arbeiten an der Neuregelung 
liefen dann ab August; da fand dann eben 
diese Bonitätsüberprüfung statt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Er war 
also gar nicht geprüft, als er schon auf den 
Markt durfte. Verstehe ich das richtig? 
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Zeuge Huth: Aus den mir vorliegenden 
Unterlagen ergab sich jedenfalls nicht, dass 
er geprüft worden war. Ich habe daraufhin 
das BMI - auch wieder Herrn Hildebrandt - 
um die Vornahme dieser Prüfung gebeten, 
was abgelehnt wurde. Allein im Hinblick da-
rauf, dass der Reiseschutzpass der Reise-
Schutz AG zu diesem Zeitpunkt ja bereits 
seit mehreren Monaten anerkannt war, 
haben wir dann gesagt - das haben wir auch 
im Referat diskutiert -: „Dann holen wir von 
uns aus diese Bonitätsprüfung bei Herrn 
Kübler nach“, und haben ihn aufgefordert, 
uns seine Bonität darzutun. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Sie 
hatten in einer Ihrer Mails geschrieben, dass 
bei der Neuordnung dieser Reiseschutzver-
sicherungsstruktur ein neuer Anbieter auf 
dem Markt sei - so aus der Erinnerung von 
mir formuliert, also nicht dem Wortlaut ge-
treu -, die Reise-Schutz AG, die aber nicht 
über eine entsprechende Vertriebsstruktur 
wie der ADAC verfügen würde. Hatten Sie da 
keine Bedenken - oder Herr Kübler viel-
leicht -, dass er dazu gar nicht in der Lage 
ist, sein Produkt weltweit zu vertreiben, dass 
er sagt: „Für mich spielt es eigentlich keine 
Rolle; ich bleibe sowieso nur im Inland“, oder 
war das kein Thema, wenn Sie vorher sagen: 
„Der zweite Partner hat keine Vertriebs-
struktur, die dem entspricht, wie es eigentlich 
sein müsste“? 

Zeuge Huth: Herr Kübler wurde ja durch 
den Erlass nicht verpflichtet, seine Reise-
schutzversicherung auch im Ausland zu ver-
treiben. Er hätte sich dann, wenn er sagt: 
„Ich kann da nichts aufbauen“, auch ent-
scheiden können, dass er beim Inland bleibt. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): War 
das irgendwie ein Thema? 

Zeuge Huth: Bitte? 

Clemens Binninger (CDU/CSU): War 
das irgendwie ein Thema, dass er noch eine 
Vertriebsstruktur aufbauen muss, oder hat er 
gesagt: „Ja, habe ich sowieso schon alle an 
der Hand von früher oder von anderen Ter-
minen“, oder - - 

Zeuge Huth: Das weiß ich nicht mehr. 
Für mich war es bei der Konzeptionalisierung 
wichtig, diese einheitlichen Bedingungen zu 

schaffen. Da ergab sich in der Konsequenz 
auch die Zulassung eines weltweiten Vertrie-
bes. Aber ich habe sicherlich Herrn Kübler 
nicht ermuntert, auf den weltweiten Vertrieb 
zu gehen, oder es war auch von seiner Seite 
aus, soweit ich mich erinnere, kein ausdrück-
liches Anliegen, dass das geschieht. 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Können 
Sie mir erklären, wie in den Erlass auf 
Seite 3 unter 2. folgender Hinweis kommt: 

Es ist davon auszugehen, dass sich 
der Vertrieb in der absehbaren Zu-
kunft auf Mittel- und Osteuropa 
(einschließlich Türkei) und gegebe-
nenfalls auf China konzentrieren 
wird, da die genannten Unterneh-
men 

- also Reise-Schutz AG und ADAC - 
bisher vor allem in diesen Regionen 
einen wesentlichen „Markt“ sehen. 

Was hat dieser Hinweis in einem Erlass, 
der ja sowieso an alle Auslandsvertretungen 
geht, verloren und haben beide Anbieter 
gesagt: „Wir sind sehr dankbar, weil wir uns 
dann eh gleich Richtung China und Türkei 
ausdehnen wollen“? 

Zeuge Huth: Also, da muss ich mich in-
soweit korrigieren: Dann hat Herr Kübler 
offenbar doch die Absicht zu erkennen ge-
geben, auch im Ausland zu vertreiben. Er 
hätte natürlich auch wie bisher von Deutsch-
land aus die Versicherungen ausstellen kön-
nen und ins Ausland schicken können. Ich 
weiß nicht, ob er das so auch im Kopf hatte - 

Clemens Binninger (CDU/CSU): Was 
mir nicht - -  

Zeuge Huth: - für Osteuropa. Aber ich 
nehme an, er wollte - - Der Hinweis auf diese 
spezifischen Länder ergab sich meiner Erin-
nerung nach daraus, dass der Erlass ja ein 
weltweiter ist und dass man gleichzeitig auch 
den Vertretungen, die sich vielleicht im Mo-
ment noch gewundert haben, warum sie so 
etwas bekommen und noch nie etwas von 
einem Reiseschutzverfahren gehört haben, 
damit sozusagen zu erkennen gab: Es ist 
zwar ein weltweiter Erlass; aber der wird 
wohl mittelfristig oder für die nächste Zukunft 
diesen regionalen Bereich eher betreffen als 
andere. 
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Clemens Binninger (CDU/CSU): Keine 
Fragen mehr. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Herr 
Königshaus. 

Hellmut Königshaus (FDP): Herr Zeuge, 
nur noch mal ganz zum Schluss eine ergän-
zende Frage: Sie sind ja im August, etwa ab 
August 2001, mit Visaangelegenheiten direkt 
befasst gewesen. Wie ist Ihnen denn in die-
sem Zeitraum eigentlich dann die Beziehung 
zu dem Herrn Hildebrandt und zu dem Herrn 
Kübler nahe gebracht worden? Wie kam 
diese Geschichte auf Sie zu? Bestand die 
Beziehung schon zwischen Hildebrandt und 
Kübler? Kannten die sich? War dort schon 
die Einführung bei Ihnen? Hat man gesagt: 
„Da kommt jetzt der Herr Hildebrandt, der 
kennt den Herrn Kübler“, oder wie lief das 
eigentlich ab? Wie müssen wir uns das vor-
stellen? 

Zeuge Huth: Diese Kontakte habe ich, 
wie gesagt, bei Übernahme des Arbeitsplat-
zes übernommen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja, ja. 

Zeuge Huth: Herr Hildebrandt war be-
kannt als der Ansprechpartner zu diesem 
Thema. Ich glaube, der hat auch mit Herrn 
Manig schon vorher einen Kontakt gehabt. 
Herrn Kübler war eben dadurch, dass sein 
Produkt ab Mai 2001 anerkannt war, im 
Auswärtigen Amt auch schon bekannt. Ich 
meine, Frau Fries-Gaier hat ihn mir vorge-
stellt. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ach so. - 
Nun haben Sie ja relativ schnell dann offen-
kundig dort über Änderungen schon wieder 
nachgedacht. „Back to the roots“ habe ich 
hier irgendwo gelesen, also einfach zurück 
zu den eigentlichen Funktionen, die ein sol-
ches Schutzdokument haben könnte, näm-
lich letzten Endes eine wirtschaftliche Absi-
cherung und nichts weiter zu gewährleisten. 
Was hat Sie so schnell dazu gebracht, das 
zurückzudrehen? Hatten Sie irgendwie das 
Gefühl, das passt nicht zusammen, oder 
hatten Sie das Gefühl, da ist irgendetwas 
anderes, was Sie stört? Was war da? 

Zeuge Huth: Der Grund war einfach, 
dass mir die Regelungen des Erlasses vom 

15.10.99 überhaupt nicht einleuchteten, weil 
mit diesem Erlass dieses Instrument auf eine 
sehr viel breitere Basis gestellt wurde, als es 
eigentlich §§ 82 und 84 erforderlich machen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Nun war der 
Erlass vom 15.10. ja zu diesem Zeitpunkt 
eigentlich gegenstandslos, wurde uns immer 
erzählt. Der Erlass vom 15.10.99 soll ja 
schon seit Januar 2001 sozusagen außer 
Kraft gewesen sein. Das war er wohl doch, 
oder wie? 

Zeuge Huth: Ich habe ihn aufgehoben 
mit Erlass vom Januar 2002. Also, mir ist 
nicht bekannt, dass der Erlass vom 
15.10.99 - 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja, da war 
er dann auch weg, klar. 

Zeuge Huth: - im Januar 2001 außer 
Kraft gewesen wäre. 

Hellmut Königshaus (FDP): Okay. Je-
denfalls waren die CdTs zu diesem Zeitpunkt 
noch durchaus im Gang, waren durchaus 
noch auf dem Markt, wurden auch eingesetzt 
neben dem Reiseschutzpass. Aber Sie woll-
ten das Verfahren mit dem Reiseschutzpass 
schon verändern? 

Zeuge Huth: Das Verfahren hinsichtlich 
der Reiseschutzversicherungen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Richtig, 
Reiseschutzversicherungen. 

Zeuge Huth: Reiseschutzversicherungen 
ist der Oberbegriff, - 

Hellmut Königshaus (FDP): Ja.  

Zeuge Huth: - unter dem sich dann eben 
unter anderem diese beiden Produkte finden. 

Hellmut Königshaus (FDP): Die wollten 
Sie generell dann auf diese rein wirtschaftli-
che Bedeutung zurückführen? 

Zeuge Huth: Richtig. 

Hellmut Königshaus (FDP): Und der 
einzige Grund war, dass Sie das, was seit 
Jahren praktiziert wurde, für nicht überzeu-
gend hielten? 
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Zeuge Huth: Ich will nicht sagen, dass 
ich die Praxis für nicht überzeugend hielt. 
Solange man es zum Beispiel nur mit einem 
Anbieter wie dem ADAC zu tun hat, bei dem 
man weiß, dass man da auf einen gewissen 
Vertrauensschutz oder einen Vertrauensas-
pekt setzen kann, mag das sinnvoll sein. 
Aber ohne dass ich den ADAC, wie gesagt, 
kritisieren möchte, halte ich es schon für 
grundsätzlich etwas kritisch, wenn man 
einem wirtschaftlich Interessierten sozusa-
gen eine Prüfaufgabe gibt; denn er befindet 
sich dann möglicherweise in einem Wider-
spruch zwischen den Interessen, zu prüfen 
und Versicherungen zu verkaufen. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ich finde 
das ja inhaltlich völlig richtig, was Sie ge-
macht haben. Ich finde ja alles das, was vor-
her war, genauso schlimm, wie Sie offenbar 
es gefunden haben. Was mich nur wundert, 
ist eines - und deshalb frage ich -: Sie wis-
sen, das eine, wo der Plurez vom 15.10.99 
einbezogen war, war ja der Volmer-Erlass 
oder der Fischer-Erlass, der ausdrücklich auf 
Weisung des Ministers - ausdrücklich er-
wähnt - erlassen wurde. Und nun kommen 
Sie und heben den einfach mal kurz auf, weil 
er Ihnen nicht einleuchtet, und sagen, Sie 
hätten das mit niemandem abgestimmt. Das 
ist das, was mir an Ihrer Darstellung ein biss-
chen zu kauen gibt. 

Zeuge Huth: Der Erlass vom 15.10.99 - 

Hellmut Königshaus (FDP): Nein, der 
vom - - 

Zeuge Huth: - wurde aufgehoben. Aber 
dadurch wurde der Erlass vom 03.03.2000 
nicht beeinträchtigt. Im Gegenteil: Der wurde 
aufgeführt unter den Bezugserlassen im Er-
lass vom 29.01.2002 und nicht aufgehoben. 

Hellmut Königshaus (FDP): Nein, nicht 
aufgehoben, aber er wurde doch letzten En-
des abgeändert. 

Zeuge Huth: Nein. 

Hellmut Königshaus (FDP): Ach, der 
bestand einfach so nebenbei - - 

Zeuge Huth: ... (akustisch unverständ-
lich) Der Erlass vom 29.01.2002 - 

Hellmut Königshaus (FDP): - wurde mit 
vergessen? 

Zeuge Huth: ... (akustisch unverständ-
lich) 

Hellmut Königshaus (FDP): Mit verbes-
sert! 

(Volker Neumann (Bramsche) 
(SPD): Das hat er doch schon alles 

gesagt!) 

Zeuge Huth: Der Erlass vom 29.01.2002 
war ja kein grundsätzlicher Erlass zur Neure-
gelung der Visumpraxis - also, das hätte ich 
nun wirklich nicht tun können -, sondern - 

Hellmut Königshaus (FDP): Na eben ... 
(akustisch unverständlich) 

Zeuge Huth: - er war ein Erlass, der 
einen Ausschnitt aus der Visumpraxis re-
gelte, nämlich das Verfahren hinsichtlich der 
Reiseschutzpässe. 

Hellmut Königshaus (FDP): Nur in die-
sem Erlass wird eben auf die Erleichterung 
beim CdT ausdrücklich hingewiesen - dieser 
Satz ist ja drin - und damit war er ja einge-
schlossen. Also, insofern haben Sie ihn na-
türlich schon geändert, aber okay. 

Wir haben den Sachverhalt jetzt aufge-
klärt und die Herren haben den Sachverhalt 
jetzt auch aufgenommen. - Danke schön. 

Vorsitzender Dr. Hans-Peter Uhl: Nach 
meinen Unterlagen sind keine weiteren Kol-
legen mehr auf der Liste, die Fragen stellen 
wollen. 

(Zurufe) 

- Das ist so. Keiner mehr drauf? 
Dann bekommen Sie, Herr Huth, von uns 

das Protokoll zugeschickt. Ich möchte Sie 
bitten, es durchzuschauen und gegebenen-
falls zu korrigieren und an uns zurückzuschi-
cken. Hiermit sind Sie als Zeuge entlassen. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der 
CDU/CSU: Mit Dank! - Hellmut Kö-
nigshaus (FDP): Dann können wir 

nach Hause gehen?) 

Ich bedanke mich im Namen des ganzen 
Ausschusses ganz herzlich bei dem Steno-
grafen sowie seiner Kollegin. Vor allem wol-
len wir uns bedanken, dass Sie so lange 
durchgehalten haben. 
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(Beifall) 

Dasselbe gilt für die Kollegen, die uns bis 
um 5.30 Uhr mit Speis und Trank versorgt 
haben. 

(Beifall) 

Diese öffentliche Sitzung ist hiermit been-
det und ich empfehle, nach Hause zu gehen. 

(Schluss: 5.34 Uhr) 
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